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Zum Entwurf einer Neichsdienſtſtrafordnung. 


Von Rechtsanwalt Dr. Görres, Berlin. 
Vorſitzender des Ausſchuſſes des Deutſchen Anwaltvereins für öffentliches Recht. 


Wer ſich als Rechtsanwalt mit der Kritik dieſes Entwurfs 
ie eines Gegenſtandes des Beamtenrechts befaßt, muß 
lich davor hüten, ihn ausſchließlich als Vertreter der Inter⸗ 
‚nen des angeſchuldigten Beamten zu beurteilen, — eine Ge⸗ 
lahr, in die er um fo leichter fällt, meil er in der Praxis 
Für in dieſer Eigenſchaft das Rechtsgebiet bearbeitet. Viel⸗ 
ehr muß das öffentliche Wohl Leitſtern und Richt⸗ 
Kon fein. Daß der Entwurf beamtliche Belange ordnet, 
ft nur die eine Seite, ebenſo wichtig iſt ſeine Eigenſchaft als 

rozeßgeſetz. Unter dieſem Geſichtspunkt ſcheint mir der 
twurf krotz ſeiner vielleicht unüberſehbaren Bedeutung für 
0 e künftige Entwicklung des Prozeßrechts in Reich und Län⸗ 
ern bisher allzuwenig gewürdigt. Schließlich regelt der Ent⸗ 
dine eine beſondere Art des Strafrechts; dies be⸗ 
Ngt, daß der Kritiker ſich bewußt bleibt, inwieweit die ge⸗ 
wohnten Kategorien des bürgerlichen Strafrechts Anſpruch auf 
Heltung in dieſem Sondergebiet haben oder nicht haben. 
g., Vom bürgerlichen Strafrecht her find wir gewohnt, als 
rundlage zu betrachten den Grundſatz der Vergeltung 
oder Beſſerung einerſeits, die General⸗ und Spezial⸗ 
lot vention (Abſchreckung) andererſeits. Die rechtsphilo⸗ 
ophiſche Grundlage des geltenden Reichsdienſtſtraf⸗ 
echts iſt zu entnehmen dem § 100 RBG. 

„Die Einſtellung des Verfahrens muß erfolgen, ſobald der An⸗ 
Eschuldigte ſeine Entlaſſung aus dem Reichsdienſte mit Verzicht auf 
Faun Gehalt und Penſionsanſpruch nachſucht, vorausgeſetzt, daß er 
Er amtlichen Geſchäfte bereits erledigt und über eine ihm etwa 
cg wut. Verwaltung von Reichsvermögen vollſtändige Rechnung 

at. 


Aura Die Verhängung einer Ordnungsſtrafe ift in dieſem Falle nicht 
A ſſig. Die Koſten des eingeſtellten Verfahrens (8124) fallen dem 
ngeſchuldigten zur Laſt.“ 

Dieſe Vorſchrift — die in Quellen des Landesdienſt⸗ 
duchtrechts wiederkehrt — lehrt, daß hier weder für den Ver⸗ 
Meungz-, noch für den Beſſerungsgedanken Raum bleibt. 
un es in der Hand des Beamten liegt, jedwede Ver⸗ 

gungstätigkeit zu vereiteln, fo verfolgt das Dienſtzuchtrecht 

enbar andere Zwecke: Sein einziges Ziel iſt, Reinerhal⸗ 
ng des öffentlichen Dienſtes nach innen, zugleich 
nafrechterhaltung des Anſehens der Behörde 
kein außen. Das iſt ein ſtaats⸗ und volkspſychologiſches — 
in individualpſychologiſches — Ziel, es liegt jenſeits von 
Abhang; ienſeits von Beſſerung. Somit verbleibt nur die 
in ‚Bredungstheorie. Sie wirkt mit leichteren Strafen 
der Richtung, daß der Beamte in Zukunft die Würde des 
Mies wahrt, und mit ſchweren Strafen dahin, daß er und 


die anderen Beamten ſich vor Angriffen auf die Würde des 
Staates und öffentlichen Dienſtes hüten. 

Ohne die Abſchreckung iſt das Ziel — Reinerhaltung und 
Anſehenswahrung — nicht zu erreichen. Es iſt darum eine 
grundlegende Forderung des öffentlichen Wohles, daß für 
allerſchwerſte Fälle der Dienſtzuchtverletzung auch auf Verluſt 
des Anſpruchs auf Dienſtbezüge, Ruhegehalt, Amtsbezeichnung, 
Titel, Dienſtkleidung und Dienſtabzeichen als Nebenſtrafen er⸗ 
kannt werden kann (§ 5 Entw.). Würde der Richter — wie 
die Beamtenverbände wollen — genötigt ſein, die Penſion 
als erworbenes Recht und zurückgelegten Gehaltsteil dem. 
zur Dienſtentlaſſung Verurteilten zu belaſſen, ſo fiele nament⸗ 
lich für die alten, kurz vor der Penſionierung ſtehenden Be⸗ 
amten eine ſtarke Hemmung weg. Das verbietet das öffent⸗ 
liche Wohl. 

Andererſeits ſieht der Entwurf den Verluſt aller oben 
aufgezählten Individualrechte des Beamten als auto- 
matiſche Folge der Dienſtentlaſſung an. Hiergegen wendet 
ſich der Ausſchuß des Deutſchen Anwaltvereins für öffent⸗ 
liches Recht. Er ſpricht aus: 

Es iſt eine Forderung der Gerechtigkeit, daß 

1. die Folgen der Dienſtentlaſſung, die in 8 5 auf⸗ 
gezählt ſind, wenn auf ſie erkannt werden ſoll (was 
Frage des Einzelfalles iſt), vom Richter des Ein⸗ 
zelnen geprüft, ausgeſprochen und be⸗ 
gründet ſein müſſen; als automatiſche Folgen ſind 
ſie nicht anzuerkennen; 

2. daß die Folge des Verluſtes der Hinterbliebenen⸗ 
verſorgung auszuſchalten iſt, da dieſer Verluſt 
weder gerecht, noch juriſtiſch zu begründen, noch ſo⸗ 
zial ift. 

Denn die Hinterbliebenenverſorgung iſt ein Anſpruch der 
Hinterbliebenen aus eigenem Recht und dem Dienſtſtraf⸗ 
verfahren nicht unterworfen. In § 5 und 8 17 Abſ. 1 iſt 
darum das Wort „Hinterbliebenenfürforge” zu ftreichen. 

Es erſcheint als Barbarei, neben dem Angeſchuldigten 
deſſen künftige Hinterbliebenen, die weder Beamte, noch im 
Prozeß verſtrickt ſind, um den Vermögensanſpruch zu bringen, 
der ihnen zu eigenem Recht erwachſen iſt, und der nicht ein⸗ 
mal der Verfügung des Beamten ſelbſt unterliegt. Was 
würde man jagen, wenn der Diſziplinarrichter einen der Ehe⸗ 
frau zuſtehenden Lebensverſicherungsanſpruch, ein ihr ge⸗ 
höriges Grundſtück zur Strafe für die Tat des Ehemannes 
dem Reiche für verfallen erklärte? Möchten die dem 
Reichstag angehörigen Frauen dieſes ſchwere Un⸗ 
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recht gegen die deutſche Frau, das der Entwurf ohne Prü⸗ 
fung von alten geiſt⸗ und herzloſen Vorſchriften übernommen 
hat, ganz energiſch bekämpfen und zu Fall bringen. 

Es empfiehlt ſich ferner, für Eröffnungsbehörde wie für 
Gericht das Ziel des Dienſtſtrafverfahrens klar voranzu⸗ 
ſtellen als 


Ja Ziel des Dienſtſtrafver fahrens. 
8 18a. 


Das Ziel des Dienſtſtrafverfahrens iſt Erforſchung der 
materiellen Wahrheit unter Beachtung auch der den An⸗ 
geſchuldigten entlaſtenden Umſtände. 

In der Frage der Präjudizialität des ſtrafrichterlichen 
Urteils herrſcht in Deutſchland ein Durcheinander ohneglei⸗ 
chen. Der Reichsdiſziplinarhof, der preuß. Diſziplinarhof für 
richterliche Beamte, das preuß. Oberverwaltungsgericht be⸗ 
jahen ſie, der preuß. Diſziplinarhof für nicht richterliche Be⸗ 
amte und bayr. Geſetze verneinen ſie. 

Kernpunkt für die Frage des beſſeren Syſtems ſcheint 
mir folgender Gedanke: Der bürgerliche Strafrichter trägt vor 
dem Geſetz und ſeinem Gewiſſen uur die Verantwortung für 
die von ihm verhängte bürgerliche Strafe. Die diſziplinar⸗ 
rechtlichen Folgen ſeines Urteils zu tragen, ſoweit ſie nicht 
ſchon im Strafgeſetzbuch vorgeſehen ſind, lehnt er entſchieden 
ab. Auch der Diſziplinarrichter trägt dieſe Folgen nicht, er 
ſieht ſich angeblich geſetzlich gezwungen, ſie als automatiſch 
aus dem Strafurteil fließend anzuwenden. 

Wer trägt denn nun die Verantwortung für 
dieſen fürchterlichen Mechanismus? — Deshalb 
ſpricht ſich zu § 19 der Ausſchuß mit aller Entſchiedenheit 
dahin aus, daß der ſtändigen Praxis des preuß. Diſziplinar⸗ 
hofes für nicht richterliche Beamte der Vorzug zu geben iſt 
vor dem gegenteiligen Syſtem. Auch der Kompromißbeſchluß 
des Reichsrats bzw. der dritten Leſung vermag die grund⸗ 
ſätzlichen Bedenken des Ausſchuſſes gegen die präjudizielle 
Bindung des Dienſtſtrafrichters nicht zu beſeitigen. 

Begründung: Die Bindung widerſpricht der vorgeſchla⸗ 
genen Unabhängigkeit des Diſziplinarrichters. Die Praxis 
des preuß. Diſziplinarhofes hat ſich bewährt. Weder der 
Zivilrichter noch der Verwaltungsrichter bindet den 
Diſziplinarrichter. „Eine Entlaſtungsverordnung iſt mit dem 
Entwurf nicht beabſichtigt.“ Die Überlaſtung des Reichs⸗ 
dienſtſtrafhofes kann deshalb kein Grund für eine ſachlich 
nicht haltbare Vorſchrift ſein. 

Zu 8 41 iſt als Abſ. 2 einzuſchalten: 

Die Eröffnungsbehörde darf als Ziel des Verfahrens 
keine beſtimmte Strafe bezeichnen. 

Begründung: Die eröffnende Verwaltungsbehörde darf 
durch die ſeither beliebte Klauſel: „Mit dem Ziel der 
Dienſtentlaſſung“ weder den Unterſuchungsführer, noch 
den erkennenden Richter beeindrucken. Dieſe ſeit Jahrzehnten 
übliche Vorwegnahme des Urteils ſteht auf der gleichen 
Höhe, wie wenn der Staatsanwalt die Anklageſchrift mit 
dem Ziele der Enthauptung des Angeklagten als 
Schlußantrag krönen würde; ſie iſt eine ſchwere Verletzung des 
oben beantragten Grundſatzes der Wahrheitsermittlung: § 18a. 

Zu 8 44. 

Die bei der Hauptverhandlung mitwirkenden Richter 
ſind dem Angeſchuldigten ſpäteſtens 24 Stunden vor Beginn 
der Hauptverhandlung bekanntzugeben. 

Begründung: Das Ablehnungsrecht iſt ſonſt illuſoriſch. 

Zu 8 46. 
wird der Zuſatz beantragt: 

Die Verteidigung iſt im förmlichen Dienſtſtrafverfahren 
eine notwendige. 

Das förmliche Dienſtſtrafverfahren kann die ganze Lebens⸗ 
arbeit des Beamten vernichten, nach dem Entwurf ſogar die 
Hinterbliebenenverſorgung. Die ungeheure Schwere dieſer 
Folgen rechtfertigt die Vorſchrift. 

Im Falle der Ablehnung der notwendigen Verteidigung 
iſt eine Beſtimmung aufzunehmen, daß ſtets da, wo der 
Staatsanwalt ſeinen Antrag auf Dienſtentlaſſung ſtellt, ein 
Verteidiger vorhanden ſein muß. Wenn dieſer nicht vorhanden 
iſt, jo iſt er zu beſtellen (8 265 Abſ. 3 StPO.). 

Der Abſatz betreffend die Wahlverteidiger iſt zu faſſen: 

Zu Verteidigern können beſtellt oder gewählt werden 
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die bei einem deutſchen Gerichte zugelaſſenen Rechtsanwälte 
und die Rechtslehrer an deutſchen Hochſchulen. 1 

Der letzte Abſatz: Andere Perſonen können nur mit Ge. 
nehmigung des Gerichts oder, ſoweit ein Gericht noch nich 
beſtimmt iſt, der Eröffnungsbehörde zugelaſſen werden, ul 
zu ſtreichen. : 

Begründung: Die Verteidigung eines Angeſchuldigten, 
insbeſ. im Dienſtſtrafverfahren mit feinen meiſt schwierigen 
Vorfragen des Zivil⸗, Beamten- oder ſonſtigen Verwaltung? 
rechts iſt eine Kunſt, die man nicht von ſelbſt verſteht, bie 
erlernt ſein will, und ohne die ſchwere Schädigung des Ange 
ſchuldigten nicht zu vermeiden iſt. Die preuß. Verwaltung. 
rechtsräte bilden eine Beſonderheit des preuß. Rechtes, = 
nicht ohne weiteres im Geſamtgebiet des Deutſchen Reichs 
zuzulaſſen iſt, insbeſ. mit Rückſicht auf den Umſtand, DFB 
ihre Vorbildung nicht notwendeg durch die ſonſt erforderlichen 
Prüfungen bewährt ift, und daß fie keiner Dienſtzucht unter, 
liegen. Nach dem Entwurf kann jeder beliebige Beamte — 
Vertreter von Beamtenorganiſationen, deren Mitglied der Be 
ſchuldigte iſt, als Verteidiger zugelaſſen werden, eine Vor 
ſchrift, die nicht die mindeſte Gewähr für ordnungsmüßig 
zielbewußte und ſtandeswürdige Verteidigung bietet, Tom 
weder der Rechtspflege dient, noch dem Angeſchuldigten Schl 
gewährt. Insbeſ. mangelt es jedem Organiſationsvertte er 
gegenüber an einer Dienſtzucht, die Unregelmäßigkeiten 
Wort, Schrift und Aktenbehandlung vorbeugt. 

In 8 49 Abſ. 2 

iſt hinter würde einzuſchalten: 

Gefährdung des Unterſuchungszweckes 
wenn Verdunkelungsgefahr beſteht. 


In 8 49 Abſ. 2 Schlußſatz 
iſt hinter Beſchuldigten einzuſchalten: 
und der Zeugen. 1 
Begründung: Das wichtigſte Beweismittel iſt (wohl ver 
ſehentlich) ausgelaſſen. 


liegt nur vol, 


8 53. l 
Der Ausſchuß empfiehlt mit äußerſter Entfehiebenh 
das Syſtem des Entwurfs, wonach die Vorunterſuchung d 5 
Schwergewicht des geſamten Dienſtſtrafverfahrens bildel, 
preiszugeben, ſowie an deſſen Stelle die Hauptverhandlun 
nach dem Vorbild der deutſchen Strafprozeßordnung zu Er 
Begründung: Die Tatſache, daß die Urteilsfindung 25 
Grund verleſener Protokolle anſtatt auf Grund des unmitte 
baren Eindrucks der Hauptverhandlung eine ſchlechte ur 
teilsfindung bedeutet, iſt Gemeingut modernen Denken. 
und heutiger Prozeßlehre. Sie ſollte abſeits jeden politiſch 
Kampfes ſtehen. = 
Das Syſtem des Entwurfs ift aufgebaut auf der Co 
stitutio Criminalis Carolina, der peinlichen Gerichtsordnung 
Kaiſer Karls V. vom Jahre 1532. Wie dieſe, verlegt er 455 
Schwergewicht des Prozeſſes in die geheime, ſchriftliche? 5 
unterſuchung, nach deren Abſchluß die Akten an einen Oberhof 
oder eine Juriſtenfakultät geſandt wurden, die nach Lage 
Akten grundſätzlich ohne eigene Beweisaufnahme ihr 1 
gebliches Gutachten abgab (vgl. Beling, Strafprozeßrecht! 
Kohler, Enzyklopädie II, 332). m 
So Entw. 8 59: In der Unterſuchung find alle ſachdit r 
lichen Beweiſe zu erheben; ſie iſt ſo weit zu führen, daß ſich ©, 
Regel nach eine weitere Beweisaufnahme in der Hauptverha 
lung erübrigt! — Als vor 50 Jahren die Reichsjuſtizgeſetze h, 
ſchaffen wurden, war man ſtolz auf den Triumph der ü b 
lichkeit und Unmittelbarkeit. Heute kehren wir auf Gru uf 
veralteter Diſziplinargeſetze zur C. C. C. zurück! — Der 9 
Grund der peinlichen Gerichtsordnung beſtellte Unterſuchu ht 
führer war ein Fachmann. Nach dem Entwurf wird Br 
ausdrücklich gejagt, aber als ſelbſtverſtändlich angenomm w 
daß er ein Mitglied der Reichsverwaltung iſt, der der ng 
geſchuldigte zugehört. Es ſoll alfo ein Mann die Unterſuch! 
führen, der vielleicht in feinem ganzen Leben noch keinen J 
gen vernommen hat. Der berühmte Begründer der wilt e 
ſchaftlichen gerichtlichen Pſychologie, Hans Groß, hal $ 3. 
Kriminalpſychologie und ein Handbuch für Unterſuchunge 
richter geſchrieben, die voll Lebensweisheit ſind und en? 
jedem Juriſten geleſen werden ſollten. Er verlangte inte 
fivſte Fachausbildung des Unterſuchung 
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richters. William Stern und Franz von Liſzt 
machten durch ihre pſychologiſchen Verſuche die Welt auf⸗ 
gorchen. Man erkannte das Beweisproblem als das Kernſtück 
des Prozeſſes. Man rückt ſeitdem feiner Löfung näher mit 
neuen Studien, neuen Mitteln. Aber was tut's? Hans 
Sroß und Franz von Liſzt ſind tot. Man ernennt in 
Sachen, die für den Angeſchuldigten je nachdem den beamt⸗ 
lichen Tod, die Exiſtenzvernichtung zur Folge haben, einen 
egierungs⸗ oder Oberregierungsrat — der wird die Sache 
chon machen! — Auch der Anklagevertreter bedarf keinerlei 
Vorbildung für ſein Amt, auch er fällt als Meiſter vom 
Himmel. — Wozu man im bürgerlichen Strafprozeß wegen 
36 Geldſtrafe wohl einen ſtudierten Staatsanwalt mit ge⸗ 
Siegener Vorbereitung braucht? Jeder Kenner der Verhält⸗ 
niſſe weiß, daß in Diſziplinarprozeſſen der Anklagevertreter 
dem Berufsverteidiger meiſt nicht gewachſen iſt. Der Ver⸗ 
teibiger endlich wird kraft $ 46 Entw. — da die allermeiſten 
eutſchen Beamten organiſiert find — in der Regel Vertreter 
einer Beamtenorganiſation ſein. — Ergebnis: Drei blutige 
Laien treiben die Vorunterſuchung, und ſie ſoll 
den Schwerpunkt des Diſziplinarprozeſſes 
bilden. 

Vor der Tätigkeit dieſer drei Laien ſteht die bindende Vor⸗ 
entſcheidung des Strafrichters, den die disziplinären Folgen 
nichts angehen. Dazu noch die dienſtliche Weiſung des Vor⸗ 
heſetzten mit dem Ziel der Dienſtentlaſſung! Nun ſage noch 
einer, der Entwurf ſei beamtenfeindlich, ſei ein Prozeß aus 
er Rumpelkammer vor 400 Jahren. — Sollte trotz dieſer 
chwerwiegenden Bedenken der Reichstag auf dem Syſtem der 
Lorunterſuchung beharren, ſo muß mit aller Entſchiedenheit 
erlangt werden, daß die Zeugenausſagen und ſonſtigen Be⸗ 
eismittel nur in Gegenwart und unter beſtändiger Mit⸗ 
wirkung der geſamten Prozeßbeteiligten, auch des Angeſchul⸗ 
bigten und ſeines Vertreters feſtgeſtellt werden. 

Nirgendwo mehr als im Prozeſſe gilt das Wort: 

Der Abweſende hat Unrecht! 

Schon gelegentlich der Beſprechung des Entwurfs eines 
Geſetzes über das Reichsverwaltungsgericht hat der DAV. war⸗ 
nend darauf hingewieſen, daß der allein ohne Kontrolle der 
rozeßbeteiligten vernommene Zeuge eine Gefahr für die 
geſamte Rechtspflege bedeutet. Warum taucht dieſe Gefahr 

mer wieder auf? Sind wir nicht alle vom Streben nach 
materieller Wahrheit im Prozeſſe erfüllt? Wozu dieſes chro⸗ 
niſche Verlangen, den Zeugen mit dem Unterſuchungsrichter 
dien in die Dunkelkammer zu ſchließen? Die Entwicklung 
eier Photographie kann nur zum Zerrbild führen (vgl. 
en Notſchrei von Böters in Dig. 1927, 944). 

§ 55 Abſ. 2. 
übe Für den Fall, daß das Unterſuchungsverfahren die 
drragende Stellung behält, die ihm vom Entwurf zu⸗ 
Voacht iſt, muß gefordert werden, daß in 855 Abſ. 2 die 
ereidigung der Zeugen und Sachverſtändigen zur Regel 
erklärt wirb. 
ſt Begründung: Solange die falſche uneidliche Ausſage 
raflos bleibt, iſt die Vereidigung der einzige Schutz des An⸗ 
geſchuldigten vor falſchen Ausſagen. 


8 59 
fait „Förderung oder Sicherung des Unterſuchungszweckes“ 
1570 beantragt: „zur Vermeidung der Verdunkelungsgefahr' 
otwendig erſcheint“. 
„So ift ihm Gelegenheit zu geben“ 


(wie erſte Leſung). 
Die Worte „vor der Vereidigung“ 


ſind zu ſtreichen. 
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Ob der Zeuge vereidigt wird oder nicht, iſt nicht maß⸗ 
gebend für das Bedürfnis, ſeiner Vernehmung beizuwohnen. 


S 64. 

Über Beſchwerden gegen Anordnungen des Unterſuchungs⸗ 
führers, inſoweit ſie die Teilnahme des Angeſchuldigten, 
ſeines Verteidigers oder des Anklagevertreters an der Be⸗ 
weisaufnahme betreffen, entſcheidet der Reichsdienſtſtrafhof, 
im übrigen entſcheidet die Reichsdienſtſtrafkammer. 

Begründung: Nur der Reichsdienſtſtrafhof kann in dieſer 
allerwichtigſten Verfahrensfrage einheitliche Grundſätze für 
das Reich ſchaffen. 

Ss 71. 

Folgender Abſatz iſt einzuſchalten: 5 

Zur Hauptverhandlung müſſen auf Antrag des Be- 
ſchuldigten diejenigen Zeugen geladen werden, deren Ver⸗ 
nehmung der Beſchuldigte in der Vorunterſuchung nicht hat 
beiwohnen dürfen. 

Begründung: Der Beſchuldigte hat zwar das Recht, ſelbſt 
Zeugen zu laden; er wird aber oft nicht in der Lage ſein, 
ihnen die erforderlichen Vorſchüſſe zu zahlen. Auch beſteht ein 
großer Unterſchied darin, ob die Ladung durch die Dienſt⸗ 
ſtrafkammer oder durch den Beſchuldigten ſelbſt erfolgt. 

. § 76a. 

Der Verzicht auf Rechtsmittel kann wirkſam erſt nach 
Ablauf von drei vollen Tagen ſeit Verkündigung aus⸗ 
geſprochen werden. 

Begründung: Der Angeſchuldigte iſt nach der aufregen⸗ 
den Verhandlung nicht mehr fähig, richtige Entſchlüſſe von 
großer Tragweite zu faſſen. 

8 79. 

Das Urteil mit Begründung ſoll binnen drei Wochen 

zu den Akten gebracht ſein. 

8 93 Abſ. 2 
wird wie folgt gefaßt: Die Entſcheidungen ergehen in den 
Fällen der Nr. 1 und 2 nach Anhörung des Anklagevertreters 
des Beſchuldigten und ſeines Verteidigers. 


8 101 
In 8 116 Abſ. 2 


iſt zu ſtreichen. 


iſt einzuſchalten: 
Hierüber iſt der Beamte im Beſchluſſe zu belehren. 
§ 117 b Abſ. 2 
muß (unter Anerkennung des heute von keiner Seite mehr 
ernſtlich beſtrittenen Rechtsſtandpunktes, daß das Beamten⸗ 
gehalt Alimentationsbetrag iſt) lauten: 

Das einzubehaltende Gehalt iſt abzuſtufen nach Maßgabe 
der dem vorläufig Dienſtenthobenen obliegenden Unterhalts⸗ 
verpflichtungen. Mehr als ½ des Dienſteinkommens darf 
nicht einbehalten werden. 

§ 117 b vor Abſ. 3: 
nicht mehr als /, in den Fällen 2 und 3 nicht mehr als . 
8 127. 

Iſt die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand aus⸗ 
drücklich oder ſtillſchweigend erteilt, fo iſt dagegen keine 
Anfechtung mehr gegeben. 

§ 138 Abſ. 2 
ſoll lauten: 


Die Koſten der Verteidigung trägt die Reichskaſſe. 


Rechtskraft des Urteils im ehrengerichtlichen Zulaffungsverfahten. 


Bon Generalſtaatsanwalt Dr. Lang, Hamburg. 


ſtell Nach $ 16 Abſ. 2 RAD. wird auf Verlangen des Antrag⸗ 
T im ehrengerichtlichen Verfahren über den Grund der 
An, gung der Zulaſſung entſchieden, wenn die Zulaſſung zur 
waltagiſchaft nach dem Gutachten des Vorſtandes der An⸗ 
zeichntammer aus einem der in $5 Nr. 4, 5 und 6 RAD. be- 
Nieren Gründe verſagt worden iſt. Umſtritten iſt in der 
ſem ratur die Wirkung der Rechtskraft des Urteils, das in die⸗ 
5 5 Sbrengerichtlichen Verfahren den Verſagungsgrund aus 
Nr. 5 RAD. für gerechtfertigt erklärt. Daß die Ver⸗ 


ſagungsgründe aus $ 5 Nr. 4 und 6 durch rechtskräftige ehren⸗ 
gerichtliche Entſcheidung nicht für alle Zeit unabänderlich feſt⸗ 
ſtehen, ergibt ſich daraus, daß dieſe Verſagungsgründe ihrer 
Natur nach der Veränderung unterliegen (E6H. I, 91). 
Anders iſt dies im Falle des 85 Nr. 5 a. a. O. Nach ſtän⸗ 
diger Rſpr. des EGH. (grundlegend iſt die Entſch. EG H. I, 
86 ff.) iſt ein den Verſagungsgrund nach 85 Nr. 5 rechts⸗ 
kräftig feſtſtellendes ehrengerichtliches Urteil ein bleibendes 
und unabänderliches Hindernis für die Zulaſſung zur An⸗ 
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waltſchaft. Den gleichen Standpunkt vertritt neuerdings liche Entſch als unzuläſſig zurückgewieſen werden können und 
Goldmann in der Feſtſchrift für Heinitz S. 455 ff. Der durch wen?, und ſoll die Beweisaufnahme in der neuen 


EG. und Goldmann weiſen beſonders darauf hin, daß es 
unlogiſch und inkonſequent wäre, wenn man den rechtskräf⸗ 
tigen Ausſchluß eines RA. als dauerndes Hindernis für die 
Zulaſſung betrachten müſſe (8 5 Nr. 2 RAD.), dagegen die 
rechtskräftige Feſtſtellung des Verſagungsgrundes nach 8 5 
Ziff. 5 einem ſpäter wiederholten Zulaſſungsantrag hindernd 
nicht im Wege ſtehen ſollte. 

Der Auffaſſung des EG. tritt ſcharf entgegen Fried⸗ 
länder in Anm. 20 zu § 16 RAO. Friedländer betont, 
daß für die Beurteilung der Verfehlung des Antragſtellers 
maßgebend iſt der Zeitpunkt der Erſtattung des Gutachtens 
des Kammervorſtandes, nicht der Zeitpunkt der Verfehlung. 
Für erſteren Zeitpunkt ſtellt die ehrengerichtliche Entſch, feſt, 
daß ein Verſagungsgrund vorliegt, der zur Zeit die Aus⸗ 
ſchließung des Antragſtellers aus der Rechtsanwaltſchaft be⸗ 
dingen würde. Sollten ſich ſpäter die Tatumſtände ändern, 
lege nämlich der Antragſteller in der Folgezeit dauernd ein 
ſo tadelloſes Verhalten an den Tag, daß die Ausſchließung 
wegen der lange zurückliegenden Verfehlung nicht mehr ver⸗ 
anlaßt erſcheine, jo ſei die frühere Entſch. nicht mehr maß⸗ 
gebend. Wie im ehrengerichtlichen Strafverfahren das Ver⸗ 
halten des Angekl. nach der Verfehlung bis zum Urteil von 
Bedeutung ſei, ſo ſolle auch eine nach der früheren Verſagung 
zutage getretene Beſſerung des Antragſtellers im ehrengericht⸗ 
lichen Zulaſſungsverfahren berückſichtigt werden. 

Der Auffaſſung von Friedländer kann nicht bei⸗ 
getreten werden. Eine nachträgliche Beſſerung des Antrag⸗ 
ſtellers kann im ehrengerichtlichen Zulaſſungsverfahren ebenſo 
wie im ehrengerichtlichen Strafverfahren, wenn überhaupt, 
nur für die Zeit zwiſchen Verfehlung und Urteil berückſichtigt 
werden. Das Verhalten des Antragſtellers nach dem rechts⸗ 
kräftigen Urteil im Zulaſſungsverfahren kann ebenſowenig 
berücksichtigt werden, wie das Verhalten des Verurteilten nach 
dem rechtskräftigen Urteil im Strafverfahren. Der RA., der 
im ehrengerichtlichen Strafverfahren ausgeſchloſſen wurde und 
dem gemäß 8 5 Nr. 2 RAD. ein dauerndes Hindernis für die 
Wiederzulaſſung entgegenſteht, kann und darf nicht ſchlechter 
behandelt werden als der RA., der nach ſchweren Verfehlungen 
freiwillig ausſcheidet, und gegen den bei ſpäterem Wieder⸗ 
zulaſſungsantrag der Verſagungsgrund aus 8 5 Nr. 5 RAO. 
rechtskräftig feſtgeſtellt wird. Goldmann hat dies in Über⸗ 
einſtimmung mit dem EGH. überzeugend dargelegt. Den 
Einwand Friedländers, daß eine ſolche Auffaſſung eine 
Unbilligkeit und Härte gegenüber einem Manne bedeute, der 
ſich nach ſeiner Verfehlung lange Zeit tadellos geführt habe, 
weiſt Goldmann mit Recht damit zurück, daß dies eben eine 
Folge der Rechtskraft iſt (Goldmann a. a. O. S. 459). 
Das Weſen der Rechtskraft beſteht eben darin, daß eine rechts⸗ 
kräftig gewordene Entſch. grundſätzlich durch nachträgliche Er⸗ 
eigniſſe, die die Richtigkeit der feſtgeſtellten Tatſachen un⸗ 
berührt laſſen, nicht umgeſtoßen werden kann. Ergibt ſich 
hinterher, daß die der rechtskräftigen Entſch. zugrunde liegen⸗ 
den Tatſachen unrichtig ſind, ſo iſt regelmäßig — ſo auch im 
ehrengerichtlichen Verfahren — genügender Rechtsſchutz durch 
die Möglichkeit der Wiederaufnahme des Verfahrens gegeben. 
Die Wiederaufnahme des Verfahrens aber hätte im ehren⸗ 
gerichtlichen Zulaſſungsverfahren nach 85 Ziff. 5 RAO. gar 
keinen Sinn; es wäre gänzlich überflüſſig, wenn es dem ein⸗ 
mal rechtskräftig abgewieſenen Antragſteller freiſtünde, durch 
wiederholten Antrag auf Zulaſſung immer wieder eine neue 
Nachprüfung des bereits in früheren Entſch. feſtgeſtellten Tat⸗ 
beſtandes zu erzwingen. Um dies zu vermeiden, will denn auch 
Friedländer als unzuläſſig bezeichnen, daß das Verhalten 
des Antragſtellers lediglich auf Grund des der früheren Ent⸗ 
ſcheidung zugrunde liegenden Tatſachenmaterials neuerlich ge⸗ 
würdigt werde (Friedländer, Anm. 20 Abſ. 5 zu § 16 
AAD.) Soll damit gejagt fein, daß das neue Zulaſfungs⸗ 
geſuch bzw. der neue Antrag auf ehrengerichtliche Entſch. be⸗ 
ſonders begründet werden muß (was ſonſt nicht notwendig iſt), 
und zwar damit, daß der Antragſteller ſeit der rechtskräftigen 
Verſagung der Zulaſſung ſich ſo tadellos geführt hat, daß er 
nun nicht mehr als unwürdig der Aufnahme in den Rechts⸗ 
anwaltsſtand angeſehen werden könne? Soll etwa mangels 
ſolcher Begründung der wiederholte Antrag auf ehrengericht⸗ 


Hauptverhandlung ſich nur auf die Frage der Beſſerung jeit 
der früheren Entſch. erſtrecken dürfen? 2 

Es wird noch auf einen weiteren Geſichtspunkt Hinzu“ 
weiſen fein. Friedländer iſt in Abereinftimmung mit den 
EH. der Auffaſſung, daß der Verſagungsgrund nach 8 
Nr. 5 dam vorliege, „wenn entweder ſachlich die Verfehlung 
fo ſchwer wiegt, daß, ganz abgeſehen von der font!” 
gen tadelfreien Führung, der Antragſteller, wäre er 
RA., nicht länger im Anwaltsſtande belaſſen werden wn 
oder wenn bei minder ſchwerer Verfehlung oder Verſtößen dus 
Vorleben, die ausgeprägte Sinnesart und Denkweiſe den An 
tragſteller nicht als würdiges Mitglied der Anwaltſchaft er 
ſcheinen laſſen und nicht die nötige Gewähr dafür bieten, 
Antragſteller werde die Pflichten des Anwaltsberufes 2 
wiſſenhaft erfüllen und innerhalb und außerhalb feines Be 
rufes ein ihm würdiges Verhalten beobachten. Bei Prüſunz 
dieſer Frage ſind nicht nur die einzelnen, dem Antragſteller 
zur Laſt fallenden Verfehlungen jede für ſich zu berückſichtigen, 
vielmehr iſt das Geſamtbild feines Verhaltens und ſeiner! ei 
ſönlichkeit, wie es ſich nach den einzelnen, dem Vorſtands, 
gutachten zugrunde gelegten Verſtößen darſtellt, zu beachten, 
(E69. 16, 35 und Friedländer, Anm. 33 zu 55 RD.) 
Man wird demgemäß auch ſagen müſſen, daß in den Fällen 
grober Verfehlung, bei denen die ſchon vor dem Urte 
eingetretene Beſſerung des Antragſtellers ohne Bedeutung i 
auch eine nach dem Urteil zutage getretene Beſſerung bei 
einem ſpäteren Zulaſſungsantrag nicht mehr berückſichtigt wer 
den könne. Und es entſteht die Frage, ob ein wiederholter 
Antrag auf ehrengerichtliche Entſch., begründet durch n . 
trägliche Beſſerung, nur dann zuläſſig iſt, wenn für die fee 
here Verſagung der Zulaſſung nicht eine einzelne, befonder? 
ſchwere Verfehlung, ſondern minder ſchwere Verfehlungen U 
Verſtöße in Verbindung mit dem Vorleben, der Sinnesar 
und Denkweiſe, mit dem Geſamtverhalten des Antragſtelle 
entſcheidend geweſen iſt. Man ſieht, die Auffaſſung Fried 
länders führt zu Schwierigkeiten weittragender Art, ſie muß 
m. E. abgelehnt werden. 

Folgt man der, meiner Auffaſſung nach richtigen, vom 
Ehrengericht und von Goldmann vertretenen Auffaſſung⸗ 
ſo ergibt ſich für die Praxis folgendes: x 

Iſt der Verſagungsgrund nach 85 Nr. 5 NAD. dure 
rechtskräftiges Urteil des Ehrengerichts für gerechtfertigt 2 
klärt, fo iſt diefe Entſch. ein dauerndes Hindernis für 
Zulaſſung des Antragſtellers, ein Hindernis, das auch M 
durch ſpätere gute Führung des Antragſtellers aus dem Wet 
geräumt werden kann. Es iſt dies aber kein der ehrengericht 
lichen Nachprüfung entzogener obligatoriſcher Verſagung 
grund, wie etwa die rechtskräftige Ausſchließung eines 
gemäß $5 Nr. 2 NAD. d. h., die Landesjuſtizverwaltuag 
kann nicht von ſich aus die Zulaſſung unter Berufung au da 
rechtskräftige Urteil im früheren Zulaſſungsverfahren v 
ſagen. Das Verfahren nach 8 16 Abf. 2 RAD. kann nicht vz 
mieden noch ausgeſchaltet werden. Stellt nämlich der ſrühe 
rechtskräftig abgewieſene Antragſteller von neuem einen 
trag auf Bulafjung, fo kann ſich folgendes ergeben:. 

a) Es kann die Landesjuſtizverwaltung die Zulaſſung 
auf Grund des im früheren Zulaſſungsverfahren Pr 
Kammervorſtand erſtatteten Gutachtens, das durch die recht 
kräftige Entſch. des Ehrengerichts beſtätigt worden iſt, 
ſagen, ſie braucht ſich alſo gar nicht von neuem an er 
Kammervorſtand zu wenden. Gegen dieſen Beſcheid kann 115 
Antragſteller den Antrag auf ehrengerichtliche Entſch. gem“ 
8 16 Abſ. 2 ſtellen. des 

b) Es kann die Landesjuſtizverwaltung ein Gutachten hi 
Kammervorſtandes einfordern. Spricht ſich dieſer nun 
für die Zulaſſung aus, fo iſt die Justizverwaltung gleichm, 
durch das Gutachten des Kammervorſtandes im früheren W 
fahren gebunden, d. h., die Juſtizverwaltung muß gemäß 8 
Nr. 5 NAD. trotz nunmehriger Befürwortung der Bulall 
durch den Kammervorſtand die Zulaſſung verjagen (ein 15 
cher Fall liegt der Entſch. des EH. 1, 83 zugrunde). Dig, 
und die unter a vertretene Auffaſſung muß als richtig die 
geſehen werden. Denn das frühere Gutachten, daß ſich für i 
Verſagung ausſpricht, ift durch die rechtskräftige Erledigt 
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des früheren Zulaſſungsverfahrens nicht etwa ebenfalls er⸗ 
lebigt oder bedeutungslos geworden, ſondern im Gegenteil, 
es iſt ſeine Bedeutung durch die Beſtätigung im ehrengericht⸗ 
lichen Verfahren weſentlich erhöht und verſtärkt worden. Auch 
in dieſem Falle kann der Antragſteller gemäß 8 16 Abſ. 2 
RAD, Antrag auf ehrengerichtliche Entſch. ſtellen. 

. ©) Es kann ſich der Kammervorſtand von neuem für Ver⸗ 
lagung der Zulaſſung gemäß 8 5 Ziff. 5 ausſprechen; dann 
ſteht es an ſich der Landesjuſtizverwaltung frei, mit welchem 
Gutachten, ob mit dem früheren oder ob mit dem erneut ab⸗ 
gegebenen Gutachten, ſie den Verſagungsbeſcheid begründen 
will. Sie verfährt richtig, wenn ſie den Beſcheid nur mit dem 
rüheren Gutachten begründet. Begründet ſie ihn nur mit dem 
zuletzt erftatteten Gutachten und ftügt dieſes Gutachten ſich auf 
völlig neue Tatſachen, die im Zulaſſungsverfahren nicht be⸗ 
rückſichtigt worden ſind, dann kann es in dem ſich etwa an⸗ 
ſchließenden ehrengerichtlichen Verfahren die früher ergangene 
Entſch. nicht berückſichtigt werden. Es kann aber die Juſtiz⸗ 
verwaltung, falls die neuen Verſagungsgründe nicht für ge⸗ 
rechtfertigt erklärt werden, gleichwohl auf das frühere Gut 
achten zurückgreifen und auf dieſes geſtützt die Zulaſſung aber⸗ 
mals verſagen, wie im Falle sub b. 

Beantragt der Antragſteller in den Fällen a und b 
ehrengerichtliche Entſch., dann iſt dieſer Antrag, mag er mit 
nachträglicher Beſſerung begründet ſein oder nicht, ſtets zu⸗ 
läſſig. Aber einen Erfolg kann der Antrag nicht haben, das 
Ehrengericht iſt infolge der Rechtskraft der früheren Entſch. 
gebunden, die rechtskräftigen Feſtſtellungen, daß ein die Aus⸗ 
schließung des Antragſtellers aus dem Anwaltsſtande be⸗ 
dingendes Verhalten vorliegt, können auf dem Wege über § 16 

bſ. 2 NAD. nicht angegriffen werden. 

Dieſes Verfahren kann ſich beliebig oft wiederholen. Es 
fragt ſich, ob bei dieſer offenſichtlichen Kraft- und Zeit⸗ 
dergeudung de lege ferenda nicht Abhilfe geſchaffen werden 
kann. Es kann dies nur geſchehen dadurch, daß die rechts⸗ 
kraftige Verſagung der Zulaſſung aus § 5 Ziff. 5 RAD. ent⸗ 
ſprechend dem § 5 Ziff. 2 ebenda zu einem obligatorifchen Ver⸗ 
ſagungsgrund gemacht wird, der der ehrengerichtlichen Nach⸗ 
Prüfung entzogen iſt. Daß die rechtskräftige Ausſchließung 


Reichsrecht. 
Keichskaſſenordnung. Erläutert von Ernſt Reichard, Geh. 
Reg Rat, Miniſterialrat im Reichsfinanzminiſterium. Berlin 
1927. Carl Heymanns Verlag. Preis geb. 12 . 


. Der Verf. it ein beſonders zuverläſſiger Führer auf dem Ge⸗ 
biete des Reichskaſſenweſens, da er als Miniſterialreferent die von 
em erläuterte Reichskaſſenordnung (RRD.) ſelbſt ausgearbeitet hat. 
Horckdtenlic hat Reichard dem eigentlichen Erläuterungswerk auf 
bie ruckſeiten „Überblicke über das Kaſſenweſen des Reichs und fiber 
® ſtaatswirtſchaftliche Buchführung in der Reichsverwaltung“ voran- 
beſtellt. Hierdurch macht er in klarer und knapper Weiſe auch den 
Be Materie nicht näher vertrauten Leſer mit Sinn und Zweck 
3 ſtaatlichen Kaſſenweſens bekannt. Anſchließend hieran erläutert 
0 in maßgeblicher, überſichtlicher Form die Einzelbeſtimmungen 
„ RO. unter Hervorhebung ihrer Bedeutung im Rahmen der 
geſamten Finanzgebarung des Reichs. 

3 Da in Zukunft die Sonderkaſſenordnungen aller Reichsbehörden 
au der ARD. fußen müſſen, und vorausſichtlich auch ſonſtige 
glſentlich- rechtliche Körperſchaften ihr Kaſſenweſen der vorbildlichen 
de I. anpafjen werden, dürften viele Beamte genötigt fein, ſich mit 
ih Beſtimmungen der RRD. eingehend zu befaſſen. Hierbei wird 
7 das handliche Reichard ſche Erläuterungsbuch eine will⸗ 
ommene wertvolle Hilfe fein. 

AbtPräſ. Dr. Löblich, Berlin. 


Recht der Länder. 

Oieſe⸗Volkmann: Die Preußiſche Verfaſſung vom 30. Nov. 
1926. 2. Aufl. Berlin 1926. Carl Heymanns Verlag. 
Preis 7 . 

der Heymannſchen Taſchen⸗Geſetzſammlung er⸗ 


ſchi Der in 
ſchienene Kommentar liegt jetzt in 2. Aufl. vor. Dem Kommentar 


aus dem Anwaltsſtande materiell gleichbedeutend iſt der rechts⸗ 
kräftigen Verſagung der Zulaſſung nach 85 Ziff. 5, 8 16 Ziff. 2 
RAD. bedarf keiner beſonderen Ausführung (zu vgl. Gold⸗ 
mann a. a. O. S. 457). Es wäre demnach erforderlich, in 8 5 
eine neue Nr. 5a aufzunehmen, die etwa wie folgt zu lau⸗ 
ten hätte: 

5a. Wenn dem Antragſteller gegenüber durch ehren⸗ 

gerichtliches Urteil der in Nr. 5 bezeichnete Grund 
der Verſagung als gerechtfertigt feſtgeſtellt iſt. 

In dieſem Zuſammenhang iſt auf eine weitere wünſchens⸗ 
werte Anderung der RAO. hinzuweiſen. Das ehrengerichtliche 
Verfahren nach $ 16 Abſ. 2 RAD. bedarf einer weiteren Aus⸗ 
geſtaltung. Der Kammervorſtand kann ſein Gutachten oft nur 
auf Behauptungen ſtützen, die nachzuprüfen nicht in ſeiner 
Macht liegt. Die Staatsanwaltſchaft wird mit der Sache erſt 
in der Hauptverhandlung befaßt; ſie iſt nicht in der Lage, 
vorher Ermittlungen anzuſtellen. Die wünſchenswerte Klärung 
des Sachverhältniſſes läßt ſich in einer mangelhaft vor» 
bereiteten Hauptverhandlung häufig unmöglich herbeiführen. 
Dieſer Mißſtand kann dadurch beſeitigt werden, daß das ehren⸗ 
gerichtliche Zulaſſungsverfahren dem ehrengerichtlichen Straf⸗ 
verfahren möglichſt angepaßt wird. Da die Verſagung der 
Zulaſſung materiell wie die Ausſchließung aus dem Anwalts⸗ 
ſtande wirkt, iſt eine Anpaſſung durchaus gerechtfertigt. Sie 
könnte dadurch herbeigeführt werden, daß nach Stellung des 
Antrages aus § 16 Abſ. 2 RAD. der Staatsanwaltſchaft die 
Möglichkeit der Vorbereitung der Hauptverhandlung gegeben 
wird, und zwar entweder dadurch, daß ſie ſelbſt die erforder⸗ 
lichen Ermittlungen anſtellt oder dadurch, daß ſie Antrag auf 
Vorunterſuchung ſtellt. Nach Abſchluß dieſes, die Haupt⸗ 
verhandlung vorbereitenden Verfahrens würde die Staats⸗ 
anwaltſchaft das Ergebnis der Ermittlungen dem Ehrengericht 
unterbreiten, das daraufhin den Termin zur Hauptverhand⸗ 
lung anzuſetzen hätte. 

Ich glaube, daß jeder, der als Richter oder als Staats- 
anwalt im ehrengerichtlichen Verfahren nach § 16 Abſ. 2 an 
einer Hauptverhandlung teilgenommen hat, mir zugeben wird, 
daß auf ſolche Weiſe die Entſch. in dieſem Verfahren weſentlich 
erleichtert und ſicher oft auch richtiger ausfallen würde. 


geht eine kurze, aber ſehr klare Einleitung über die Entſtehung 
und das Weſen der preußiſchen Verfaſſung und ihr Verhältnis zur 
Reichsverfaſſung voraus. Die Ausführungen des Kommentars ſelbſt 
find gleichfalls kurz, aber durchweg außerordentlich klar und prä⸗ 
313. Für eingehendere Studien werden überall die Quellen und die 
einſchlägige 8 1 angeführt. Das Buch kann zum Handgebrauch 
und zur Orientierung nur dringend empfohlen werden. 
Präſ. d. PreußosG. Staarsminiſter Prof. Dr. Drews, Berlin. 


Die preußiſchen Veamtengeſetze über Ruhegehalt, Warte: 
geld, Hinterbliebenen: und Unfallfürſorge. Erläutert von 
Dr. A. Brand, Landgerichtspräſident. 2. Aufl. XII, 252 S. 
Berlin 1927. Carl Heymanns Verlag. Preis geb. 10 h. 


Die 1. Aufl. dieſes Buches iſt 1918 erſchienen und hat eine 
eingehende Würdigung JW. 1918, 348 gefunden. Seit dieſer Zeit 
hat das Beamtenverſorgungsrecht eine Reihe mehr oder weniger be⸗ 
deutender Anderungen erfahren. Die Unüberſichtlichkeit der mannig⸗ 
fachen, ſich kreuzenden, ändernden und aufhebenden Beſtimmungen 
machte ſich auf dieſem Gebiet beſonders ſtörend bemerkbar, weil eine 
zuſammenfaſſende Darſtellung fehlte. 

Der Verf. hat daher dadurch, daß er der Neuauflage ſeines Be⸗ 
amtenrechts jetzt auch eine Neuauflage des vorliegenden Kommentars 
nachfolgen ließ, einem in weiten Kreiſen beſtehenden Bedürfnis ent⸗ 
ſprochen, und zwar in muſtergültiger Weiſe. 

Das Buch bietet nicht nur eine ſyſtematiſche und zuverläſſige 
Zuſammenſtellung aller in Betracht kommenden Geſetzestexte — unter 
Ausſchaltung aller unweſentlichen veralteten Beſtimmungen —, ſon⸗ 
dern in gründlichen — gegen die vorige Auflage vermehrten und ver⸗ 
tieften — Anmerkungen eine Fülle von Material in gedrängteſter Form. 

Trotz erheblicher Vermehrung des Inhalts iſt die Handlichkeit 
des Buches gewahrt geblieben und vor allem — was beſonders zu 
begrüßen iſt — die Überſichtlichkeit durch ſyſtematiſche Gliederung 
und Anordnung noch erhöht. 
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Gegenüber der 1. Aufl. iſt bemerkenswert die Aufnahme der 
Wartegeld VO. und des Altersgrenzen G., die hier zum erſtenmal eine 
Erläuterung erfahren. 

In drei neu hinzugefügten Abſchnitten ſind jetzt auch die Rechts⸗ 
verhältniſſe der Kommunalbeamten, der Lehrer und der früheren Hof⸗ 
beamten behandelt. 

Im Hinblick auf die Tatſache, daß zur Zeit noch ein neuer 
Komm. zum RBG. und ſeinen Nebengeſetzen fehlt, erſcheint es 
dankenswert, daß der Verf. Überall auf die für die Reichsbeamten 
geltende Rechtslage hingewieſen hat. 

Das Buch, das das einſchlägige Schrifttum und die höchſtrichter⸗ 
liche Rſpr. bis in das Frühjahr 1927 berückſichtigt, iſt als einzig 
beſtehende neue Zuſammenfaſſung des preuß. Verſorgungsweſens in 
ſeiner neuen Geſtalt der günſtigſten Aufnahme ſicher. D. S. 


Anftelung und Verſorgung der Kommunalbeamten. Geſetz 
v. 30. Juli 1899 nebſt den Geſetzen über Ruhegehalt und 
Hinterbliebenenverſicherung. Erläutert von Dr. A. Vogels, 
Landrat. VII, 255 S. Berlin 1927. Carl Heymanns Ver⸗ 
lag. Preis geb. 10 &. 

Das Kommunalbeamtenrecht hatte bisher nicht allzu zahlreiche 
Bearbeiter gefunden. Dem „Preuß. Kommunalbeamtenrecht“ von 
Friedrichs (1926) folgt nunmehr in dem vorliegenden Buch eine 
Erläuterung des preuß. Kommunalbeamtengeſetzes ſowie des Penſions⸗ 
geſetzes und Hinterbliebenengeſetzes. 

Die einzelnen geſetzlichen Beſtimmungen ſind durch ausführliche, 
Rſpr. und Schrifttum in eingehender Weiſe berückſichtigende An⸗ 
merkungen verſtändlich gemacht. Ein Beiſpiel hierfür bieten die ge⸗ 
haltvollen, überſichtlich gegliederten Ausführungen zu § 1 des Gef., 
die allein 34 Seiten umfaſſen. Sie laſſen die beſondere Beſchäftigung 
des Verf. mit dem Kommunalbeamtenbegriff des preuß. Rechts — vgl. 
deſſen gleichnamige Monographie, Berlin 1926 — erkennen. Das 
zweckmäßig ausgeſtattete, handliche Buch iſt als willkommenes Hilfs⸗ 
mittel zu begrüßen. D. S. 


Die Städteorbnungen Preußens nach dem Stand der Geſetz⸗ 
gebung vom 1. Auguſt 1927. Zuſammengeſtellt von Re⸗ 
gierungsaſſeſſor Dr. Heinz Maull. Berlin 1927. Verlag 
C. Heymann. Preis 6 Gh. 


Die Verſuche, nach der Staatsumwälzung die verſchiedenen 
Städteordnungen Preußens den veränderten Verhältniſſen in Form 
einer Neukodifikation anzupaſſen, haben bisher zu einem Erfolge 
nicht geführt. Ebenſowenig hat der Vorſtoß des ea NG 
der ein Reichs rahmengeſetz für die Städteverfaſſung forderte, 
bis heute praktiſche Auswirkung gehabt. Mit Rückſicht hierauf iſt es 
verdienſtlich, daß der Verfaſſer die mannigfachen Veränderungen, die 
das Städterecht durch die Geſetzgebung namentlich in der Nachkriegs⸗ 
zeit erfahren hat, in Form eines neuen Geſetzestextes aufzeigt. Da⸗ 
durch wird die praktiſche Handhabung des unüberſichtlich gewordenen 
Städterechts weſentlich erleichtert. 


Oberbürgermeiſter Dr. Ruer, Bochum. 


Die Landgemeindeordnung Preußens nach dem Stande 
der Geſetzgebung vom 1. März 1927. Zuſammengeſtellt von 
Dr. Heinz Maull, Regierungsaſſeſſor. Berlin 1927. Carl 
Heymanns Verlag. Preis 4 h. 


Das Buch enthält die Texte der ſieben preuß. Landgemeinde⸗ 
ordnungen, und in einem Anhang die ſeit der Revolution erlaſſenen 
Geſetze und Verordnungen, die materiell oder formell die Gemeinde⸗ 
ordnungen verändern. Der Verf. verfolgt mit dem Buch einen 
zweifachen Zweck: einerſeits ſoll es zu kritiſchen Vergleichen 
anregen und ſo für die kommende Verwaltungsreform Vorarbeit 
leiſten, andererſeits ſoll es durch die Zuſammenſtellung der Ge⸗ 
meindeordnungen mit den ergangenen Novellen der Praxis er⸗ 
möglichen, ohne Schwierigkeit das geltende Recht feſtzuſtellen. Die 
auf den erſten Blick nur Kkompilatoriſche Aufgabe bot erhebliche 
Schwierigkeiten. Es handelt ſich um Geſetze verſchiedener Zeitperioden, 
verſchiedener Geſetzestechnik und verſchiedener Struktur. Überdies war 
das Veraltete auszuſondern und die ſpäteren Anderungen einzufügen. 
Die Aufgabe iſt vortrefflich gelöſt. — Wenn der Verf. bemerkt, daß 
die Zuſammenſtellung ein Beitrag zur bevorſtehenden Verwaltungs⸗ 
reform iſt, ſo iſt ihm beizupflichten vor allem aber auch nach der 
Richtung, daß durch Bücher wie das vorliegende ſo recht klar wird, 
wie notwendig dieſe Verwaltungsreform mit der erſtrebten Ver⸗ 
einheitlichung und Vereinfachung iſt. D. S. 


Miniſterialdirektor a. D. Rechtsanwalt Dr. F. Fleiſcher: Ver⸗ 
mögensauseinanderſetzung bei vereinigten Kirchen⸗ und 


\ 


geſetz. Berlin 1927. Carl Heymanns Verlag. 


Im Eingang der vorliegenden Abhandlung gibt Verf. eine Über“ 
ſicht über die verſchiedenen Auffaſſungen, die hinſichtlich der Frage, 
welche Grundſätze für die Vermögensauseinanderſetzung bei vereinigten 
Kirchen⸗ und Schulämtern nach dem preuß. VliGG. anzuwenden ſind, 
in Schrifttum und Rſpr. vertreten werden. Im Vordergrund ſteht 
hierbei die Anſicht des RG., das in mehreren Urteilen zu der Frage 
dahin Stellung genommen hat, daß das privatrechtliche Eigentum 
an den einzelnen für das vereinigte Kirchen⸗ und Schulamt be 
ſtimmten Vermögensſtücken bei der Auseinanderſetzung derart aus“ 
ſchlaggebend fei, daß alle Vermögensſtücke, die als kirchliches Eigen 
tum anzuſehen ſeien, der betr. Kirchengemeinde ohne Rückſicht au 
die bisherige Zweckbeſtimmung zur freien Verfügung zugeſprochen 
werden müßten. Im Gegenſatz hierzu ſucht der Verf. im erſten 
ſeiner Abhandlung an der Hand des Geſetzes und ſeiner Entſtehungs⸗ 
geſchichte nachzuweiſen, daß keineswegs das privatrechtliche Eigentum 
an den einzelnen Vermögensſtücken maßgebend ſei, ſondern daß bie 
Auseinanderſetzung nach öffentlicherechtlichen Geſichtspunkten unter 
Berückſichtigung der augenblicklichen, öffentlich⸗rechtlichen Zweckbeſtim 
mung der Vermögensſtücke zu erfolgen habe. Wie man ſich zu dieſer 
Anſicht ſtellen will, hangt von vornherein davon ab, ob man über⸗ 
haupt das Vorhandenſein eines öffentlichen Rechtes anerkennt, das 
nicht auf den Leiſten des Privatrechts zu ſchlagen, ſondern nach ſeinen 
eigenen Grundſätzen zu beurteilen iſt. Bejaht man dieſe grundlegende 
Frage, wie ich es für das allein Richtige halte, fo find die Dar? 
legungen des Verf. m. E. überzeugend. Daß das Schulrecht ein Teil 
des öffentlichen Rechts, nicht des Privatrechts iſt, bedarf wohl im 
Falle der Bejahung jener Frage keiner beſonderen Ausführung. Als“ 
dann iſt aber die Folgerung unvermeidlich, daß auch die Vermögens! 
auseinanderſetzung, die bei der Trennung eines vereinigten Kirchen⸗ 
und Schulamts erforderlich wird, nach öffentlich-rechtlichen, nicht 
privatrechtlichen Geſichtspunkten ſtattfinden muß, und zwar um ſo 
mehr, als in den Mot. z. Entw. des VII G. ausdrücklich darauf hin’ 
gewieſen ift, daß eine öffentlich⸗rechtliche Regelung der Auseinander- 
ſetzung im Intereſſe eines geordneten Unterrichtsbetriebes notwendig 
ſei. Eine abweichende Auffafjung, die nur die privatrechtlichen Ge“ 
ſichtspunkte berüchſichtigt, möchte vielleicht dann zu rechtfertigen ſein, 
wenn eine Vermögensauseinanderſetzung ihrem Weſen nach nur dem 
Privatrecht angehörte, im öffentlichen Recht dagegen überhaupt nicht 
vorkäme. Das iſt jedoch nicht der Fall. Es mag hier nur an die 
Vermögensauseinanderſetzungen erinnert werden, die im Falle von 
Eingemeindungen, Veränderungen von Kreisgrenzen uſw. ſtattzufinden 
haben (vgl. z. B. Gef. über die Zuständigkeit der Verwaltungs 
und Verwaltungsgerichtsbehörden v. 1. Aug. 1883 [GS. 237] 88 2, 
25, 140; LGem . für die öſtl. Prov. v. 3. Juli 1891 [GS. 233] 8 3). 
Sind ſomit aber Vermögensauseinanderſetzungen dem öffentlichen 
Recht wohlbekannt, fo iſt nicht abzuſehen, weshalb für die ebenfalls 
dem öffentlichen Recht angehörige, öffentlich⸗rechtlich geregelte Ver⸗ 
mögensauseinanderſetzung bei der Trennung vereinigter Kirchen⸗ und 
Schulämter die öffentlich⸗rechtlichen Geſichtspunkte ausſcheiden ſollten 
und lediglich dem privatrechtlichen Eigentum an den einzelnen Ver“ 
mögensſtücken entſcheidende Bedeutung beizulegen wäre. Das . 
glaubt dies freilich aus einem doppelten Grunde annehmen zu müſſen. 
Zunächſt legt es darauf Gewicht, daß, abweichend von dem Regierung 
entwurf, in der endgültigen Faſſung des WUG. (8 30 Abſ. 6) gegen 
den Beſchluß des Oberpräſidenten, der in Ermangelung einer 
gung zwiſchen dem Schulverband und der Kirchengemeinde über bi 
Vermögensauseinanderſetzung ergeht, dem Schulverband und der Kirchen 
gemeinde die Klage im ordentlichen Rechtswege gegeben iſt. Aus dieſer 
Uberweiſung der endgültigen Entſch. an die Zivilgerichte folgert ba 
RG., daß die privatrechtlichen Geſichtspunkte den Ausſchlag geben 
müßten. Dieſe Schlußfolgerung könnte als zutreffend anerkan 
werden, wenn im ordentlichen Rechtsweg nur über privatrechtli F 
Anſprüche zu entſcheiden wäre. Das Gegenteil iſt aber richtig. — 
iſt durch das Gef. betr. die Erweiterung des Rechtswegs v. 24. Di 
1861 (GS. 242) für die Verfolgung der vermögensrechtlichen An? 
fprüche der Staatsbeamten aus ihrem Dienſtverhältnis der orden 
liche Rechtsweg gegeben (vgl. auch die beſondere Regelung bez. Er 
Kommunalbeamten in 8 7 des Gef. betr. die Anſtellung und Vet 
ſorgung der Kommunalbeamten v. 30. Juli 1899 [GS. 141]). 0 
längſt hat aber das RG., im Gegenſatz zu feiner früheren Rſpr., an 
erkannt, daß die vermögensrechtlichen Anſprüche der Beamten nich 
dem Privatrecht, ſondern dem öffentlichen Recht angehören. Wen 
daher im 8 30 Abſ. 6 Vu. die endgültige Entſch. über die . 
bezeichnete Auseinanderſetzung dem ordentlichen Rechtsweg zugewiel 
iſt, ſo beweiſt dies nichts dafür, daß etwa bei jener Auseinand f 
ſetzung privatrechtliche Geſichtspunkte anzuwenden wären. Urbediug, 
handelt es ſich hier um eine Auseinanderſetzung im Gebiete des offen 
lichen Rechts, und für eine ſolche können nur die Grundſätze 
öffentlichen Rechts Anwendung finden, die es ausgeſchloſſen erſchei 
laſſen, daß ohne Rückſicht auf die Widmung zu einem öffentli 35 
Zweck lediglich das privatrechtliche Eigentum an einem Vermögen 
ſtück bei der Auseinanderſetzung entſcheidend ſein ſoll. Daran ver! 


56. Jahrg. 1927 Heft 49] 


auch eine vereinzelte, gelegentlich der parlamentariſchen Beratung des 
Entw. des WG. erfolgte Außerung eines — wenn auch hervorragen⸗ 
en — Regierungsvertreters nichts zu ändern, wobei dahingeſtellt 
bleiben mag, ob dieſe Außerung überhaupt den ihr unterſtellten Sinn 
haben ſollte. 


Einen weiteren Grund für ſeine Auffaſſung will freilich das 
RG. aus dem Abſ. 1 des $30 BUG. herleiten, indem es in dem Satz: 
„Wo mit dem Volksſchulamt ein kirchliches Amt dauernd vereinigt 
iſt, tritt der Schulverband kraft des Geſetzes an die Stelle des bis⸗ 
herigen Trägers der Schullaſt“ das Wort „wo“ ala gleichbedeutend 


mit „ſolange“ anſieht und danach die Geltung der erſten vier Abſätze 
des 330 nur auf die Dauer der Verbindung der Amter beſchränkt, 
bei der Trennung aber allein den Abſ. 6 des 8 30 für anwendbar 
erachtet. Gegen dieſe Gleichſetzung des Wortes „wo“ mit „ſolange“ 
wendet ſich der Verf., indem er mit vollem Recht darauf hinweiſt, 
Saß „wo“ eine Ortsbezeichnung, „ſolange“ eine Zeitbeſtimmung iſt. 

Dieſer Hinweis allein ſollte genügen, um die Unhaltbarkeit der vom 
AG. gegebenen Auslegung darzukun. Es hieße den beim Zuſtande⸗ 
Kommen des VI. beteiligten e en unterſtellen, daß ſie 
Rein richtiges Deutſch ſchreiben konnten, wenn man ihnen zutrauen 
wollte, daß ſie an dieſer Stelle, die offenſichtlich die Zeit des Inkraft⸗ 
tretens des WUG. im Auge hat, eine einſchränkende Zeitbeſtimmung 
hätten geben wollen und dabei ſtatt des klaren Ausdrucks „ſolange“ 
das eine reine Ortsbezeichnung enthaltende Wort „wo“ gewählt haben 
jollten. Wer aber die Materialien zum VIIG. auch nur einmal an- 
geſehen hat, wird einen derartigen Gedanken ohne weiteres von der 
Hand weiſen. Iſt demnach die Auslegung abzulehnen, die das RG. 
dem Abſ. 1 des 8 30 WUG. geben will, fo folgt hieraus, daß die 
geſamten Vorſchriften des 830 bei der Auseinanderſetzung im Falle 
der Trennung eines vereinigten Kirchen⸗ und Schulamts zu berück⸗ 
ſichtigen ſind, mit anderen Worten, daß dieſe öffentlich⸗rechtliche Aus⸗ 
einanderſetzung unter Berückſichtigung der öffentlich⸗rechtlichen Wid⸗ 
mung der einzelnen Vermögensſtücke vorzunehmen iſt, die bisher für 
das vereinigte Kirchen⸗ und Schulamt beſtimmt waren. Daß es 
ich hier nicht etwa nur um eine theoretiſche, praktiſch bedeutungs⸗ 
loſe Frage handelt, zeigen ſchon die Urt. des RG. Die Verneinung 
der öffenklich⸗rechtlichen Natur dieſer Auseinanderſetzung könnte aber 
auch noch weitere verhängnisvolle Folgen haben. Nimmt man den 
all an, daß durch eine gem. 830 Abſ. 6 Satz 1 zwiſchen einem 
Schulverband und einer Kirchengemeinde geſchloſſene, von beiden Auf⸗ 
ſobtsbebörden genehmigte Vereinbarung eine Auseinanderſetzung er⸗ 
algt ift, bei der Grundstücke, die bis dahin für die Zwecke des ver⸗ 
einigten Kirchen⸗ und Schulamtes beftimmt waren, der Kirchen⸗ 
gemeinde oder dem Schulverband zugewieſen ſind, ſo wäre es bei 
Angrundelegung privatrechtlicher Grundſätze nicht ausgeſchloſſen, daß 
Mer der Beleiligten auf den vom öffentlich⸗rechtlichen Standpunkt 
aus unmöglichen Gedanken kommen könnte, die ganze Vereinbarung 
ſei trotz der Genehmigung der beiden Aufſichtsbehörden nicht verbind⸗ 
lich, weil hinſichtlich der Grundſtücke die im 8 313 BEL. vor- 
geſchriebene Form nicht beachtet ſei. Es genügt wohl auf das Wider⸗ 
innige eines ſolchen Gedankenganges hinzuweiſen, um zu zeigen, 
wohin es führen würde, wenn in das Gebiet des öffentlichen Rechts 
privatrechtliche Anſchauungen hineingetragen würden, die nicht dort⸗ 
in gehören. 


Im zweiten Teil legt der Verf. dar, daß ſelbſt bei Unter⸗ 
lung der Richtigkeit der Anſicht, daß die Vermögensauseinander⸗ 
I ung lediglich nach privatrechtlichen Grundſätzen erfolge, die Rechts⸗ 
füße für die Kirchengemeinden nicht günſtig ſei. Auch dieſen Aus⸗ 
ührungen kann ich mit einer weiterhin noch zu erwähnenden, für 
fe Frage der Auseinanderſetzung ſelbſt aber bedeutungsloſen Ein⸗ 
chränkung nur zuſtimmen. Mit Recht betont der Verf., daß dem 
echt des corpus juris canonici der Begriff der mit eigener Rechts⸗ 
Perfönfichkeit ausgeſtatteten Kirchengemeinde völlig fremd war, und 
0 auch in den erſten Jahrhunderten nach der Reformation das Vor⸗ 
undenſein beſonderer, rechtsfähiger Kirchengemeinden keineswegs die 
„gel bildete, daß vielmehr auch im Gebiete des allgemeinen Land⸗ 
85 5 für die Zeit vor deſſen Inkrafttreten in jedem einzelnen Falle 
ft der Nachweis erbracht werden müßte, daß an dem betreffenden 
rt eine ſelbſtändige, rechtsfähige Kirchengemeinde beſtanden hat. Nur 
Be dies aber bewieſen wird, kann überhaupt in Frage kommen, 
aß eine Kirchengemeinde ein Vermögensſtück, das ſchon zu der er⸗ 
getunten Zeit den Zwecken eines vereinigten Kirchen⸗ und Schulamts 
f zent hat, als ihr Eigentum in Anſpruch nimmt und einen Beweis 
Be deſſen Erwerb antritt. Nicht minder zutreffend iſt es, wenn der 
5 ſich dagegen wendet, daß in gerichtlichen Urteilen ſchon für die 
Ane bes 18. oder gar früherer Jahrhunderte von „der Kirche“ in 
N Sinne geſprochen wird, als ob es ſchon damals eine mit Rechts⸗ 
Gin orlichkeit ausgeſtattete evangeliſche Landeskirche gegeben habe. 
Bene Rechtsperſönlichkeit haben die evangeliſchen Landeskirchen in 
trerußen erſt in der Zeit ſeit dem Jahre 1876 mit dem Inkraft⸗ 
10 1 der in dieſer Zeit entſtandenen Kirchenverfaſſungen erlangt, 
mö 5 auch erſt von da ab ein Vermögenserwerb für dieſe Kirchen 
Ven wurde. Bei der gegebenen Rechtslage iſt es denmach, wie der 
rf. hervorhebt, keineswegs ausgeſchloſſen, daß die Schulverbände 
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in Prozeſſen über bie Vermögensauseinanderſetzung bei vereinigten 
Kirchen⸗ und Schulämtern ihre Rechte mit Ausſicht auf Erfolg vertreten. 
Nicht zuſtimmen kann ich freilich einer Auffaſſung, die der Verf. 
am Schluſſe ſeiner Abhandlung hinſichtlich der Rechtslage vertritt, 
die ſich ergeben würde, falls in Zukunft in Sachen der Auseinander⸗ 
ſetzung über das Vermögen vereinigter Kirchen⸗ und Schulämter Ge⸗ 
richtsurteile ergehen ſollten, die für die Schulverbände ungünſtig ſind. 
Gerade weil in den neueſten gerichtlichen Entſch. lediglich die privat⸗ 
rechtlichen Eigentumsverhältniſſe des gemeinſamen Vermögens der 
bisher vereinigten Küſter⸗ und Lehrerſtellen berückſichtigt ſeien, ſollen 
nach der Anſicht des Verf. die Schulbehörden nicht gehindert ſein, 
„die Jahrhunderte alten, öffentlichen Nutzungsrechte der Schulen an 
dieſen Vermögensſtücken deren Eigentümern gegenüber in Anſpruch 
zu nehmen“. Der Verf. meint, auf dieſem Wege werde ſich jedenfalls 
eine Schädigung der Schulintereſſen verhindern laſſen, da gegen eine 
ſolche Inanſpruchnahme der „kraft öffentlichen Rechts ſeit alten Zeiten 
Schulzwecken gewidmeten Vermögensſtücke“ deren Privateigentümern 
nur die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren zuſtehe, über die — in 
letzter Inſtanz — das OVG. unter Zugrundelegung des öffentlichen 
Rechts zu entſcheiden habe. Demgegenüber halte ich es für aus⸗ 
geſchloſſen, daß eine derartige Inanſpruchnahme erfolgen dürfte, und 
daß das OVG. fie für gerechtfertigt erklären könnte. Iſt bei der 
Trennung eines vereinigten Kirchen⸗ und Schulamtes über die Ver⸗ 
mögensauseinanderſetzung ſei es durch einen unanfechtbar gewordenen 
Beſchluß des Oberpräſidenten oder durch rechtskräftiges, gerichtliches 
Urteil eine Entſch. getroffen worden, durch die einzelne Vermögens⸗ 
ſtücke ohne Vorbehalt ihrer weiteren Verwendung für Schulzwecke 
einer Kirchengemeinde zur freien Verfügung überwieſen worden ſind, 
ſo iſt damit die Rechtslage endgültig geregelt, und jede amtliche Stelle, 
welche es auch fein mag, die Schulbehörde ſowohl als auch das OVG., 
muß bei irgendwelchen Maßnahmen oder Entſcheidungen, die ſie zu 
treffen haben, die von der zuſtändigen Behörde über die Auseinander- 
ſetzung erlaſſene Entſch. zugrunde legen. Demnach iſt weder die 
Schulbehörde befugt, Vermögensſtücke, die einer Kirchengemeinde zur 
freien Verfügung zugewieſen find, für Zwecke der Schule, der fie 
vor der Auseinanderſetzung gedient haben, in Anſpruch zu nehmen, 
noch darf das OVG. die Grundſätze, nach denen die Auseinander⸗ 
ſetzung erfolgt iſt, einer Nachprüfung unterziehen und ſich etwa über 
die bei der Auseinanderſetzung erfolgte Regelung hinwegſetzen. 
Vermag ich hiernach hinſichtlich der zuletzt erörterten Frage dem 
Verf. nicht beizutreten, ſo berührt dies doch in keiner Weiſe die 
Richtigkeit ſeiner Darlegungen über die bei einer Auseinanderſetzung 
der in Rede ſtehenden Art zu beobachtenden Grundſätze. Ich begrüße 
die vorliegende Abhandlung als einen überaus dankenswerten Bei⸗ 
trag zur Klärung der Rechtslage und kann nur wünſchen, daß ſie 
dazu hilft, die verhängnisvolle Übertragung privatrechtlicher Geſichts⸗ 
punkte auf das Gebiet des öffentlichen Rechts zu überwinden. 
SenPräſ. des PrOVG. Prof. Dr. Fürſtenau, Berlin. 


F. Hartung. Miniſterialrat i. preuß. Juſtizminiſterium: Die 
preußiſche Schiedsmannsordunng in der vom 1. Jan. 1925 
geltenden Faſſung. Berlin 1927. Verlag J. Bensheimer, 
Mannheim, und Carl Heymanns Verlag, Berlin. Text- 
ausgabe mit Anmerkungen 3. vollſt. durchgearbeitete Aufl. 
Preis geb. 4 . Kommentar 4. Aufl. 429 S. 
Preis geb. 12 G. 

Der in der Beſprechung der vorigen Auflage (JW. 1926, 1523) 
ausgeſprochene Wunſch einer ſtarken Verbreitung des Werkes iſt in 
kurzer Zeit in Erfüllung gegangen. Die Textausgabe liegt zwei 
Jahre nach dem Erſcheinen der 1. Aufl. ſchon in der 3. Aufl. vor, 
und von dem Komm. iſt in dem gleichen Zeitraum ſchon die 4. Aufl. 
nötig geworden. Auf die neuen Auflagen trifft das volle Maß von 
Anerkennung zu, das die früheren gefunden haben. Der Verf., unter 
deſſen Mitwirkung auch die Schiedsmannszeitung — die 
für die Auslegung der Schieds O. von erheblicher Bedeutung geworden 
iſt — jetzt im 2. Jahrgang erſcheint, hat beide Werke einer ſorg⸗ 
fältigen Durcharbeitung unterzogen. Die ſeit 1925 bis Mai 1927 
eingetretenen Geſetzesänderungen, insbeſ. das Geſ. v. 7. Okt. 1925 
über die Vereinfachung der Verwaltung der Hogenzollernſchen 
Lande, ferner das Geſ. v. 25. Nov. 1926 über die Zulaſſung der 
Frauen zum Schiedsmannsamte, ſowie Anderungen und Ergänzungen 
der Ausf Beſt. und die Neufaſſung der preuß. Stempelvorſchriften find 
berückſichtigt. Beſondere Hervorhebung verdient es, daß es dem Verf. 
gelungen iſt, trotz erheblicher Vermehrung und Vertiefung der Er⸗ 
läuterungen dem Werk ſeine Eigenart zu erhalten: Es iſt für die 
vielen, nicht juriſtiſch vorgebildeten Benutzer das leichtverſtändliche, 
umfaſſende und überſichtliche Nachſchlagewerk geblieben, dem weiter⸗ 
hin weiteſte Verbreitung zu wünſchen iſt. Es, 


Badiſche Gemeindeordnung vom 5. Okt. 1921 nebſt ihren 
geſetzlichen Ergänzungen und unter Beifügung der wichtigſten 
Vollzugsbeſtimmungen hierzu. Erläutert von E. Güundert, 
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Oberbürgermeiſter in Pforzheim. Mitglied des Landtags. 
Vierte neubearbeitete und ergänzte Auflage. Mannheim, 
Berlin, Leipzig 1927. J. Bensheimer. Preis 30 h. 


Die 2. und 3. Aufl. dieſes Buches ſind JW. 1924, 769; 1924, 
1944 beſprochen. Die vorliegende 4. Aufl. hält an dem bisherigen 
Aufbau feſt. Im einzelnen ſind allerdings die Anmerkungen neu 
überarbeitet und auf den gegenwärtigen Stand der Geſetzgebung 
gebracht. Sowohl die badiſche Gemeindeordnung von 1921 ſelbſt 
wie das vorliegende Buch ſind ein Ruhmesblatt der badiſchen 
Juriſten. Hoffentlich kann auch bald der preußiſche Praktiker in 
einem verſtändlichen Geſetz und einem ſo guten Kommentar wie 
dem Gündertſchen das preußische Gemeinderecht beieinander 
finden. D. S. 


Die Apothekenbeſitzrechte in den dentſchen Ländern. Nach 
den vorhandenen geſetzlichen Beſtimmungen und ſonſtigem 
amtlichen Material zuſammengeſtellt und erläutert von 
Dr. Alfred Adlung, Regierungsrat. Berlin 1927. Ver⸗ 
lag Julius Springer. Preis 6 .M. 


Die Arbeit ſtellt ſich als eine Verbindung von ſyſtematiſcher 
Darſtellung und kurzer, nicht erſchöpfender, Erörterungen, einiger 
die Apothekenbetriebsrechte angehenden Rechtsfragen dar. 

Die hiſtoriſche und ſyſtematiſche Darſtellung überwiegt jedoch in 
der Arbeit, deren Hauptvorzug darin beſteht, daß der Verf. mit großer 
Sachkunde das bisher zerſtreut gewefene Material zuſammenſtellt und 
auch ſelbſtändig feiner Meinung zu den einſchlägigen Fragen 
Ausdruck gibt, Wer dieſe Arbeit, aufmerkſam geleſen hat, wird 
einen tiefen Blick in die Zerriſſenheit und den Mangel der Kodi⸗ 
filtation auf dem einſchlägigen Gebiete tun, und wer ſich mit der 
Arbeit beſchäftigt, wird faſt auf jeder Seite feſtſtellen müſſen, daß 
das Apothekenweſen einzelner Freiſtaaten eine geſetzliche Grunde 
lage nicht kennt, und daß dort, wo landesrechtliche Apothekerord⸗ 
nungen vorhanden ſind, die, wie die Prerev. Apotheker O., Geſetzes⸗ 
Kraft haben, dieſe eine Sprache und einen Geiſt atmen, der den Hauch 
des Mittelalters nicht abgeſtreift hat. Bei anderen wiederum, das 
ergibt die vortreffliche Schrift Adlungs, iſt die Rechtsgrundlage 
eine unſichere; von noch anderen Freiſtaaten hören wir, daß in 
verſchiedenen Landesteilen ein und desſelben Freiſtaates die Apo⸗ 
thellenbetriebsrechte verſchiedene Rechtsgrundlagen haben. Das gilt 
insbeſ. von Preußen, wo von vornherein zu unterſcheiden iſt zwiſchen 
den alten Provinzen und den neuerworbenen Landesteilen und denen, 
die unter napoleoniſcher Herrſchaft ſtanden. 

Von den verſchiedenen Kapiteln iſt insbeſ. hervorzuheben das 
über die Entſtehung der deutſchen Apothekenbetriebsrechte, unter 
denen die Privilegien, die verkäuflichen Konzeſſionen, ferner die un⸗ 
verkäuflichen Perſonalkonzeſſionen neben der Staatsapotheke und 
der Kommunalapotheke ihrem weſentlichen Inhalte nach erörtert wer⸗ 
den. Aus einer Anlage folgt dann weiterhin, daß es in einzelnen 
Freiſtaaten Apothelenbetriebe ohne Konzeſſion gibt, alsdann ver⸗ 
pachtete Apotheken, daß vorübergehend die Niederlaſſungsfreiheit, 
wenn auch nur vereinzelt, herrſchte, dann ferner von Perſonalkon⸗ 
zeſſionen, die an ein Haus gebunden ſind uſw. 

Dem Buch, welches zahlreich auf Literatur, auch auf Entſch. 
oberer Gerichte verweiſt, ſind mehrere Anlagen beigegeben; u. a. eine 
Darſtellung über den Entwicklungsgang der Apotheltenbetriebsrechte 
in den verſchiedenen Ländern ſeit 1665. Eine Tabelle gibt eine über» 
ſicht über die gegenwärtig in einzelnen Ländern der Zahl nach vor⸗ 
handenen Apotheken, zugleich nach Art ihrer Betriebsrechte; weiter⸗ 
hin finden wir ein Verzeichnis der wichtigſten Geſetze und Verord⸗ 
nungen auf einſchlägigem Gebiete. Die 4. Tabelle gibt eine Illu⸗ 
ſtration zu der nicht mehr auf hiſtoriſchem, ſondern ſchon auf dem 
Rechtsgebiet liegenden Frage der Verpachtung und Verwaltung von 
Apothekenbetriebsrechten und der Verpflichtung des Neukonzeſſionars 
bzw. Beſitznachfolgers bei Übernahme einer anheimgefallenen Apo⸗ 
thekenkonzeſſion. Ein ſorgſam ausgearbeitetes Sachverzeichnis er⸗ 
leichtert die Orientierung. 

Dieſe Schrift ſollten alle leſen, die an dem Schickſal des Apo⸗ 
thekenſtandes Anteil nehmen; in erſter Linie die Apotheker ſelbſt, 
aber auch Medizinal⸗ und Verwaltungsbeamte, neben den Juriſten, 
denn ein Stand, der für die Öffentlichkeit fo wichtige Aufgaben zu 
erfüllen hat, wie der des Apothekers, benötigt um ſo mehr eine 
Überſicht über die das Gewerbe beſtimmenden Grundlagen und Ver⸗ 
ordnungen, als es ſich um einen Stand handelt, deſſen gewerbliche 
Entwicklungsfreiheit durch den Mangel eines RApothcg., auf deſſen 
Fehlen Adlung mit Recht hinweiſt, und durch eine Fülle von Einzel⸗ 
geſetzen und in Tauſende gehende Verordnungen, gehemmt iſt. 


RA. Dr. Adolf Hamburger, Berlin. 


Schrifttum 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Allgemeines Schrifttum. 


Dr. jur. Albert Terfloth: Allgemeine Verwaltungskunde. 

(Bd. V der Du Mont⸗Schaubergſchen Verwaltungslehr bücher.) 
Köln 1927. Verlag der M. Du Mont⸗Schaubergſchen 
Buchhandlung. 95 S. Preis kart. 2 .#. 


Ein Grundriß der Verwaltungskunde, in erſter Linie beſtimmt 
zum Gebrauch an den preuß. Verwaltungsbeamtenſchulen, darüber 
hinaus aber ſehr geeignet, auch Studierende und \ 
Verwaltungsrecht einzuführen — eine Aufgabe, die um jo wictiget 
iſt, als die frühere Ausbildungsordnung die Ausbildung auf dem 
Gebiete des Verwaltungsrechts nicht in dem Maße gewährleiſtete, als 
wie die heutigen Zeitläufte es von den praktifch tätigen Juriſten aller 
Berufsſtände verlangen. In überſichtlicher Gliederung und Knapper, 
klarer Darſtellungsweiſe iſt alles Weſentliche behandelt. Hervorhebung 
verdient die ausführliche, durch Verwendung der Tabellenform ber 
ſonders überſichtliche und praktiſche Überſicht über die ſachliche gr 
ſtändigkeit der Verwaltungsbehörden und -gerichte, die allein 26 Seiten 
umfaßt. Schrifttum und Rſpr. find dem Zweck des Buches ent“ 
ſprechend nur in Ausnahmefällen berüchſichtigt. D. S. 


Hermann Martin: Demokratie oder Diktatur! Berlin SW 68 
1926. Verlag für Politik und Wirtſchaft. 


Dieſes Buch unſeres Leipziger Kollegen iſt ſehr intereſſant, 
wenngleich es nicht gerade kurz geſchrieben iſt. Martin ſieht als 
Gefahr für Deutſchland an nicht die gewaltſame Wiederherſtellung 
der alten Verfaſſung, ſondern den Staatsſtreich zur Errichtung 
einer nationalen Diktatur. Er erblickt das Endziel moderner Staat?” 
kunſt in dem friedlichen Ausgleich zwiſchen den Anſprüchen der 
Beſitzenden und der Beſitzloſen, er verlangt, daß wir „in Er 
teilen denken“, die Erde ſei demokratiſch geworden und der er' 
wähnte friedliche Ausgleich ſei nur unter der Demokratie möglich 
Nur der Geiſt der Verſöhnung der Völker wie der Klaſſen könne 
vor der Weltrevolution, vor dem Bolſchewismus retten. 5 
Es bedarf nur der Angabe dieſes Grundgedankens und 
Grundzieles der Martin ſchen Schrift, um darzutun, daß die 
Juriſtiſche Wochenſchrift ihrer juriſtiſch wiſſenſchaftlichen, nicht po⸗ 
litiſchen Tendenz gemäß von einer eingehenden Beſprechung des 
Buches Abſtand nehmen muß. Aber das beſeitigt nicht das Recht 
darauf hinzuweiſen, daß das Buch, für jeden Leſer, gleichvie 
welche politiſche Anſchauung er hat, und ganz abgeſehen von der 
Frage, ob der Leſer die Tendenz billigt, leſenswert und intereſſan. 
iſt wegen des umfaſſenden tatjächlihen Materials und der MI 
von Parteileidenſchaft verblendeten, ſondern auf Sachkenntnis ge“ 
ſtützten Darſtellung der verſchiedenſten Anſchauungen, Abſolutismus, 
Faſchismus, den der Verfaſſer beſonders ausführlich behandell, 
deutſch⸗völkiſche Bewegung, Marxismus uſw. und einer Reihe für 
den Gedanken der Diktatur ſymptomatiſcher Perſönlichkeiten (G 
far, Cromwell, Napoleon, Muſſolini). Die fait erdrückende Fülle 
des Materials hätte ſich vielleicht mehr zuſammendrängen laſſen. 
Aber das hätte dem politiſchen Zwecke des Verfaſſers viellel 


nicht genutzt. 
Geh. IR. Dr. Heilberg, Breslau 


Enzyklopädie der Rechts- und Staatswiſſenſchaft. 
Herausgegeben von E. Kohlrauſch, W. Kaskel, A. Spiel 
hoff. Abteilung Staatswiſſenſchaft. Herausgegeben von 
Dr. Arthur Spiethoff, Profeſſor an der Univerſität 
Bonn. XXXIX: Gewerbepolitit von Kurt Wiedenfeld. 
Berlin 1927. Verlag von Julius Springer. Preis 9,60 4 


Mit Bedauern ſieht der Juriſt, wie in der bekannten Kohl⸗ 
rauſch⸗Kaskelſchen Enzyklopädie der Nechts⸗ und Gtaalf 
wiſſenſchaften die von Spiethoff herausgegebenen Grundriſſe 
der Abteilung „Staatswiſſenſchaft“ an Schnelligkeit des Erſcheinen 
die juriſtiſchen Beiträge zu überflügeln drohen. Werden doch 
wichtige und von Tauſenden von Studierenden erwarteten Werlte wie 
das Strafrecht von Kohlrauſch und das Zivilprozeßrecht bon 
Goldſchmidt ſeit Jahren als bald erſcheinend bezeichnet. Soweit 
ſich bei flüchtiger Durchſicht ergab, ſteht das vorliegende Werk über 
die Gewerbepolitik ebenbürtig neben den beſten Arbeiten der 0 
Klopäbie. Namentlich die Ausführungen über Kartelle und Konzern 
bieten auch dem Juriſten viel Intereſſantes. Eine ausführliche Wü 
digung des Buches muß einer jpäleren Beſprechung vorbehe 
bleiben. D. S. 


Leonhard Winkler: Deutſches Recht im Spiegel deutſchet 
Sprichwörter. Leipzig 1926. Verlag Quelle & Meyer 
272 S. Preis 8 .#. 


Seit der großen Sammlung der deutſchen Rechtsſprichwörlen 
von Graf u. Dietherr (1863) iſt keine ſo erfreuliche Ausgabe 


Referendare in das, 


56. Jahrg. 1927 Heft 49] 


der eee mehr vorgenommen worden, wie die von 
inkler. 

Sie zeichnet ſich durch drei Merkmale aus: 

% 1. Die Einteilung iſt ſehr überſichtlich, ſo daß auch der Nicht⸗ 
hiſtoriker ſich leicht zurechtfindet. Das bürgerliche Recht z. B. iſt 
ſcharf gegliedert in Familienrecht, Sachenrecht, Schuldverhältniffe u. 
Erbrecht. (Warum Vers. Familien- und Erbrecht nicht enger ver⸗ 
bindet, iſt freilich nicht erſichtlich.) 

2. Die Erklärungen der jo prägnant, plaſtiſch und lebensvoll 
geprägten Sprichwörter ſind im ganzen von guter hiſtoriſcher Einſicht 
getragen. Es iſt nicht leicht, dieſer Art der Rechtsformung beizukom⸗ 
men. Manche Ausdrücke ſind dunkel, allzu einſeitig und auch wider⸗ 
Ipruchsvoll untereinander. Mit Verſtändnis umſchifft Winkler die 
meiſten Klippen. 

3. Die in den Sprichwörtern verkörperten Rechtsideen werden 
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verfolgt bis in unſer heutiges Recht hinein. Man vergleiche etwa die 
Ausführungen über die Schlüſſelgewalt der Frau (S. 30 ff.), über 
die unerlaubten Handlungen (S. 108 ff.) oder über Gerichtsbarkeit und 
Bufländigkeit (S. 178 ff.). Überall iſt verſucht, den Faden bis in 
die Jetztzeit hinein zu ſpinnen und zu zeigen, wieviel altes Rechts⸗ 
gut ſich erhalten hat. 

Den Schluß des Buches bildet ein volfji. ges Verzeichnis der 
analyſierten Sprichwörter, ſo daß für den zeitarmen modernen 
Menſchen das Nachſchlagen der gegebenen Erklärungen weſentlich er⸗ 
leichtert wird. 

Neben der Verwertung des deutſchen Reichsrechts ſpielen das 
ſchweiz. 30 B. und das öſterr. BGB. die größte Rolle. Ich hoffe, 
die treffliche Arbeit werde auch in der Schweiz und in Oſterreich 


weite Verbreitung finden. 
Prof. Dr. Hans Fehr, Bern. 


Vereinigungen, 


Juriſtiſche Ftndiengeſellſchaft München. 
Sitzung vom 2. November 1927. 
Vorſitzender OLGPräſ. Staatsrat Dr. Meyer, München. 


Prof. Dr. Karl Rothenbücher, München: Staat unb Kirche 
der Staatsumwälzung. 
. Das 19. Jahrhundert hat die Kirche von den Feſſeln des 
Staatskirchentums befreit. Das brachte einmal eine Zurückdran⸗ 
gung des Laienelements in der Kirche mit ſich, bedeutete aber auch 
eine Schwächung der nationalen Bewegungen innerhalb der Kirche. 
Deshalb konnte ſich feit 1870 der Zentralismus in ihr ſchranken⸗ 
8 entwickeln. Zugleich aber entzogen verſchiedene Staaten der 
stirche die Hilfsmittel, den ſtaatlichen Zwang und vor allem die 
erheblichen finanziellen Beihilfen, die bisher der Kirche zur Ver⸗ 
Mgung ſtanden; die Trennung von Kirche und Staat wurde in 
verſchiedenen Abſtufungen verwirklicht. In den angelſächſiſchen 
ändern bleibt die Stellung der Kirche noch günſtig, infolge ihrer 
Selbſtändigkeit kann ſie ſich weiter entfalten, in Amerika konnte 
in Smith ſogar zum erſtenmal ein katholiſcher Präſidentſchafts⸗ 
“andibat aufgeſtellt werden. Schmerzvoll dagegen für die Kirche 
war die Entwicklung in den romaniſchen Ländern. Die herrſchende 
Schicht, das freidenkeriſche Kleinbürgertum ſchuf ein der Kirche 
ungünſtiges Staatskirchenrecht. Kräftige Stützen der kirchlichen 
acht waren dagegen die katholiſchen Monarchien Spaniens und 
terreichs, vor allem der öſterreichiſch-ungariſche Kaiferftaat als 
Flock gegen den vordringenden Panſlavismus, der ſich als ein 
achtmittel der orthodoxen Kirche bediente, war für die Kirche 
on hoher Bedeutung. Seine Erhaltung ſchien in Oſteuropa für 
fie eine Lebensnotwendigkeit zu fein. In Deutſchland fchliefjlich 
war die Lage der Kirchen günftig, vor allem die proteſtantiſchen 
irchen fanden infolge des Staatskirchentums einen ſtarken Rück⸗ 
alt an den Fürſten. 


Durch den Weltkrieg hat die katholiſche Kirche an Macht ge⸗ 
wonnen. Viele Staaten nahmen die Beziehungen zum Vatikan neu 
el, 27 Staaten unterhalten jetzt Vertretungen beim Apoſtoliſchen 

luft, Von den Weltmächten fehlen nur Sowjetrußland und die 
Union. Der Krieg zerſtörte die Gefahr des Panſlavismus. Die neu 
entſtandenen Staaten waren vielfach auf ihre Beziehungen zur 

uiſchen Kirche angewieſen, fie ſchätzten, wie jede neue, natur⸗ 
mäß ſchwache Staatsgewalt natürliche Verbindungen unter ihren 
ürgern. Nicht nur mit katholiſchen Ländern wurden Konkordate 
er e ſondern auch mit dem proteſtantiſchen Lettland: In 
Er Jacobikirche zu Riga refidiert nach Jahrhunderten wieder ein 
ezbiſchof. Verhandlungen ſchweben mit zwei orthodoxen Staaten, 
it Jugoſlawien und Rumänien. Nur in der Tſchechoſlowakei war 
er Kirche kein Erfolg beſchieden, der nationale Gedanke erwies 
41 hier als ſtärker. Auch in Frankreich wurde die Lage der 
Tape nicht günſtiger, wohl aber in Italien und Deutſchland. 
ia hat der Faſchismus den Liberalismus aus dem Sattel ge- 
worfen und in der Verwaltungsgeſetzgebung der Kirche Zugeſtänd⸗ 
ante gemacht. Doch iſt trotz der freundlichen Beziehungen der 
wall che Rechtsfriede noch nicht wiederhergeſtellt, und die Kirche 
liche te ſo gegenüber den Beſtrebungen des Faſchismus, die kirch⸗ 
che Zentralregierung völlig zu italieniſieren, ihre Unabhängigkeit. 


bei Deutſchland war bei den Friedensverhandlungen und ſpäter 
Ber der Wahrung des nationalen Charakters der abgetretenen Ge⸗ 
rs ſehr oft auf die Unterſtützung der Kirche angewiefen, dabei 
lia delte die Kirche nicht immer in einem für Deutechland gün⸗ 
* Sinne: die Biſchöfe von Straßburg und Metz wurden dies⸗ 

raſcher erſetzt als 1870, im Saargebiet wurde kein eigenes 


ſeit 


* 


Bistum errichtet, das polniſche Konkordat auf Danzig erſtreckt, 
aus Polen kommen vielfach Klagen über das Verhalten der 
Biſchöfe in der Sprachenfrage. 

Die Zentrumspartei blieb durch den Zuſammenbruch un⸗ 
berührt, durch die Schwächung der Macht des Berufsbeamtentums 
und den Wegfall der Fürſten gewann ſie an Stärke. Im Reich 
und in den meiſten größeren Ländern find die katholiſchen Par⸗ 
teien zur Regierungsbildung notwendig. Bei Verhandlungen zwi⸗ 
ſchen Staat und Kirche wird jener z. T. ſtets durch eine Partei 
vertreten, deren Angehörige in Dingen der kides und der mores 
(Ehe, Schule uſw.) zum Gehorſam gegen die kirchlichen Oberen 
verpflichtet ſind. „Der Katholizismus iſt in breiter Front im Vor⸗ 
rüczen in Deutſchland, Bayern ift ein Eckpfeiler dieſer Politik.“ 
Dieſes Wort eines hohen kirchlichen Würdentragers zeigt, warum 
die Kirche ein Intereſſe an der Einheit des Reiches hat 

Anders die Lage der proteſtantiſchen Kirche: Sie verlor die 
Stütze der Throne, ihre Entwicklung war ſtets eine mehr unſelbſtan⸗ 
dige, ihre Führer waren und blieben mit der alten Staatsform 
auch parteimäßig verbunden 

Ahnlich wie in Belgien, wo i. J. 1830 durch ein Bündnis 
der liberalen und der kakholtſchen Partei der neue Staat begrün⸗ 
det wurde und dabei die Kirche völlige Freiheit gewann, ſich ihre 
finanzielle Unterſtützung bewahrte, war die Entwicklung in Wei⸗ 
mar: Auch hier ein Bündnis der beiden katholiſchen Parteien mit 
dem Liberalismus und dem Sozialismus. Dieſe brachten der Kirche 
die Freiheit, die ſtarke Stellung der Zentrumspartei ſicherte die 
ſtagtlichen Unterhaltsmittel und das Beſteuerungsrecht. An dieſen 
Erfolgen der katholiſchen Kirche nimmt die proteſtantiſche teil. 

Die rechtliche Lage iſt die: Die Kirchen ſind öffentliche Kör⸗ 
perſchaften, denen der einzelne vom Staat auf Grund beſtimmter 
äußerer Umſtände bis zu ſeinem evtl. Austritt zugerechnet wird, 
Behördenaufbau und Gebietsabgrenzung ſind öffentlich⸗rechtlich an⸗ 
erkannt, das Beſteuerungsrecht wird innerhalb der ſtaatlichen 
Rahmengeſetze durch eigene Geſetzgebung geregelt. In der hirch⸗ 
lichen Lehre, Verwaltung und in der Ausübung der Diſziplinar⸗ 
gewalt, in der Beſetzung der Amter beſteht weitgehendſte Freiheit. 
Die Einflüſſe des Staates auf die kirchliche Vermögensverwalrung 
find verſchwindend klein, dagegen wird der größte Teil der kirch⸗ 
lichen Funktionäre vom Staat unterhalten. Zwar leiten die Kirchen 
als öffentlich⸗rechtliche Körperſchaften ihre Geltung vom ſtaatlichen 
Recht her, die katholiſche Kirche aber hat dies nie anerkannt: 
das Recht der Kirche gilt kraft göttlichen Rechts. Der Staat hat 
mit den Kirchen, nicht nur mit dem Papſt auf Grund der Gleich⸗ 
berechtigung verhandelt! In einer ſtaatlichen Anſtalt, der Schule, 
nimmt die Kirche eine beſondere Stellung ein. 

Kraft des ihr vom Chriſtus erteilten Lehrauftrags fordert 
die Kirche die Leitung der Erziehung. Göttliches Recht und Eltern⸗ 
recht dienen dabei als Rechtstitel. Der Proteſtantismus folgt der 
katholiſchen Kirche auf dieſem Weg. Zwei Möglichkeiten hat die 
Kirche: entweder ſie benützt die Unterrichtsfreiheit zur Errichtung 
eines eigenen großen Schulweſens, das auf die Orden aufgebaut 
und vom Staate unterſtützt wird, ſo in Belgien und den Vereinig⸗ 
ten Staaten, oder ji benützt den Schulzwang zur Beteiligung an 
den ſtaatlichen Anſtalten durch Schulaufſicht mindeſtens im Re⸗ 
ligionsunterricht oder durch Errichtung eigener Bekenntnisſchulen. 
Art. 147 RVerf. ſichert die Unterrichtsfreiheit im weitgehendſten 
Maße, aber in der Geſtaltung der Staatsſchule tft 
in Weimar das Programm der Kirche nicht durchge⸗ 
drungen. Zwar ſchien es beim erſten Schulkompromiß, bei dem 
allein Zentrum und Sozialdemokratie beteiligt waren, anders. Doch 
Art. 146 PVerf. brachte, einer alten Forderung der Lehrerſchaft 
entſprechend, die Gemeinſchaftsſchule als Regelſchule, Bekenntnis⸗ 
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ſchulen nach Art. 146 II RVerf. als Ausnahmen. In der National⸗ 
verſammlung war dies, wie aus den Erklärungen des Regierungs⸗ 
vertreters und des Abg. Gröber hervorgeht, unbeſtritten! Auch 
in der Rechtslehre iſt man ſich über dieſen Sinn der Verfaſſungs⸗ 
beſtimmungen einig und auch das RG. hat 1920 in dieſem Sinne 
geſprochen. Bis zur näheren Regelung durch ein NG&ef. wurde die 
Erhaltung des beſtehenden Zuſtandes durch Art. 174 MVerf. ge⸗ 
ſichert. Dreimal ſchon wurde die Ausführung des Art. 146 Verf. 
verſucht. 

Der jetzige 3. Entwurf iſt in mancher Hinſicht 
völlig neu. Vier Schularten ſollen gleichberechtigt ſein: Die Ge⸗ 
meinſchaftsſchule mit Religionsunterricht als ordentlichem Lehrfach 
und Erziehung im Geiſt des Chriſtentums, die Bekenntnisſchule, 
die bekenntnisfreie Schule, eine rein weltliche Schule, die entweder 
ohne jede bekenntnismäßige oder weltanſchauliche Bindung oder 
Weltanſchauungsſchule ſein kann. Die beſtehenden Bekenntnis⸗ 
ſchulen ſollen als bereits beantragt gelten. So bleiben (infolge 
der gegenwärtigen Lage in Preußen und Bayern) die Bekennt⸗ 
nisſchulen die Regel. Der Geſetzentwurf bedarf 
daher verfaſſungsandernder Mehrheit. 

Wichtig iſt die neue Geſtaltung der Bekenntnisſchule: ſie be⸗ 
gnügte ſich bisher mit einem Lehrer des entſprechenden Bekennt⸗ 
niſſes, nunmehr ſoll im Geſetz feſtgelegt werden, daß der Unter⸗ 
richt gemäß dem Glauben des betr. Bekenntniſſes zu erteilen iſt. 
So ergeben ſich Möglichkeiten einer Beanſtandung des Unterrichts 
durch die Religionsgeſellſchaften, ja in Bayern ſind infolge der 
weitergehenden Beſtimmungen des Art. 5 des Konkordats ſchon 
Beanſtandungen des außeramtlichen Verhaltens des Lehrers vor⸗ 
gekommen (auf die im Verlag des Bayeriſchen Lehrervereins er⸗ 
1a e Schrift von Friedrich Nüchter „über die Auswirkung 

es Konkordats und der übrigen Kirchenverträge“ darf in dieſem Zu⸗ 

ſammenhang hingewieſen werden. Der Berichterſtatter). Für die 
Bekenntnisfchulen find beſondere Lehr- und Lernbücher vorgeſehen, 
die Kirche ſoll in der Schulaufſicht vertreten ſein. So iſt der Kirche 
in der aus öffentlichen Mitteln unterhaltenen, mit ſtaatlicher Au⸗ 
torität ausgerüſteten Anſtalt ein weitgehender Einfluß auch außer⸗ 
halb des Religionsunterrichts gewährleiſtet. Der Entwurf entſpricht 
der Auffaſſung der katholiſchen Kirche, die Mehrheit der proteſtan⸗ 
tiſchen Kirchenregierungen hat ſich wie oft ſeit 1919 deren Auf⸗ 
faſſung angeſchloſſen. 

Man hat bei dieſer Sachlage eines überhaupt noch nicht be⸗ 
achtet: Der Entwurf ſieht auch die weltliche Schule als gleichberech⸗ 
tigt vor. Man unterſchätzt dieſen Schultyp. Er wird, falls der neue 
Entwurf Geſetz wird, unerwartete Erfolge haben. Schon bei der 
jetzigen Rechtslage find in Preußen fo viele Kinder vom Religions- 
unterricht abgemeldet, daß aus ſchultechniſchen Gründen für ſie 
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170 beſondere Schulen mit 1760 Lehrern und 49 000 Schülern ge⸗ 
ſchaffen wurden. Und dies ohne rechtliche Grundlage für dieſen 
Schultyp! Nach dem Geſetz wird ein Antrag von 40 Eltern genügen. 
Die ſozialdemokratiſche Partei, die heute aus taktijchen Gründen 
gegen den Entwurf iſt, die aber nach den Worten ihrer maßgebe . 
den Führer kein Intereſſe an der Gemeinſchaftsſchule hat, WE, 
weltliche Schulen errichten, nicht nur in den Großſtädten. Wie di 
Kirche Sportvereine und geſellige Vereine ſchafft, ſo auch die + 
zialdemokratie. Sie findet hier einen Schultyp als Grundlage T 
ihre Beſtrebungen. Auch die nötigen Lehrer werden nicht Ich 
aus pädagogiſchen Gründen find viele Lehrer für die weltliche 
Schule, da die beſtehende Schulverfaſſung den Aufſtieg der Vegab 
ten nicht genügend ermöglicht. Hier kündigt ſich die Trennung von 
Staat und Kirche an! In Frankreich iſt die weltliche 
Schule eine Volksſchule, in der das Geſchlecht herangewach 
fen ift, das den Weltkrieg geführt und durchgehalten hat, IN 
Deutſchland wird fie eine Klaſſenſchule fein! De 
proteſtantiſche Kirche, die heute an der Seite der katholiſchen Kirche 
ſteht, um — nach dem Wort eines ihrer Führer — in ihrem 
Schatten wieder groß zu werden, gibt damit einen großen Teil der 
Kinder des Proletariats auf. 

Das Schulgeſetz bringt noch ein anderes zum 10 
Eine Wandlung im Staatsgedanken und in der Slei⸗ 
lung der Kirchen zu ihm. Die Vertreter der Gemeinſchaftsſchule 
fordern die Erziehung zur Nation, die in ſich über den trennenden 
Religionen einen Kulturwert darſtelle. Dieſer Gedanke wird durch 
die Betonung der Gemeinſchaft des Bekenntniſſes oder der Klaſſe, 
wie fie im Schulgeſetz ſichtbar wird, immer mehr zurückgedrängt. 
1789 widerſtand die Kirche der Revolution, erſt Ende der 90er 
Jahre des 19. Jahrhunderts findet ſich die Kirche mit der Repu⸗ 
blick ab. Bei uns ſagte die Kirche kein Wort zum Sturze der 
kirchentreuen Fürſten: Die Kirche ift nicht mehr Stüße 
einer beſtimmten Staatsform. In Rußland hat die 
Kirche die Staatsumwälzung nicht verhindern können und ſie hal 
heute ihren Frieden mit der Revolution gemacht, die das heilige 
Eigentum angegriffen hat. Die Kirche macht ſich den Staat zunuhe, 
ſie kann aber auch ohne ihn leben. 5 

1525 wurde in Deutſchland eine Ordnung von Staat un. 
Kirche dadurch verſucht, daß „die Stände es halten könnten, wie 
fie es vor Gott und Kaiſerlicher Majeſtät verantworten können * 
1919 nahm das Reich die Regelung der Kirche wieder in ſeine 
Hände. Damals entſchieden ſich die Bayernherzöge für die als 
Lehre und legten den Grund zum bayer. Staatsrecht und Staats“ 
Kirchenrecht, heute find die Rechte des Staates innerhalb der Kirche 
zerflattert. Die Wittelsbacher ſind dahingegangen, die Kirche iſ 
geblieben. 


Die vermögensrechtlichen Anſprüche eines ohne Difsi- 
plinarverfahren einfeitig entlaſſenen Beamten. 


Kollath (JW. 1927, 2184) erörtert die Anfechtung der Be⸗ 
amtenanſtellung wegen Irrtums und Betruges und führt u. a. aus, 
daß in Preußen vermöge 8 72 II 10 PrAL R. ein Beamter, der ſich 
in den Staatsdienſt eingeſchlichen hat, ohne Diſziplinarverfahren 
einfach durch Hoheitsakt ſeines Amtes enthoben werden könne. 

Dies erſcheint nur bedingt richtig und würde unzutreffend 
ſein, wenn damit auch gemeint ſein ſollte, daß der einſeitig ent⸗ 
laſſene Beamte ſeiner Gehalts⸗ und Verſorgungsanſprüche ohne wei⸗ 
teres verluſtig geht. 

Allerdings hat kein Beamter ein klagbares Recht auf Aus⸗ 
übung ſeines Dienſtes — man bann hier den Privatdienſtvertrag 
zum Vergleich heranziehen —, und ein Streit hierüber wäre als 
öffentlich⸗rechtlich den bürgerlichen Gerichten entzogen; auch das 
Verwaltungsſtreitverfahren iſt nicht eröffnet. Die einſeitige Amts⸗ 
enthebung im engeren Sinne iſt alſo gerichtlich nicht angreifbar. 
Ebenſo könnte einer bloßen Feſtſtellungsklage, daß das Beamken⸗ 
verhältnis trotz Aufhebungsverfügung fortbeſtehe, die Einrede des 


mangelnden Rechtswegs entgegenſtehen (RG. 108, 117 und bei Gruch. 


46, 416). In rein dienſtlicher Beziehung kann ſich die Behörde alſo 
ihrer Beamten gegen deren Willen im tatſächlichen Sinne 
entledigen. 

Ganz anders ſteht es aber mit den vermögensrechtlichen An⸗ 
ſprüchen des Beamten. Den Reichsbeamten iſt diesbezüglich der 
Rechtsweg durch das RBG. v. 31. März 1873, jetzt v. 18. Mai 
1907, den preußtſchen unmittelbaren Staatsbeamten durch das 
Geſetz über die Erweiterung des Rechtswegs v. 24. Mai 1861 er⸗ 
öffnet worden. Den mittelbaren preuß. Staatsbeamten war der 
Rechtsweg niemals beſchrankt. In den anderen deutſchen Ländern 


dürfte die Rechtslage ähnlich ſein, und jetzt iſt durch Art. 129 RVerf, 
der Rechtsweg gewährleiſtet. Jeder, ſelbſt der im Tügiplinarverfahtet 
entlaffene Beamte, hat alſo mindeſtens ein formelles Klagerecht an 
ſein Dienſteinkommen und nach Erreichung der Altersgrenze auf jet 
Ruhegehalt. Nun beſtimmt freilich § 155 RBG. und 8 5 des gr 


nannten preuß. Gef. v. 24. Mai 1861, daß u. a. die” Entid. . 
Diſziplinar⸗ und Verwaltungsbehörden, ob und wann ein Beamter 
aus ſeinem Amt zu entfernen iſt, für die Beurteilung der vor den 
Gerichten geltend gemachten vermögensrechtlichen Anſprüche maß 
gebend ſeien. Der Richter iſt daher nicht befugt, ein Diſzipling⸗ 
urteil nachzuprüfen, und muß deshalb den Beamten, der mehr Tor 
dert, als ihm in dieſem Urteil zugeſtanden iſt, ohne weiteres abweiſen. 
Handelt es ſich aber um einjeitige Akte der Staatsgewalt auß 
halb eines Diſziplinarverfahrens, fo tritt im Gerichtsverfahren 5 
obige Beſchränkung nicht ein, da eben nur wirkliche Diſziplima 
urteile der richterlichen Nachprüfung entzogen werden ſollten 6 it 
96, 303 JW. 1920, 44; 110, 193 = JW. 1925, 2433). Dies N 
u. a. akut geworden, als die Beamtinnen auf Grund eines Vor 
behalts in ihren Auſtellungsurkunden wegen ihrer Verheiratung 
entlaſſen wurden, obwohl dieſe Zölibatsklauſel mit Art. 128 ab). f 
RVerf. in Widerſpruch ſtand. Vergeblich berief ſich die Behörde 10 
die angeblich abſolute Kraft ihrer Entlaſſungsverfügung (RG. II 2 
193 — JW. 1925, 2433). Das RG. iſt aber noch weiter gegangen, 
und hat die Gerichte u. a. für befugt erklärt, bei einſeitigen ut, 
laſſungen wegen mangelhafter Dienſtführung die fachliche N 
mäßigkeit nachzuprüfen, alſo in die dem öffentl. Recht ange hör 
internen dienſtlichen Verhältniſſe einzudringen. Im Fall des — 
10, 183 ff. wurde die Entlaſſung für ungerechtfertigt erklärt = 
die beklagte Behörde zur Zahlung des rlickftändigen und lauſgg 
den Gehalts verurteilt. Hierin gehört auch die Entſch. RG. 83, be 
IW. 1914, 422, wo ein Beamter wegen angeblich falſcher Ange 
über wiſſenſchaftliche Vorbildung zwar nicht entlaſſen, aber im Gehalt 9 


Bewußtſein; 
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kürzt wurde. Alle Inſtanzen verneinten das Vorliegen eines Irr⸗ 
tums und Betruges und ſprachen dem Beamten ſein früheres volles 
Gehalt zu. 

1 Die Verurteilung der Behörde zur Gehaltszahlung wird mei⸗ 
ſtens die Wiedereinſetzung des Beamten zur Folge haben, da man 
ihm fein Gehalt nicht umſonſt wird zahlen wollen. Geſchieht erſteres 
nicht, ſo hört dennoch der Lauf des Dienſt⸗ und Penſionsalters nicht 
auf, ſo daß der Beamte auch auf die höheren Stufen ſeiner Gehalts⸗ 
gruppe klagen kann. Nur inſofern kann das Gericht dem Beamten 


nicht helfen, als er während ſeiner Dienſtenthebung trotz Erreichung 


des erforderlichen Dienſtalters nicht in die höhere Gehalts gruppe 


defördert und dadurch geſchädigt worden iſt; denn ein Rlagbares Recht 
auf das Gehalt der Aufrückungsgruppe kann nur durch ſtaatliche 
Verleihung derſelben erlangt und dieſer Nachteil kann auch nicht 
auf dem Umwege der Schadensklage ausgeglichen werden. 
Möglich iſt es, daß die Behörde nachträglich wegen derſelben 
Verfehlungen das Diſziplinarverfahren eröffnet, da dieſelbe wenigſtens 
nach preuß. Disziplinarrecht nur an die Urteile in Strafſachen ge⸗ 
dunden iſt. Kommt es dann zur Dienſtentlaſſung, ſo kann die Be⸗ 
Hörde im Wege des 8 767 ZPO. das Zivilurteil für die Zeit ſeit 
der Rechtskraft des Diſziplinarurteils beſeitigen, da die Gerichte, 
wie oben erwähnt, an letzteres gebunden ſind. Indeſſen wird dieſer 
3 ſehr ſelten vorkommen, da die Behörde natürlich meiſtens ſo⸗ 
ort von dem Diſziplinarverfahren Gebrauch machen wird, und das⸗ 
gelbe nur da ausgeſchloſſen iſt, wo es ji) um Vorgänge vor oder 
det der Anſtellung handelt (vgl. den obigen Aufſatz von Dr. Kol⸗ 
tath und OG. 22, 423). Eine Ausnahme findet ſich in 8 64 der 
deutſchen RAD. 
Man gelangt alſo zu folgendem Ergebnis: 

Wegen vermögensrechtlicher Anſprüche der Beamten iſt der 
Kechtsweg ſowohl bei diſziplinariſcher als auch bei einſeitiger Dienſt⸗ 
entlaſſung gegeben. Die Klage wegen eines auf Anfechtung des 
Viſziplinarurteils geſtützten Anſpruchs iſt ausſichtslos, weil der 
Zivilrichter an das Diſziplinarurteil gebunden iſt. Im zweiten Falle 
aber hat der Zivilrichter Recht und Pflicht zur unbeſchränkten Nach⸗ 
Prüfung, und zwar auch der dienſtlichen Verhältniſſe, und kann die 

tenſtentlaſſung für unwirkſam erklären, ſo daß die Vermögens⸗ 
rechte des Beamten gewahrt bleiben. 

Daneben wäre eine Schadens klage wegen Pflichtwidrigkeiten im 
Diſziplinarverfahren gem. Art. 131 RVerf., preuß. Gef. v. 1. Aug. 
1909 und NGef. v. 22. Mai 1910 denkbar. Doch geht dies über den 
Rahmen dieſes Auſſatzes hinaus. Bei einſeitiger Dienſtentlaſſung 
würde ſich die Schadensklage mit der Gehaltsklage ungefähr decken. 


IR. Abramezyk, Berlin. 


Zur Frage des Yersichts auf vermögensredjtliche An- 
ſprüche der Beamten, 


„ Nicht ohne Abſicht hat der Geſetzgeber die Grundſätze des 
Veamtenrechts in der Verfaſſung (Art. 129—131) verankert, insbes. 
ie wohlerworbenen Rechte der Beamten für unverletzlich erklärt 
und für den Fall von Streitigkeiten den Rechtsweg eröffnet. 

Wollte man das Verhältnis des Staates zum Beamten, wie 
man es früher tat, als privat⸗ bzw. öffentlich⸗rechtlichen Dienſt⸗ 
vertrag auf der Grundlage von Leiſtung und Gegenleiſtung charak⸗ 
riſieren, fo wären die verfaſſungsmäßigen Vorſchriften unverſtänd⸗ 
lich. Vom ſoziologiſchen Standpunkt aus betrachtet, ſtellt ſich das 
Staatsdienerverhältnis als ein viel feſteres und innigeres Band 
gar, als das im weſentlichen nur durch individuale wirtſchaftliche 
Intereſſen geknüpfte Band des Dienſtvertrages. 

Der Beamte nimmt nicht nur die Intereſſen der Staats⸗ 
Korporation wahr, er verkörpert auch als Organ einen Teil der 
ſaatsgewalt. Seine Verantwortlichkeit iſt damit weſentlich höher 
als die des kraft privatrechtlichen Dienſtvertrages Angeſtellten. Mit 
Hrückſicht darauf, daß der Beamte ſeine ganze Perſönlichkeit und 
Arbeitskraft in den Dienſt des Staates, dem er dient, zu ſtellen 
at, und ſich in ein völliges Abhängigkeitsverhältnis begibt, das 
85 nicht im Wege der freien Kündigung ohne Mitwirkung des 
Gtaates rechtswirkſam löſen kann, ſelbſt wenn ihm ein wichtiger 
s i. S. des Privatrechtes zur Seite ſteht, iſt der Staat ge⸗ 
alten, dieſem Treueverhältnis Rechnung tragend, den Beamten 
N zu unterhalten, daß er nicht genötigt iſt, für den Kampf um 
Rhe wirtſchaftliche Exiſtengz beſondere Kräfte zu opfern (vgl. 
G. 53, 429). 

Ki Ebenſowenig wie der Beamte das Staatsdienerverhältnis durch 
Anbdigung einſeitig löſen kann, kann es der Staat. 

8 Dieſem ſteht jedoch an Stelle eines ſolchen Kündigungsrechtes 
ie Diſziplinargewalt als Ausfluß der hoheitsrechtlichen Staats⸗ 

1 über den Beamten zu. Denn wie Brand!) richtig erkannt 

in t, iſt die Erfüllung der Beamtenpflicht nicht Erfüllung eines Ver⸗ 
ges, ſondern Erfüllung der Treue⸗, Gehorſams⸗ und Dienſt⸗ 


) Beamtenrecht 1926, 53 ff. 
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pflichten; ihre Verletzung iſt daher nicht Vertragsverletzung, ſondern 
Dienſtvergehen. } 

Da ver Gehalts⸗ bzw. Penſionsanſpruch des Beamten einem 
rein öffentlich⸗rechtlichen Dienſtverhältnis entſpringt, iſt ſein Charak⸗ 
ter auch öffentlich⸗ rechtlich 2). Die Frage, ob die vermögensrecht⸗ 
lichen Anſprüche der Beamten verzichtbar find, hängt mithin von 
der Frage ab, inwieweit auf ſubjektiv öffentliche Rechte überhaupt 
verzichtet werden kann. Die Anſichten ſtehen ſich in der Rechts⸗ 
wiſſenſchaft ſehr geteilt gegenüber ). Während z. B. Otto Mayer 
grundſätzlich für Unverzichtbarkeit eintritt, „weil Verhältniſſe, die 
im Gemeinintereſſe geſchaffen und normiert ſind, dem Einzelintereſſe 
nur aus ganz beſonderen Gründen weichen dürfen, hält Jellinek die 
grundſätzliche Verzichtbarkeit der fubjektiv öffentlichen Rechte aufrecht. 


Man wird m. E. zu dem Ergebnis kommen müſſen, daß in 
jedem Falle zu prüfen iſt, ob mit dem Rechte, auf das verzichtet 
werden ſoll, Pflichten verbunden ſind, oder aber das Allgemein⸗ 
intereſſe an den dem einzelnen oder aber einer Gruppe von Per: 
ſonen zugewieſenen Rechten in erheblichem Maße beteiligt iftt). In 
dieſen beiden Fällen ſpricht auf jeden Fall die Vermutung gegen 
die freie Verzichtbarkeit. Das „Allgemeinintereſſe“ gibt für die 
beamtenrechtlichen Vermögensanſprüche den Ausſchlag. Dies iſt 
wiederholt insbeſ. von höchſtinſtanzlichen Gerichtshöfen betont wor⸗ 
den. So z. B. vom NG. in einer Entſch. v. 26. Febr. 19155) und 
vom Sächſ. OVG. in einer Entſch. v. 10. Okt. 1906 8). Das Rg. 
führt aus: Gehalt und Ruhegehalt ſind beſtimmt zur Beſtreitung 
des Unterhaltes; es beſteht ein öffentliches Intereſſe daran, daß 
der Beamte ſie unverkürzt bezieht. In der vorzitierten Entſch. des 
Sächſ. OVG. iſt der von einem Gemeindebeamten für den Fall 
ſeiner Dienſtunfähigkeit im voraus erklärte Verzicht auf Penſion 
für unverbindlich erklärt worden, „weil ein Gemeinintereſſe vor⸗ 
liegt, daß der Beamte in möglichſter Unabhängigkeit von äußeren 
Rückſichten und mit Tatkraft ſein Amt verwalte“. Man kann m. E. 
auch ohne Bedenken davon ausgehen, daß die Unverzichtbarkeit 
von Unterhaltsauſprüchen für die Zukunft einem allgemeinen Rechts⸗ 
edanken entſpringt, der feinen Niederſchlag in 8 1614 1 BGB. ge⸗ 
151 hat, aber auch Anwendung auf den Unkerhaltsanſpruch des 
Beamten gegen den Staat finden muß. 

Im Hinblick auf vorige Ausführungen iſt als Grundſatz die 
Unverzichtbarkeit der vermögensrechtlichen Anſprüche der Beamten 
feſtzuſtellen, vor allem dann, wenn die Verzichtsleiſtung während der 
aktiven Dienſtzeit bez. Gehalt und Penſion oder nach Entlaſſung 
bez. der Penſion ausgeſprochen worden iſt. 

In dem erſten Falle iſt der Verzicht vom Geſetz⸗ 
geber reichsrechtlich?) dann für rechtswirkſam erklärt worden, 
wenn er geleiſtet it, um einem drohenden Diſziplinarverfahren 
aus dem Wege zu gehen. Im preußiſchen Disziplinarrecht iſt eine 
entſprechende poſitive Vorſchrift nicht vorhanden. Doch iſt dort 
analog der reichsrechtlichen Beſtimmung als allgemeinem Gedanken 
des Diſziplinarrechtes zu deduzieren. Ein wirkjamer Verzicht liegt 
auch dann vor, wenn der Beamte gleichzeitig auf Grund der noch 
heute gültigen Vorſchriften: 88 94, 95 II 10 ALR. freiwillig 
Dienſtentlaſſung beantragt hat und dieſelbe mit wirkſamer Kraft 
ausgeſprochen worden iſt. Der Verzicht iſt in dieſem Falle als 
Beſtandteil des Entlaſſungsantrages aufzufaſſen, der dem Hoheits⸗ 
akt der Entlaſſung voranzugehen hat und mit ihm inſofern eine 
Einheit bildet, als beide Tatbeſtände voneinander abhängig und zu 
einem rechtswirkſamen Ausſcheiden aus dem Amte notwendig ſind. 

Das RG. hat in dieſen Fällen betont, daß einmal der Antrag⸗ 
ſteller geſchäftsfähig ſeins), dann aber auch die Einverſtändnis⸗ 
erklärung mit ſeiner Entlaſſung unter Verluſt des Gehaltes bzw. 
der Penſion klar und unzweideutig ) fein müſſe, um die Entlaſſung 
gültig erſcheinen zu laſſen. Das RG, folgert dieſe feine Anſicht mit 
Recht aus der überragenden Machtſtellung des Staates gegenüber 


2) NG. 53, 423 ff.; 96, 303 = JW. 1919, 302; 107, 189; 110, 
292; Thür OVG. 4, 105; Brand 1926, 14ff. Auch der Staat kann 
privatrechtliche Dienſtverträge abſchließen. Die mittelſt eines ſolchen 
Dienſtvertrages Angeſtellten ſind aber keine Beamten im ſtaatsrecht⸗ 
lichen Sinne (vgl. Jahrb. des Sächſd ch. 29, 251). 

3) Vgl. dazu Kormann, Syſtem der rechtsgeſchäftlichen 
Staatsakte S. 41 Otto Mayer, Deutſches Verwaltungsrecht, 
1917, 1 S. 115; II S. 464; G. Jellinek, Syſtem der fubjektiv 
öffentlichen Rechte, 1905, S. 333 ff.; Schönborn, Studien zur 
er 1 85 Verzicht auf öffentliche Rechte, Greifsw. Diff. 1908, 

) Vgl. dazu die Abhandl. des Verf. im „Deutſchen Beamten“, 
Wochenbeil. der Berl. Börſenztg 1926 Nr. 25; 1927 Nr. 22. 

5) RG. 86, 266 ff. 

6) Jahrb. des Sächſd VG. IX S. 249. 

?) § 100 RBG. 

8) RG.: JW. 1917, 225. 

) NG. 96, 304 = ZW. 1914, 302. 
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ſeinen Beamten. Der Staat habe daher auch die Verpflichtung, 
die Rechte und berechtigten Intereſſen der Beamten auch im Ver⸗ 
hältnis gegenüber ſich ſelbſt, dem Staatsganzen und deſſen fis⸗ 
kaliſchen Intereſſe zu berückſichtigen und zu wahren. Aus dieſer 
Fürſorgepflicht ergäbe ſich daher die Notwendigkeit für ihn, Er⸗ 
Klärungen der Beamten, die einen Verzicht auf Rechte enthalten oder 
ſonſt ihren Intereſſen nachteilig wirken können, nur dann zur 
Grundlage einer Entlaſſung zu machen, wenn ſie beſtimmt und 
klar ſind. Für Auslegung unklarer Willenserklärungen ſei kein 
Raum; insbeſ. gelte dies für eine Erklärung, welche die folgen⸗ 
ſchwere Entlaſſung eines Beamten ohne Gewährung des Ruhe⸗ 
gehaltes betrifft. 

Ebenſo wie der Antrag, ſo muß die Entlaſſung ausdrücklich, 
und zwar antragsgemäß ausgeſprochen werden, um den Verluſt der 
vermögensrechtlichen Anſprüche des Beamten herbeizuführen. 

Ein Urlaubsgeſuch kann niemals mit Entlaſſung beantwortet 
werden. Wenn der Beamte ohne Urlaubsgewährung vom Amte 
fernbleibt, ſo muß er im Wege des Diſziplinarverfahrens entlaſſen 
werden. Es genügt z. B. nicht, daß dem betreffenden Beamten 
erklärt wird: „Im Falle Sie den beantragten, aber nicht be⸗ 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchriſt 


willigten Urlaub antreten, haben Sie ſich als entlaffen zu be 
trachten.“ 

Daß ein erzwungener oder erſchlichener Verzicht anfechtbar 
iſt, ergibt fi aus dem vom NS. auch für das öffentliche Recht 
anerkannten Grundſatze von Treu und Glauben 10). Dieſer das 
geſamte Recht beherrſchende Grundſatz muß im öffentlichen Rechte, 
deſſen Normen im Gegenſatz zum privaten Recht meiſt zwingender 
Natur ſind, und insbeſ. im Beamtenrecht die gebührende Bedeutung 
eingeräumt werden. Doch hat das RG. neuerdings 11) mit Recht 
ausgeſprochen, daß mit Rückſicht auf die Formſtrenge des Beamten“ 
rechtes ebenſo wie die Anſtellungsbehörde auch der Beamte grund⸗ 
ſätzlich verlangen kann, daß ihm gegenüber die geſetzlichen Formen 
gewahrt werden. Denn bei Anwendung des allgemeinen Gedankens 
von Treu und Glauben im öffentlichen Rechte ſind die der Eigenart 
dieſes Rechtes entſprechenden Einſchränkungen zu berückſichtigen. 

Dr. Jaſchkowitz, Charlottenburg. 


10) RG. 110, 387; 195 dazu Kormann, Syſtem, S. 376; 
Kollath: JW. 1927, 2184. 
11) RG.: JW. 1927, 2186. 


Kechtſprechung. | 


Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe ber 


A. Ordentliche Gerichte. 


Reichsgericht. 
a) Jivilſachen. 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 


Juſtizrat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Kurlbaum und 
Juſtizrat Dr. Schrömbgens. 
[' Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts abgedruckt. — F Anmerkung.] 


** 1. 88 133, 157 BGB. Konkurrenzverbot ohne 
ausdrückliche Ausbedingung aus der Natur des 
Geſchäftsverkaufs.] 7) 


(u. v. 31. Mai 1927; 571/26 IL — Berlin.) 
Abgedr. JW. 1927, 24101. 


[Ru.] 


Zu 1. A. Anm. von Prof. Dr. Titze ebenda. 


B. Richtigerweiſe handelt es ſich bei der Entſch. des RG. 
darum, daß das RG. rechtliche Folgerungen gezogen hat, die das 
OLG. unterlaſſen hat. Man kann dies nicht als reine Auslegung 
bezeichnen. Praktiſch handelt es ſich darum, einen virtuellen 
Willensinhalt aus dem Rechtsgeſchäft herauszuholen, der ſich dar⸗ 
aus ergibt, daß man den von dem OLG. feſtgeſtellten Tatbeſtand 
rechtlich würdigt und wertet. Die Partei muß doch Korrekterweiſe 
ſagen: Ich habe es zwar nicht ausdrücklich geſagt, würde es aber 
geſagt haben, wenn ich an alles gedacht oder wenn ich es für 
nötig gehalten hätte. Das, was man geſagt hat, iſt das Aktuelle, 
was man geſagt haben würde, iſt das Virtuelle, Potentielle. Die 
Feſtſtellung des Aktuellen iſt in aller Regel Sache der gewöhnlichen 
Beweisaufnahme, die mit irgendeiner — sit venia verbo — ge⸗ 
ſchichtlichen Feſtſtellung eines äußeren Vorganges in der Außen» 
welt endigt. Dieſe Feſtſtellung iſt in aller Regel irreviſibel. Mit 
dem Virtuellen ſteht es dagegen anders, denn es wird nur aus 
dem feſtgeſtellten Tatbeſtand erſchloſſen. Nicht ein äußeres Ge⸗ 
ſchehen, eine Veränderung in der Außenwelt wird feſtgeſtellt, 


ſondern aus der feſtgeſtellten Veränderung in der Außenwelt wer⸗ 


den Folgerungen gezogen, die das OLG. zu ziehen verſäumt hat. 
Es iſt mit dem Virtuellen das Eigentümliche, daß es wegen ſeiner 
inneren Natur eine ſchillernde Übergangsform darſtellt zwiſchen 
dem aktuellen und der bloßen rechtlichen Beurteilung. Beides iſt 
bei dem Virtuellen nicht voneinander zu trennen, und daher ſtammt 
der Streit, ob Auslegungsfragen auch vor das RG. gebracht wer⸗ 
den können. Soweit es ſich um Virtuelles handelt, iſt das gar nicht 
zu bezweifeln, aber um eine reine Auslegungsfrage handelt es ſich 
dabei nicht. Das verbietet dieſe Zwittererſcheinung, die einfach als 
115 e nicht aber künſtlich um⸗ oder weggedeutet 
ein will. 

Das Virtuelle hat doppelte Bedeutung. Entweder es dient 
poſitiv dazu, den immanenten Sinn der Erklärung zu entwickeln, 
die Folgerungen aus ihr zu ziehen, ihre Wirkungen alſo zu er⸗ 
weitern oder zu verſtärken. Dann liegt der Inhalt des Virtuellen 


Quelle geſtattet; Nachdruck der Anmerkungen verboten! D. S. 


* 2. 88 276, 823 BG B. Haftung des Arztes für 
eigene Kunſtfehler bei einer Röntgenbeſtrah⸗ 
lung. Haftung des nicht am Krankenhaus ange“ 
ftellten aber dort zur Benutzung des Röntgen 
apparates zugelaſſenen Arztes für Mänge 
des Apparates und Kunſtfehler des vom Kran’ 
kenhaus angeſtellten Perſonals dann, wenn das 
Krankenhaus Apparat und Perſonal dem Arzt, 
keine Haftung, wenn es ſie den Kranken oder den 
Krankenkaſſen zur Verfügung geſtellt hat.]f 


Nach den Feſtſtellungen des BG. iſt die Verbrennung der 
Kl. auf ihre Durchleuchtung im Krankenhauſe, und zwar au 
eine zu hohe Belaſtung ihrer Haut mit Röntgenſtrahlen zu 


in der geraden Linie der Erklärung und wird der Erklärung 
ugerechnet, wenn ſich dies nach Treu und Glauben rechtfertigt, 
ie „Auslegung“ iſt alſo inſofern normativ, juriſtiſch, nicht bloß 
geſchichtlich. Ihre Wirkung erhält Richtung, Umfang und Stärke 
durch Treu und Glauben, Billigkeit, Zumutbarkeit, Nichtzumut⸗ 
barkeit. Die andere Wirkung des Virtuellen iſt negativ (vgl. dat“ 
über JW. 1927, 2459), worauf ich verweiſe. Auch dieſe Wirkung 
hängt davon ab, ob fie nach Treu und Glauben, Billigkeit, Zu- 
mutbarkeit, Nichtzumutbarkeit gerechtfertigt iſt, auch hier iſt bie 
„Auslegung“ normativ. 

Das Virtuelle ift alfo beide Male, ob es nun poſitiv oder nega“ 
tiv wirken ſoll, erſt durch normative Behandlung, wenn man 
will, hervorzuholen, in Wirklichkeit aber „feſtzuſtellen“ und zu’ 
gleich rechtlich zu würdigen. Beides ift untrennbar, und darum 
zieht das zweite auch das erſte nach ſich zur Zuſtändigkeit des 
Reviſionsgerichtes. Man braucht ſich alſo dort, wo es ſich darum 
handelt, das Virtuelle hervorzuholen und feine rechtliche Wirkung 
anzuerkennen, keine Sorge zu machen, ob es ſich um eine re⸗ 
viſible Frage handelt, fie iſt im eigentlichſten Sinne, nicht bloß 
uneigentlich per abusum, reviſibel. Anders ſteht es darum, we 
bloß äußere Veränderungen in der Außenwelt geſchichtlich odek, 
wie es im Prozeß richtiger heißen muß, quaſigeſchichtlich fe 
geſtellt werden. Dem RG. find die verlängerten Beweisaufnah 
men entzogen, die Herausholung des Virtuellen iſt aber mehr a 
bloß dies. 

Nahe liegt die Verſuchung, das Virtuelle unter dem Begriff 
der ſtillſchweigenden Willenserklärung zur Geltung zu bringen, 
Das wäre falſch, denn die richtig verſtandene ſtillſchweige n 
Willenserklärung“ erklärt etwas Aktuelles: Abſendung der beſie 
ten Ware ohne vorherige Annahmeerklärung des Verkäufen 
Die Abſendung iſt die aktuelle Annahmeerklärung, aber ſie 01 
ſtillſchweigend abgegeben. Geht man dem Unterſchied von ale ch 
virtuell, potentiell näher nach, löſt ſich eine große theoretisch, 
Schwierigkeit, aber auch die richtige Behandlung des an 
falles wird erleichtert. Um gelehrten Müßiggang handelt es 
bei dieſer Scheidung beſtimmt nicht. 

Geh. ZN. Prof. Dr. Krückmann, Münfter 1. W. 

Zu 2. Mit Recht bezeichnet das RG. als eine Uberſpannunf 
der an die Sorgfaltspflicht eines Kaſſenarztes in einer kleinen a 1 


1 
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rückzuführen. Die Urſache der fog. Überdoſierung ſei — ſo 
führt das BG. aus — entweder in einer fehlerhaften Be⸗ 
dienung des Apparates durch die Röntgenſchweſter oder darin 
zu ſuchen, daß der bekl. Arzt die Durchleuchtung zu lange 
ausgedehnt habe. Der Notwendigkeit einer Entſcheidung dar⸗ 
über, ob ein Kunſtfehler des Arztes oder ein Bedienungsfehler 
der Schweſter vorgelegen habe, glaubt ſich der BR. deshalb 
enthoben, weil der Bekl. in beiden Fällen für die Verbren⸗ 
nungsfolgen einzuſtehen habe. Die Haftung des Bekl. iſt 
zweifellos dann gegeben, wenn eine Überſchreitung der nach 
den ärztlichen Erfahrungen zuläſſigen Durchleuchtungszeit 
nachweisbar iſt. Denn die Dauer der Durchleuchtung hängt 
allein von den Weiſungen des Arztes ab und iſt auch im vor⸗ 
liegenden Falle von dem Bekl. beſtimmt worden. Er hat die 
Ein- und Ausſchaltung des Apparates angeordnet, und dieſen 
Anordnungen iſt Folge geleiſtet worden. Hat der Bekl. daher 
die erlaubte Zeitgrenze überſchritten und dadurch die Verbren⸗ 
nung der Kl. herbeigeführt, ſo kann er von ihr ſowohl wegen 
fahrläſſiger Verletzung ſeiner aus dem Arztvertrage ſich er⸗ 
gebenden Sorgfaltspflichten (8 276 BGB.) als auch aus un⸗ 
erlaubter Handlung (8 823 Abſ. 1 BGB.) in Anſpruch ge⸗ 
nommen werden. Die gleiche Haftung tritt aber nicht ohne 
weiteres auch dann ein, wenn die Verletzung der Kl. eine 
Folge von Mißgriffen der Schweſter bei Handhabung des 
Röntgenapparates geweſen iſt. Denn für dieſen Fall fehlt 
es an den erforderlichen Feſtſtellungen, an Hand derer die 
Richtigkeit des Ausgangspunktes des BG., die Schweſter fei 
innerhalb des Vertragsverhältniſſes der Kl. zum Bekl., deſſen 
Erfüllungsgehilſin geweſen (8 278 BGB.), nachgeprüft wer⸗ 
den kann. Unſtreitig ſtand der Röntgenapparat nicht im Eigen⸗ 
tum des Bekl., . war er von der Stadt für ihr 
krankenhaus, zu deſſen Arzten der Bekl. nicht gehörte, an⸗ 
eſchafft worden und unſtreitig durfte er auch von Nicht⸗ 
rankenhausärzten bei der Behandlung ihrer Patienten be 
nutzt werden. Dieſer Tatbeſtand erforderte aber eine Er⸗ 
rterung der Frage, ob die Arzte oder die Kranken als die 
Gebrauchsberechtigten anzufehen waren, und welche privat- 
rechtlichen oder öffentlich- rechtlichen Beziehungen durch die 
Gebrauchsüberlaſſung zwiſchen den Beteiligten ausgelöſt wur⸗ 
den. Die Moglichkeit, daß die Kranken von der Stadt Appa⸗ 
rat und Perſonal zur Verfügung geſtellt erhielten, um ſich 
von dem Arzte ihrer Wahl durchleuchten oder beſtrahlen zu 
laſſen, liegt jo nahe, daß der BR. fie auch ohne befonderen 
Hinweis ſeitens der Parteien in den Kreis ſeiner Erwägungen 
hätte ziehen müſſen. Erhob die Stadt, wie die Rev. be 
Yauptet, zur Deckung der durch die Benutzung des Apparates 
entſtehenden Koſten gar ein Entgelt von den Kranken, ſo wird 
man das Verhältnis zwiſchen beiden als einen berlaſſungs⸗ 
vertrag charakteriſieren müſſen, der die Elemente eines Miet 
und eines Dienſtvertrages trägt. Aber nicht nur beim Ab- 
ſchluſſe eines Sufchen, ſondern auch dann, wenn die Stadt in 
etätigung ihrer öffentlich-rechtlichen Fürſorgepflicht Apparat 
und Perſonal den Kaſſenkranken unentgeltlich zur Verfügung 
tellte und zwiſchen ſich und dieſen nur öffentlich⸗rechtliche Be⸗ 
iehungen begründete, übernahm fie, und zwar nur fie allein 
le Pflicht, die Bedienung des Apparates durch ihre An⸗ 
eſtellten ſo zu regeln, daß aus ihr keine Gefahren für den 
orper und die Geſundheit der Patienten erwuchſen (vgl. 
RG. 112, 290 ff.). In beiden Fällen, d. h. bei entgeltlicher 
oder unentgeltlicher Überlafjung des Apparates und des Be 
dienungsperſonals an die Kranken, trifft den Bekl. keine Ver⸗ 


Zur 


2 ſtellenden Anforderungen, wenn man ihm zumutet, die Hilfe⸗ 
zeiſtung einer Röntgenſchweſter, die ſich als ſolche acht Jahre lang 
im feſter Stellung bei einer Stadtgemeinde erfolgreich betätigt hat, 
r deshalb abzulehnen, weil fie die Prüfung für Röntgenaſſiſten⸗ 
nen nicht abgelegt hat. Auch im übrigen iſt dem NG. beizu⸗ 
ichten, wenn es ausführt, daß die Röntgenſchweſter, ſoweit die 
„ (enung des Apparates in Betracht kommt, nur dann als Er⸗ 
füllungsgehilfin des Arztes zu betrachten iſt, wenn die Stadtgemeinde 
parat und Schweſter — entgeltlich oder unentgeltlich — nicht dem 
außen, ſondern dem Arzt zwecks Behandlung ſeiner Kranken 
Ar Verfügung geftellt hat, und daß im anderen Falle die Schweſter 
ur inſoweit Erfüllungsgehilfin des Arztes wird, als ſie ſeine An⸗ 
dnungen in bezug auf Dauer und Stärke der Beſtrahlung aus⸗ 
t. 


zuführen ha 
. IR. Dr Tyterſch, Leipzig. 
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antwortlichkeit für etwaige Bedienungsfehler der Röntgen⸗ 
ſchweſter, die ihm gewiſſermaßen von der Kranken geſtellt 
wurde, auf deren Auswahl er keinen Einfluß hatte und deren 
ſachgemäße Überwachung durch ihn während der Durchleuch⸗ 
tung nicht wohl möglich war. Seine Pflichten aus dem 
Arztvertrage gingen nur dahin, die Durchleuchtung der Kl. 
mit dem ſtädtiſchen Apparat und der ſtädtiſchen Röntgen⸗ 
ſchweſter vorzunehmen und die ihm hinſichtlich der Beſtrahlung, 
insbeſ. ihrer Dauer obliegenden Anordnungen ſo zu treffen, 
daß ſie nach menſchlichem Ermeſſen eine Verbrennungsgefahr 
ausſchloſſen. Nur ſoweit die Befolgung dieſer Anordnungen 
in Betracht kam, könnte die Schweſter im Verhältniſſe zwi⸗ 
ſchen den Kranken und dem Bekl. als deſſen Erfüllungs⸗ 
gehilfin betrachtet werden. Selbſtverſtändlich kann das Rechts⸗ 
verhältnis aber auch anders liegen. Es können auch ohne Be⸗ 
gründung rechtlicher Beziehungen zwiſchen den Kranken und 
der Stadt von dieſer der Apparat und die Röntgenſchweſter 
den Nicht⸗Krankenhausärzten derart zur Verfügung geſtellt 
werden, daß ſie ſich beider nur unter eigener Verantwortung 
und auf eigene Gefahr zu bedienen haben. Nahm der Bekl. 
bei einer ſolchen Rechtslage die Durchleuchtung der Kl. vor, 
ſo trug er ihr gegenüber die vertragliche Verantwortung für 
die ſachgemäße Durchführung auch derjenigen Maßnahmen, 
welche die Röntgenſchweſter bei Benutzung des Apparates von 
ſich aus zu treffen hatte. Sie war dann während des ganzen 
Durchleuchtungsaktes ſeine Erfüllungsgehilfin, für deren ſchuld⸗ 
hafte Mißgriffe er nach § 278 BOB. ebenſo wie für feine 
eigenen einzuſtehen hat, auch wenn er, wie der Sachverſtän⸗ 
dige ausführt, mangels der dazu erforderlichen Ausbildung 
gar nicht in der Lage war, der Schweſter Bedienungsanwei⸗ 
ſungen zu geben oder die Zweckmäßigkeit ihrer Bedienungs⸗ 
maßnahmen nachzuprüfen. Das BG. will nun aber in jedem 
Falle ein für die Verbrennung urſächliches Verſchulden des 
Bekl. darin erblicken, daß er vor Benutzung des Apparates 
ſich nicht hinreichend vergewiſſert habe, ob die Schweſter auch 
die zu ſeiner Bedienung nötigen Kenntniſſe und Fähigkeiten 
beſitze. Dem BR. iſt zuzugeben, daß die Gefahrloſigkeit einer 
Durchleuchtung oder Beſtrahlung nur dann gewährleiſtet iſt, 
wenn die Röntgenſchweſter eine gute und gewiſſenhafte phyſi⸗ 
kaliſch techniſche Ausbildung genoſſen hat. Eine ſolche fehlte 
der Schweſter. Die vom Staate für Röntgenaſſiſtentinnen 
eingeführte Prüfung hat ſie nicht abgelegt. Sie hat aber, nach⸗ 
dem ſie i. J. 1914 von dem Lieferanten oder einem ſeiner 
Angeſtellten über die Behandlung und Handhabung des Appa⸗ 
rates unterrichtet worden war, ihn ſtets, auch bei den zahl⸗ 
reichen Durchleuchtungen während der Kriegszeit, bedient, ohne 
daß bis zu dem Unfalle der Kl. Verbrennungen von Kranken 
vorgekommen waren. Bei dieſer Sachlage konnte der Bekl. 
ſich mit der ihm im Krankenhauſe von zuſtändiger Seite er⸗ 
teilten Auskunft, die Schweſter ſei röntgentechniſch ausgebildet, 
begnügen. Selbſt wenn er Kenntnis von dem oben geſchil⸗ 
derten Werdegang ihrer Ausbildung gehabt haben ſollte, 
konnte er ſich ihrer ohne Verſchulden als Röntgenſchweſter 
bedienen, weil er ſich dann darauf verlaſſen durfte, daß eine 
achtjährige Praxis die anfänglich mangelhafte Ausbildung 
ausgeglichen habe, und weil er davon ausgehen durfte, daß 
der Magiſtrat der Stadt und der ärztliche Leiter ihres öffent⸗ 
lichen Krankenhauſes die Bedienung des Röntgenapparates 
nur einer Schweſter anvertraut hätten, deren bisherige Tätig⸗ 
keit auf röntentechniſchem Gebiete eine hinreichende Gewähr 
für die Sicherheit der Kranken bot. Jede Firma, die Röntgen⸗ 


« apparate herſtellt, hat ihre eigenen Modelle und Typen, ſo 


daß eine genaue Kenntnis des einzelnen Apparates und ſeiner 
Eigentümlichkeiten, wie der Sachverſtändige hervorhebt, für 
feine ſachgemäße Bedienung von Weſentlichkeit iſt. Dieſe 
Kenntnis durfte der Bekl. aber ohne weiteres bei der Schwe⸗ 
ſter vorausſetzen. Es bedeutet daher eine Überſpannung der 
an die Sorgfaltspflichten eines Kaſſenarztes einer kleinen 
Stadt zu ſtellenden Anforderungen, wenn der BR. von dem 
Bekl. verlangt, er hätte unter den geſchilderten und ihm be⸗ 
kannten Verhältniſſen die Mithilfe der Schweſter ablehnen 
und, falls ihm nicht eine andere Röntgenſchweſter mit ein⸗ 
wandfreier Vorbildung geſtellt wurde, auf die Durchleuchtung 
der Kl. verzichten müſſen. 
Sch.] 


(U. v. 16. Sept. 1927; 14/27 III. — Celle.) 


2846 


3. 8328 BGB. Ein Vertrag auf Waſſer⸗ 
verſorgung, den ein Landkreis abſchließt, kann 
zugunſten der einzelnen daran beteiligten Ge⸗ 
meinden Anſprüche erzeugen.] f) 

Am 18. Mai 1912 bzw. 8. Juni iſt zwiſchen der beklagten 
Geſellſchaft und dem Landkreis Calau ein Vertrag geſchloſſen 
worden, in dem ſich die Bekl. verpflichtete, ein Waſſerwerk zu 
erbauen, es gemäß dem Bedürfnis in dem vorgeſehenen Um⸗ 
fange zu erweitern, zu unterhalten und in ordnungsmäßiger 
Weiſe zu betreiben. Als das mit Waſſer zu verſorgende 
Gebiet iſt im Vertrage der Stadtbezirk Senftenberg und eine 
Anzahl ländliche Orte des Kreiſes Calau und angrenzender 
anderer Kreiſe bezeichnet; die ländlichen Orte ſind teils als 
unmittelbares Verſorgungsgebiet, teils als Erweiterungsge⸗ 
biet bezeichnet. Nachdem das Werk und die Leitungen her⸗ 
geſtellt und in Betrieb genommen waren, kam es im Jahre 
1924 zu Meinungsverſchiedenheiten. Die Stadt Senftenberg 
teilte damals ein außerhalb des bisherigen Stadtbezirkes 
gelegenes Geländeſtück zu Bauplätzen ein und gab es zu 
Siedlungszwecken ab; ſie behauptet, daß die Bekl. nach den 
beſtehenden Verträgen zur Legung der für die Waſſerver⸗ 
ſorgung dieſes Gebietes erforderlichen Rohrleitungen ver⸗ 
pflichtet ſei. Da die Bekl. eine Verpflichtung hierzu in dem 
von der Kl. behaupteten Umfange beſtritt, hat die Kl., um 
die Bebauung des Geländes nicht aufzuhalten, die erforder⸗ 
lichen Rohrleitungsarbeiten der Bekl. übertragen, jedoch unter 
Wahrung ihres Standpunktes, daß die Legung der Rohre 
Pflicht der Bekl. ſei. Sie hat dann auch den für die Ar⸗ 
beiten berechneten Betrag an die Bekl. bezahlt, jedoch unter 
Vorbehalt der Rückforderung. Mit der Klage verlangt ſie 
die Rückerſtattung. Die Bekl. vertritt den Standpunkt, daß 
ſie durch den oben bezeichneten Vertrag Verpflichtungen nur 
gegenüber ihrem Mitvertragsſchließenden, dem Kreis Calau, 
übernommen habe und daß deshalb die Kl. die Rechte, die 
ſie im Rechtsſtreit verfolge, aus jenem Vertrage nicht her⸗ 
leiten könne. Das BG. faßt dagegen den Vertrag i. S. der 
Darſtellung der Kl., nämlich dahin auf, daß er ein Vertrag 
zugunſten Dritter, der einzelnen Gemeinden, ſei und für 
dieſe ſelbſtändige Anſprüche begründet habe. Die Rev. hält 
dieſe Auslegung für unrichtig und rügt Verletzung der 
88 133, 157 BGB. Sie ſagt, für die Auslegung des Ver⸗ 
trages müſſe ſeine Entſtehungsgeſchichte herangezogen wer⸗ 
den. Das iſt aber auch der Standpunkt des BG., das ſich 
ausdrücklich auf die Vorgeſchichte des Vertrages beruft. Ob 
aus dieſer Vorgeſchichte die von der Kl. gewollten Schluß⸗ 
folgerungen auf die von den Vertragsſchließenden verfolgten 
Abſichten zu ziehen ſind, iſt Frage tatſächlicher Würdigung; 
zu rechtlicher Beanſtandung geben die vom BG. gezogenen 
Schlußfolgerungen keinen Anlaß. Gegen die vom BG. ver⸗ 
tretene Auffaſſung des Vertrages ergibt ſich auch kein zwin⸗ 


Zu 3. Der Streit iſt ein rein privatrechtlicher. Offentliche Be⸗ 
ziehungen kommen nicht in Frage, weder für die Gemeinden, die 
dem Kreiſe C. angehören, noch für die fremden Gemeinden. Denn 
der Kreisbezirk zerfällt zwar in einen oder mehrere ganze Ge⸗ 
meindebezirke, ſo daß die Kreisgrenzen ſtets zugleich auch Gemeinde⸗ 
grenzen ſind; das gibt aber keine rechtlichen Beziehungen, eine 
ähnliche Ordnung könnte auch wegen der Bezirke der Amtsgerichte, 
Oberpoſtdirektionen oder Induſtrie⸗ und Handelskammern getroffen 
werden. Ferner hat die Kreis körperſchaft ein Beſteuerungsrecht 
gegen die Gemeindekörperſchaften: Der Kreis⸗„Schade“ (wie man 
in Württemberg deutſch und deutlich ſagt) wird auf die Gemeinden 
und Gutsbezirke verteilt, $ 11 Kr. u. PrAbgG. v. 23. April 1906; 
aber auch dem entſpricht kein Anteil der Gemeinden am Leben des 
Kreiſes. Kreisangehörige ſind vielmehr nur die einzelnen Menſchen, 
welche innerhalb der Kreiſe einen Wohnſitz haben, nur dieſe ſind 
zur Teilnahme an der Verwaltung und Vertretung des Kreiſes und 
zur Mitbenutzung der öffentlichen Einrichtungen und Anſtalten des 
Kreiſes berechtigt (5 7 Kro. öſtl.) und zur Wahl der Kreistags⸗ 
abgeordneten berufen: 88 7, 36 Wahl®. v. 7. Okt. 1925 (PrGS. 123). 
Es gibt alſo keine öffentlich-rechtliche Vorſchrift, wonach die Ge⸗ 
meinde als ſolche berechtigt wäre, an den Kreisanſtalten teil⸗ 
zunehmen. 

Da nun auch zwiſchen der Gemeinde und dem Kreiſe kein 
Vertragsverhältnis beſteht, ſo hätte die Gemeinde auch nicht gegen 
den Kreis auf Gewährung oder Gewährleiſtung klagen können. 

Der einzig mögliche Rechtsgrund für die Klage war alſo 8328 II 
GB., den die klagende Gemeinde auch richtig angewandt hat. 

Die Frage, ob die Stadtgemeinde S. gegen die Waſſerwerks⸗ 
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gender Schluß aus den von der Bekl. in Bezug genommenen 
früheren Entſcheidungen, wonach aus derartigen von einer 
Gemeinde geſchloſſenen Verträgen dem einzelnen Ge⸗ 
meindeangehörigen keine ſelbſtändigen Rechte erwachſen. 
Wenn die Rev. meint, als Dritte i. S. von 8328 300. 
könnten wohl die im Vertrag erwähnten außerhalb des 
Kreiſes Calau gelegenen Gemeinden angeſehen werden, keines⸗ 
wegs aber die zu dieſem Kreis gehörigen Gemeinden, deren 
Waſſerverſorgung damals vom Kreisausſchuß unmittelbar 
in die Hand genommen worden ſei, ſo iſt ihr entgegenzuhalten, 
daß auch das BG. die möglicherweiſe verſchiedene rechtliche 
Stellung der verſchiedenen Gemeinden zu jenem Vertrage in 
Betracht gezogen hat, aber im Gegenſatz zu der Bekl. aus 
der Faſſung des Vertrages, namentlich aus dem in 8 5 
Abſ. 4 gebrauchten Wort „auch“ die Schlußfolgerung gezogen 
hat, daß den zum Kreis Calau gehörenden Gemeinden in 
der nämlichen Weiſe wie den außerhalb gelegenen die Rechts⸗ 
ſtellung der begünſtigten Dritten gem. § 328 zukommen ſollte. 
(U. v. 7. Juli 1927; 64/27 IV. — Berlin.) [Ka.] 


* 4. 88 893, 892 BGB. Die Vorſchriften des 
BGB. über den öffentlichen Glauben des Grund- 
buches finden auf Vormerkungen inſoweit keine 
Anwendung, als es ſich um die unmittelbare 
Anwendung des 8 892 handelt. Da aber die Ber 
willigung und Eintragung der Vormerkung eine 
Verfügung über das Grundſtück i. S. 8 893 if, 
kommt dem Vormerkungsberechtigten der Schuß 
des guten Glaubens doch zu.] 


Schm., der vom Kl. ein Grundſtück gekauft und im 
Grundbuch als Eigentümer eingetragen ift, hat das Grundſtück 
an den Bekl. weiterverkauft. Zur Sicherung des Anſpruches 
des Bekl. auf Auflaſſung iſt für ihn auf Grund Bewilligung 
des Schm. eine Vormerkung im Grundbuche eingetragen. Die 
nach dem Pr&rVerf®. v. 10. Febr. 1923 erforderliche Ge 
nehmigung zu dem Vertrage zwiſchen dem Kl. und Schm. iſt 
endgültig verſagt. Mit der Begründung, Schm. ſei nicht 
Eigentümer geworden, der Bekl. habe daher durch die Ein⸗ 
tragung der Vormerkung keine Rechte erwerben können, da 
die Vorſchriften über den öffentlichen Glauben des Grund⸗ 
buches auf Vormerkungen nicht anwendbar ſeien, verlangt der 
Kl. vom Bekl. Einwilligung in die Berichtigung des Grund 
buches und zu der Löſchung der Vormerkung. In den Vor⸗ 
inſtanzen iſt der Bekl. antraggemäß verurteilt. Seine Rev. 
hatte Erfolg Als nicht haltbar erweiſt ſich die dem Bü. zu⸗ 
grunde liegende Annahme, daß der Bell. auch der öffentliche 
Glaube des Grundbuchs ſchon deshalb nicht zuſtatten kommen 
könne, weil die Vorſchriften des BGB. hierüber auf Vor 
merkungen nicht anwendbar ſeien. Dieſe Auffaſſung iſt aller” 
dings richtig, ſoweit es ſich um unmittelbare Anwendung des 
eſellſchaft ein eigenes Recht erwerben ſollte, iſt (nicht aus dem 
Willen der Parteien oder einer von ihnen, ſondern) aus den um 
ſtänden, insbeſondere aus dem Zweck des Vertrags zu entnehmel- 
Die Frage, welche Umſtände vorgelegen haben, und welchen (ob? 
jektiven) Zweck der Vertrag gehabt hat, iſt ſicher Tatfrage und 
vom OLG. endgültig und bindend zu beantworten. Aber auch bie 
Frage, ob aus den feſtgeſtellten Tatumſtänden „die gewollten 
Schlußfolgerungen auf die von den Vertragſchließenden verfolgten 
Abſichten zu ziehen ſind“, wird vom RG. als Frage tatſächlicher 
Würdigung bezeichnet. Man könnte aber auch annehmen, daß 3 
ſich um Anwendung des Rechts auf den Tatbeſtand handelt. Denn 
ich verſtehe den $ 328 II BGB. nicht als „Auslegungsregel 
den Fall, daß eine beſondere ſtillſchweigende Berechtigung des 
Dritten behauptet wird“ (Staudinger), auch nicht als Ermit 
telung eines fingierten Willens (der Umweg über die Fiktion 
zu vermeiden, wenn der grade Weg einfacher zum Ziele führe 
ſondern als eine Rechtsfolge aus dem Inhalt des Vertrages Nr, 
tibi factum, da mihi jus). So auch Endemann, BürglR. Gun 
1, 716: „Dieſe ſcharfe Betonung des Willens iſt praktisch nich 
ohne Bedenken“. I: 

Jedenfalls iſt es von großer Bedeutung, daß eine Körper 
ſchaft den Beteiligten ein unmittelbares Recht auf Benutzung einen 
Anſtalt ſchaffen, und ſich dabei die Mühe und Beläſtigung, die m 
der Führung eines Auslegungsſtreits verbunden ift, erſparen kat 

Die früheren Entſcheidungen gegenteiligen Inhalts oder 7; 
gebniſſen werden von Staudinger erwähnt: OsG. 2, 436 
Rundſchau für den Bezirk des OLG. Frankfurt a. M. 1907, 

IR. Karl Friedrichs, Ilmenau. 
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5 892 BGB. handelt. Denn durch die Eintragung einer Vor⸗ 
merkung wird ein Recht an einem Grundſtück oder ein Recht 
an einem ſolchen Rechte i. S. dieſer Vorſchrift nicht begründet. 
Das hat der Sen. noch in dem JW. 1927, 18289 abgedruckten 
Urteil anerkannt. Dagegen iſt die Bewilligung der Ein⸗ 
tragung einer Vormerkung, wenn die Eintragung erfolgt, mit 
Rückſicht auf die hierdurch bewirkte dingliche Gebundenheit des 
betroffenen Grundſtücks oder Rechts als eine Verfügung i. S. 
des § 893 BGB. anzuſehen, und daraus folgt, daß wegen der 
dort vorgeſchriebenen entſprechenden Anwendbarkeit der Vor⸗ 
ſchriften des $ 892 dem Vormerkungsberechtigten zwar nicht 
hinſichtlich des Beſtandes ſeiner Forderung, wohl aber hin⸗ 
ſichtlich der dinglichen Gebundenheit des von der Vormerkung 
betroffenen Grundſtücks oder Rechts der Schutz des öffentlichen 
Glaubens des Grundbuchs zuſtatten kommt. Dieſer Schutz 
muß ſich aber dahin auswirken, daß der Vorgemerkte auch in 
ſeinem guten Glauben an das Beſtehen des eingetragenen von 
der Vormerkung betroffenen Rechts geſchützt wird. Denn für 
die gegenteilige Annahme bietet das Geſetz keinen zulänglichen 
Anhalt. In dieſem Sinne hat ſich auch die im Schrifttum 
überwiegend vertretene Meinung ausgeſprochen (vgl. zu dieſer 
Frage u. a. die von Güthe⸗Triebel, G80. 825 A. 14 
S. 618 oben angeführten Schriftſteller). 

(U. v. 19. Okt. 1927; 465/26 V. — Breslau.) [Sch.] 


** 5. 88 1204 ff., 273 BG B. Wird innerhalb eines 
Schuldverhältniſſes Sicherheit geleiſtet (Ver- 
pfändung oder übereignung), ſo kann der An⸗ 
ſpruch auf Rückgabe auch einem Dritten, dem 
Eigentümer der Sicherheit, zuſtehen. Der In⸗ 
halt der Rückgabe verpflichtung bemißt ſich 
nach dem Anſpruch des Berechtigten auf die 
Sicherheit. ],) 

(U. v. 5. März 1927; 225/26 I. — Hamburg.) [Ra] 

Abgedr. SW. 1927, 1467s. 


— 


Zu 5. Das Urt. verlangt mit Recht weitere Klärung des 
Tatbeſtandes. In ſeinem erſten Teile wird zunächſt die Rechtslage 
bei einfach gelagertem Tatbeſtand gewürdigt: Paul L. hat zwar 
as Darlehn für eigene Rechnung, jedoch im Namen der Bekl. 
aufgenommen. Zur Sicherheit für dieſes Darlehn der Bekl. hat 
er unzweifelhaft ihm gehörige Wertpapiere dem Kl. ins Depot 
gegeben. Die Frage iſt: Hat Paul L. dieſe ſeine Wertpapiere im 
eigenen Namen oder im Namen der Bekl. verpfändet? Iſt er 
alſo nicht nur Eigentümer, ſondern auch Verpfänder? Mit Recht 
weiſt das RG. das BG. darauf hin, daß zur Klärung dieſer 
Frage die Feſtſtellung nicht genügt, daß das Darlehn auf den 

amen der Bekl. genommen wurde. Paul L. konnte ſeine Wert⸗ 
papiere für fremde Schuld verpfänden. Hat er im eigenen Na⸗ 
men verpfändet, ſo hat Kl. auch nur ihm gegenüber eine Rück⸗ 
9 Da bei dieſem Tatbeſtand der Bekl. gegenüber über⸗ 
zaupt keine Rückgabepflicht beſtände, fo hätte fie natürlich auch 
Keinerlei Zurückbehaltungsrecht. 

„Etwas komplizierter iſt die zweite Möglichkeit. Paul L. hat 
ſeine Wertpapiere im Namen der Bekl. verpfändet. Dann hat 
Bekl, als Verpfänderin Anſpruch auf Rückübertragung des Be⸗ 
ſitzes dieſer Wertpapiere. Dieſe ſind in natura beim Kl. nicht mehr 

rhanden. Die Bekl. iſt nicht Eigentümerin der Wertpapiere. 
5 e eventuelle Schadenserſatzforderung gegen den Kl. wird daher 
urch ihr Intereſſe am bloßen Beſitz der Wertpapiere umgrenzt. 

unter dieſem Geſichtspunkt der Bekl. überhaupt ein Schaden 
erwachſen iſt, bleibt tatſächlich feſtzuſtellen. Gegen die eventuelle 
m Geld anzuſetzende Schadenserſatzforderung der Bekl. könnte 
l. zaufrechnen. Den verbleibenden Reſtbetrag könnte er dann un⸗ 
dba von einer Gegenleiſtung fordern. 
di kan wird den Richtlinien des RG. für die rechtliche Wür⸗ 
gung dieſes zum Teil etwas komplizierten Tatbeſtandes durch⸗ 

zuſtimmen. 

Prof. Dr. Heinrich Hoeniger, Freiburg i. Br. 


Zu 6. Die Entſch. enthält einen intereſſanten Fall der An⸗ 
banbung des geltenden Rechtes in dem durch die veraͤnderten Ver⸗ 
zaltuiſſe bedingten Sinne. Der Kl., der Landrat war, hatte zunächſt 
t Nov. 1918 es abgelehnt, in den Dienft der neuen Regierung zu 
neten und ſich nur bereit erklärt, im Hinblick auf die Not des 
aterlandes die Geſchäfte einſtweilen fortzuführen, ſolange es ihm 
e Grundſätze geſtatten. Dann aber hatte er im Jan. 1919 dem 
üben erungspräſidenten angezeigt, er ſehe ſich außerſtande, die Gefchäfte 

© den Sebr. 1919 hinaus wahrzunehmen, lehne aber die Ein⸗ 


reichung eines Abſchiedsgeſuches ab, da über ſeine Entlaſſung aus 


ſe 
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6. Entlaſſung eines Beamten, der ſich der 
neuen Staatsgewalt nicht zur Verfügung ſtellen 
wollte, zur Zeit der politiſchen Umwälzung. Im 
Gegenſatz zu dem ſonſt zu verlangenden aus⸗ 
drücklichen Entlaſſungsantrag genügt für dieſe 
Zeit auch das tatſächliche Verhalten des Be- 
amten, ſeine Erklärung, die neue Staatsgewalt 
nicht anerkennen zu wollen. An Stelle der ſonſt 
üblichen Entlaſſung des einzelnen Beamten 
durch einen Ausſpruch der Behörde in einer be⸗ 
ſonderen Urkunde erfolgte in jener Zeit die Zu⸗ 
ſtimmung des Staates zur Entlaſſung ſolcher 
Beamten rechtswirkſam ganz allgemein durch 
die Bek. v. 12., 13., 14. No v. 1918.]) 

(U. v. 29. März 1927; 176/26 III. — Celle.) 


Abgedr. JW. 1927, 219718. 


7. Treu und Glauben im öffentl. Recht; Ein⸗ 
engung durch die größere Bedeutung formaler 
Beſtimmungen. Hat der Beamte auf Anraten der 
Behörde zur Vermeidung des Dienſtentlaſſungs⸗ 
verfahrens ſelbſt um Entlaſſung nachgeſucht, ſo 
iſt er durch Treu und Glauben auch dann nicht 
gehindert, dieſes Geſuch bis zu feiner Ge⸗ 
nehmigung zurückzuziehen, wenn inzwiſchen die 
Friſt zur Zuſtellung des amtlichen Entlaſſungs⸗ 
antrages verſtrichen iſt.] 7) 

(U. v. 25. Mai 1927; 378/26 III. — Königsberg.) [Sch.] 

Abgedr. JW. 1927, 2186. 


dem Staatsdienſte nur die an der Entſch. behinderte Krone zu be 
finden habe. Die Geltendmachung der Folge dieſer Rechtsauffaſſung, 
insbeſ. unter Einklagung ſeiner Gebührniſſe, behielt er ſich vor. Er 
hat dann nach längeren Verhandlungen über Beurlaubung ſeine Dienſt⸗ 
geſchäfte nicht mehr wahrgenommen, ſeit dem 1. April 1919 Gehalt 


Sch.] 


nicht mehr erhalten, im Jan. 1924 aber Gehalt eingeklagt. 


Bei wörtlicher Anwendung des 8 94 JI 10 ALR. würde ja nun 
der Kl. ſo lange als Staatsbeamter zu gelten haben, als er nicht 
entlaſſen war (Brand, Beamtenrecht, 2. Aufl., § 20 b), und eine 
ausdrückliche Entlaſſungsurkunde mag nicht vorliegen. Aber die Bek. 
und der Aufruf der preuß. Regierung v. 12. u. 13. Nov. 1918 mit der 
ausdrücklichen Bemerkung, daß alle Beamten, die ſich der neuen 
Regierung zur Verfügung ſtellen, ausdrücklich in ihren Rechten be⸗ 
ſtätigt ſind, kann und muß allerdings ſinngemäß dahin verſtanden 
werden, daß umgekehrt mindeſtens diejenigen Beamten, die es aus⸗ 
drücklich ablehnen, in den Dienſt der neuen Regierung zu treten, mit 
ihrer Zuſtimmung entlaſſen werden und damit das Beamtenverhält⸗ 
nis endet. Geh. JR. Dr. Heilberg, Breslau. 


Zu 7. Treu und Glauben im öffentlichen Recht 
iſt ein Kapitel, das nicht erſtmals Juriſten feſſelt. Trutter hat 
vor 50 Jahren in ſeiner Schrift „Bona fides im Zivilprozeſſe“ 
ein Syſtem daraus erbaut. Ebenſo entſchieden hat Schneider 
(Treu und Glauben im Zivilprozeſſe, 1903) die Anwendbarkeit des 
Grundſates für den Zivilprozeß beſtritten. Ob nicht ſogar im 
Strafrechte die Lehre von Treu und Glauben beim Vorkommen 
zahlreicher verbrecheriſcher Tatbeſtände mit Vertragscharakter (An⸗ 
ſtiſtung durch Verſprechen, 8 48 RStGB.; Bandendiebſtahl. 
9242 b; Verbindung Mehrerer zur fortgeſetzten Begehung von 
Raub oder Diebſtahl, vgl. 8 250 2; eigennützige Vermittlung 
der Gelegenheit zur Unzucht, Verabredung hochverräteriſcher 
Unternehmungen, $ 83; Führung eines Staaksgeſchäfts zum 
Nachteil der auftraggebenden Regierung, $ 933) einer Unterſuchung 
wert erſcheint, nach welcher Richtung Treu und Glauben rechts⸗ 
erheblich ſein können? Muß der Gaſt, der von der Reiſe kommend, 
einen Gansbraten und Glühwein beſtellt, nach Anbruch der Poltzei⸗ 
ſtunde die Zeche zahlen und ungelabt das Haus verlaſſen? Wie 
lange darf er nach Treu und Glauben (mit Rückſicht auf die Ver⸗ 
kehrsſitte?) noch weilen? Mindeſtens beim Strafmaße macht es 
einen Unterſchied, ob zwei Mittäter die Beute mit der Sorgfalt 
des ordentlichen Hausvaters teilen, oder ob einer den andern prellt. 
Die Geltung der Lehre von Treu und Glauben für das preuß. 
Verwaltungsrecht ift jüngſt vom OVG. beſtätigt worden bei 
Beurteilung eines öffentlich⸗rechtlichen Vertrages, deſſen Er⸗ 
füllung ein Kreisausſchuß argliſtig verhinderte, wobei der Gerichts⸗ 
hof den § 162 Abſ. 1 BGB. als für das öffentliche Recht anwend⸗ 
bar erklärte, weil er das ganze Rechtsleben beherrſche (Urt. v. 
28. April 1927 — IV B 7/25 —). In der obigen Entſch. begrenzt 
Ni. die Anwendbarkeit inſoweit, als es fie in Fällen ausſchließt, 
in denen geſetzliche Vorſchriften den Stoff regeln (Beamtengehalts⸗ 
ordnung). Außerhalb des Vertragsrechts möchten Treu und Glauben 
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8. Neben der Gemeinde, die auf einem Platze 
einen öffentlichen Verkehr eröffnet hat, kann 
auch noch eine Privatperſon den Verkehr er⸗ 
öffnen. Dann haftet ſie auch für die Sicherheit 
des Verkehrs.] 

Die Feſtſtellung des BG. geht dahin: Das Gelände in 
der Gegend der Anlegeſtelle der bekl. Dampfſchiffahrtsgeſell⸗ 
ſchaft, „der Dampfſchifflandeplatz“, ſteht im Eigentum der 
Stadt P. und iſt von ihr als öffentlicher Weg oder Platz aus⸗ 
gebaut und dem Verkehr übergeben worden. Er iſt keine 
Durchgangsſtraße. Anlage und Ausbau ſind erfolgt, damit 
der Platz der Bekl. als Ein⸗ und Ausſchiffplatz zur Ver⸗ 
fügung geſtellt werden könne. Ein derartiger Ausbau wäre 
nicht erfolgt, wenn die Bekl. dort nicht ihre Schiffe halten 
ließe. Wenn auch Spaziergänger und vereinzelte Fiſcher und 
fremde Schiffsleute verkehren, ſo iſt der Platz doch im weſent⸗ 
lichen für die Zwecke der Bekl. beſtimmt. Dieſe hat ſich durch 
den Vertrag v. 26. Aug. 1901 ein eigenes Privat⸗ und 
Nutzungsrecht an dem Platz einräumen laſſen, das ihr ein 
Verfügungsrecht über ihn für ihre Zwecke gab. Sie hat in 
dem Vertrag auch ſelbſt die Fürſorge für die Perſonen und 
Sachen auf dem Platz übernommen. Das BG. entnimmt dar⸗ 
aus, nicht nur die Stadtgemeinde, ſondern vor allem auch 
die Bekl. habe auf dem Platz einen öffentlichen Verkehr er⸗ 
öffnet und hafte daher auch für deſſen Sicherheit. Die Rüge 
der Rev., es liege in dieſen Ausführungen ein Widerſpruch, 
wenn die Stadt den Platz dem Verkehr übergeben habe, ſo 
ſtehe einer Privatperſon gar nicht mehr das Recht und die 
Möglichteit zu, dort auch einen ſolchen Verkehr zu eröffnen, 
kann nicht als begründet anerkannt werden. Selbſt wenn 
man mit dem BG. annimmt, daß die Stadt auf dem Platz 
einen öffentlichen Verkehr eröffnet habe, iſt nach den beſon⸗ 
deren Umſtänden des Falles in der Annahme, auch die Bekl. 
habe das getan, ein Nechtsverſtoß oder eine gedankliche Un⸗ 
möglichkeit nicht zu erblicken. In Übereinftimmung mit der 
Rſpr. des RG. (vgl. insbeſ. RG. 54, 53/56; 106, 340/342) 
geht das BG. davon aus, daß derjenige, der einen Verkehr 
an einem Orte eröffnet und die Verfügung über ihn hat, für 
die Sicherheit des Verkehrs haftet. Nach den Feſtſtellungen 
des BG. liegen beide Vorausſetzungen hier vor. Offentliche 
Wege und Plätze ſind zum Gemeingebrauch beſtimmt; jeder⸗ 
mann darf ſie in den Grenzen des Gemeingebrauches benutzen. 
Dagegen bedarf ein darüber — ſei es der Art, ſei es dem 
Umfange nach — hinausgehender Gebrauch einer beſonderen 
Erlaubnis der Wegeverfügungsberechtigten, der Gewährung 
eines Sonderrechts. Das gilt z. B. insbeſ. für das Legen von 
Schienen und Rohrleitungen auf öffentlichen Wegen, der 
berſpannung des darüber befindlichen Luftraums mit Dräh⸗ 
ten, die Anbringung von Schaukäſten u. a. (vgl. dazu die Auf⸗ 
ſätze „Offentliche Wege“ 3. 3 in v. d. Moſel, Handwörter⸗ 
buch des Sächſiſchen Verwaltungsrechts, 13. Aufl.). 9 17 des 
ſächſiſchen Geſetzes über die Wegebaupflicht v. 12. Jan. 1870 
(SächſchV Bl. 5 f.) ſieht auch die Heranziehung von ſolchen, 


in der Lehre von den Gebühren gelten; hier iſt aber alles wüſt 
und leer, d. h. juriſtiſch undurchforſcht. Kann der Vater anteilig 
das Schulgeld zurückfordern, wenn der Sohn krankheitshalber der 
Schule fernbleibt — wenn der Lehrer Urlaub hat? Kann der an 
die Kanalleitung Angeſchloſſene Mängel rügen? Welche Rechte hat 
der Kurgaſt, der Kurtaxe bezahlt hat, wenn das Konzert ausfällt? 
In der Nähe von Berlin ſoll eine Gemeinde einen ſchadhaften 
Brückenſteg als Gelegenheit zur unbegründeten Erlangung von 
Autotaxen benutzen. — Rechtsfragen bei Verſpätung einer Ge⸗ 
bühren erhebenden Kleinbahn. — Rechtsbehelfe — Hivil- oder Ver⸗ 
waltungsverfahren? Lauter Fragen, die ſyſtematiſcher Behandlung 
harren. Ganze Bücher über Gebühren ſchweigen. 

Kann ein Geſetz die Grundſatze von Treu und Glauben ver⸗ 
letzen? Das preuß. OVG. hat die Frage — wenigſtens mittelbar — 
bejaht in dem berühmt gewordenen Urt. des VII. Sen. v. 6. Okt. 
1910, das dem Magiſtrat Schöneberg das Recht abſprach, auf Grund 
feines Ortsgeſetzes bei Gelegenheit eines Grundſtückseigentums⸗ 
wechſels ein Wahlrecht zum Nachteil des Abgabepflichtigen auszu⸗ 
üben. Der Zenſit müſſe vorher berechnen können, welche Steuer⸗ 
laſten er ſich auflädt. Von dieſem richtigen Geſichtspunkt aus it 
$ 71a KommXbg®. zu verurteilen, ber den Gemeinden geſtattet, 
im Fall der Nichtigkeit einer Steuerordnung mit rückwirkender 
Kraft eine neue Steuerordnung zu ſchaffen (vgl. JW. 1927, 1793 5 
Anm. ſowie Binder, Der Adreſſat der Rechtsnorm, S. 52 Anm. Ir 

RA. Dr. Görres, Berlin. 
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die im beſonders ſtarken Maße einen öffentlichen Weg be⸗ 
nutzen und abnutzen, zu Sonderbeiträgen heran. Die Regelung 
aller dieſer Verhältniſſe kann auch durch privatrechtliche Abe 
machungen zwiſchen dem Herrn und dem Benutzer des Weges 
erfolgen. Vorliegend gehen die beſonderen Umſtände und bie 
Vereinbarungen über die eben erörterten Fälle noch weit 
hinaus. Die ganze Anlage des Plaßes erfolgte im mejenK 
lichen nur für die Zwecke der Bekl.; der Verkehr von und 
nach ihren Schiffen war der Anlaß für die Anlage und ſtellte 
auch tatſächlich die Hauptbenutzung des Platzes dar; der ander⸗ 
weite Verkehr war offenbar unbedeutend; die Rückſicht auf 
ihn hatte bei der Anlegung keine Rolle geſpielt. Alles das 
kam auch im Vertrag zum Ausdruck. Der Bekl. wird ein 
beſonderes Benutzungsrecht eingeräumt, ihr gegenüber ver⸗ 
pflichtet ſich die Stadt zur Herrichtung und Unterhaltung des 
Plapes, ſie zahlt jährlich einen nicht unerheblichen Betrag, ſie 
verpflichtet ſich zur Fürſorge für die Sicherheit des Verkehrs. 
Damit hatte die Bekl. alſo, wie das BG. mit Recht annimmt, 
ein Sonderrecht für ihre Zwecke über den Platz erlangt, das 
ihr eine erhebliche Verfügungsgewalt über ihn gab. An dem 
Verkehr, der ſich auf dem Platz abwickeln ſollte, war die Br 
klagte die Hauptbeteiligte. Durch ihren Betrieb wurde er 
veranlaßt. Um ihn zu erleichtern und ihn bequem zu geſtalten, 
traf ſie die Abrede mit der Stadt über Anlegung und Ausbau 
des Platzes. Es war nicht ſo, wie die Rev. es annimmt, daß 
die Stadt den Verkehr eröffnete und nun der Bekl. noch be 
ſonders geſtattete, auch ihren Verkehr ſich dort bewegen zu 
laſſen. Vielmehr war gerade dieſer letztere Verkehr die Haupt 
zweckbeſtimmung der Anlegung. Und wenn ſich die Bekl. An⸗ 
legung und Unterhaltung durch beſonderen Vertrag ſicherte, ſo 
eröffnete ſie zum mindeſten im Zuſammenwirken mit der 
Stadt den Verkehr. Sie muß daher auch für die Sicherheit 
des Verkehrs haften, wie dies ja auch der Vertrag im Ver⸗ 
hältnis der Vertragsparteien beſonders anordnet, jedenfalls 
inſoweit, wie der Verkehr durch ihren Betrieb veranlaßt ift. 
Ob daneben auch eine Haftung der Stadt befteht, braucht hier 
nicht erörtert zu werden. Daß der Eigentümer und eine 
Perſon, der er die Benutzung ſeines Grundſtücks oder eines 
Teiles überläßt, dort jedes einen Verkehr eröffnen und deshalb 
für deſſen Verkehrsſicherheit haftbar gemacht werden könne, 
iſt im Gebiete des bürgerlichen Rechts ja bereits vom Rh. 
für das Verhältnis von Eigentümer und Mieter angenommen 
worden (vgl. RG. 62, 359; 65, 61). Mit Recht nimmt das 
BG. an, daß die Pflicht zur Sorge für die Sicherheit des 
Verkehrs ſich nicht nur auf die anderen Punkte, ſondern au 
auf den von der Stadt herzuſtellenden und unterhaltenden 
Boden erſtreckte, und daß die Bekl. ſich dabei nicht ohne mer 
teres auf die Stadt verlaffen durfte. Auch in einem ſolchen 
Falle kann fie ſich einer allgemeinen Aufſichts⸗ und Nach⸗ 
prüfungspflicht nicht entſchlagen, wenn man an eine ſolche nach 
Lage der Umſtände auch nur geringe Anforderungen zu ſtellen 
haben wird. Das ergibt ſich nicht aus $ 831 B00 B., ſondern 
aus der allgemeinen Pflicht zur Verkehrsfürſorge, und die 
Vernachläſſigung dieſer Pflicht muß der Kl. dartun. Eine 
ſolche Vernachläſſigung iſt aber den Feſtſtellungen des BG. 
zu entnehmen. Denn die Bekl. hat es an jeder Anweiſung zut 
Prüfung der Verkehrsſicherheit in dieſem Punkte und jebe 
Nachprüfung durch ihre Organe fehlen laſſen. Wäre das 9” 
ſchehen, fo hätte ihr der jahrelang beſtehende Mangel nicht 
entgehen können, und ſie wäre in der Lage geweſen, für ges 
Abſtellung zu ſorgen. 4 

(U. v. 22. Sept. 1927; 29/27 VI. — Dresden.) (Sch. 


9. Zwei Vertreter berfelben Perſon können 
für diefe kein Rechtsgeſchäft miteinander ſchlie“ 
ßen. Das gilt befonders für verſchiedene Ver 
waltungsſtellen des Staates.] 

Das dem preußischen Staat (Forſtfiskus) als ſtaatliche 
Domäne gehörige Gut Berlin-Dahlem bildete bis zu ſet 
Eingemeidung in Groß-Berlin, die auf Grund des am 1.0 
1920 in Kraft getretenen preufiichen Gel. v. 27. April 1920 
erfolgte, einen ſelbſtändigen Gutsbezirk. In den Jahren 1000 
und 1909 hatte der Fiskus als Gutsherr in Dahlem dl 
höhere Lehranſtalten, das Arndtgymnaſium und die 
traudenſchule (Lyzeum) errichtet. Bezüglich beider Schulen 
wurden am 23. Sept. 1920 zwiſchen dem Gutsbezirk Berli 


4 


56. Jahrg. 1927 Heft 49] 
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Dahlem, vertreten durch den Gutsvorſteher, und dem preußi⸗ 
ſchen Staat (Unterrichtsverwaltung), vertreten durch das Pro⸗ 
vinzialſchulkollegium in Berlin, zwei gleichlautende Abkom⸗ 
men geſchloſſen, wonach das Patronat über die Schulen als 
bisherigen „nichtſtaatlichen öffentlichen Lehranſtalten kommu⸗ 
nalen Patronats des Gutsbezirks Berlin⸗Dahlem“ mit allen 
Rechten und Pflichten und mit der Folge, daß ſie die Eigen⸗ 
ſchaft ſtaatlicher höherer Lehranſtalten erhielten, auf den 
preußiſchen Staat (Unterrichtsverwaltung) überging. In 8 2 
des Abkommens wurden die Schulgrundſtücke mit Gebäuden 
vom Haushalt der Staatsdomänenverwaltung, der Trägerin 
des Gutsbezirks Berlin⸗Dahlem, abgeſetzt und der Staatsunter⸗ 
richtsverwaltung übertragen. In 83 übernahm der Gutsbezirk 
die Verpflichtung, zu den durch die eigenen Einnahmen der 
Anſtalten nicht gedeckten Unterhaltskoſten (den jährlichen Be⸗ 
dürfniszuſchüſſen) die Hälfte beizutragen und die Beträge am 
Schluſſe jedes Rechnungsjahres zu zahlen. Die Abkommen 
ſind am 25. Sept. 1920 von dem Landwirtſchaftsminiſter, 
dem Minifter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung und 
dem Finanzminiſter genehmigt worden. Mit der Behauptung, 
daß auf Grund des 8 2 des Gef. v. 27. April 1920 alle Rechte 
und Pflichten des Gutsbezirks mit der Eingemeindung auf die 
beklagte Stadtgemeinde übergegangen ſeien, verlangt Kl. Zah⸗ 
lung der rückſtändigen Unterhaltungszuſchüſſe aus den Jahren 
1920 bis 1923. Das LG. hat die Klage abgewieſen, well dem 
Gutsbezirk die ſelbſtändige Rechtsperſönlichkeit fehle und der 
Gutsbeſitzer, hier der Forſtfiskus, der wirkliche Träger der 
kommunalen Rechte und Pflichten ſei; dieſer habe aber mit 
einer anderen fiskaliſchen Stelle (Unterrichtsverwaltung) einen 
wirkſamen Vertrag nicht ſchließen können, weil es ſich um 
dasſelbe Rechtsſubjekt, den Staat, handle. Vom KG. iſt da⸗ 
gegen die Rechtswirkſamkeit der Abkommen v. 23./25. Sept. 
1920 bejaht und die Bekl. antragsgemäß verurteilt worden. 
Das RG. hat das Urteil des LG. wiederhergeſtellt. Der 
ordentliche Rechtsweg iſt zuläſſig. Es handelt ſich nach dem 

lagevorbringen nicht um einen Streit über den Beſtand der 


öffentlichrechtlichen Schulunterhaltungslaſt, ſondern um die 


frage, ob die Bekl. auf Grund der Abkommen vom 

eptember 1920 Zuſchüſſe zu den Unterhaltungskoſten zu 
leiſten hat. Die behauptete Verpflichtung hat zwar eine Lei⸗ 
ſtung öffentlichrechtlicher Art zum Gegenſtand, beruht aber auf 
privatrechtlicher Grundlage, da fie durch jene Abkommen aus 
Anlaß und bei Gelegenheit der Übertragung der Schulgrund⸗ 
ſtücke auf die preußiſche Unterrichtsverwaltung mit privat- 
rechtlicher Wirkung und ohne den Zwang öffentlichen Rechts 
geſchaffen ſein ſoll. Liegt ſolchergeſtalt eine freiwillige Über⸗ 
nahme der Verpflichtung auf Grund beſonderer Vereinbarung 
vor, durch die nicht etwa lediglich eine beſtehende öffentlich⸗ 
rechtliche Leiſtungspflicht beſtätigt wird, ſo kann es ſich nur 
um einen privatrechtlichen, der Verfolgung im ordentlichen 
echtswege zugänglichen Anſpruch handeln. Da ſomit nach 
der Klage die Beitragspflicht nicht im öffentlichen Recht be⸗ 
gründet ift, kommen auch die Vorſchriften des 8 46 des preu⸗ 
zischen Zuſtändigkeitsgeſetzes über das Verwaltungsſtreitver⸗ 
ahren nicht zur Anwendung. Der BR. hat der zur Begrün⸗ 
zung der Klage u. a. aufgeſtellten Behauptung des Kl., daß 
die Bekl. die Abkommen genehmigt habe, mangels der für die 

enehmigungserklärung geſetzlich erforderlichen Form keine 
weitere Folge gegeben, iſt auch dem Kl. darin, daß der Rechts⸗ 
dorgänger der Vekl., der Gutsbezirk Berlin⸗Dahlem, weil er 
eine ſelbſtändige Rechtsperſon ſei, die Abkommen wirkſam 
abe treffen können, nicht beigetreten, da in vermögensrecht⸗ 
licher Hinſicht, von hier nicht zutreffenden Ausnahmen abge⸗ 
ſehen, dem Gutsbezirk die beſondere Rechtsperſönlichkeit fehle 
ud nur der Gutsherr (Forſtfiskus), nicht aber der Gutsvor⸗ 
Rene, hier deſſen Stellvertreter zum Abſchluß befugt geweſen 
85 Hiergegen ſind rechtliche Bedenken nicht zu erheben. Der 
M erörtert ſodann die etwaige Unwirkſamkeit der Abkommen 
dach 8 181 BGB. und verneint dieſe, weil von einer Kolliſion 
As Intereſſen nicht die Rede fein könne. Im übrigen ſeien die 
btommen von den berufenen Vertretern der beiden Staats⸗ 
virwaltungen abgeſchloſſen worden, und zwar von dem Pro⸗ 
182falſchulkollegium emäß der Kabinettsorder v. 30. Dez. 
1825 und dem Landwirtſchaftsminiſter als dem Verwalter der 
reußifchen Domänen (Gef. v. 13. März 1879), die Mit⸗ 
irkung des letzteren beim Abſchluß ergebe ſich aus dem Ge⸗ 


nehmigungsvermerk v. 25. Sept. 1920. Die getroffene Rege⸗ 
lung ſei zuläſſig, da eine Domäne von der einen an die andere 
Staatsverwaltung veräußert werden konne. Dieſe Ausfüh⸗ 
rungen ſind zunachſt inſofern nicht frei von Rechtsirrtum, als, 
wie die Rev. mit Recht bemerkt, der Fall des 8 181 BGB. 
überhaupt nicht vorliegt. Das Rechtsgeſchäft iſt nicht von 
einem Vertreter vorgenommen worden, vielmehr haben, 
wenn man die Anſicht des BR. zugrunde legt, zwei Vertreter, 
jeder für eine andere Verwaltungsabteilung des Staates, ge⸗ 
handelt. Es fragt ſich aber, ob in Wahrheit nicht der Staat 
als ſolcher allein, alſo ein einheitliches Rechtsſubjekt, der Ver⸗ 
tretene iſt. Trifft das zu, ſo würde das Rechtsgeſchäft unwirk⸗ 
ſam ſein nicht nach § 181, ſondern deshalb, weil zwei Ver⸗ 
treter einer und derſelben Perſon für dieſe ein Rechtsgeſchäft 
untereinander begrifflich überhaupt nicht vornehmen und 
Rechtswirkungen im Rechtskreis des ſolchergeſtalt Vertretenen 
überhaupt nicht entſtehen können. Es müſſen vielmehr regel⸗ 
mäßig zwei Rechtsſubjekte vorhanden ſein (v. Tuhr, Allg. 
Teil des BGB. III, 369; Staudinger, 8 181 5, g, Mot. 
3. BGB. I, 225). Das iſt hier nicht der Fall. Daß die ver» 
ſchiedenen Verwaltungsſtellen (Stationen) des Fiskus keine 
geſonderte Rechtsperſönlichkeit beſitzen und daß der Fiskus 
mit ſeinen Stationen nur eine einheitliche Rechtsperſon dar⸗ 
ſtellt, iſt anerkannten Rechts. Rechtsgeſchäfte, die unter den 
fiskaliſchen Verwaltungsſtellen in der äußeren Form von Ver⸗ 
trägen vorgenommen werden, haben nur die Natur rechnungs⸗ 
mäßiger Verwaltungsakte. Privatrechtlich wirkſame Anſprüche 
entſtehen daraus nicht (Laband, Staatsrecht, 5. Aufl. IV, 
331; Conrad, Handwörterbuch der Staatswiſſenſchaften, 
3. Aufl. IV, 327; Schmidt in Württ. 8. f. freiw. Gerichts⸗ 
barkeit. Jahrg. 1925, 316) und können auch im Wege der 
Rechtsnachfolge gegen Dritte nicht zur Entſtehung gelangen. 
Dagegen ſpricht nicht, daß im Grundbuchverkehr fiskaliſche 
Grundſtücke von der einen einer anderen Staatsverwaltung 
übertragen (überfchrieben) werden können, weil es ſich auch 
hier um eine Maßnahme des rechnungsmäßigen Verkehrs, 
nicht um eine rechtsgeſchäftliche Verfügung handelt. 

(U. v. 17. Sept. 1927; 119/27 IV. — Berlin.) [Ka.] 


** 10. 88 53, 52, 49, 48 Diſz G. v. 21. Juli 1852. 

1. Nicht nur im Falle der Freiſprechung, ſon⸗ 
dern in allen Fällen, in denen das Diſziplinar⸗ 
verfahren zu Ende geht, ohne daß es zu einer 
Verurteilung des Beamten kommt, muß dem 
Beamten der ihm infolge der Suspenſion ein⸗ 
gehaltene Teil ſeines Dienſteinkommens nach- 
gezahlt werden. 

2. Die Suspenſionsverfügung bedarf zwar 
zu ihrer Wirkſamkeit nicht der Zuſtellung an den 
Beamten; es genügt aber auch nicht bloßes Akten⸗ 
kundigmachen; die Suspenſion muß vielmehr 
durch ihre Vollziehung kundgetan werden. 

3. Berechnung des Zeitpunktes des Wirk⸗ 
ſamwerdens und der Dauer der Suspenſion.] 

Gegen den lebenslänglich als Beamten der Bekl. an⸗ 
geſtellten Kl. wurde durch Verfügung des Regierungspräſi⸗ 
denten v. 28. Okt. 1920 das Diſziplinarverfahren eröffnet. 
In der Verfügung waren die gegen den Kl. erhobenen An⸗ 
ſchuldigungen nicht einzeln bezeichnet; es hieß dort nur, er 
habe ſich im Dienſte verſchiedene ſchwere Verfehlungen zu⸗ 
ſchulden kommen laſſen, wodurch er ſich der Achtung, des An⸗ 
ſehens und des Vertrauens, die ſein Beruf erfordere, un⸗ 
würdig gezeigt habe. Auf Grund des 8 50 DiſzG. v. 21. Juli 
1852 ordnete der Regierungspräſident in derſelben Verfügung 
die Suspenſion des Kl. vom Amte, und zwar vom Tage des 
Empfangs der Verfügung, an. Erſt im Laufe des Verfahrens 
teilte der Unterſuchungskommiſſar dem Kl. die einzelnen, ihm 
zur Laſt gelegten Verfehlungen mit. Demnächſt wurde dann 
gegen den Kl. Strafanzeige erſtatte. Am 20. Jan. 1921 er⸗ 
ließ das AG. Haftbefehl; am 25. Jan. wurde unter gleich⸗ 
zeitiger Anordnung der Fortdauer der Unterſuchungshaft die 
Vorunterſuchung gegen den Kl. eröffnet. Von der Ver⸗ 
haftung des Kl. machte der für das Diſziplinarverfahren be⸗ 
ſtellte Unterſuchungskommiſſar dem Regierungspräſidenten 
Mitteilung, der ihm darauf am 29. Jan. 1921 erwiderte, er 
ſei mit der Ausſetzung des Diſziplinarverfahrens bis zur 
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Erledigung des gerichtlichen Strafverfahrens einverſtanden; 
die Suspenſion beſtehe kraft Geſetzes weiter. Am 6. Juli 1921 
wurde der gegen den Kl. erlaſſene Haftbefehl aufgehoben. 
Durch Urteil der StK. v. 9. April 1923 wurde der Kl. wegen 
Amtsunterſchlagung ($ 350 StGB.) zu 5 Monaten Gefängnis 
verurteilt, die als durch die Unterſuchungshaft verbüßt er⸗ 
Hört wurden. Das Urteil wurde rechtskräftig. Nunmehr 
wurde das Diſziplinarverfahren gegen den Kl. wieder auf⸗ 
genommen. In der dem Bezirksausſchuß eingereichten An⸗ 
ſchuldigungsſchrift wurde der Kl. angeſchuldigt, ſich verſchie⸗ 
dener ſchwerer Verfehlungen ſchuldig gemacht und dadurch die 
Pflichten verletzt zu haben, die ihm ſein Amt auferlege, und 
ſich auch zugleich durch ſein Verhalten in und außer dem 
Dienſte der Achtung, des Anſehens und des Vertrauens, die 
ſein Beruf erfordere, unwürdig gezeigt zu haben. Durch Be⸗ 
ſchluß v. 8. Juli 1924 ſtellte der Bezirksausſchuß das Diſzi⸗ 
plinarverfahren gegen den Kl. ein, weil weder die das Diſzi⸗ 
plinarverfahren einleitende Verfügung v. 28. Okt. 1920 noch 
die Anſchuldigungsſchrift die genaue Angabe der Tatbeſtands⸗ 
merkmale der ihm zur Laſt gelegten Amtspflichtverletzungen 
enthielten und daher als geeignete Unterlagen für ein Diſzi⸗ 
plinarverfahren nicht anzuſehen ſeien. Am 2. Sept. 1924 ver⸗ 
fügte der Regierungspräſident von neuem die Einleitung des 
Diſziplinarverfahrens gegen den Kl. und ordnete zugleich aber⸗ 
mals auf Grund von 8 50 DiſzG. feine Suspenſion vom 
Amte, und zwar vom Tage des Empfanges der Verfügung, 
an. Dieſe Verfügung iſt dem Kl. am 24. Sept. 1924 zugeſtellt 
worden. Das zweite Diſziplinarverfahren hat zur Dienſt⸗ 
entlaſſung des Kl. geführt. Der Kl., der ſeit dem Sara 
1921 nur die Hälfte feiner Gehaltsbezüge erhalten hat, hat 
mit der Klage die Nachzahlung der einbehaltenen Hälfte für 
die Zeit vom 1. Jan. 1921 bis zum 30. Sept. 1924 verlangt. 
Er behauptet, daß ſeine in der Verfügung des Regierungs⸗ 
präsidenten v. 28. Okt. 1920 angeordnete Suspenſion rechts⸗ 
unwirkſam geweſen ſei. Das BG. hat die Klage für die Zeit 
vom 1. bis 19. Jan. 1921 und vom 16. Juli 1921 bis zum 
30. Sept. 1924 dem Grunde nach zugeſprochen. Die Rev. der 
Bekl. wurde, abgeſehen von einigen zeitlichen Abänderungen, 
zurüͤckgewieſen. Den Anſpruch auf die dem Kl. vom Juli 
1921 bis September 1924 einbehaltene Gehaltshälfte hat das 
BG. für begründet erachtet, weil die Suspenſion des Kl. nicht 
rechtswirkſam angeordnet worden ſei. Die den Kl. vom Amte 
ſuspendierende Verfügung des Regierungspräſidenten vom 
28. Okt. 1920 habe nach 8 50 Dil. die Einleitung einer 
Diſziplinarunterſuchung gegen den Kl. zur Vorausſetzung ge⸗ 
habt. Dieſe in derſelben Verfügung ausgeſprochene Einleitung 
habe aber nicht den geſetzlichen Beſtimmungen entſprochen, da 
ſie die konkreten Anſchuldigungspunkte nicht enthalten, dem 
Kl. vielmehr nur den abſtrakten, von tatjächlichen Vorgängen 
losgelöſten Vorwurf der Amtspflichtverletzung gemacht habe. 
Sei danach die Einleitung des Diſziplinarverfahrens unmirk- 
ſam geweſen, ſo gelte dasſelbe von der zugleich angeordneten 
Suspenſion. Das gegen den Kl. eingeleitete Strafverfahren 
habe den Regierungspräſidenten nicht veranlaßt, ihn noch⸗ 
mals vorläufig vom Amte zu entheben. So habe eine Sus⸗ 
penſion nur während des gerichtlichen Haftbefehls gegen ihn 
kraft Geſetzes beſtanden; für die übrige Zeit habe er Anſpruch 
auf volle Gehaltszahlung. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob 
der Beurteilung beizutreten iſt, die das BG. der Suspenſions⸗ 
verfügung des Regierungspräſidenten v. 28. Okt. 1920 hat 
zuteil werden laſſen. Denn ſelbſt wenn im Gegenſatz dazu an⸗ 
genommen werden müßte, daß ſie rechtsgültig erlaſſen worden 
ſei und die vorläufige Amtsenthebung zur Folge gehabt 
hätte, ſo würde ſie doch dem Klageanſpruch nicht entgegen⸗ 
ſtehen, und zwar deshalb nicht, weil das durch dieſelbe Ver⸗ 
fügung eingeleitete Diſziplinarverfahren zu keiner Verurteilung 
des Kl. geführt hat. Nach 8 53 Abſ. 1 Diſzc G. muß dem ſus⸗ 
pendierten Beamten, wenn er im Difziplinarverfahren frei⸗ 
geſprochen wird, der innebehaltene Teil des Dienſteinkommens 
vollſtändig nachgezahlt werden. Der Freiſprechung ſtehen die 
ſonſtigen Fälle gleich, in denen das Diſziplinarverfahren zu 
Ende geht, ohne daß es zu einer Verurteilung des Beamten 
kommt. Es ergibt ſich das als Wille des Geſetzgebers aus den 
Vorſchriften des 852 Abſ. 1 und des § 53 Abſ. 2 das., die 
eine gänzliche oder teilweiſe dauernde Einbehaltung der 
während der Suspenſion nicht ausgezahlten Gehaltshälfte nur 
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vorſehen für den Fall, daß der Beamte zur Entfernung aus 
dem Amte (Strafverſetzung, Dienſtentlaſſung) oder zu einer 
Ordnungsſtrafe verurteilt wird. Eine Erledigung des Ver⸗ 
fahrens ohne Verurteilung muß deshalb ſtets zur vollen 
Nachzahlung führen, trotzdem das Geſetz nur den Hauptfall, 
den der Freiſprechung, ausdrücklich nennt. Die Einſtellung 
des Diſziplinarverfahrens, wie fie im vorliegenden Fall der 
Bezirksausſchuß, die entſcheidende Diſziplinarbehörde, ausge⸗ 
ſprochen hat, begründet als die Pflicht der Bekl. zur Nach 
zahlung der dem Kl. während des Verfahrens und in der 
Folgezeit bis zu ſeiner erneuten Suspendierung vorenthal⸗ 
tenen Gehaltshälfte. Ob die Einſtellung des Verfahrens vom 
Bezirksausſchuß mit Recht ausgeſprochen worden iſt, unter⸗ 
liegt nicht der gerichtlichen Nachprüfung. Unerheblich iſt es, 
daß, nachdem das erſte Diſziplinarverfahren mit der Ein⸗ 
ftellung geendigt hat, wegen derſelben Anſchuldigungspunkte 
ein neues Diſziplinarverfahren gegen den Kl. eingeleitet wor⸗ 
den iſt, das dann zu ſeiner Dienſtentlaſſung geführt hat. Es 
handelt ſich trotz des ſachlich gleichen Gegenſtandes um zwei 
verſchiedene Verfahren. Das Ergebnis des zweiten Verfahrens 
konnte die vermögensrechtlichen Folgen der Beendigung des 
erſten nicht mehr beeinfluſſen. Das Verfahren, das der erſten 
Suspenſion zugrunde lag, hat eben nicht zur Verurteilung 
des Kl. geführt. Und aus dieſer Tatſache iſt gemäß 9 53 
Abſ. 1 DilzG. die Nachzahlungspflicht der Bekl. erwachſen. 
Die Bekl. ſteht nun allerdings auf dem Standpunkt, daß der 
Regierungspräſident die Suspenſion des Kl. vom Amte wäh⸗ 
rend des erſten Diſziplinarverfahrens nicht bloß auf dieſes, 
ſondern auch auf das alsbald gegen den Kl. eingeleitete ge 
richtliche Strafverfahren geſtützt habe. Dieſe Anſicht, die be⸗ 
ſonders die Rev. dem BU. gegenüber vertritt, kann indeſſen 
nicht gebilligt werden. Der Regierungspräſident hätte zwar 
gemäß 850 DiſzG. nach Einleitung des gerichtlichen Straf? 
verfahrens aus dieſem Grunde die Suspenſion des Kl. ver⸗ 
fügen können. Er hat das aber nicht getan. Die Bekl. vermag 
keine Erklärung des Regierungspräſidenten zu behoupten, 
durch die er dem Willen hinreichend Ausdruck verliehen hätte, 
die gerichtliche Strafverfolgung des Kl. als Rechtsgrundlage 
für ſeine vorläufige Amtsenthebung zu verwenden. Er hatte 
dazu auch nicht die geringſte Veranlaſſung, da er die mit der 
Einleitung des Diſziplinarverfahrens ausgeſprochene Sus⸗ 
penſion des Kl. für rechtswirkſam und ausreichend hielt. Die 
Wendung in dem Schreiben, das der Regierungspräſident am 
29. Jan. 1921 an den für das Diſziplinarverfahren beſtellten 
Unterſuchungskommiſſar gerichtet hat, die Suspenſion beſtehe 
kraft Geſetzes weiter, kann ſchon deshalb nicht als Wieder⸗ 
holung der vorläufigen Amtsenthebung des Kl. angeſehen wer⸗ 
den, weil ſie nicht nach außen in die Erſcheinung getreten iſt. 
Zwar bedarf eine Suspenſionsverfügung zu ihrer Wirkſam⸗ 
keit nicht der Zuſtellung an den Beamten. Dem Urteile des 
Senats in RG. 89, 104, das dieſen Satz näher begründet, int 
aber ſchon zu entnehmen, daß eine lediglich in den Akten 
niedergeſchriebene, nur aktenkundig gebliebene Suspenſions⸗ 
verfügung nicht ausreicht (S. 109 daf.). Erforderlich iſt 
vielmehr, dann allerdings auch genügend, daß die Suspenſion 
durch ihre Vollziehung kundgetan wird. An ſolcher Voll 
ziehung der in dem erwähnten Schreiben etwa liegenden 
wiederholten Suspenſion fehlt es aber durchaus. Die gegen 
den Kl. getroffenen Maßnahmen konnten nach außen nur al? 
Folgen der am 28. Okt. 1920 ausgeſprochenen Amtsenthebung 
erſcheinen. Übrigens beſtehen auch gegen die Auslegung, die 
der BR. dem Schreiben des Regierungspräſidenten v. 29. Jan. 
1921 hat zuteil werden laſſen, keine rechtlichen Bedenken. 
Seine Annahme, das Schreiben enthalte nur einen Hinweis 
auf die mit der gerichtlichen Haftanordnung kraft Geſetzes ein 
getretene Suspeuſion, iſt tatſächlicher Natur und iſt daher für 
dieſe Inſtanz bindend. Der Satz der Reviſionsbegründung 
daß mit Einleitung des gerichtlichen Verfahrens gemäß 9.55 
DiſzGG. die unwirkſame Suspenſion, die auf Grund des Dil” 
plinarverfahrens verfügt worden fei, auf alle Fälle Wirkſum⸗ 
keit erlangt habe, entbehrt der geſetzlichen Grundlage. DE 

850 überläßt es dem Ermeſſen der zuständigen Behörde . 
nach Einleitung eines gerichtlichen Strafverfahrens die Su 

penſion des Beamten erfolgen ſoll oder nicht. Die zuftändig® 
Stelle muß alſo von der geſetzlich gebotenen Möglichkeit, del 
Beamten wegen des gegen ihn anhängig gemachten Straf 
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verfahrens ſchon vorläufig aus dem Amte zu entfernen, auch 
wirklich Gebrauch machen. Und das hat der Regierungs⸗ 
präſident nach der vom BR. getroffenen Feſtſtellung nicht ge⸗ 
lun. Dem BG. iſt demnach grundſätzlich beizupflichten: der 
Kl. kann Nachzahlung der einbehaltenen Gehaltshälfte ver⸗ 
langen für die Zeit vom Außerkrafttreten der Suspenſion an, 
die mit der gegen ihn im gerichtlichen Strafverfahren be⸗ 
ſchloſſenen Verhaftung kraft Geſetzes (8 48 Nr. 1 DiſzG.) ein⸗ 
getreten war, bis zum Wirkſamwerden der im zweiten Diſzi⸗ 
plinarverfahren gegen ihn verhängten Suspenſion. Beginn 
und Ende dieſes Zeitraums hat das BG. aber nicht ganz 
richtig feſtgelegt. Nach 8 49 DilzG. dauert die in 8 48 Nr. 1 
vorgeſehene Suspenſion bis zum Ablauf des zehnten Tages 
nach Wiederaufhebung des Verhaftungsbeſchluſſes. Der Haft⸗ 
befehl gegen den Kl. iſt am 6. Juli 1921 aufgehoben worden. 
Die Suspenſion endete alſo mit Ablauf des 16. Juli 1921. 
Der Kl. kann deshalb volles Gehalt erſt vom 17. Juli ab 
1 nicht, wie das BG. ausgeſprochen hat, vom 16. ab. 

uch den Zeitpunkt des Wirkſamwerdens der zweiten gegen 
den Kl. ausgeſprochenen Suspenſion hat das BG. unzutreffend 
beſtimmt. Die Suspenſionsverfügung beſagte, daß die Amts⸗ 
enthebung vom Tage des Empfangs der Verfügung ab in 
Kraft trete. Die Verfügung iſt dem Kl. am 24. Sept. 1924 
zugeſtellt worden. Der BR. meint, ſie habe tatſächlich Wirk⸗ 
ſamkeit erſt mit Ablauf des Monats September 1924 erlangt, 
da der Kl., wie ohne weiteres zu unterſtellen ſei, monatlich 
im voraus ſein Gehalt gezahlt erhalten habe, der Gehalts⸗ 
anſpruch für den Monat September 1924 alſo bereits er⸗ 
wachſen geweſen ſei. Dieſe Erwägungen ſind aber nicht zu⸗ 
treffend. Zwar war für den Kl. mit Beginn des Monats der 
Anſpruch auf ſein Gehalt bereits entſtanden. In Höhe des 
halben Gehalts fiel dieſer Anſpruch aber vorläufig wieder 
fort, als ihm die Suspenſionsverfügung zugeſtellt wurde. 
Es mag dahingeſtellt bleiben, ob er, wenn er ſein volles 
Monatsgehalt damals bereits ausgezahlt erhalten hätte, für 
den Reſt des Monats das halbe Gehalt hätte zurüderftatten 
müſſen. Tatſächlich hat er die zweite Gehaltshälfte für den 
September 1924 nicht bekommen, weil der Regierungs⸗ 
präſident die erſte Suspenſion immer noch für weiterwirkend 
* Bei ſolcher Sachlage beſteht kein Bedenken, der Ver⸗ 
jügung diejenige Wirkung zukommen zu laſſen, die ihr nach 
rem Wortlaut der Regierungspräſident beigelegt wiſſen 
wollte. Nach § 128 RBG. beginnt die Einbehaltung des hal⸗ 
ben Dienſteinkommens des Beamten allerdings erſt von Ab⸗ 
lauf des Monats ab, in dem die Suspenſion verfügt wird. 
Sine entſprechende Vorſchrift iſt dem preuß. DiſzG. v. 21. Juli 
1852 aber fremd. 

(U. v. 20. Sept. 1927; 19/27 III. — Hamm) Sch.] 
11. 8 899 BG B.; PrBamtH aftpflG. 1. Ver⸗ 
stetung des Staates im Rechtsſtreit. Die 
MNiniſter baben die Befugnis, an Stelle 
der an ſich berufenen nachgeordneten Behörde 
In Prozeſſen ihres Geſchäftsbereiches ſich 
ſelbſt zum geſetzlichen Vertreter zu beſtellen. 
Sei Inanſpruchnahme des Staates wegen Be- 
amtenhaftung iſt nicht ſtets der Miniſter des 
Fnneren, ſondern der Miniſter, dem der betr. 
Beamte unterſteht, zuſtändig. Der Regierungs⸗ 
zräſident iſt Organ ſämtlicher Minifter, mit 
[ Usnahme des Juſtizminiſters. Die Erwerbs- 
Mienfürſorge gehört zum Geſchäftsbereiche des 

iniſters für Volkswohlfahrt. 

90 2. Haftung des Staates für ſchuldhafte 
d mispflichtverletzung des Regierungspräſi⸗ 
en auf dem Gebiete der Ermwerb3lofenfür- 
ige nicht nur dann, wenn er einer Gemeinde 
inen bindenden Befehl, ſondern auch, wenn er 
ub einen Rat erteilt hat oder eine ſonſtige Maß⸗ 
de me getroffen hat, die auf die Entſchließung 
er Gemeinden von Einfluß waren] 

Am Nachmittage des 11. Okt. 1923 erhielt die Kl. fol⸗ 
endes Schreiben des Regierungspräſidenten: „Ich bin damit 
ſüwerſtanden, daß an die bei dem Arbeitsamt in Unter- 

übung ſtehenden Erwerbsloſen, an die Notſtandsarbeiter und 
1 Lohngeſicherten, eine einmalige Zahlung von 50 Wil 
lorden erfolgt. Ich habe dieſe Zuſicherung nur deshalb ge⸗ 
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geben, weil der Brotpreis in den nächſten Tagen erheblich 
erhöht wird. Aus der Verſammlung, welche die Anträge hier 
vorbrachte, wurde angeregt, daß, falls die Stadt bzw. Ge⸗ 
meinde bare Mittel nicht zur Verfügung hat, Gutſcheine aus⸗ 
gegeben werden, die von der Geſchäftswelt in Zahlung zu 
nehmen wären. Die Art der Einlöſung der Gutſcheine ſoll 
durch eine Veröffentlichung in den Tageszeitungen bekannt⸗ 
gegeben werden.“ Zu dieſem Schreiben hatte ſich der Stell⸗ 
vertreter des ausgewieſenen Regierungspräſidenten unter dem 
Druck einer Zuſammenrottung von Arbeitsloſen veranlaßt 
geſehen. Es wurde der Kl. auch durch einen Arbeitsloſen über⸗ 
bracht. Sie wartete noch einige Stunden mit der Vornahme 
der in dem Schreiben genehmigten Auszahlung, da ſie einen 
Widerruf der Verfügung mit Rückſicht darauf für möglich 
hielt, daß am 6. Okt. eine ähnliche Verfügung alsbald zurück⸗ 
genommen worden war. Als ſie aber keine andere Nachricht 
erhielt, gab ſie an die Erwerbsloſen uſw. Gutſcheine, die auf 
je 10 Milliarden Mark lauteten, aus. Am Tage nachher ver⸗ 
bot dann der Regierungspräſident fernmündlich die weiteren 
Zahlungen. Die Kl. hat die von ihr in den Verkehr ge⸗ 
gebenen Gutſcheine einlöſen müſſen. Die dafür aufgewandten 
Beträge ſind ihr aus Mitteln der Erwerbsloſenfürſorge nicht 
erſtattet worden. Den ſo entſtandenen Schaden verlangt ſie 
mit der Klage vom bekl. preuß. Staat erſtattet. Sie be⸗ 
hauptet, der Erlaß der Verfügung v. 11. Okt. 1923, durch den 
ſie zur Ausgabe der Gutſcheine veranlaßt worden ſei, ent⸗ 
halte ihr gegenüber eine ſchuldhafte Amtspflichtverletzung des 
ſtellvertretenden Regierungspräſidenten. Er habe ſich zuvor 
darüber vergewiſſern müſſen, ob die von ihm angeordnete 
außerordentliche Beihilfe durch die Erwerbsloſenfürſorge über⸗ 
nommen werden würde; außerdem ſei er verpflichtet ge⸗ 
weſen, die Verfügung alsbald zurückzuziehen und die Kl. 
davon in Kenntnis zu ſetzen, was in wenigen Stunden mög⸗ 
lich geweſen ſein würde. Der Bekl. wendet ein, daß die Kl. 
aus eigener Entſchließung gehandelt hätte, da das Schreiben 
des ſtellvertretenden Regierungspräſidenten keine bindende 
Anweiſung für ſie enthalten habe. Ein Verſchulden treffe den 
ſtellvertretenden Regierungspräſidenten nach der ganzen Sach⸗ 
lage nicht. Im Laufe des Rechtsſtreits hat der Bekl. außer⸗ 
dem noch die Vertretungsbefugnis des Miniſters für Volks⸗ 
wohlfahrt beſtritten, da die Beamtenhaftung zum Geſchäfts⸗ 
bereich des Miniſters des Innern gehöre. Die Vorinſtanzen 
haben die Klage abgewieſen. Die Rev. der Kl. hatte Erfolg. 
1. Die Vorinſtanzen haben mit Recht angenommen, daß der 
Bekl. in dem gegenwärtigen Rechtsſtreit durch den Miniſter 
für Volkswohlfahrt geſetzlich vertreten werde. Ob die Prozeß⸗ 
vertretung auch durch den Regierungspräſidenten in Düſſel⸗ 
dorf hätte erfolgen können, kann dahingeſtellt bleiben. Denn 
die Klage iſt von vornherein gegen den preuß. Fiskus (richtig: 
gegen den preuß. Staat), vertreten durch den Herrn Miniſter 
des Volkswohlfahrtsminiſteriums (richtig: durch den Miniſter 
für Volkswohlfahrt) erhoben worden. Und dieſer Miniſter 
hat ſich — das iſt das Entſcheidende — auf den Prozeß fach» 
lich eingelaſſen. Er hat damit von der den Miniſtern, den 
höchſten Verwaltungsſtellen, zuſtehenden Befugnis, in ſtaat⸗ 
lichen Prozeſſen ihres Geſchäftsbereichs an Stelle der an ſich 
berufenen nachgeordneten Behörde ſelbſt als geſetzlicher Ver⸗ 
treter aufzutreten, Gebrauch gemacht, ſich ſelbſt zum geſetz⸗ 
lichen Vertreter für dieſen Rechtsſtreit beſtellt. Hieran war er 
gebunden und konnte daher nicht mehr im ſpäteren Verlauf 
des Prozeſſes die Einrede der mangelnden geſetzlichen Ver⸗ 
tretung ($ 274 Abſ. 2 Nr. 7 ZPO.) erheben. Er war mit ihr 
nicht etwa prozeſſual ausgeſchloſſen, da es ſich um eine un⸗ 
verzichtbare Einrede handelt; wohl aber war ihr durch feine 
Einlaſſung auf den Prozeß die ſachliche Grundlage entzogen 
worden. Die Entſcheidung des Gerichtshofs zur Entſcheidung 
der Kompetenzkonflikte v. 31. Okt. 1925, daß der Rechtsweg 
in dieſer Sache, inſoweit ſich der Klageanſpruch auf 8 839 
BGB. ſtützt, für zuläſſig und der erhobene Kompetenzkonflikt 
inſoweit für unbegründet, im übrigen aber der Rechtsweg für 
unzuläſſig und der erhobene Kompetenzkonflikt für begründet 
zu erachten ſei, welche Entſcheidung den Miniſter veranlaßt 
hat, ſeine Prozeßvertretungsbefugnis zu beſtreiten, iſt für ſie 
ohne Belang. Denn die Klage war von vornherein auf Be⸗ 
amtenverſchulden geſtützt, hatte alſo ſtets einen Anſpruch aus 
Art. 131 RVerf. i. Verb. m. § 839 BGB. und § 1 Staats⸗ 
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haftungsG. zum Gegenſtande. Nicht richtig iſt die Anſicht des 
Bekl., daß für die Frage der Beamtenhaſtung ſtets das Reſ⸗ 
ſort des Miniſters des Innern zuſtändig ſei. Es kommt viel⸗ 
mehr darauf an, in welchem Geſchäftsbereich der Beamte, dem 
eine ſchuldhafte Amtspflichtverletzung zur Laſt gelegt wird, 
angeſtellt iſt. Der Regierungspräſident iſt Organ ſämtlicher 
Miniſter mit Ausnahme des Juſtizminiſters (vgl. $ 11 der 
VO. wegen verbeſſerter Einrichtung der Provinzialbehörden 
v. 30. April 1815 [GS. 85). Die Verfügung des ſtellvertre⸗ 
tenden Regierungspräſidenten, für deren Folgen die Kl. den 
Bekl. erſatzpflichtig macht, betrifft die Erwerbsloſenfürſorge. 
Sie gehört zum Geſchäftsbereich des Miniſters für Volks⸗ 
wohlfahrt, dem in Preußen in Angelegenheiten der Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge die oberſte Verwaltung zuſteht (vgl. Beſchluß der 
preuß. Staatsregierung, betr. die Zuſtändigkeit des Mini⸗ 
ſteriums für Volkswohlfahrt, v. 7. Nov. 1919 [GS. 173, 
Nr. ITI). Er war alſo befugt, die Vertretung des Staates in 
dem gegenwärtigen Rechtsſtreit zu übernehmen. — 2. Das 
BG. vertritt in Übereinſtimmung mit dem LG. die Auf⸗ 
faſſung, daß eine fahrläſſige Amtspflichtverletzung des ſtell⸗ 
vertretenden Regierungspräſidenten nur dann in Frage kom⸗ 
men könne, wenn fein Schreiben v. 11. Okt. 1923 einen bin⸗ 
denden Befehl zur Auszahlung der Erhöhungen an die Er⸗ 
werbsloſen und ſonſtigen Unterſtützungsempfänger enthalten 
hätte. Aus der ganzen Art der Abfaſſung und Überbringung 
des Schreibens durch einen Erwerbsloſen müſſe jedoch ent⸗ 
nommen werden, daß der ſtellvertretende Regierungspräſident 
die Kl. überhaupt nicht zur Ausführung habe verpflichten, ſon⸗ 
dern ihr die Entſcheidung über die erwähnten Maßnahmen 
ſelbſt habe überlaſſen wollen. Unzweifelhaft hätte die Kl. 
dieſen Charakter des Schreibens erkannt und hätte deshalb, 
auch unter dem Druck der Erwerbsloſen, nicht zur Aus⸗ 
ſtellung von Gutſcheinen ſchreiten dürfen. Sie könnte daher 
von dem Bekl. keinen Erſatz des ihr durch ihr eigenes Ver⸗ 
halten entſtandenen Schadens verlangen. Den Ausgangspunkt 
dieſer Ausführungen beanſtandet die Rev. mit Recht. Es iſt 
nicht richtig, daß der Regierungspräſident auf dem Gebiete der 
Erwerbsloſenfürſorge nur durch eine bindende Anweiſung ſeine 
Amtspflichten gegenüber den Gemeinden des Bezirks ver⸗ 
letzen konnte. Die Erwerbsloſenfürſorge war nach der im Okt. 
1923, wenngleich mit Anderungen, noch in Kraft befindlichen 
VO. über Erwerbsloſenfürſorge v. 1. Nov. 1921 eine An⸗ 


gelegenheit der Gemeinden. Sie waren verpflichtet, ſoweit ein 
Bedürfnis dazu beſtand, eine Fürſorge für Erwerbsloſe ein⸗ 


zurichten (8 2), deren Aufwand ihnen vom Reiche zu 8/1, 
vom Lande (hier Preußen) zu %/ı, erſetzt wurde (8 4 Abſ. 1). 
Die Kommunalaufſichtsbehörde hatte die Gemeinden, die trotz 
eines vorhandenen Bedürfniſſes keine oder keine genügende 
Erwerbsloſenfürſorge einrichteten, hierzu anzuhalten; ſie konnte 
die dazu notwendigen Anordnungen für Rechnung der Ge⸗ 
meinde treffen, konnte auch beſtimmen, daß ein weiterer Ge⸗ 
meindeverband eine Gemeinde im Falle ihrer Leiſtungs⸗ 
unfähigkeit zu unterſtützen oder die Fürſorge zu übernehmen 
habe (§ 3). Auf dieſe in der VO. beiſpielsweiſe aufgeführten 
Maßnahmen war die Kommunalaufſichtsbehörde aber nicht 
beſchränkt, ſie konnte vielmehr nicht bloß bei der Einrichtung, 
ſondern auch bei der Handhabung der Erwerbsloſenfürſorge 
durch die Gemeinden, kurzum in allen Angelegenheiten der 
gemeindlichen Erwerbsloſenfürſorge die Maßnahmen ergreifen, 
in denen ſich die Kommunalaufſicht überhaupt zu betätigen 
pflegt. Mittel der Kommunalaufſicht find aber nicht bloß bin⸗ 
dende Anordnungen oder ſonſtige Zwangsmaßregeln; auch 
mit bloßer Ratserteilung oder mit der Genehmigung gemeind⸗ 
lichen Vorgehens kann ſie ſich begnügen. Sonach ſtellt ſich das 
Schreiben des ſtellvertretenden Regierungspräſidenten vom 
11. Okt. 1923, mag ihm auch der Zwangscharakter gefehlt 
haben, als eine Maßnahme der ſtaatlichen Kommunalaufſicht 
auf dem Gebiete der Erwerbsloſenfürſorge dar. Es iſt nicht 
erſichtlich, weshalb grundſätzlich ausgeſchloſſen ſein ſoll, daß 
es eine ſchuldhafte Amtspflichtverletzung des mehrgenannten 
Beamten den Gemeinden gegenüber enthalte. Die Beauf⸗ 
ſichtigung der Selbſtverwaltungskörper durch ſtaatliche Be⸗ 
hörden ſoll ſicherſtellen, daß die Verwaltung der Gemeinde⸗ 
angelegenheiten den Beſtimmungen der Geſetze gemäß ge⸗ 
führt und ſtets in geordnetem Gange erhalten bleibt (ogl. 
OVG. 25, 49; 54, 472). Trotz dieſes Zweckes der Kommunal⸗ 
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aufficht haben die mit ihr betrauten Beamten bei ihrer Aus⸗ 
übung auch auf die Belange der Gemeinden die gebührende 
Rücksicht zu nehmen und fie vor Schädigungen zu bewahren. 
Sie verletzen, wenn ſie es nicht tun, die ihnen den Gemeinden 
gegenüber obliegende Amtspflicht. Das gilt nicht bloß für 
Zwangsmaßnahmen im Auſſichtswege, ſondern für jede Ar 
der Betätigung der Kommunalaufſicht. Eine bloße Rats“ 
erteilung an eine Gemeinde, eine ihr erteilte Genehmigung, 
Maßnahmen, die auf die Entſchließungen der Gemeinden von 
erheblichem Einfluß zu ſein pflegen, können ſchon eine Amts“ 
pflichtverletzung ihnen gegenüber enthalten. Die von den Vor- 
inſtanzen vorgenommene Beſchränkung der Staatshaftung den 
Gemeinden gegenüber auf Befehle, die ihnen von den Kom⸗ 
munalaufſichtsinſtanzen erteilt werden, entbehrt der rechtlichen 
Grundlage. Das BU. muß daher aufgehoben und die Sache 
un das BG. zurückverwieſen werden. Dieſes wird bei der el? 
neuten Prüfung ſtärker, als das in ſeinen bisherigen Aus 
führungen zutage tritt, die Frage nach dem Vorliegen einer 
Amtspflichtverletzung des ſtellvertretenden Regierungspräſt' 
denten trennen müſſen von der Frage, ob er fahrläſſig ge“ 
handelt hat, und von der weiteren Frage, ob die Kl. ein mi 
wirkendes Verſchulden trifft. Bei der Beurteilung des Ver⸗ 
haltens der Beteiligten kann es auch notwendig werden, auf 
die damals geltenden Vorſchriften über die Erwerbsloſen, 
fürſorge und auf ihre in jener Zeit möglicherweiſe durch bie 
Inflation und in dem hier in Betracht kommenden Regie? 
rungsbezirk Düſſeldorf durch die Ruhrbeſetzung beeinflußte 
Handhabung durch die Kommunen und die Kommunal- 
aufſichtsbehörden einzugehen. Endlich bedarf der von den 
Kl. erhobene Vorwurf des nicht rechtzeitigen Widerrufs der 
Verfügung des ſtellvertretenden Regierungspräſidenten noch 
näherer Erörterung. 

(U. v. 23. Sept. 1927; 25/27 III. — Berlin.) [Sch.] 


12. Die Lippiſchen Grundwertſteuergeſetze 
v. 29. April 1920 (G S. 108) und 22. Dez 1923 (G . 
426) find mit den Art. 173, 138 R Verf. inſoweit 
nicht vereinbar, als fie die bisherige auf Geſeß 
beruhende Freiheit der Lippiſchen evangeliſchen 
Landeskirche von Staatsſteuern befeitig! 


haben.] 
(Beſchl. v. 10. Okt. 1927; IV Tgb 94/27.) [sa] 


13. VO. v. 9. Dez. 1919; 88 42, 57 Bränteigni 
8812 BG B. Die Anwendbarkeit der VO. zur Be“ 
kämpfung der dringenden Wohnungsnot iſt vom 
Bezirkswohnungskommiſſar zu entſcherden. Be 
Nichtbenutzung eines enteigneten Grundſtücks 
gibt es kein Rückforderungsrecht des Enteig“ 
neten. Urteile des Kompetenzkonfliktsgerichts“ 
hofs ſind im Rechtswege nicht nachprüfbar. ] f) 

(u. v. 29. April 1927; 44/27 VI. — Celle.) [Ru] 

Abgedr. JW. 1927, 19285. 


Zu 13. I. Durch die BD. zur Behebung der dringend 
ſten Wohnungsnot v. 15. Jan. 1919, abgeändert durch BO. 
der Reichsregierung v. 9. Dez. 1919 (Bek. des abgeänderten Wort“ 
lauts, vgl. RGBl. 1968) iſt dem Bezirkswohnungskommiſſar 7 
in Preußen der Regpräſ. laut Ausf Beſt. des Preuß. Staatskomm. I 
Wohnungsweſen v. 24. Jan. 1919 (ein Bl. S. 80, 86) — das Nach 
verliehen, zum Bau von Klein» und Mittehvohnungen als Bau- U 
Gartenland geeignete Grundſtücke in paſſender Lage gegen ange” 
meſſene Entſchädigung zu enteignen (5 3). Vorausſetzung für ſol 
Eingriffe iſt, daß „Bau⸗ und Gartenland dieſer Art zu an gemeſſe⸗ 
nem Preiſe nicht zur Verfügung“ ſteht. Die Enteignung erfolgt na 
Anhörung der Betroffenen und der Gemeinde oder des Gemeinde. 
verbands „ohne beſonderes Verfahren durch formloſen Beſcheid er 
den Eigentümer“ (84 Abſ. 2). Die Enteignung wird mit der Bi 
ſtellung des Enteignungsbeſcheids an den Eigentümer wirkſam. . 
Beſcheid iſt im allgemeinen unanfechtbar; nur gegen die darin 
enthaltene Feſtſetzung der Entſchädigung iſt die Anrufung einer 
der Landeszentralbehörde zu bezeichnenden Berufungsbehörde 7 
Preußen ein beſonderer Ausſchuß von fünf Mitgliedern, hiervon br 
von dem BezAusjch. gewählt, zwei von der Verwaltungsbehörde e 
nannte Sachverſtändige) binnen 14 Tagen nach Zuſtellung des 
ſcheids zuläſſig. den 

Die VO. in ihrer erſten Faſſung v. 15. Jan. 1919 iſt vor 


Zuſtandekommen der Merf. erlaſſen; die Abänderung v. 9. D ; 
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56. Jahrg. 1927 Heft 49] 
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14. 58 74, 75 Einl. AL R.; 8 256 ZPO. Ein 
Kirchenſtuhlrecht kann aus kirchenpolizei⸗ 
lichen Gründen vom Biſchof gegen Entſchä⸗ 
digung beſchränkt oder aufgehoben werden. 
Auch ein in der Vergangenheit liegendes 
Rechtsverhältnis kann Gegenſtand einer Feſt⸗ 
ſtellungsklage fein] 

Der Kl. iſt ſeit 1910 Eigentümer eines Gutes in G., 
des ſog. Schultenhofs. Auf ſeine Klage v. 5. April 1924 hat 
das LG. durch Urt. v. 18. Jan. 1926 feſtgeſtellt, daß ihm an 
den auf der kleinen Orgelbühne der Kirche in G. befindlichen 
Plätzen ein mit dem Eigentum am Schultenhof verbundenes 
dingliches Kirchenſtuhlrecht zuſtehe, und daß die beklagte 
Kirchengemeinde nicht berechtigt ſei, dieſe Plätze zu vermieten. 
Es hat für erwieſen erachtet, daß ein mit dem Eigentum am 
Schultenhof verbundenes dingliches Kirchenſtuhlrecht (Art. 133 
EGBGB, § 6851111 Pra R.) von dem Kl. und feinen 
Rechtsvorgängern durch 44 jährige Erſitzung (8 62919 Pr⸗ 
Ad.) erworben ſei. Das BG. hat es dahingeſtellt gelaſſen, 
ob der Kl. den ihm obliegenden Nachweis für ein Kirchenſtuhl⸗ 
recht als ein mit dem Schultenhof dinglich verbundenes oder, 
was er in zweiter Linie geltend gemacht hat, als ein per⸗ 
ſönliches (gemäß 8 681 JI 11 PrA LR.) vererbliches Recht er⸗ 
bracht habe. Der Kl. habe, ſo wird ausgeführt, ein von ihm 
etwa erworbenes Recht durch die ſich an den Pfarrer in G. 
und an ihn unmittelbar richtende Anordnung des Biſchöf⸗ 
lichen Generalvikariats in Paderborn v. 20. Okt. 1923 ver⸗ 
loren. Dieſe Anordnung, die der Biſchof ſelbſt durch ein 
Schreiben an den Kl. v. 16. Febr. 1924 ausdrücklich beſtätigt 
abe, ſei ergangen, weil durch die Beanſpruchung des alleini- 


1919 folgt dagegen der RVerf. zeitlich nach. Es liegt ſonach die 
rage nach ihrer Rechtsgültigkeit angeſichts des Art. 153 
RVerf., der für die Enteignung einſchränkende Normen aufſtellt, recht 
nahe. Das RG. macht ſich dieſe Prüfung ſehr leicht. Es verweiſt auf 
zwei frühere Entſcheidungen, die aber auf die Gültigkeit der VO. 
mit keinem Wort eingehen und höchſtens inſofern einen Beleg für 
die Anſicht des NG. bilden können, als dort anſtandslos die VO. 
als geltendes Recht angewandt wird. Eine nähere Prüfung hätte 
ſich ſchon verlohnt. Den die BO. v. 9. Dez. 1919 beruft fid in ihrem 
ingang ausdrücklich auf das Geſetz über die vereinfachte Form der 
eſetzgebung v. 17. April 1919 (RG Bl. 394). Dieſes hinwiederum 
geſtattet „während der Dauer der Nationalverſammlung“ der Reichs⸗ 
regierung, mit Zuſtimmung des Staatenausſchuſſes und eines von der 
Nationalverſammlung gewählten Ausſchuſſes von 28 Mitgliedern die⸗ 
jenigen geſetzlichen Maßnahmen anzuordnen, welche ſich zur Rege⸗ 
zung des Übergangs von der Kriegswirtſchaft in die Friedenswirt⸗ 
ſchaft als notwendig und dringend erweiſen. Es erſcheint nun einiger⸗ 
maßen auffällig, daß die Reichsregierung ſich dieſer VOForm auch 
noch bei Erlaß der Wohn Noto. v. 9. Dez. 1919 bedient, obwohl 
mzwiſchen die RVerf. in Kraft getreten war. Die Befriſtung jener 
mächtigung der Reichsregierung zu RechtsVO. hat m. E. mit dem 
Erlaß der RVerf. ihr Ende gefunden. Zwar blieb die Nationalver⸗ 
Mmmlung auch weiterhin beſtehen, aber nur als ſtellvertretender 
aT. bis zu deſſen Zuſammentritt, der auf Grund der Wahl v. 
3, Juni 1920 erfolgte (Art. 180 RVerf.). Dieſe weitere Funktion der 
zzationalverſammlung hat jenes ErmachtGG. v. 17. April 1919 ſicher⸗ 
uch nicht im Auge gehabt, da es vor dem Erlaß der Werf. er⸗ 
Ba und auch offenbar dieſe beſondere Form der Geſetzgebung nur 
» lange geſtatten wollte, als durch die neue MVerf. einheitliche 
rundſäte über die Form der Geſetze noch nicht feſtgelegt waren. 
Die hiernach gerechtfertigte Feſtſtellung der Ungültigkeit trifft 
derdings nur die Abänd O. v. 9. Dez. 1919, nicht die grund⸗ 
gende VO. v. 15. Jan. 1919, ift aber inſofern von größter Wichtig⸗ 
zit, als letztere VO. gerade die urſprünglich geftattete Berufung an 
ie ordentl. Gerichte beſeitigt uno dafür lediglich den verwaltungs⸗ 
üßigen Rekurs an eine bejondere Berufungsbehörde mit endgültiger 
utſchchewalt einführt. Man vermag auch füglich zu bezweifeln, daß 
V Erlaß einer ſolchen Beſtimmung durch Verordnung den 
rausſetzungen des Art. 153 RVerf. entſpricht, der ſowohl zur 
an tlung der Enteignung wie zum Ausſchluß des Rechtswegs in 
Entſchädigungsfrage eine geſetzliche Grundlage erfordert, 
4, unter die Garantien eines Geſetzes im formellen Sinn rich- 
iger Anſicht nach zu verftehen find. 
1 II. Richtig iſt die Feſiſtellung des RG., daß den ordentl. Ge⸗ 
ichten keine Nachprüfung zuſtehe, ob die Vorausſetzun⸗ 
den des 83 der V0. v. 9. Dez. 1919 gegeben waren, d. h. 
ö ein Anlaß zur Enteignung überhaupt vorhanden iſt. Die Ab⸗ 
N b ung jedes Rechtsmittels durch die BD., die damit jede Willkür 
ii zirkswohnungskommiſſars fanktioniert und mit den Grund⸗ 
ben eines Rechtsſtaats kaum zu vereinbaren ift, bleibt zwar ſehr 
edauerlich. Aber auch nach den Beſtimmungen des PrénteignG. 
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gen Benutzungsrechts an der (kleinen) Orgelbühne durch den 
Kl. „die kirchliche Ordnung gefährdende Verhältniſſe“ her⸗ 
vorgerufen ſeien. „Um die im Gotteshauſe durchaus not⸗ 
wendige kirchliche Ordnung zu ſichern und unliebſamen 
Störungen in der Kirche vorzubeugen“, ſei dem Kl. unter Be 
zugnahme auf can. 1263 $ 3 cod. jur. can. auch für den Fall, 
daß ihm früher einmal ein Benutzungsrecht an den be 
anſpruchten Sitzen eingeräumt ſein ſollte (womit auch der Fall 
eines auf Erſitzung beruhenden Rechts habe getroffen werden 
ſollen und getroffen worden ſei), dieſes Recht abgeſprochen 
und der Kirchenvorſtand aufgefordert worden, die Sitze zu 
vermieten. Damit habe die geiſtliche Aufſichtsbehörde das 
vom Kl. beanſpruchte Recht, wenn es beſtanden haben ſollte, 
beſeitigen wollen. Wenn das Kirchenſtuhlrecht auch, weil auf 
privatrechtlichem Titel beruhend, privatrechtlichen Charakter 
habe, ſo unterliege es doch ſolchen Einſchränkungen, welche 
ſich aus der Beſtimmung der dem Rechte dienenden Gegen⸗ 
ſtände für den kirchlichen Gottesdienſt ergäben und durch die 
kirchliche Ordnung bedingt ſeien. Der geiſtlichen Aufſichts⸗ 
behörde komme es zu, die im Intereſſe des Kultus erſorder⸗ 
lichen Anordnungen zu treffen. Ihr ſtehe daher auch die Ent⸗ 
ſcheidung darüber zu, welche Maßnahmen zur Aufrecht⸗ 
erhaltung der Ordnung bei dem ſich im Kirchengebäude voll⸗ 
ziehenden Gottesdienſt erforderlich ſeien. Ihr müſſe weiter 
auch die Befugnis zuerkannt werden, dem auf Grund privat⸗ 
rechtlichen Titels zur Benutzung eines Kirchenſtuhls Berech⸗ 
tigten die weitere Benutzung zu unterſagen oder das Kirchen- 
ſtuhlrecht ſelbſt für die Zukunft in Fortfall zu bringen, wenn 
ſie deſſen Ausübung mit den Zwecken des Gottesdienſtes für 
unvereinbar halte. Dieſer in der Rſpr. des vormaligen preuß. 


v. 11. Juni 1874 und ebenſo der meiſten Enteignch. der Einzel⸗ 
ſtaaten iſt die Nachprüfung der Notwendigkeit der Enteignung regel⸗ 
mäßig den Gerichten entzogen und ausſchließlich den Verwaltungs⸗ 
behörden übertragen; Einwendungen dieſer Art können nur im 
Wege des Widerſpruchs gegen die vorläufige Planfeſtſtellung (88 19 ff. 
PrEnteignG.) geltend gemacht werden. 

III. Es iſt verſtändlich, daß der enteignete Grundbeſitzer ſich 
mit allen ihm zur Verfügung ſtehenden Mitteln dagegen wehrt, 
daß ihm Land dauernd entzogen wird, das jahrelang dem 
Enteignungszweck nicht zugeführk werden kann. Aber auch in 
dieſer Beziehung iſt die VO. v. 9. Dez. 1919 außerordentlich 
dürftig und lückenhaft. Da die VO. unter der Herrſchaft der 
neuen Verf. erging, erſcheint mir eine Ergänzung der Lücken 
aus dem Preénteignch. nicht angängig, wie überhaupt nach herrſch. 
Meinung deſſen Vorſchriften nur ausnahmsweiſe zur Auslegung 
zweifelhafter Fragen des neuen auf der erf, baſierenden Eut⸗ 
eignungsrechts herangezogen werden dürfen. Zutreffend iſt ferner, 
daß ſelbſt bei entſprechender Anwendung des PrEuteignG. die Vor⸗ 
ausſetzungen des § 42 nicht vorliegen. Abgeſehen davon, daß das in 


8 42 gewährte Recht dem Enteigneten nur vor der Vollziehung 


der Enteignung, d. h. vor Ausſpruch der Enteignung nach erledigter 
Entſchädigung des Betroffenen zuſteht, kann der Enteignete nach 
942 niemals Rückauflaſſung des Grundſtücks, ſondern lediglich 
Schadenserſatz für die ihm durch das Enteignungsverfahren ent⸗ 
ſtandenen Nachteile oder evtl. Zahlung der feſtgeſetzten Enteignungs⸗ 
ſumme gegen Abtretung des Grundſtücks beanſpruchen, muß alſo 
im letzteren Fall gerade auf die Vollziehung der Enteignung dringen. 
Die Ausübung dieſer Rechte iſt ferner von dem Ablauf einer in der 
definitiven Planfeſtſtellung zu bezeichnenden Friſt oder von der Em 
klärung des Rücktritts durch den Unternehmer abhängig. 8 57 
Prenteignc. iſt dagegen nicht anwendbar, weil eine Weiterver⸗ 
äußerung des enteigneten Grundſtücks durch den Unternehmer nicht 
in Frage ſteht, auch keineswegs behauptet werden kann, daß die 
enteigneten Grundſtücke „zu dem beſtimmten Zweck nicht weiter 
notwendig“ ſeien. 

Die Berufung des Kl. ſchließlich auf § 812 BGB. ſtützt ſich 
auf die veraltete und vom R. längſt aufgegebene, von Egen 
(Komm. z. PrEnteigu®., 2. Aufl. 1911) aber immer noch energiſch 
verſochtene Auffaſſung der Enteignung als eines Zwangs kaufs 
mit obligatoriſchen Rechtsbeziehungen der Beteiligten. 

Iſt ſomit auch rechtlich der Anſpruch des Kl. nicht begründet, 
ſo erweiſt doch der vorl. Fall, wie reformbedürftig die 
VO. v. 9. Dez. 1919 iſt, abgeſehen von der Frage, ob ihre Auf⸗ 
rrchterhaltung unter den heutigen veränderten Verhältniſſen über⸗ 
haupt noch erforderlich iſt. Es verletzt das Rechtsgefühl, daß Bau⸗ 
land enteignet wird, ohne daß hierzu ein dringender Anlaß bei dem 
Vorhandenſein genügenden anderen Baulands gegeben war, daß 
gegen dieſe Enkeignung keinerlei Rechtsmittel zuläſſig ſind und 
daß das enteignete Land jahrelang feſtgehalten wird ohne Möglichkeit 
einer Bebauung, die vielleicht dem Eigentümer in der Zwiſchenzeit 
offenſtand. Prof. Dr. Ruth, Halle a. d. Saale. 
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Obertribunals (StriethAcd. 99, 173) und des RG. (RG. 7, 
136; 16, 159; 24, 174) anerkannte Rechtszuſtand beſtehe 
auch unter der neuen RVerf. fort. Er entſpreche dem den 
Religionsgeſellſchaften in Art. 137 Abſ. 3 RVerf. verliehenen 
Rechte, ihre Angelegenheiten ſelbſtändig innerhalb der Schran⸗ 
ken des für alle geltenden Geſetzes zu ordnen und zu ver⸗ 
walten. Das Kirchenſtuhlrecht des Kl. habe allerdings, wenn 
es durch 44 jährigen Beſitz nach den Vorſchriften des Privat⸗ 
rechts erworben worden ſei, auch durch die Ausübung von 
kirchenpolizeilichen Befugniſſen der geiſtlichen Aufſichtsbehörde 
nicht ſo in Fortfall gebracht werden können, wie wenn es nie 
beſtanden hätte. Nach allgemeinen ſtaatsrechtlichen Grund⸗ 
ſätzen ſei in Fällen, wo wohlerworbene Privatrechte als un⸗ 
vereinbar mit Rückſichten der öffentlichen Ordnung und Wohl⸗ 
fahrt aufgehoben würden, eine Entſchädigung in Geld zu 
leiſten (88 74, 75 Einl. z. PrAL R.; RG. 16, 159). Dieſe 
Ausführung hält der von der Rev. allgemein erbetenen recht⸗ 
lichen Nachprüfung ſtand. Sie ſteht für die Zeit vor der 
neuen Reichsverfaſſung in Einklang mit wiederholten Ent⸗ 
ſcheidungen des RG., von denen neben den im BU. an⸗ 
geführten, auf dem Boden des gemeinen Rechts ergangenen 
Urteilen des 3. 3 S. vor allem das Urteil des jetzt erk. Sen. 
v. 31. März 1910 (Warngſpr. 1910 Nr. 24; Gruch Beitr. 54, 
1182) und die dort angezogenen Urteile in Betracht kommen. 
Im beſonderen erhebt die Rev. gegen dieſen Teil des Urteils 
zwei Einwendungen. Sie macht geltend: a) Wenn überhaupt 
eine kirchliche Inſtanz befugt ſein ſollte, in das auf dem 
Kirchengebäude in G. haftende und zugleich die beklagte 
Kirchengemeinde belaſtende Kirchenſtuhlrecht verfügend ein⸗ 
zugreifen, ſo ſtehe dieſe Befugnis nicht dem Biſchof, ſondern 
dem Kirchenvorſtand als demjenigen Organ zu, welches nach 
§ 1 des Geſetzes über die Verwaltung des katholiſchen Kirchen⸗ 
vermögens v. 24. Juli 1924 (PrGS. 585) das Vermögen in 
der Kirchengemeinde verwalte und die Gemeinde und das 
Vermögen vertrete. Der Kirchenvorſtand habe aber ſeiner⸗ 
ſeits keine ſolche Verfügung getroffen. b) Die etwa mögliche 
Beſeitigung eines wohlerworbenen Privatrechts durch die 
kirchliche Obrigkeit habe jedenfalls gemäß Art. 153 WVerf. 
nicht ohne Entſchädigung geſchehen dürfen. Die Enteignung 
habe deshalb nicht ausgeſprochen werden dürfen, ohne daß 
gleichzeitig ein Verfahren wegen der Entſchädigung des Ent⸗ 
eigneten eingeleitet worden ſei. Solange dies nic, geſchehen 
ſei, habe der Kl. fein Recht behalten. Art. 137 RVerf. über⸗ 
laſſe den Religionsgeſellſchaften die Verwaltung ihrer An⸗ 
gelegenheiten nur innerhalb der für alle geltenden geſetzlichen 
Schranken. Aus der Selbſtändigkeit der Kirche könne deshalb 
ein Grund für die Enteignungsberechtigung nicht hergeleitet 
werden. Beide Einwendungen beruhen auf einer Verkennung 
des Weſens der in Rede ſtehenden kirchlichen Anordnung: 
a) Es handelt ſich bei der Anordnung v. 20. Okt. 1923 nicht 
um die Beſorgung einer kirchlichen Vermögens angelegen⸗ 
heit, die nach § 1 des von der Rev. angezogenen Geſetzes vom 
24. Juli 1924 oder vielmehr den entſprechenden Vorſchriften 
in den $$ 1 und 8 des damals noch geltenden Geſetzes über 
die Vermögensverwaltung in den katholiſchen Kirchen⸗ 
gemeinden v. 20. Juni 1875 (PrGS. 241) Sache des Kirchen⸗ 
vorſtandes geweſen wäre. Die Anordnung iſt ausgeſprochener⸗ 
maßen getroffen, um die im Gotteshauſe notwendige kirchliche 
Ordnung zu ſichern und unliebſamen Störungen in der Kirche 
vorzubeugen. Damit ſind kirchenpolizeiliche Befugniſſe 
ausgeübt. Darüber, wem ſolche Befugniſſe zuſtehen, iſt in den 
beiden angeführten Geſetzen nichts geſagt. Die Zuſtändigkeit 
beſtimmt ſich inſofern nicht nach Staatskirchenrecht, ſondern 
nach der inneren Verfaſſung der katholiſchen Kirche. Das war 
ſchon vor dem Inkrafttreten der neuen Reichsverfaſſung 
rechtens und iſt in dieſer durch die Beſtimmung des Art. 173 
Abſ. 3 gewährleiſtet, daß jede Religionsgeſellſchaft innerhalb 
der Schranken des für alle geltenden Geſetzes ihre Angelegen⸗ 
heiten ſelbſtändig ordne und verwalte. Nach dem ſomit maß⸗ 
gebenden Codex juris canonici iſt mit dem BG. nicht zu be⸗ 
zweifeln, daß die Befugnis, ein Kirchenſtuhlrecht aus kirchen⸗ 
polizeilichen Gründen einzuſchränken oder aufzuheben, dem 
Biſchof als dem Ordinarius loci (can. 335, 1263 88 2, 3) 
und in ſeiner Vertretung dem Generalvikar zuſteht (can. 368 
§ 1). Die Vermietung der Kirchenſitze, die der Bekl. durch 
die Aufhebung des etwaigen Kirchenſtuhlrechts des Kl. er⸗ 
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möglicht iſt, iſt allerdings eine Vermögensangelegenheit, bei 
der die Bekl. durch ihren Kirchenvorſtand vertreten wird. 
Die Beſorgung dieſer Vermögensangelegenheit ſteht aber hier 
nicht in Frage. b) Eine Verdrängung privater Herrſchaft 
durch polizeiliche, hier kirchenpolizeiliche Gewalt iſt keine Ent 
eignung in dem in Art. 153 Abſ. 2 RBerf. vorausgeſetzten 
techniſchen Sinne. Ein ſolcher Eingriff in ein Privatrecht 
findet feine rechtliche Grundlage in den im Bu. angezogenen 
88 74, 75 Einl. z. PrAL R., deren fortdauernde Geltung neben 
Art. 153 RVerf., wie vorher neben dem bereits die Um 
verletzlichkeit des Eigentums ausſprechenden und die Enk⸗ 
eignung grundſätzlich regelnden Art. 9 PrVerfürk. v. 31. Jan. 
1850, in der Rſpr. des RG. anerkannt iſt (RG. 82, 80 f.; 103, 
330f.; JW. 1925, 2446°; RG. 112, 98; 113, 304, 306). Nach 
den beiden Landrechtsparagraphen müſſen einerjeits einzelne 
Rechte und Vorteile der Mitglieder des Staats den Rechten 
und Pflichten zur Beförderung des gemeinſchaftlichen Wohle, 
bei einem zwiſchen beiden eintretenden wirklichen Widerſpruch, 
nachſtehen (8 74); andererſeits iſt der Staat denjenigen, wel⸗ 
cher ſeine beſonderen Rechte und Vorteile dem Wohle des ge⸗ 
meinen Weſens aufzuopfern genötigt wird, zu entſchädigen 
gehalten (8 75). Dieſer Grundſatz iſt ſchon vom vormaligen 
preuß. Obertribunal auf die Fälle, in denen der zum Beſten 
des gemeinen Wohls erfolgende Eingriff nicht dem Staats- 
ganzen, ſondern einer im Staate beſtehenden engeren öffent⸗ 
lich⸗rechtlichen Gemeinſchaft zugute kommt, in dem Sinne an⸗ 
gewandt, daß dann die engere Gemeinſchaft zur Entſchädigung 
verpflichtet iſt. Das RG. hat hieran in ſtändiger Rſpr. (ſo in 
den erſten drei der eben angeführten fünf Urteile und in den 
im erſten dieſer Urteile verzeichneten früheren Entſcheidungen) 
feſtgehalten. Die beklagte Kirchengemeinde iſt auch unter der 
Herrſchaft der neuen RVerf. (Art. 137 Abſ. 5, 6) eine Körper⸗ 
ſchaft des öffentlichen Rechts. Daß der Kl. kraft der kirchen⸗ 
polizeilichen Anordnung ſein etwaiges Kirchenſtuhlrecht zu 
ihren Gunſten aufopfern muß, macht ſie entſchädigungspflichtig⸗ 
Die Wirkſamkeit der die Aufopferung ausſprechenden An⸗ 
ordnung aber ift in den 88 74, 75 a. a. O. nicht von der gleich⸗ 
zeitigen Einleitung eines Entſchädigungsverfahrens abhängig 
gemacht. Ob die Worte in dem von der Rev. zu Unrecht an⸗ 
gerufenen Art. 153 Abſ. 2 WVerf., daß eine Enteignung 
„gegen angemeſſene Entſchädigung“ erfolge, in einem der⸗ 
artigen Sinne zu verſtehen ſind, braucht hier nicht erörtert 
zu werden. Die Rev. iſt demnach, ſoweit ſie ſich gegen die 
Abweiſung des Hauptantrags und des erſten Hilfsantrags 
richtet, unbegründet. Was den letzten Hilfsantrag des Kl. 
betrifft, jo verneint das BGG. das von 8 256 ZPO. erforderte 
Feſtſtellungsintereſſe mit der Begründung: Dem Kl. ſtehe nach 
Aufhebung ſeines Kirchenſtuhlrechts höchſtens ein Entſchädi⸗ 
gungsanſpruch zu. Dieſer ſei ihm ſchon vor der Klagerhebung 
erwachſen. Er könne daher auf Zahlung klagen und habe die⸗ 
ſchon zur Zeit der Erhebung der vorliegenden Klage tun kön⸗ 
nen. Welches Intereſſe er daran haben könnte, daß das frü⸗ 
here Beſtehen ſeines Rechts für einen Zeitpunkt vor der 
Klagerhebung feſtgeſtellt werde, ſei nicht erſichtlich. Diele! 
Entſcheidungsgrund wird von der Rev. mit Recht bekämpft. 
Auch ein der Vergangenheit angehöriges Rechtsverhältnis kann 
zum Gegenſtand eines Feſtſtellungsantrags gemacht werden, 
wenn es als Element eines darauf geftügten Anſpruchs in SE 
tracht kommt (RG. 107, 305 Abſ. 2; WarnRſpr. 1915 
Nr. 195). So liegt der Fall hier, wo das Beſtehen eine? 
Kirchenſtuhlrechts bis zu der i. J. 1923 erfolgten Aufhebung 
die Vorausſetzung für einen Entſchädigungsanſpruch des Kl. 
bildet. Dieſen Entſchädigungsanſpruch hat der Kl. im zweiten 
Rechtszug in den gegenwärtigen Rechtsſtreit einzuführen ver⸗ 
ſucht. Der Verſuch iſt an dem Widerſpruche der Bell. gegen 
Klageänderung geſcheitert. Wird in dieſem Rechtsſtreit wenig 
ſtens über den für den Entſchädigungsanſpruch präjudiziellen 
Streitpunkt entſchieden, ſo hat dies den Vorteil, daß die um? 
fangreiche Beweisaufnahme des LG. darüber, ob der Kl. u 

feine Rechtsvorgänger das Kirchenſtuhlrecht durch Erſitzung 
erworben haben, nicht vergeblich geweſen iſt, und daß ein Ab 
leben der zum Teil bejahrten Zeugen vor der Enkſcheidung 
der Tatfrage durch das BG. nach Möglichkeit vermieden wird. 
Damit iſt auch ein rechtliches Intereſſe an alsbaldige! 
Feſiſtellung gegeben. Das Bu. muß deshalb mit Bezug auf 


den letzten Hilfsantrag aufgehoben werden, aber nur in 


. 
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56. Jahrg. 1927 Heft 49] 
ſoweit, als die Feſtſtellung begehrt wird, daß das Recht auf 
die Kirchenplätze bis zum 20. Okt. 1923 beſtanden habe. 
Daß das Recht nicht mehr bis zu dem in dieſem Hilfsantrag 
an erſter Stelle genannten 21. Sept. 1926 (dem Tage der 
Bekanntmachung eines Schreibens des Biſchöfl. General⸗ 
vikariats v. 19. Aug. 1926 an den Kl.) beſtanden habe, iſt 
dom BG. bereits durch feine oben unter Nr. 1 gewürdigte 
Feſtſtellung verneint, daß das Recht, wenn es beſtanden hat, 
bereits durch die kirchliche Anordnung v. 20. Okt. 1923 auf⸗ 
gehoben iſt. 


(U. v. 11. Juli 1927; 74/27 IV. — Hamm.) [Ka.] 
15. Bank G. v. 30. Aug. 1924; Beamtenſtatut 
der Reichsbank v. 27. Dez. 1924; 8 155 RBG. 


Rechtsſtellung der Reichsbankbeamten; An⸗ 
wendung des 8155 RBG. auf fie. Verfahren der 
Überführung der Reichsbankbeamten in den 
einſtweiligen Ruheſtand.] f) 
(U. v. 12. April 1927; 254/26 III. — Berlin.) [Sch.] 
Abgedr. JW. 1927, 219712. 


16. 8 13 GV G.; Art. I, II PrGeſ. v. 24. Nov. 1925. 
Der Rechtsweg iſt unzuläſſig, wenn Feſtſtel⸗ 
lung der Patronatspflicht verlangt wird.] 

Auf dem Rittergute J. ruht die Patronatslaſt zugunſten 
der katholiſchen Kirche daſelbſt. Bekl. iſt Eigentümer des zum 
Rittergute gehörigen Forſtes. Eigentümer des Reſtgutes iſt 
der Kl. Er behauptet, daß der Bekl. als Erwerber eines 
Teiles der Gutsfläche an den Patronatslaſten teilzunehmen 
habe und hat diesbezügliche Feſtſtellungsklage erhoben. Der 
Bekl. hat Unzuläſſigkeit des Rechtsweges behauptet. Das BG. 


— — 


Zu 15. Die zur Begründung angezogenen Geſetzesſtellen 
greifen ohne Lücke ineinander; insbeſ. iſt nach ihnen die Anwendung 
des 8155 RBG. zu Recht erfolgt. Die Reichsbeamteneigenſchaft 
konnte hierfür nicht mehr Vorausſetzung ſein, da nach dem BG. 
und dem dazu ergangenen Beamtenſtatut die Beſtimmung auf Be⸗ 
amte der Reichsbank in ihrem jetzigen Charakter Anwendung findet. 
Die Frage der Legalität bzw. Verfaſſungswidrigkeit der angezogenen 
Geſetze, die nach der Rſpr. des RG. (RS. 102, 161; 104, 59; 107, 
379) dem richterlichen Prüfungsrecht unterliegt, ift in der Entſch. 
nicht berührt. Sie kann, ſoweit es ſich um die Anwendung des 8 155 
RBG. handelt, auch nicht unter Berufung auf Art. 129 MVerf. 
zugunſten des Kl., der dieſe vor dem Bank®. gegen ihn geltende 
Beſtimmung nicht angewendet wiſſen will, aufgeworſen werden. Das 
Bank. verlangte inſoweit eine Beachtung des Art. 76 NVerf. nicht. 
Aber auch darin, daß den Neichsbankbeamten durch das Bank®. die 
Beamteneigenſchaft als ſolche genommen iſt, iſt eine Entziehung 
wohlerworbener Rechte und damit eine Verletzung der RVerf. nicht 
zu erblicken. Die Beamteneigenſchaft iſt kein wohlerworbenes Recht, 
ſie iſt etwas Abſolutes, ein Rechtszuſtand, kein rechtliches Können. 
Bie aus der Eigenſchaft entſprungenen Rechte aber find den Beamten 
der Reichsbank nach wie vor durch § 9 Bank. und 8 2, 21 des 

kamtenſtatutes ausdrücklich vorbehalten. 

Das LG. I hat in der Entſch. 43 0 76/25 der Gehalts klage 
von 27 Neichsbankbeamten, die auf Grund des g 24 NBG. durch 
Verfügung des Reichsbankdirektoriums v. 2. Nov. 1924 auf Warte⸗ 
geld geſetzt waren, ſtattgegeben. Es lehnte die Anwendung des 8 155 
NBG. ab. Die Entſch. dürfte zutreffend fein, da die angegriffene Ver⸗ 
fügung in der Zeit vom Inkrafttreten des Neichsbank®. (11. Okt. 
1924) bis zum Inkrafttreten des Beamtenſtatutes (27. Dez. 1924) 
ergangen war. Damals war die Reichsbank einerſeits keine Behörde 
mehr — was auch aus der Entſch. des RG. in den Ausführungen 
zur Beamteneigenſchaft zu entnehmen iſt —, andererſeits aber fehlte 

des Beamtenſtatutes, der die ſinngemäße Anwendung des 8 155 
RBG. einführt. h 

Wenn man auch die Rechtsgültigkeit des Bank®. als Ganzes 
dinommen wird bejahen müſſen, ſo iſt dies jedoch für mehrere Be⸗ 

anmungen des Beamtenſtatutes, insbeſ. die 88 11 und 24, die 
Status und Rechte der Beamten betreffen, ſehr zweifelhaft. 

Der Gedankengang kann hier nur angedeutet werden. Nach 
9 11 des Statuts kann jeder auf Lebenszeit Angeſtellte, ſowie jeder 
ruhegehaltsberechtigte Reichsbankbeamte durch Beſchl. des Reichs⸗ 

uldirektoriums einſtweilen in den Ruheſtand verſetzt werden. 8 24 
d- des Statuts ordnet an, daß Art. 3 PerſAbbVo. im Bereich 
es Reichsbank bis zum 31. Dez. 1925 Anwendung findet. Trotz 
e Reichs. v. 4. Aug. 1925 über die Einſtellung des Perſonal⸗ 
abbaues hält das Reichsbankdirektorium, wie ich einem mir vor⸗ 
negenden Gutachten des Direktoriums entnehme, an der Friſt des 
3 4 des Stalutes feſt. 

Der Reichsbanlbeamte konnte früher nur auf Grund genauer 
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hat den Einwand zurückgewieſen. Der Rechtsweg iſt zu⸗ 
läſſig. Allerdings find die Art. I und II des PrGeſ. betr. 
Anordnung kirchlicher Neu⸗ und Reparaturbauten in den 
katholiſchen Diözeſen v. 24. Nov. 1925 (GS. S. 161), in 
denen Streitigkeiten über die öffentlich⸗rechtliche Baulaſt den 
Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichten überwieſen 
ſind, ebenſo wie die entſprechenden Vorſchriften des Art. 17 
des PrGeſ. v. 8. April 1924 auch auf die Patronatsbaulaſt 
anzuwenden (abgedruckt: JW. 1927, 78517; 1927, 785 10), 
und zwar ſelbſt dann, wenn das Patronatsverhältnis als 
Rechtsgrundlage des Anſpruchs vom Bekl. beſtritten wird. 
Soll aber nach dem maßgebenden Klagevortrag das Be⸗ 
ſtehen des Patronatsverhältniſſes an ſich zur richterlichen 
Anerkennung gebracht werden, ſo handelt es ſich nicht mehr 
lediglich um einen Streit über die Baulaſt, ſondern um das 
Patronatsrecht ſelbſt und deſſen „Zuſtändigkeit“ i. S. des 
§ 577 U 11 ALR. (RG. 111, 161). Im Streitfalle iſt 
auf Feſtſtellung geklagt, daß der Bekl. an den auf dem 
Rittergute ruhenden Patronatslaſten teilzunehmen habe. 
Mag auch der Umſtand, daß bauliche Arbeiten erforderlich 
geworden ſind, den Anlaß zur Klage gegeben haben, ſo 
ſtehen nach der Faſſung des Antrags doch nicht bloße Baur 
laſten in Frage, ſondern die allgemeinen Patronatslaſten, 
die ſich in der Baulaſt allein nicht erſchöpfen. Die Klage be⸗ 
zweckt die Anerkennung, daß der Bekl. Kompatron der 
Kirche ſei und als ſolcher zu den Patronatslaſten anteilig 
beizutragen habe; ſie iſt nicht etwa bloß auf Grund einer 
ſolchen Behauptung auf die Leiſtung von Beiträgen zu den 
Baukoſten gerichtet. Dem entſpricht der weitere Vortrag 
der Klage, der ſich von vornherein gegen den Standpunkt 
des Bekl. wendet, er ſei beim Erwerb des Forſtes durch ein 
Abkommen mit der Kloſterkammer, der früheren Eigen⸗ 


geſetzlicher Vorausſetzungen (88 24 und 25 NBG.) in den einſt⸗ 
weiligen Ruheſtand verſetzt werden. Eine Anderung dieſer Voraus⸗ 
ſetzungen verletzte wohlerworbene Rechte. Demgemäß war auch für die 
geſetzliche Ermächtigung (Geſ. v. 13. Okt. 1923) zum Perſonalabbau 
die Qualifizierung des Art. 76 RVerf. erforderlich. Dasſelbe muß alſo 
für den § 11 des Beamtenſtatutes gelten. Das Beamtenſtatut findet 
ſeine geſetzliche Grundlage im Bank. Dieſes aber enthält weder eine 
verfaſſungsändernde Ermächtigung, noch könnte es überhaupt eine 
ſolche erteilen, da es mangels der formellen Vorausſetzungen des 
Art. 75 RVerf. inſoweit als ungültig zu betrachten wäre, als es bie 
durch die RVerf. geſetzten Grenzen (vgl. Art. 129 RVerf.) durch⸗ 
bräche. 

Vorſtehende Erwägungen finden bei der Prüfung der Rechts⸗ 
gültigkeit des § 24 des Beanttenſtatuts entſprechende Anwendung. 
Das oben genannte Gutachten des Reichsbankdirektoriums hat dies 
verkannt. Die Ausführung, daß für den Umfang der ihm durch 8 9 
BankG. verliehenen Verordnungsmacht das zur Zeit des Erlaſſes 
des Bank. geltende Reichsbeamtenrecht maßgebend ſei, geht in ihrer 
Anwendung fehl. Es wird überſehen, daß das Bank. nicht auf 
das ErmächtigungsG. zurückgeht, das allein eine verfaſſungs⸗ 
ändernde Verordnungsmacht verleihen konnte. 

Das BankG. kann demnach verfaſſungsändernde beamtenrecht⸗ 
liche Beſtimmungen nur in dem Umfange rechtswirkſam treffen, wie 
es die auf Grund des Ermädtigungsb. rechtmäßig ergangenen Be⸗ 
ſtimmungen vorſehen. Das iſt die endgültige Schranke. Die ver⸗ 
faſſungsändernde Ermächtigung des Geſetzgebers richtet ſich lediglich 
an die Reichsregierung, nicht durch das BanbG. an das Reichsbank⸗ 
direktorium. Was die ermächtigte Inſtanz verfaſſungsändernd an⸗ 
ordnet, iſt nach Art, Umfang und Zeitdauer für das Bank. und 
damit das Reichsbankdirektorium bei Ausübung der Ermächtigung 
des § 9 Abſ. 2 Bankc᷑. maßgebend. 8 24 des Statutes wurde des⸗ 
halb durch das Reichs(Z. v. 4. Aug. 1925 derogiert. Außerdem folgt 
dies unmittelbar aus § I Abf. 3 Satz 1 Bank. 8 9 Abſ. 3 Satz 2 
des Bank. kann zur Ausſchaltung des Abſ. 3 Satz 1 und zur 
Rechtsgültigkeit des 8 24 des Beamtenſtatutes nicht angezogen 
werden, da er damit verfaſſungsändernden Charakter erhält und 
wegen mangelnder Legalität unwirkfam iſt. 

Eine weitere Frage, die hier nur angedeutet werden ſoll, iſt die, 
ob der Beamte bei Anderungen der Verwaltung ein „Recht“ darauf 
hat, daß die formale Möglichkeit der Verfolgung ſeiner Rechts⸗ 
anſprüche wenigſtens im weſentlichen nicht zu feinen Ungunſten ge⸗ 
ändert wird. Heute iſt bei allen Streitſachen der Reichsbankbeamten 
gegen Anordnungen des Direktoriums, in denen früher dem Reichs⸗ 
bankbeamten die — wiederholt erfolgreiche — Beſchwerde an den 
Reichskanzler offen ſtand, das Reichsbankdirektorium ſelbſtherrlich 
Partei und Richter. ö 
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tümerin des Rittergutes, von den Patronatslaſten rechts⸗ 
wirkſam freigeſtellt worden. Unter dieſen Umſtänden kann 
ſich der Bekl. auf den Wortlaut des Art. I Abſ. 3 des Gef. 
v. 24. Nov. 1925 („Streitigkeiten der Beteiligten darüber, 
wem von ihnen die öffentlich⸗rechtliche Verbindlichkeit zum 
Bau oder zur Unterhaltung der Gebäude ganz oder teil⸗ 
weiſe obliegt“) nicht berufen. Denn abgeſehen davon, daß es 
ſich nicht lediglich um eine Baulaſtſtreitigkeit handelt, iſt 
es ungewiß und ſoll erſt zum gerichtlichen Austrag gebracht 
werden, ob der Bekl. überhaupt Beteiligter i. S. dieſer Vor⸗ 
ſchrift iſt. 
(U. v. 6. Okt. 1927; 131/27 IV. — Marienwerder. [Ku.] 


b) Strafſachen. 


Berichtet von Juſtizrat Dr. Drucker, Leipzig und 
Rechtsanwalt Dr. Alsberg, Berlin. 


17. [Tateinheitliches Zufammentreffen zwi⸗ 
ſchen 88 350 und 133 StG B. iſt möglich.] 
Gegen die Annahme eines mit der Amtsunterſchlagung 
in Tateinheit zuſammentreffenden Vergehens nach 8 133 
StGB. ergeben ſich keine rechtlichen Bedenken. Ein ſolches 
Bufammentreffen ift (Urt. d. 4. Sen. 4 D 19/19 v. 4. März 
1919; GA. 68, 216; vgl. auch RGSt. 59, 175) rechtlich mög⸗ 
lich. Der Tatbeſtand des § 133 StGB. geht nicht in dem⸗ 
jenigen des 8 350 StG B. auf. 
(1. Sen. v. 14. Okt. 1927; 1D 735/27.) A.] 


18. [8 340 StG B. Körperverletzung im Amte. 
Das Bewußtſein der Rechtswidrigkeit iſt aus⸗ 
geſchloſſen, wenn der Täter infolge mangelnder 
Begabung nicht erkannt hat, daß der Widerſtand 
des Feſtgenommenen auch ohne Gebrauchmachen 
von der Waffe gebrochen werden könne.] 


Der Angekl. hat die Eheleute B. ſeſtgenommen, ohne dazu 
berechtigt zu ſein, iſt dann auf dem Wege zur Wache von dem 
Ehemann B., der hierbei in dem irrigen Glauben handelte, der 
Angekl. wolle ſeine Ehefrau ſchlagen, geſtoßen worden, ſo daß 
er zu Boden ſtürzte und ſeinen Tſchako verlor, hat dann nach 
Herbeirufung anderer Schutzpolizeibeamter mit dieſen die Ehe⸗ 
leute B. zur Wache gebracht und auf dem Wege den ſich 
heftig widerſetzenden Ehemann mit dem Seitengewehr einen 
Schlag über die Hand verſetzt. Nur um dieſen Schlag handelt 
es ſich gegenwärtig noch. Völlig im Einklang mit ſeinen in 
ſeinem erſten Urteil getroffenen tatſächlichen Feſtſtellungen und 
rechtlichen Ausführungen meint das BG. hierzu, der Angell. 
habe ſich nunmehr für berechtigt gehalten, den B. auch gegen 
ſeinen Willen zur Wache zu bringen und deſſen etwaigen 
Widerſtand dagegen zu brechen, aus dieſem Glauben heraus 
habe er auf dem Wege zur Wache den Schlag mit dem Seiten⸗ 
gewehr geführt, um den Widerſtand des B., der ſich mit 
großer Gewalt, mit Händen und Füßen ſträubte und ihn auch 
am Halſe packte, zu brechen. Die hieraus gezogene Rechtsfolge, 
daß, da dem Angekl. hiernach das Bewußtſein der Rechts⸗ 
widrigkeit wegen der Körperverletzung nicht nachgewieſen ſei, 
eine Verurteilung wegen Körperverletzung im Amte nicht er⸗ 
folgen könne, iſt vom Rev. in feinem Urt. v. 29. Juli 1926 
gebilligt worden. Daran iſt es nach 8 358 Abſ. 1 StPO. ge⸗ 
bunden. Das BG. hat nunmehr aber auch geprüft, ob der 
Irrtum des Angekl. über ſeine Befugniſſe zur Feſtnahme und 
das Vorliegen eines Notwehrzuſtandes auf Verſchulden be⸗ 
ruhte und ſonach eine fahrläſſige Körperverletzung vorliege. 
Es hat dies um deswillen verneint, weil die falſche Auf⸗ 
faſſung ſeiner Lage vom Augenblick ſeines Sturzes an und 
die falſche Handlungsweiſe gegenüber B. auf ſeiner mangel⸗ 
haften Befähigung zum richtigen Erkennen außergewöhnliche 
Lagen im Außendienſt und zu richtigem Handeln in ſolchen 
Lagen beruht habe, der Mangel an Beanlagung ihm aber 
nicht als Verſchulden angerechnet werden könne. Die Staats⸗ 
anwaltſchaft vermißt in ihrer Reviſionsbegründung die Prü⸗ 
fung, ob ſich der Angekl. nicht bei pflichtmäßiger Überlegung 
ſagen mußte, daß der Widerſtand des B. nicht auf andere 
Weiſe gebrochen werden konnte und er nicht ſofort von der 
Waffe Gebrauch machen durfte. Selbſt wenn die ſehr be⸗ 
drohliche Handlungsweiſe des B. die Abwehr durch den Schlag 
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auf die Hand mit dem Seitengewehr nicht gerechtfertigt haben 
ſollte, ſo würde doch nach der tatſächlichen, einem Reviſions⸗ 
angriff entzogenen, Annahme des BG. auch dieſer Irrtum auf 
den Mangel an Begabung zurückzuführen und ihm nicht zum 
Verſchulden anzurechnen ſein. Ein Rechtsirrtum iſt hierin 
nicht zu finden. 

(2. Sen. v. 29. Sept. 1927; 2D 204/27.) A.] 


** 19. 88 377, 358 RA bg O.; 859 StG B. [Der Strafr 
ausſchließungsgrund unverſchuldeter Unkennt⸗ 
nis einer im materiellen Steuerrecht begründe⸗ 
ten Meldepflicht iſt gegeben, wenn dem Täter 
die Vorſchrift zwar bekannt geworden, aber au? 
dem Gedächtnis entſchwunden iſt.] 7) 

Der Angekl. hat der im Intereſſe der Beſteuerung er“ 
laſſenen Vorſchrift des Art. VIII 8 13 StMildG. und den 
dazu ergangenen und öffentlich bekanntgemachten Verwal⸗ 
zungsbeſtimmungen, nämlich den SS 1 und 3 Schaumwein 
nachſt O., durch eine im Steuergeſetz nicht unter Strafe g% 
ſtellte Handlung, nämlich durch die Unterlaſſung der recht⸗ 
zeitigen Anmeldung des in ſeinem Beſitz befindlichen Schaum⸗ 
weins, zuwidergehandelt und damit die pofitiven Tat- 
beſtandsmerkmale des 8 377 Abſ. 1 Satz 1 RAbg 0. 
erfüllt. Daß die angegebenen Vorſchriften nicht bloße 
Sollvorſchriften, ſondern zwingende Vorſchriften ſind 
(ogl. 8377 Abſ. 1 Satz 2 NAbgd.), kann nicht bezweifelt 
werden. Es bedarf aber noch der Unterſuchung, ob nicht 8 377 
Abſ. 1 Satz 3 RAbg O. zutrifft, demzufolge eine Ord⸗ 
nungsſtrafe nicht verhängt wird, wenn feſtgeſtellt wird, daß 
Strafausſchließungsgründe vorliegen oder die Zu⸗ 
widerhandlung auf einem unabwendbaren Zufall beruht. Das 
BG. hat dieſe Beſtimmung überſehen oder in ihrer Bedeutung 
verkannt. Der Satz „auf ein Verſchulden des Angekl. kommt 
es dabei — d. h. bei einer unter den § 377 Abſ. 1 Satz 1 
NAbgoO. fallenden Steuerzuwiderhandlung — nicht an“ iſt 
in dieſer Allgemeinheit nicht zutreffend. Wie der erk. Sen. 
bereits in der Entſch. 1313/26 v. 14. Dez. 1926 (RGSt. 61, 
81 [87, 880) ausgeſprochen hat, iſt zwar eine Beſtrafung auf 
Grund des § 377 RAbgO. ſchon dann möglich, wenn nur 
der äußere Tatbeſtand einer Zuwiderhandlung gegen eine im 
Intereſſe der Beſteuerung erlaſſene Vorſchrift ausdrücklich 
feſtgeſtellt worden iſt. Es iſt alſo der beſondere Nach- 
weis eines Verſchuldens nicht erforderlich; das 
Verſchulden wird vermutet, ſolange ſich nicht 
Anhaltspunkte dafür ergeben, daß ein Schuld” 
ausſchließungsgrund vorliegt. Wird aber nad? 
gewieſen, daß der Angekl. bei Begehung der äußerlich als 
ſtrafbare Ordnungswidrigkeit ſich darſtellenden Handlung oder 
Unterlaſſung ſich in einer nicht durch Fahrläſſigkeit verſchul⸗ 
deten Unkenntnis über Tatumſtände befunden hat, die zum 
geſetzlichen Tatbeſtand der Ordnungswidrigkeit gehören, ſo 
können ihm nach 859 StGB. dieſe Tatumſtände nicht zu 
gerechnet werden; beim Vorliegen des zugleich einen 
Schuldausſchließungsgrund bildenden Stra? 
ausſchließungsgrundes des § 59 StGB. kann 
auch eine bloße Ordnungsſtrafe nicht verhängt 
werden. Es kann alſo nicht gejagt werden, daß es bei OLD“ 
nungswidrigkeiten auf ein Verſchulden überhaupt nicht an 
komme. Setzt ein ſtrafrechtlicher Tatbeſtand das Beſtehen 
einer außerſtrafrechtlichen, dem Zivil⸗ ode 
öffentlichen Recht angehörenden Vorſchrift vor 
aus, ſo ſteht die Unkenntnis dieſer Vorſchrift der Unkenntnis 
eines Tatumſtandes gleich; fie ſchließt im gleichen Umfantz, 
wie dieſe, die Beſtrafung aus; es bedarf hierzu nicht der 
Heranziehung des 8 358 NUbgD., dem nur inſoweit 29% 
deutung zukommt, als 8 59 StGB. nicht eingreift, nämlich 
für den Strafrechtsirrtum. In dem allgemein gefaßten, er 


der Ausfüllung bedürftigen Tatbeſtande des $ 377 RAbgd. 


Zu 19. Die Auffaſſung, daß bei $ 377 Saß 1 Rubg d. 1 
Schuld vermutet werde, entſpricht den Grundſätzen des Strafrech 
und folgt der guten geſunden Überlieferung des RG. Einige Schwier e 
keiten bereitet die Beſtimmung über den Ausſchluß der Strafe de 
Satz 3. Schon das Nebeneinander der Strafausſchließungsgel 

und des unabwendbaren Zufalls läßt fragen, was denn unter ne 
zweiten gemeint iſt. Der Begriff der Strafausſchließungsgrüngz 
weiſt auf das StGB. zurück. Und daher glaubt das RG. den ei 


2 


} 56. Jahrg. 1927 Heft 49) 


werden „im Intereſſe der Beſteuerung erlaſſene Vorſchriften“ 
vorausgeſetzt. Für den vorliegenden Fall kommt die dent 
materiellen Steuerrecht angehörende Vorſchrifi 
des 83 Schaumweinnachſt O. in Betracht. Unver⸗ 
ſchuldete Unkenntnis dieſer Vorſchrift bildet 
einen Strafausſchließungsgrund i. S. des 8 377 
Abſ. 1 Satz 3 RAbg O. i. Ver b. m. 859 StG B. Das 
Rev. hat nun zwar im allgemeinen Feine Veranlaſſung, 
dem Vorhandenſein von Strafausſchließungsgründen nach⸗ 
zuſpüren, wenn der äußere Tatbeſtand einer Steuerzuwider⸗ 
handlung einwandfrei nachgewieſen und auf Grund deſſen 
eine Verurteilung nach § 377 RAbgO. erfolgt iſt. Anders 
liegt aber die Sache dann, wenn ſich aus den Feſtſtellungen 
des Tatrichters ſelbſt Anhaltspunkte für das Vorhandenſein 
eines Strafausſchließungsgrundes, insbeſ. des Schuldaus⸗ 
ſchließungsgrundes des § 59 StGB., ergeben. Dieſer Fall 
liegt hier vor. Das BG. hat bei der Prüfung der Frage, 
ob Steuerhinterziehung oder Steuergefährdung anzunehmen 
ſei, Vorſatz und Fahrläſſigkeit nicht etwa bloß 
hinſichtlich des Tatbeſtandsmerkmals der 
Steuerverkürzung, ſondern auch hinſichtlich der 
Unterlaſſung der im 83 Schaumweinnachſt O. 
vorgeſchriebenen Anmeldung verneint. Zur Be 
gründung wird ausgeführt: „Der Angekl. behauptet, die in 
rage kommende VO. ſchon einige Wochen vor dem 1. Juli 
1926 in feiner Verbandszeitſchrift geleſen zu haben. Er iſt 
Gaſtwirt. Man konnte deshalb von ihm nicht verlangen, 
daß er ſich über die Friſt der Anmeldung eine beſondere 
otiz machte, zumal nach ſeinen perſönlichen Fähigkeiten an⸗ 
zunehmen war, daß er dieſe Friſt auch ſo merkte. Der An⸗ 
geklagte war aber damals Vorſtand der Saal- und Konzert⸗ 
iokalinhaber. Seine Angabe, daß er zur Zeit der Meldefriſt 
oft von zu Hauſe fort geweſen ſei, erſcheint danach glaubhaft. 
Ein ſolches Amt bringt viel Arbeit mit ſich. Unter dieſen Um⸗ 
änden konnte es auch bei Anwendung noch ſo großer Sorg⸗ 
lalt paſſieren, daß der Angekl. die Anmeldefriſt überſa g. 
n der Verſäumung der Anmeldefriſt allein liegt noch kein 
schuldhaftes Unterlaſſen. Dann läßt ſich aber auch keine Fahr⸗ 
laſſigkeit des Angekl. feſtſtellen.“ Bei Zugrundelegung dieſer 
Ausführungen ergibt ſich als Meinung des Gerichts folgende 
Gedankenreihe: „Der Angekl. hat zunächſt von der außer⸗ 
ſtrafrechtlichen, dem materiellen Steuerrecht angehörenden 
Vorſchrift des 8 3 SchaumweinnachſtO. und der durch fie den 
Feſizern von Schaumwein für die Zeit vom 1. bis zum 
4 Juli 1926 auferlegten Meldepflicht durch die Lektüre jeiner 
Verbandszeitung Kenntnis erlangt und auch die Abſicht ge⸗ 
abt, ſie zu erfüllen; in der Folgezeit iſt ihm aber wegen 
ſeiner vielſeitigen Beſchäftigung jene Vorſchrift und die durch 
Ne begründete Verpflichtung aus dem Gedächtnis entſchwun⸗ 
en, ſo daß er von ihr in der Zeit, in der er ſie zu 
erfüllen gehabt hätte, keine Kenntnis mehr 
hatte und erſt durch das Erſcheinen des Be- 
amten wieder daran erinnert wurde; dieſe Un⸗ 
tenntnis kann bei Berückſichtigung aller Umſtände nicht als 
durch Fahrläſſigkeit verſchuldet angeſehen werden.“ 
urch die unverſchuldete Unkenntnis dieſer Vorſchrift 
ird aber nicht nur die Beſtrafung wegen Steuerhinterziehung 
17 -gefährdung, ſondern auch die Beſtrafung auf Grund des 
377 RAbgd. ausgeſchloſſen. Zweifelhaft könnte fein, ob 
vas BG. nicht zu geringe Anforderungen an die Sorgfalts⸗ 
Pflicht des Angekl. geſtellt hat. Allein die wiedergegebenen 
sie wägungen liegen im weſentlichen auf tatſächlichem Gebiet; 
pe, [allen entnehmen, daß das BG. ein Vergeſſen der Melde 
Nicht nur mit Rückſicht auf die beſonderen Umſtände des Fal⸗ 
fallenden Umweg über den Irrtum im 8 59 Stch B. machen zu 
‚len. Die Strafe iſt ausgejchlojfen, weil feſtgeſtellt iſt, daß das 
geſſen der Meldepflicht ſchuldlos, nicht pflichtwidrig war. Und 
8 zur Aufhebung des Unterurteils führende Rechtsfehler liegt darin, 
dies einen Widerſpruch in ſich trägt, weil es verurteilt und gleich⸗ 
lig feſtſtellt, daß jede Schuld ausgeſchloſſen ſei, alſo ein Straf⸗ 
fi Shliegungsgrund vorliegt. So könnte die Entſch. einfacher lauten; 

iſt aber vollauf zu billigen. 
went Ob man hier den 8 59 StGB. oder den 8 358 RAbgO. an⸗ 
Kr kommt praktijch auf, dasſelbe hinaus; nach der eigenartigen 
“PT. des RG. kommt 859 in Betracht; ich würde § 358 anwenden 

au 8 358 jetzt NESL. 61, 238). 

Geh. IR. Prof. Dr. W. Mittermaier, Gießen. 


Rechtſprechung 


2857 


les für entſchuldbar erachtet hat; eine Verkennung der für die 
Beurteilung der Fahrläſſigkeit maßgebenden Rechtsgrundſätze 
iſt nicht erſichtlich. Hiernach kann die auf §S 377 RAbgO. ge⸗ 
ſtützte Verurteilung des Angekl. nicht aufrechterhalten werden. 
Da auch eine ſonſtige Strafvorjchrijt nicht in Betracht kommt, 
iſt auf Freiſprechung zu erkennen. Dieſes Ergebnis wider⸗ 
ſtreitet einerſeits nicht dem Intereſſe des Staates an der 
Sicherung ſeiner Steueranſprüche und entſpricht andererſeits 
dem gefunden Rechtsempfinden. Den Beweisſchwierigkeiten in 
bezug auf den inneren Tatbeſtand und dem Intereſſe des 
Staates daran, daß nicht um dieſer Beweisſchwierigkeiten 
willen böswillige oder nachläſſige Steuerpflichtige der Be⸗ 
ſtrafung entgehen, iſt dadurch Rechnung getragen, daß eine 
Verurteilung auf Grund des § 377 RAbgöo. ſchon beim Vor⸗ 
liegen des äußeren Tatbeſtandes möglich iſt und durch bloße 
Zweifel des Gerichts an der Schuld nicht ausgeſchloſſen wird. 
Wird aber poſitiv feſtgeſtellt, daß die Steuerzuwiderhandlung 
weder auf Vorſatz noch auf Fahrläſſigkeit beruht, dann beſteht 
kein öffentliches Intereſſe daran, den Steuerpflichtigen mit 
Strafe zu belegen; auf einen nachweisbar ſchuldloſen Steuer⸗ 
pflichtigen würde eine Beſtrafung nur verbitternd wirken. 
(1. Sen. v. 27. Sept. 1927; 1D 545/27.) D.] 


20. 8222 StG B. [Sorgfaltspflicht des 
Dampfbootführers.]J 7) 

Die StR. hat nunmehr den im Urteil des erk. Sen. vom 
11. Jan. 1927 aufgeſtellten Rechtsgrundſatz, daß der Dampf⸗ 
ſchifführer auch auf die außerhalb ſeines Kurſes ſich be⸗ 
wegenden kleineren Fahrzeuge zu achten habe, ihrer Entſchei⸗ 
dung zugrunde gelegt. Das angefochtene Urteil läßt aber noch 
Zweifel darüber aufkommen, ob es dem weiteren Rechtsgrund⸗ 
ſatz, daß der Führer eines Fahrzeugs auch mit Unbeſonnen⸗ 
heiten der am Verkehr beteiligten Perſonen rechnen und ſein 
Verhalten danach einrichten muß, voll gerecht geworden iſt. 
Wenn auch dieſer Grundſatz für den Stromverkehr nicht die 
gleiche praktiſche Bedeutung hat, wie für den Straßenverkehr, 
da auf einem Strom nicht in gleicher Weiſe, wie auf den 
Fahrſtraßen, mit dem Verkehr von gebrechlichen und unerfah⸗ 
renen Perſonen zu rechnen iſt, ſo iſt es doch ein allgemeiner 
Erfahrungsſatz, daß ſich — namentlich an Sonntagen — viel⸗ 
fach Perſonen in Kähnen auf das Waſſer wagen, die den An⸗ 
forderungen des Stromverkehrs nicht gewachſen ſind, zumal 
eine behördliche Prüfung und Zulaſſung für den Kahnverkehr 
nicht eingeführt iſt. Durch den vom Verteidiger ſelbſt ge⸗ 
ſchilderten, häufig zu beobachtenden Leichtſinn von Kahn⸗ 
fahrern wird dieſer Erfahrungsſatz nur beſtätigt. Nach den 
Feſtſtellungen hat auch der Angekl. ſelbſt in dem Augenblick, 
in welchem er das Paddelboot in einer Entfernung von 15 m 
nach vorne und 10m ſeitwärts von ſeinem Schiff parallel 
mit ſeiner Fahrtrichtung treiben ſah, in Erwägung gezogen, 
daß die Inſaſſen unvorſichtigerweiſe, ohne ſich vorher um⸗ 
zuſehen, wieder mit dem Paddeln beginnen und ihrem Boot 
eine ſeine Fahrtrichtung ſchneidende Richtung geben könnten. 
Er hat deshalb den auch ausgeführten Befehl „Stopp rück⸗ 
wärts“ gegeben und einen Warnungspfiff ertönen laſſen, 
worauf der das Paddelruder führende E., der nun erft den 
nahenden Dampfer bemerkte, noch raſch vor dem Bug vorbei⸗ 
zufahren ſuchte und hierdurch mit dem Dampfer zuſammen⸗ 
geriet. Die Stͤ. meint nun zunächſt, angeſichts der parallelen 
Fahrtrichtung der beiden Fahrzeuge und ihrer ſeitlichen Ent⸗ 
fernung — ob letztere vom Bug oder vom rechten Rad des 
Schiffes aus gerechnet iſt, bleibt zweifelhaft — ſei eine „Ge⸗ 
fährdungslage“ überhaupt nicht gegeben geweſen; die Maß⸗ 
nahmen des Angekl. ſeien nur Akte ganz beſonderer Vor⸗ 


Zu 20. Es muß als bedenklich bezeichnet werden, wenn das 
RG. den für den Straßenverkehr aufgeſtellten Rechtsgrundſatz, daß 
der Führer eines Fahrzeuges auch mit Unbeſonnenheiten der am Ver⸗ 
kehr beteiligten Perſonen rechnen und ſein Verhalten danach ein⸗ 
richten muß, in thesi auch auf den Schiffsverkehr anwenden und ihm 
hier lediglich eine geringere praktiſche Bedeutung beimeſſen will. Dabei 
wird überſehen, daß in dieſer Hinſicht die Verhältniſſe am Lande und 
auf dem Waſſer fo verſchieden liegen, daß fie auch eine abweichende 
rechtliche Beurteilung erfordern. Die Straße iſt der naturgemäße und 
lebensnotwendige Aufenthaltsort der Menſchen. Sie wurde von Fuß⸗ 
gängern eher benutzt als von Fahrzeugen. Insbeſ. die Kraftfahrzeuge 
griffen bei ihrem Aufkommen in bereits beſtehende Verhältniſſe ein. 
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ſicht geweſen. Dabei iſt aber die vom Angekl. ſelbſt ins Auge 
gefaßte Möglichkeit einer unbeſonnenen Anderung der Fahrt⸗ 
richtung des Paddelbvots nicht in Rechnung geſtellt; für den 
Fall einer ſolchen Unbeſonnenheit war eine „Gefährdungs⸗ 
lage“ vorhanden, da es nach den Feſtſtellungen unmöglich 
war, den Dampfer bis zum Schnittpunkt der Fahrtrichtung 
zum Halten zu bringen. (Nach Bemerkungen im ſchöffen⸗ 
gerichtlichen und im erſten landgerichtlichen Urteil ſoll der 
Dampfer die Höhe des Paddelboots ſchon 4—5 Sekunden 
nach dem Pfiff erreicht haben, die Möglichkeit zu halten aber 
erſt nach 45 Sekunden gegeben geweſen ſein.) Weiter führt 
die StR. aus, bei Unterſtellung des Vorhandenſeins einer 
„Gefährdungslage“ habe der Angekl. durch den Befehl zum 
Stoppen und die Abgabe eines Warnungspfiffs alles getan, 
was zur Abwendung eines Zuſammenſtoßes in ſeiner Macht 
gelegen geweſen ſei; damit, daß die Paddler trotz des War⸗ 
nungspfiffs die ſie gefährdende Anderung der Fahrtrichtung 
vornehmen würden, habe er nicht zu rechnen brauchen, da 
ein ſolches Verhalten außerhalb des Bereichs der täglichen 
Erfahrung gelegen geweſen ſei. Hierbei iſt vor allem der vom 
RG. bei Kraftwagenunfällen wiederholt hervorgehobene Er⸗ 
fahrungsſatz außer acht gelaſſen, daß durch Warnungszeichen, 
die nahe hinter Fahrzeuglenkern oder Fußgängern abgegeben 
werden, die zu überholenden Perſonen häufig in Schrecken 
verſetzt werden und deshalb verkehrt handeln. Das BG. 
wird unter Berückſichtigung aller Verhältniſſe zu prüfen 
haben, ob nicht die Abgabe des Warnungspfiffs eine ſolche 
Schreckwirtung ausgelöſt und dadurch den unvorſichtigen Über- 
querungsverſuch veranlaßt hat und ob nicht der Angekl. auch 
hiermit hätte rechnen müſſen. Die Bemerkung in dem frü⸗ 
heren landgerichtlichen Urteil, daß der im Paddelboot befind⸗ 
liche Zeuge W. angeſichts der plötzlichen gefahrdrohenden An⸗ 
näherung des Schiffs „wie gelähmt“, „ganz perplex“ geweſen 
ſei, legt die Prüfung dieſer Frage beſonders nahe. Wäre ſie 
zu bejahen, dann wäre weiter zu prüfen, ob es nicht techniſch 
möglich geweſen wäre, gleichzeitig mit dem Rückwärtsbefehl 
und dem Warnungspfiff dem Schiff eine Linkswendung 
zu geben und ob nicht der Angekl., der wiſſen mußte, daß das 
Schiff bis zur Erreichung der Höhe des Paddelboots nicht zum 
Halten gebracht werden könne, bei Anwendung gehöriger 
Sorgfalt auch dieſe Maßnahme hätte treffen müſſen. Sollte 
ſich aber ergeben, daß eine wirkungsvolle Linksſteuerung 
in der kurzen zur Verfügung ſtehenden Zeit techniſch nicht 
ausführbar geweſen wäre, denn würde ſich neuerdings die vom 
BG. auf Grund der bisherigen Feſtſtellungen verneinte Frage 
erheben, ob bei Berückſichtigung der geſamten Ver⸗ 
kehrslage nicht eine frühere Abgabe des War⸗ 
nungspfiffes möglich und geboten geweſen wäre, die keine 
ſo große Schreckwirkung zur Folge gehabt und den Paddlern 
mehr Zeit zur Überlegung gelaſſen hätte. Daß der Angekl. 
dem Paddelboot, trotzdem er es bereits in einer Entfernung 
von 30 m wahrgenommen hatte, zunächſt nicht die nötige 
Aufmerkſamkeit ſchenkte, ſcheint daraus zu folgen, daß er hin⸗ 
ter der Brücke zuerſt den allerdings nicht ausgeführten Be⸗ 
fehl „Etwas mehr“ und dann erſt den Befehl „ſtopp, rück⸗ 


Die rechtliche, weil logiſche, Folge iſt, daß die Führer der Fahrzeuge 
auf einer Straße mit den Gewohnheiten und Eigenheiten der bis⸗ 
herigen Nutznießer eines ſolchen Verkehrsweges zu rechnen und ihr 
Verhalten danach einzurichten haben. Eine Waſſerſtraße iſt aber kein 
naturgemäßes und auch kein notwendiges Verkehrsmittel für den 
Menſchen. Ohne beſondere Vorkehrungen und Ausbildung kann man 
ſie überhaupt nicht benutzen. Der Führer eines Waſſerfahrzeuges darf 
daher davon ausgehen, daß die Waſſerſtraße nur von ſolchen Perſonen 
benutzt wird, die des Fahrens auf einer ſolchen kundig ſind, und bei 
denen daher mit Unbeſonnenheiten, wie ſie bei dem Verkehr auf einer 
Landſtraße ſtets zu berückſichtigen find, nicht gerechnet zu werden 
braucht. Die grundſätzliche Gleichſtellung, welche das RG. hier bei 
ihrem Weſen nach verſchiedenen Verhälkniſſen vornimmt, kann nur 
dazu führen, daß der Begriff des nautiſchen Verſchuldens weiter über⸗ 
ſpannt wird, wovor ſchon Brodmann: ArchZivPrax. Bd. 99 mit 
Recht gewarnt hat. Dadurch treibt man aber nur Waſſer auf die 
Mühle derer, welche auf dem Seeſchiffahrtstage von 1927 für die 
völlige Abſchaffung der Haftung für nicht vorſätzliches, nautiſches Ver⸗ 
ſchulden eingetreten find (vgl. „Hanſa“ Dtſch. Nautiſche Ztſchr. 1927, 
526 ff.), eine Entwicklung, der nach den verſchiedenſten Richtungen 
hin nachdrücklich entgegengewirkt werden ſollte. 


RA. Dr. Paul Ehlers, Hamburg. 
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wärts“ gegeben hat. Jedenfalls iſt durch die bisherigen gel 
ſtellungen die Möglichkeit, daß die StR. zu geringe Anfor 
rungen an die Sorgfaltspflicht des Dampfbootsführers 95 
ſtellt hat, noch nicht vollſtändig ausgeräumt. Daß das we 
aus überwiegende Verſchulden auf ſeiten der Bootsinſaſſe 
lag, kann allerdings ſchon jetzt nicht bezweifelt werden. 

(1. Sen. v. 7. Okt. 1927; 1D 674/27.) D. 


Beſchwerdeentſcheidungen 
gegen Entſcheidungen der Aufwertungsſtellen. 
Berichtet von den Mitgliedern des Aufwertungsſenates. 

1. 88105, 2 AufwG.; Art. 7 5 2 Prach B 8. Gold, 
markbetrag der Kaufgeldforderungen bei Verkauf ber 
Grundſtücks an eine juriſtiſche Perſon, die nach K 
§ 2 Pr AG BGB. zum Erwerbe des Grundſtücks der ſtaa 
lichen Genehmigung bedurfte. 


Für die Errechnung des Goldmarkbetrages und damit der ſich 
aus 8 10 Abſ. 3 Aufiw®. ergebenden Höchstgrenze der Aufwertunß 
Kann es dahingeſtellt bleiben, ob die Forderung erſt im Zeitpunkt 
der Erteilung der ſtaatlichen Genehmigung als erworben anzi 
ſehen iſt, oder aber ob die Genehmigung rückwirkende Kraft hal, 
Selbſt wenn letzteres nicht der Fall iſt, würde daraus nicht fol 
gen, daß ein früherer Zeitpunkt für die Beſtimmung des Gon 
markbetrages nicht maßgebend fein kann. Das RG. VB 27/20 
AufwRſpr. 1927, 97 = ZW. 1927, 965, hat für den Fall eine, 
gemäß § 313 BGB. formungültigen Vertrages ausgeſprochen,! 
der Goldmarkbetrag entſprechend dem vermuteten Parteiwilien, 
der allerdings widerlegbar ſei, nach dem Zeitpunkte des formnich⸗ 
tigen Vertrages berechnet werden müſſe, weil anzunehmen I 
daß die Parteien ſich das gewähren wollten, was ſie fich bei a. 
ſchluß des Vertrages zu gewähren beabſichtigten. Aus der gleiche 
Erwägung kann es aber auch nicht darauf ankommen, wann el 
im übrigen bindender Vertrag die nach irgendeiner Vorſchrift 1 5 
erforderliche ſtaatliche Genehmigung erhalten hat. Es muß vl 
mehr auch dann auf den Zeitpunkt zurückgegangen werden, d 
dafür maßgebend iſt, was die Parteien ſich gewähren wollte 
und zwar muß das ohne Rückſicht darauf geſchehen, zugune 
welcher Partei das Zurückgreifen auf den früheren Stichtag 19 
auswirkt. 

(KG., 9. ZS., Beſchl. v. 2. Juni 1927, Aw 60/27.) 
[ROR. Wienholz⸗ 
* 


2. Eine Enteignungsentſchädigung, die mit be 
enteigneten Grundſtücke hypothekariſch geſichert worde 
iſt, wird wie eine Kaufgeldforderung nach 8 10 Auf" 
aufgewertet. 


Wie der Anſpruch auf Enteignungsentſchädigung rechtlich A 
verſtehen ift, ob insbeſ. als ein Anſpruch auf einen Kaufprel.“ 
wird in der Apr. und im Schrifttum derſchieden beantworte. 
Während Eger, Komm., 3. Aufl. S. 24 ff., in bereinſtiie 
mung mit zahlreichen von ihm angeführten Entſch. des RG. f 
Anſchauung vertritt, die Enteignung fei ein Zwangske ur 
ſo daß in allen weſentlichen Punkten die Regeln vom Kauf ar 
uwenden ſeien, lehnen andere dieſe Auf e ab (f. Guth 0 

riebel, GBD., 4. Aufl. S. 1760 und die dort Angeführte 
Auch das RG. 61, 102 = JW. 1905, 509 hat die Annahme a 
Zwangskaufs zurückgewieſen. Das RG. iſt ferner in feinen \ n t 
zur Aufwertung von Enteignungsentſchädigungen in ſtändic 
Rechtſprechung davon ausgegangen, daß die Enteignung nicht ber 
ein Kauf betrachtet werden könne. Auf die rechtliche Natur, 
Enteignungsentſchädigung kommt es aber für die hier zu tref 
Entſch. nicht an. ud 

Das RG. hat ſchon bei verſchiedenen Gelegenheiten @ fi 
gefprochen, daß bei der Auslegung des Aufivß. in beſond auf 
Maße den wirtſchaftlichen Erwägungen Rechnung zu tragen ist che 
denen die in Frage kommende Vorſchrift beruht. Das Weſen! un 
iſt aber, wie Eger a. a. O. S. 28 zutreffend faat, auch in? 
Falle einer Enteignung „die Veräußerung eines beſtimmten der 
dividuellen Vermögenswertes gegen den allgemeinen Wert, ws 
Austauſch von Sache und Preis“. Die Ausführung der Enteignige, 
und die Ausführung eines Kaufvertrages ſtellen ſich für die 
teiligten als etwas durchaus Gleichartiges dar, die geſetzliche en 
gelung hat dann auch manche Ahnlichkeit mit der Regelung ien. 
durch einen Kaufvertrag begründeten Beziehungen der Partegig 
Vgl. z. B. § 42 ECÖ., der nach § 9 AGNSIEEIG. v. 15. Dez. gilt 
(GS. 1920, 31) auch für die Enteignung im Siedlungsweſen eit 
Der geſetzgeberiſche Grund ferner, der die freie Aufwertbg 
von Kaufgeldforderungen rechtfertigt, trifft in vollem ie 

fange auf Enteignungsentſchädigungen zu. Auch ſie bilden, 
Gegenleiſtung für einen vom Gläubiger gegebenen Sach w 
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der der Geldentwertung nicht unmittelbar unterliegt und daher nach 
reu und Glauben beſondere Beachtung bei der Aufwertung ver⸗ 
dient. Auch für ſie muß daher die Aufwertung nach allgemeinen 
Nosſchriften für zuläſſig erachtet werden. KG. Aw 811/26: JW. 
1926, 2691“ ſteht nicht im Wege. Die Frage, ob bei einer 
on einem Gläubiger veranlaßten Zwangsverſteigerung eines 
Hrundſtücks der Anſpruch auf den Verſteigerungserlös wie ein 
Kaufgeld aufzuwerten ſei, iſt dort nicht verneint worden, ſondern 
dahingeſtellt geblieben, im übrigen aber inzwiſchen in dem Beſchl. 
Aw 245/26, Aufwſpr. 1927, 193 — JW. 1927, 999, bereits be⸗ 
Jaht worden. Das RG. hat ferner in feinem Entſch. (vgl. Gor⸗ 
dan: JW. 1927, 2663 und die dort angef. Urt.) die Aufw. 
außerhalb des Aufw®. behandelt und dabei aus der recht⸗ 
lichen Verſchiedenheit, die nach feiner Auffaſſung zwiſchen Kauf⸗ 
geldforderungen und Enteignungsentſchädigungen befteht, gerade die 
olgerung gezogen, daß Enteignungsentſchädigungen nach Regeln 
ufzuwerten (oder, wie es ſagt, umzuwerten) find, die für die Gläu⸗ 
iger weſentlich günſtiger ſind, als es bei Kaufgeldforderun⸗ 
gen der Fall iſt. Im Sinne der reichsgerichtl. Rſpr. würde es alſo 
geineswegs liegen, wenn die Aufwertung im Gebiete des AufwG. 
ei Enteignungsentſchädigungen nur auf den Normalſatz von 250% 
es Goldmarkbetrages erfolgen würde. 

(RE, 9. 3 S., Veit. v. 7. April 1927, Aw 1831/26.) 

[KG R. Wienholz.] 


Rechtsentſcheide in Miet- und Pachtſachen. 


Berichtet von Kammergerichtsräten Dahmann u. Dr. Günther, 
Berlin. 


5 1. 54 Wohn Mang. Das Wohnungsamt kann die 
ech Täuſchung veranlaßte Zuweiſung einer Wohnung 
e Abſchluß des Mietvertrages nur zurücknehmen, wenn 
er Mieter beim Vertragsſchluß die Täuſchung kannte. f) 
1 In dem Rechtsentſch. v. 17. Nov. 1924, 17 Y 95/24 (JW. 1925, 
412; Grund. 1925, 177, 856; Heſſ. Rſpr. 1925, 75; ORG. 44, 19), 
it der Sen. ausgeſprochen, daß das Wohn A. eine ordnungsmäßig 
Tolgte Zuweiſung einer Wohnung nicht mehr zurücknehmen kann, 
wenn ſie dem Wohnungſuchenden zugegangen iſt. Dieſe Entſch. iſt 
mit begründet worden, daß Verwaltungsverfügungen, zu denen 
auch die Zuweiſungen des Wohn A. gehoren, zwar in der Regel aus 
unden der Zweckmäßigkeit abgeändert werden könnten, daß aber 
zus verſchiedenen näher bezeichneten Geſetzesbeſtimmungen der Grund⸗ 
einer Rückſichtnahme auf die Verkehrsſicherheit zu entnehmen ſei. 
eshalb könne die Verfügung des Wohn A. nicht mehr zurückgenom⸗ 
men werden, ſobald ſie bereits Rechte von Privaten erzeugt habe. 
Lamais iſt die Frage ausdrücklich offengelaſſen worden, inwieweit 
. auf verbotener Einwirkung beruhende Verfügung beſeitigt wer⸗ 
n könne. Zu dieſer Frage iſt nunmehr in der durch den Fall ge⸗ 
begebenen Beſchränkung Stellung zu nehmen. 

Bildet die Möglichkeit der Zurücknahme von Verwaltungs- 
Verfügungen die Regel, ſo iſt ſie um ſo mehr zu bejahen, wenn die 
“erfügung durch unlautere Mittel, wie Täuſchung, Beſtechung, ver⸗ 
Aulaht worden ift. Doch bedarf es auch in ſolchen Fällen der Prü⸗ 

Ng, ob das Geſetz die Zurücknahme, alſo die Geltendmachung des 
Entſtehungsmangels der Verfügung, zulaßt, wenn dadurch die in⸗ 
zwischen erworbenen Privatrechte verletzt würden. Dieſe Prüfung 
mußte dazu führen, die Zurücknahme jedenfalls dann zu verſagen, 
n die Zuweiſung bereits zum Abſchluß eines Mietvertrages ge⸗ 


* Zu 1. Die Entſch. überſieht, daß die Fragen nach der Bin⸗ 
v ng des Wohn A. an feine Verfügung und nach dem Verkehrsſchutz 
Meinander durchaus zu trennen ſind. Bejaht man die Bindungs⸗ 
feel des Zuweiſungsaktes (vgl. dazu Hein: JW. 1925, 2337), 
burt eine Einſchränkung dieſer Freiheit aus Verkehrserwägungen 
N chaus nicht geboten. Dem Verkehrsſchutzgedanken wird völlig Ge⸗ 
mi geleiftet, wenn Dritte, die im Vertrauen auf Beſtand oder 
zekſamkeit des öffentlich⸗rechtl. Aktes irgendeine Rechtslage erlangt 
5 n, in dieſer Lage trotz der Nichtigkeit oder Aufhebung jenes 
wüdds geſchützt werden. Die Bindung des Akturhebers und die Er⸗ 
"gungen einer über die Aktbeſeitigung entſcheidenden Inſtanz find 
1 un ganz unabhängig davon, welche Rolle der Akt ſeither im Rechts⸗ 
* geſpielt hat. Das KG. hält die hier getrennten Geſichtspunkte 
ſüclt auseinander. Es ſagt im Eingang der Entſch., daß die Ver⸗ 
ſie ng des Wohn A. nicht mehr zurückgenommen werden könne, wenn 
eis bereits Rechte von Privaten erzeugt habe. Dieſe Wirkung ift nach 
ver ſpäteren Satze eingetreten, ſobald der Zugewieſene einen Miet⸗ 
Vetrag abſchloß, weil er damit von der in der Zuweiſung liegenden 
Verleihung der Fähigkeit zu dieſem Abſchluß Gebrauch mache. Die 
ein fügung des Wohn A. iſt nach dieſer Auffaſſung Tatbeſtandsglied 
19885 privaten Rechtserwerbs, und ſie ſoll dieſe Funktion behalten, 
Is A nad) dem Abſchluß des durch die Verfügung erlaubten Ver⸗ 
ages die Verfügung nicht mehr zurückgenommen werden dürfte. 
Die hier vorausgeſetzte Verknüpfung von Privatrecht und öffentl. 
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führt hat und der Mieter an der unlauteren Machenſchaft nicht teil⸗ 
hatte. Die Verkehrsſicherheit erfordert es, daß jedermann ſich auf 
den Beſtand behördlicher Verfügung verlaſſen kann. Die Anerkennung 
dieſer Forderung hat im Gejege hinreichend Ausdruck gefunden, um 
ſie als allgemeingültig betrachten zu dürfen. Schon in den im frühe⸗ 
ren Rechtsentſch. angeführten Normen (8 115 BGB.; 8 311 Abf. 2 
GB., 88 32, 55 RF GG.; Art. 4 PrFGG.) ift kein Unterſchied zwi⸗ 
ſchen den Gründen gemacht, die zur Aufhebung des öffentlich⸗rechtl. 
Aktes führen könnten, ſondern es iſt gleichermaßen der durch ſie 
veranlaßte Rechtsverkehr geſchützt worden. Daß auch beim Einfluß 
von Täuſchungshandlungen auf die behördliche Verfügung nichts an⸗ 
deres gelten ſoll, läßt ſich ferner beſonders klar aus § 43 Abſ. 2 
u. 3 BGB. nachweiſen. Hiernach kann einem eingetragenen Vereine, 
deſſen Zweck nach der Satzung nicht auf einen wirtſchaftlichen Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb gerichtet iſt, oder der nach der Satzung keinen politi⸗ 
ſchen, ſozialpolitiſchen oder religiöſen Zweck verfolgt, die Rechts⸗ 
fähigkeit entzogen werden, wenn er doch einem ſolchen Zweck ge⸗ 
widmet iſt. Die Anderung der Beſlimmung durch Art. 134 RVerf. 
kann hier als belanglos beiſeite bleiben. Die Entziehung findet alſo 
in ganz gleicher Weiſe ſtatt, mag der Verein im weiteren Verlaufe 
feinen Zweck geändert, mag die Satzung über den Zweck unrichtige 
Angaben von vornherein enthalten haben. Da aber im erſten Falle 
jeder Grund dafür fehlt, die Rechtsfähigkeit etwa mit rückwirkender 
Kraft zu vernichten, kann die Entziehung nur für die Zukunft 
wirken. Dann aber bleibt die Rechtsfähigkeit — eben wegen der 
unterſchiedsloſen Behandlung beider Fälle im Geſ. — bis zur Ent⸗ 
ziehung auch beſtehen, wenn ſie durch täuſchende Angaben erſchlichen 
war. Hieraus iſt ganz allgemein der Schluß zu ziehen, daß Ver⸗ 
fügungen, die wegen ihrer unlauteren Entſtehung zurückgenommen 
werden können und zurückgenommen werden, mit Rückſicht auf den 
Verkehr ihre Wirkung nur für die Zukunft verlieren, während ſie 
bis zur Zurücknahme in Kraft bleiben und daher für Rechte, zu deren 
Erwerb ſie gedient haben, eine Grundlage weiterhin abgeben. Dieſes 
Ergebnis kann auch nicht durch 8 78 RAbgdO. erſchüttert werden. 
Danach können Anerkennungen, Genehmigungen, Bewilligungen oder 
Erlaubniſſe, die den Beteiligten Befugniſſe oder Vergünſtigungen 
gewähren oder ſie von Pflichten befreien, mit rückwirkender Kraft 
zurückgenommen werden, wenn der Beteiligte die Verfügung durch 
unlautere Mittel, wie Täuſchung, Zwang, Beſtechung, veranlaßt hat. 
Gegenüber den zuvor erwähnten Geſetzesſtellen kommt 8 78 nur die 
Bedeutung einer Sondernorm zu. Es wird auch bei dieſen Vorgängen 
des Steuerrechts nur ſelten vorkommen, daß ein anderer als der Be⸗ 
teiligte, der unlauter zu Werke gegangen iſt, aus ihnen Rechte er⸗ 
worben hat. Ob in ſolchen Ausnahmefällen der gutgläubige Dritte 
die Rückwirkung der Zurücknahme gegen ſich gelten laſſen müßte, 
bleibt zudem eine offene Frage. Es iſt ſehr wohl möglich, daß der 
allgemeine Grundſatz der Verkehrsſicherung auch dann ſich als 
ſtärker erwieſe, 8 78 Abſ. 2 alſo auf die Wirkung gegen den täuſchen⸗ 
den Beteiligten beſchränkt bliebe. Ihre Bedeutung hat die Vorſchrift 
aus der RAbgdO. jedoch inſofern für die Entſch., als ſie zeigt, daß 
der Rechtsſchutz nur mit Rückſicht auf ſolche Perſonen gewährt wird, 
die an der unlauteren Machenſchaft nicht beteiligt ſind, während dem 
Täuſchenden ſelbſt alle aus der behördlichen Verfügung erwachſenen 
Vorteile genommen werden, ſoweit es ohne Verletzung der unbetei⸗ 
ligten Perſonen durchführbar iſt. 

Als Ergebnis iſt hiernach feſtzuſtellen, daß Verfügungen des 
Wohn A,, die durch Täuſchung oder andere verwerfliche Einwirkungen 
veranlaßt worden ſind, zwar zurückgenommen werden können, jedoch 
nur mit Wirkung für die Zukunft, daß aber die Zurücknahme⸗ 
befugnis begrenzt iſt durch die Rückſichtnahme auf die Sicherheit des 


Recht iſt indeſſen weder dogmatiſch noch logiſch vorhanden. In den 
vom KG. angeführten Beſtimmungen handet es ſich nur darum, daß in⸗ 
zwiſchen eingetretene Rechtswirkungen trotz der Aufhebung 
des ſie bedingenden öffentlich⸗rechtl. Aktes erhalten bleiben. Nir⸗ 
gends iſt davon die Rede, daß die publiziſtiſche Aufhebung durch die 
Tatſache des Eintritts der privatrechtlichen Zwiſchenwirkungen aus⸗ 
geſchloſſen werde. Nicht Unzuläſſigkeit der Aufhebung, ſondern 
Grenzen der Rückwirkung lautet das Problem ſämtlicher vom KG. 
als Stütze für ſeine verfehlte Theorie angezogenen Geſetzesſtellen. Für 
die Aufhebungsfrage iſt die publiziſtiſche Erwägung allein maßgebend. 
Ob eine Aufhebung die nach Maßgabe des Akts erfolgten Zwiſchen⸗ 
wirkungen beeinflußt, iſt eine ſelbſtändige Frage, deren dogmatiſche 
Einzellöſung unter dem Geſichtspunkt des Verkehrsſchutzes zuſam⸗ 
mengefaßt werden mag. Dabei kann es durchaus vorkommen, daß 
ſogar die publiziſtiſch von Anfang an unwirkſam geweſene Ver⸗ 
fügung, deren Unwirkſamkkeit lediglich deklariert wurde, trotz dieſer 
Unwirkſamkeit inſolge ihres bloßen Daſeins als Glied eines privat⸗ 
rechtlichen oder publiziſtiſchen Tatbeſtandes gewiſſe Rechtswirkungen 
erzeugt (vgl. die ihrem Inhalt nach unwirkſamen, „ins Leere fallen⸗ 
den“ Entſch.: Hein, Identität der Partei, 1, 32816). Es iſt danach 
verfehlt, wenn das KG. in feinen Ausführungen zu § 43 BGB. das 
dort vorl. Maß der publiziſtiſchen Unwirkſamkeit (Beſeitigung ex 
nunc, nicht ex tunc) als allgemein gültigen Satz für den Unwirk⸗ 
ſamkeitsgrad anderer erſchlichener Akte betrachtet. Die im unmitlel⸗ 
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redlichen Rechtsverkehrs. Grundſätzlich wird deshalb die Zurück⸗ 
nahme ausgeſchloſſen ſein, ſobald auf Grund der Zuweiſung ein Miet⸗ 
vertrag abgeſchloſſen iſt, denn in ſolchem Falle iſt eine zukünftige 
Wirkung der Zuweiſung, die noch beſeitigt werden Könnte, nicht 
vorhanden. Die Zuweiſung erſchöpft ſich in der Verleihung der Fähig⸗ 
keit zum Abſchluß eines wohnungsrechtlich anerkannten Mietvertrages. 
Deshalb iſt die ganze Wirkung der Verfügung eingetreten, ſobald der 
Zugewieſene mit dem Verfügungsberechtigten der bezeichneten Räume 
den Vertrag eingegangen iſt. Dieſer Grundſatz erleidet aber wichtige 
Durchbrechungen. 

Widerruflich muß die Zuweiſung unbedingt bleiben, wenn beide 
Vertragsteile an der verbotenen Einwirkung auf das Wohn A. bes 
teiligt waren oder von ihr wußten. Allerdings machen die zum Nach⸗ 
weile des Verkehrsſchutzes angeführten Beſtimmungen hinſichtlich 
der aufrechterhaltenen Rechtswirkungen des fehlerhaften Aktes ket⸗ 
nen Unterſchied, ob die Dritten gutgläubig waren oder nicht. Es 
handelt ſich in dieſen Fällen aber auch um öffentlich⸗rech l. Ver⸗ 
fügungen, deren Wirkungsbereich ein mehr oder weniger unbegrenz⸗ 
ter iſt, bei denen ſich nicht von vornherein überſehen läßt, welche 
und wie viele Dritte des Verkehrsſchutzes bedürfen. Anders iſt es 
bei der Zuweiſung von Räumen durch das Wohn A. Dieſe ermöglicht 
den Abſchluß eines beſtimmten Mietvertrages und erſchöpft ſich in 
dieſer einen Folge. Deshalb kommen als ſchutzbedürftig nur die 
Vertragsteile in Betracht. Inſoweit dieſe ſelbſt aber infolge ihrer 
Kenntnis von dem Mangel der Verfügung Rechte gar nicht im Ver⸗ 
trauen auf die Ordnungsmäßigkeit der Zuweiſung erwerben Konnten, 
läßt ſich ein ihnen gewährter Schutz nicht rechtfertigen. Er muß ihnen 
deshalb verſagt ſein. Als Beleg für die Richtigkeit dieſer Auffaſſung 
dient der oben erwähnte 8 78 RAbgd. 

Iſt hiernach die Zurücknahme der Zuweiſung auch nach Abſchluß 
des Mietvertrages noch zuläſſig, wenn beide Teile, der Mieter und 
der Vermieter, bon der Täuſchung Kenntnis hatten, als ſie den Ver⸗ 
trag abſchloſſen, ſo muß die Einſchränkung des Verkehrsſchutzes 
wegen der Eigenart des Wohnungsrechts ſogar noch weitergeführt 
werden. Das Weſen des Wohn Manggtechts beſteht gerade darin, 
daß nach näherer Maßgabe der geſetzlichen Beſtimmungen zwecks Be⸗ 
hebung der Raumnot in beſtehende Privatrechte eingegriffen wird. 
Ob ein folder Eingriff erfolgen darf, hängt nicht davon ab, wie 
dieſe Privatrechte erworben ſind, ſondern richtet ſich nach dem Raum⸗ 
bedürfnis des Inhabers der Räume. Auf die Einzelheiten braucht 
hier nicht näher eingegangen zu werden. Es genügt die Feſtſtellung, 
daß die Rechte des Vermieters niemals ſchon deshalb dem Zugriff 
des Wohn A. auf Räume entgegenſtehen, weil er mit dem Raums 
inhaber im Vertragsverhältnis ſteht. Aus dieſer Tatſache muß für die 
geſtellte Frage hergeleitet werden, daß die Unkenntnis des Ver⸗ 
mieters von der Täuſchung oder der ſonſtigen Machenſchaft der Zu⸗ 
rücknahme der fehlerhaften Verfügung kein Hindernis bereiten kann; 
denn es kann der Schutz des guten Glaubens bei fehlerhaftem Rechts⸗ 
erwerb keine ſtärkere Rechtsſtellung geben, als der fehlerfreie Erwerb 
verliehen haben würde. Somit iſt die Zurücknahme nur aus⸗ 
geſchloſſen, wenn ſie den gutgläubigen Mieter um ſein Wohn⸗ 
recht bringen würde. Mit dieſem Ergebnis ſcheint auch Hein 
(JW. 1925, 2337) übereinzuſtimmen, wenn er meint, daß die Zurück⸗ 
nahme nicht gegen ſolche Dritte wirke, die im Vertrauen auf den 
Akt Rechte erworben haben, daß trotzdem aber das Wohn A. im Falle 
der Beſtechung, Drohung oder Täuſchung Räumungsverfügung erlaſſen 
und eine Neuzuweiſung vornehmen können. Der weitergehenden Auf⸗ 
faſſung von Hertel (Wohn MangG. S. 54) und Stern (Wohn⸗ 
Mangch. S. 24), wonach die Zurücknahme der Zuweiſung überhaupt 
ausgeſchloſſen ſein ſoll, vermag der Sen. nicht beizupflichten, weil 
ſie über das Bedürfnis der Verkehrsſchutzes hinausgeht und zu einer 
unerträglichen Beeinträchtigung der Raumverteilung führen würde. 

(KG., 17. 3 S., RE. v. 22. Dez. 1926, 17 Y 80/26.) D.] 
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baren Anſchluß erörterte Beſtimmung des 8 78 RAbgd. erſcheint dem 
KG. als Ausnahme, deren Bedeutung es in gequälten Darlegungen 
abzuſchwächen ſucht. In Wirklichkeit hätte das KG. davon abſehen 
müffen, auf Grund einer einzigen Beſtimmung allgemeine publi⸗ 
ziſtiſche Sätze zu bilden. Die publiziſtiſchen Schickſale des erſchlichenen 
Aktes ſind in jedem Falle beſonders zu prüfen, wobei in erſter Linie 
die poſitive Anordnung, in zweiter die Theorie der Selbſtbindung 
maßgebend iſt. Bindende erſchlichene Akte, über deren Behandlung 
das Geſetz nichts ſagt, können nur im Rechtsmittelwege ex nunc be⸗ 
ſeitigt werden, da inſoweit der Grundſatz eingreift, daß jeder Staats⸗ 
akt nach Maßgabe ſeines Tatbeſtandes bis zu ſeiner Beſeitigung in 
Kraft iſt, auch wenn er nicht hätte erlaſſen werden ſollen (Selbſtändig⸗ 
keit des Staatsaktes; vgl. Hein, Identität der Partei, 2, 219, 
228). Alle dieſe publiziſtiſchen Fragen haben aber nichts damit zu 
tun, daß gutgläubige Dritte geſchützt ſind, wenn ſie im Vertrauen auf 
den erſchlichenen Akt Rechte erworben haben. Dieſer Gedanke führt 
im Ergebnis allerdings dazu, daß der gutgläubige Mieter im Wohn⸗ 
beſitz geſchützt wird, auch wenn die Zuweiſung wegen einer vom Ver⸗ 
mieter oder von dritter Seite begangenen Täuſchung zurückgenom⸗ 
men wird. Es iſt theoretiſch nicht haltbar und ſachlich zu weitgehend, 


2. 88 Wohn Mang. Die Gemeindebehörde kan 
die Wohnung, die der Verfügungsberechtigte auf Grun 
eines von der Gemeindebehörde genehmigten Wohnung 
tauſches innehat, nicht deshalb in Anſpruch nehmen, we 
der Verfügungsberechtigte ſeine frühere Wohnung 1 
Widerſpruch mit Beſtimmungen des Wohnungsmange, 
rechts bezogen hatte. Dies gilt auch dann, wenn die *. 
nehmigung des Tauſches infolge Ablaufs der in 88 Wohn 
Mang. vorgeſehenen Friſt als erteilt gilt. 

Wenn 8 8 Wohn Mang®. den Wohnungstauſch regelt und ber 
ſchränkt, indem die Vorausſetzungen für die Zulaſſung eines fol 
angegeben werden, wenn er ferner darunter auch aufführt, daß 
am Tauſche beteiligten Perſonen ſelbſtändige benutzte Wohnungen 
haben müſſen, fo iſt unbedenklich anzunehmen, daß die Beteiligten 
ihre Wohnungen in Einklang mit den wohnungsmangelrechtlic⸗ 
Vorſchriften innehaben müfjen, um fie tauſchen zu können. nis, 
Tauſch bedarf der Genehmigung der Gemeindebehörde, ein Erfordernn“ 
das zwecks Sicherung der Bewirtſchaftung des vorhandenen Wo 
raumes aufgeſtellt iſt. Daraus folgt, daß die Gemeindebeh 
die Genehmigung nur zu erteilen hat, wenn die fämtlichen 
ſetzlichen Vorbedingungen für den beabſichtigten Tauſch erf 
ſind, daß alſo die Behörde zur Prüfung des Sachverhalts be 
rechtigt und verpflichtet iſt. Die Erteilung der Genehmigung hat 92 
nach die Bedeutung einer Erklärung der zuſtändigen Behörde, daß bi 
Durchführung des Vorhabens, alſo auch der Bezug der einzelnen? 
nungen durch die neuen Inhaber mit dem Wohnungsmangelre 
vereinbar iſt. Dieſe Erklärung verleiht den Beteiligten die Befugnis, 
die in Ausſicht genommene Wohnung zu beziehen. Der am Taue 
Beteiligte, der in die eingetauſchte Wohnung gezogen iſt, beſitzt diele 
daher rechtmäßig. Dabei macht es keinen Unterſchied, ob die 5 
nehmigung von der Gemeindebehörde auf Grund eines unzutreffende 
Ergebniſſes ihrer Prüfung oder auch ohne vorherige Aufklärung d 
Sachverhalts erteilt worden ift. Gegenüber der Gemeindebehörde um 
damit für die öffentliche Raumwirtſchaft kann allein der Umſta 
maßgebend ſein, daß die Gemeindebehörde ihre Zuſtimmung zu 
e des Tauſches und zum Bezuge der Wohnungen 
teilt hat. 

Dieſe Genehmigung kann die Gemeindebehörde nicht mehr zu 
rücknehmen, wenn ſie hernach feſtſtellt, daß fie ſich in der Annahme, 
die geſetzlichen Vorausſetzungen des Tauſches ſeien erfüllt, ge 8 
hat. Die Genehmigung iſt bereits Grundlage für den Erwerb vo 
Rechten bei ſämtlichen am Tauſch beteiligten Perſonen dewor 
Dieſer Umſtand ſteht ihrer Zurücknahme entgegen. Zur näheren . 
gründung genügt es, auf die NE. v. 17. Nov. 1924 — 17 95 
JW. 1925, 1412 — und v. 22. Dez. 1926 — 17 v 80/6: K 
Entſch. 6, 30 — zu verweiſen, deren Ausführungen über die 
widerruflichkeit der Zuweiſung einer Wohnung auch hier zutreffen. m 

Keinen Unterſchied begründet es, wenn die Genehmigung I 
Tauſch von der Gemeindebehörde nicht ausdrücklich erteilt, er 
dern nur die in 88 Wohn Mangch. vorgeſehene Friſt von 5 
Tagen verſtrichen iſt, ohne daß die Behörde es abgelehnt hat, . 
Tauſch zu genehmigen. An den Friſtablauf knüpft das Geſetz er 
Rechtsfolge, daß die Genehmigung als erteilt gilt. Der Erteilung ka! 
aber bei der geſetzlichen Gleichſetzung einer ausdrücklichen oder 
ſchweigenden Einwilligung in beiden Fallen nur dieſelbe Bod eutun 
zukommen. Daher iſt auch infolge des Friſtablaufs der Tauſch . 
wirkſam geworden. Auch darauf kommt es nicht an, ob die Gemein er 
behörde in der Abſicht, dem Tauſch zuzuſtimmen, die Friſt hat 5 
ſtreichen laſſen, oder ob ihre Ablehnung der Genehmigung nur 


ſpät erklärt worden if. Das Geſez legt allein dem Ablauf be 
Friſt die entſcheidende Bedeutung bei. 15 


(Kch., 17. 3 S., NE. v. 31. Okt. 1927, 17 Y 75/27.) 


wenn das RG. die Zurücknahme bei gutem Glauben des Miene 
überhaupt ausſchließt. Dem betrügeriſchen Vermieter darf die bat 
ziſtiſche Anerkennung der Vermietung, die in dem Zuweiſung 
liegt, nicht zugute kommen. Durch die Zurücknahme der Sweden 
wird der bösgläubige Vermieter publiziſtiſch rechtlos geſtellt. D und 
wird in doppelter Hinſicht von praktiſcher Bedeutung. Wohn. h 
MEAN. brauchen ſich, wenn der Mieter um Tauſchgenehmigung u 
88 Wohn Mang. nachſucht, nicht darum zu kümmern, ob der oder 
geweſene Vermieter dem Tauſch zugeſtimmt hat. Weiterhin würde an 
Vermieter, wenn er gegen den Mieter ein Aufhebungsurteil — 
SAMSHS. erſtritten hat, vom Wohn A. nicht verlangen icters 
daß dieſes ihm bei der anderweitigen Unterbringung des Mi daß 
behilflich iſt. Die Gutgläubigkeit des Mieters hat zur Folge, keit 
einmal der privatrechtliche Vertrag trotz ſeiner ſonſtigen Abhang en 
von der Zuweiſung in Kraft bleibt und daß ihm ein negativer! und 
gegenüber dem Wohn A. zuteil wird, indem Räumungsverfügun ge 
Neuzuweiſung der Wohnung unzuläſſig ſind, während der po nach 
publiziſtiſche Schuß, der durch Zwangseinweiſung gewährt wird, at⸗ 
Zurücknahme des Zuweiſungsaktes allerdings nicht mehr w 
finden kann. 2 
Prof. Dr. Hein, Hall 
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Bayeriſches Oberſtes Landesgericht. 
Strafſachen. 

Berichtet von IR. Dr. Friedrich Goldſchmit II, München. 
1. 833 Gewd.; Art. 1 88 1, 4 NotG. v. 24. Febr. 1923. 
Die von einer geſchloſſenen Geſellſchaft auf ihre eigene 
Rechnung betriebene, auf die Mitglieder beſchränkte Ab- 
gabe von Getränken auch nicht alkoholiſcher Art unterliegt 
dem Erlaubniszwang. f) 

(Bayobe GG., StS., Urt. v. 3. Jan. 1927, RevReg. II Nr. 506/26.) 

Abgedr. JW. 1927, 2722. 
* 


2. 8377 R Abg.; 88 21, 3, 22, 10, 15 Bier StG. vom 
9. Juli 1923/11. Aug. 1923/13. Febr. 1924. Zu den Straf⸗ 
ausſchließungsgrün den des § 377 Abſ. 1 Satz 3 R Abg. 
zählt auch der unverſchuldete Irrtum i. S. 8 358 R Abg O. 
Becker, RAbg O. 3. Aufl. 8377 An m. 3.) Das gleiche gilt für 
andere Ordnungswidrigkeiten gegenüber dem BierStG., 
die außer der Verletzung der Anmeldepflicht noch in Betracht 
ommen können, z. B. der Vollzug der Durchführungspflicht 
und die Pflicht zum Halten eigener Malzmühlen mit ſelbſt⸗ 
lätiger Verwiegungs vorrichtung (§ 195 Nr. 4 RAbgd.; 
88 57 ff., 77 Ausf Beſt. z. Bier StG. v. 23. Juli 1923). Der Be- 
griff Bier nach dem Bier StG. Das Reinheitsgebot gilt 
für Bayern auch für obergäriges Bier und gilt auch für 

en Haustrunk. § 358 R Abg. bezieht ſich nicht auf das 
einheitsgebot. f) 

Der Begriff „Bier“ iſt im Geſ. nicht feſtgelegt, er beſtimmt ſich 
nach den Anſchauungen von Technik und Verkehr. Die StR. nimmt, 
indem ſie von der techniſchen Herſtellungsart des Getränkes ſowie 
von den zu deſſen Bereitung verwendeten Stoffen . ya und ſich 
den Ausführungen des techniſchen Sachverſtändigen E. anſchließt, 
als erwieſen an, daß es ſich im gegebenen Falle um „Bier“, nicht 
va um ein bierähnliches Getränke, handelt. Sie iſt erſichtlich der 
Anſchauung, daß der von den Angekl. bereitete Haustrunk durch 
Hud⸗ und Gärungsvorgänge unter Verwendung von Malz ober 
Malzerſatzſtoffen, Hopfen, Hefe und Waſſer, alſo im Wege des ger 
wöhnlichen Brauverfahrens, hergeſtellt worden iſt und im Verkehr 
1 —— 


Zu 1. A. Anm. von Dochow ebenda. 

B. Nach dem BayObLG. iſt es gleichgültig, ob für die an die 
Mitglieder abgegebenen Getränke lediglich ein die Geſtehungskoſten 
deckendes Entgelt oder gar kein Entgelt verlangt wird und die 

ſtehungskoſten auf andere Weiſe von der Geſellſchaft gedeckt 
werden; der Geſetzgeber habe jede in einer geſchloſſenen Geſellſchaft 
erfolgende Abgabe von Getränken an die Mitglieder dem Erlaubnis⸗ 
wang unterſtellt. — In einem gewiſſen Gegenſatz zu dieſem Urt. 
Neht das des RG. v. 11. Juli 1924 (JW. 1924, 1627): Das an 
der Univerſität K. beſtehende Korps Saxonia, ein im Vereins⸗ 
kegiſter eingetragener Verein, war Eigentümer des auſes und 
hatte ſelbſt deſſen wirtſchaftliche Leitung; das Korps ſchaffte das 
Sehr in größeren Gebinden an und gab es an die Mitglieder zum 
welbſtkoſtenpreis einſchließlich der Unkoſten ab mit einem Aufſchlag 
en 10%, der dem Diener zufiel. Als eines Abends die Studenten 
noch nach der Polizeiſtunde im Kneiplokal zuſammen waren, er- 
ſchien der Polizeibeamte und forderte ſie auf, ſich zu entfernen. 
0 Student, der dieſer Aufforderung nicht nachkam, wurde der 

bertretung des § 365 StGB. angeklagt, wonach ſtrafbar iſt, wer 

einer „Schankſtube“ über die gebotene Polizeiſtunde hinaus als 
„Saft“ verweilt. Das KG. ſprach den Angekl. frei: Die Vorſchriften 

der die Polizeiſtunde ſeien nicht anwendbar auf ſtudentiſche Ver⸗ 

udungshäuſer, die in eigener Regie verwaltet werden. Die einer 
Neiöitoffenen Geſellſchaft gehörenden Räume feien der Polizei⸗ 
tunde nur dann unterworfen, wenn in ihnen ein gaſt⸗ oder ſchank⸗ 
Parlſchaftlicher Betrieb ſtattfindet. Ein gewerbsmäßiger Schank⸗ 
sieh liege, wenn die Verbindung ſelbſt die wirtſchaftliche Leitung 
het, nicht vor. Die Abgabe des Biers zum Selbſtkoſtenpreis 
in die Mitglieder beabſichtige nicht Gewinnerzielung, ſondern Er⸗ 
eindnis, und der dem Diener zufallende Aufſchlag von 10% ſei nur 
due übliche Bezahlung für feine Dienſte (vgl. zu dem Urt. die 

ußerungen von Michel und Metzel: JW. 1925, 1610 u. 2417). 
di Danach ift die Rechtslage folgende: Nach dem Baydb G. be⸗ 
3. fen geſchloſſene Vereine der Erlaubnis zum Schankbetrieb auch 
ist. 7. wenn der Betrieb auf den Kreis der Mitglieder beſchränkt 
ſeſtzein gewerbsmäßiger Betrieb brauche nicht vorzuliegen. Andrer⸗ 
ft 3 erachtet das KG. die Vorſchrift über die Polizeiſtunde auf 
5 ntiſche Verbindungshäuſer, die in eigener Regie verwaltet wer⸗ 
Bam, als nicht anwendbar. Wenn ich alſo mit meinen Kriegs⸗ 
mene raden vereinbare, daß dieſe ſich an jedem Sonntag abends in 
iner Hauſe zuſammenfinden, um hier Bier zu trinken, das ich 
zu n zum Einkaufspreis überlaſſe, fo bedarf ich der Erlaubnis 
mä Schankbetrieb. So das BayObLG., weil es auf Gewerbs⸗ 

ißigkeit nicht ankomme. Dagegen ſind wir nach dem KG. (das 
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als Bier angeſehen wird. Eine Verkennung des Rechtsbegriffs 
„Bier“ iſt den tatſächlichen Feſtſtellungen nicht zu entnehmen (vgl. 
Zapf⸗ Siegert, Bier tc. 2. Aufl., 8 1 Bem. 9, S. 49, 8 27a 
Bem. 2 S. 149, 150; Strutz, Handbuch des Steuerrechts, 2. Aufl., 
S. 843; RF. 14, 212/15; RGSt. 11, 294, 382; 21, 346). 

Nach Reichsrecht gilt das Reinheitsgebot für untergäriges 
Bier, zu deſſen Bereitung, von einer hier nicht in Betracht kommen⸗ 
den Vorſchrift abgeſehen, nur Gerſtenmalz, Hopfen, Hefe und Waſſer 
verwendet werden darf (8 10 Abf. 1 Bier St.), ferner in beſchränk⸗ 
terem Maße für obergäriges Bier, bei deſſen Bereitung auch die 
Verwendung von anderem Malz und von techniſch reinem Rohr⸗, 
Rüben⸗ oder Invertzucker ſowie von Stärkezucker und aus Zucker 
der bezeichneten Art hergeſtellten Farbmitteln zuläſſig iſt (8 10 
Abf. 2 VierSt®.), nicht aber für „Housbrauer“, die Bier nur 
für den Hausbedarf herſtellen (8 10 Abſ. 6 Bier StG.). Bayern hat 
aber von der Ermächtigung des 82 Abj. 2 des Geſ. über den Ein⸗ 
tritt Bayerns in die Bierſteuergemeinſchaft v. 24. Juni 1919/9. Juli 
1923 (RGBl. 1919, 599 und NEXT. 1923 I, 563) Gebrauch ge⸗ 
macht und durch Fin Min Bek. v. 29. Juni 1924 (GVBl. S. 176) 
insbeſ. die Anwendung der Vorſchriften des Bier Stcö. über die Ver⸗ 
wendung von Zucker und von aus Zucker hergeſtellten Farb⸗ 
mitteln bei der Bereitung obergärigen Bieres, ferner die An⸗ 
wendung der Vorſchrift des § 10 Abſ. 6 Bier StG. für Bayern 
ausgeſchloſſen. Das Reinheitsgebot gilt daher in Bayern, 
namentlich, ſoweit hiernach die Verwendung von Zucker unſtatt⸗ 
haft iſt, auch für den von den Angekl. bereiteten Haustrunk, 
mag nun das von ihnen hergeſtellte Bier untergärig oder ober⸗ 
gärig geweſen fein; Zuwiderhandlungen fallen unter § 22 Bier StG. 
Gapf⸗Siegert, a. a. O. § 10 Bem. 7 zu Abſ. 6 S. 103, und 
Dem. 4 zu Abf. 9, S. 107, 108; Moſer, Allgemeine Lehren des 
Strafrechts, S. 27). 

Irrig iſt ihre Annahme, daß 8 358 RAbgd. hier Anwendung 
finde. $ 358 a. a. O. bezieht ſich nur auf Steuerzuwiderhandlungen 
i. S. des § 356 Abſ. 1 RAbgdO., alſo auf ſtrafbare Verletzungen von 
Pflichten, die im Intereſſe der Beſteuerung auferlegt ſind. Das Rein⸗ 
heitsgebot iſt nicht eine ſolche ſteuerrechtliche Vorſchrift, da es nicht 
eine Steuer regeln oder ſichern will (83 RAbgdo.); es iſt vielmehr 
eine wirtſchaftliche und nahrungsmittelpolizeiliche Beſtimmung, deren 
rechtliche Bedeutung durch die Aufnahme in ein Steuer. nicht be⸗ 
rührt wird. Das ergibt ſich auch aus 8 22 Abſ. 2—4 und 8 24 


Urt. iſt gleichfalls unter der Geltung des Notgef. v. 24. Febr. 1923 
e der Polizeiſtunde nicht unterworfen, weil die Ab⸗ 
gabe des Biers zum Selbſtkoſtenpreis nicht Gewinnerzielung, keinen 
ſchankwirtſchaftlichen Betrieb darſtelle. Alſo die Abgabe des Biers 
zum Selbſtkoſtenpreis, der Mangel jeder Gewinnerzielungsabſicht 
befreit nicht vom Erlaubniszwang, wohl aber von Einhaltung der 
Polizeiſtunde. Wenn — was hier dahingeſtellt bleiben muß . 
beide Urt. dem Geſetz entſprechen, wäre deſſen Anderung wohl in 
Erwägung zu ziehen. g 
RA. Dr. Eugen Joſef, Freiburg i. Br. 


Zu 2. Der Entſch. iſt zuzuſtimmen. Die Auslegung des Bes 
griffes „Bier“ in dem Urt. des VBayObLG. deckt ſich inhaltlich mit 
der im Komm. z. BierSt®. von Zapf⸗Siegert gegebenen Defi⸗ 
nition, die meines Wiſſens einhellig von Rſpr. und Schrifttum über⸗ 
nommen wurde. Dieſe Definition iſt von beſonderer Wichtigkeit be⸗ 
züglich des in dem Urt. erwähnten Reinheitsgebotes, das in 
der faſt 400 jährigen Geſchichte der Bierbeſteuerung in Bayern eine 
große Rolle geſpielt hal und deſſen ſtrenge Überwachung in weiteſtem 
Maße zur günſtigen Entwicklung des bayrijchen Braugewerbes bei⸗ 
trug. Das Reinheitsgebot, nach dem zur Bereitung von Bier andere 
Stoffe als Malz, Hopfen, Hefe und Waſſer nicht verwendet werden 
dürfen, wurde in Bayern bereits durch den Art. 7 Abſ. 1 Malz⸗ 
aufſchlagcß. v. 16. Mai 1868 geſetzlich verankert. Als Bayern mit 
Gef. v. 24. Juni 1919 (RGBl. S. 599) in die Bierſteuergemeinſchaft 
eintrat, behielt es ſich vor, das Reinheitsgebot auch auf Biere aus⸗ 
zudehnen, die nach dem BierSt®. dem Reinheitsgebot nicht unter⸗ 
lagen. Dementſprechend wurde das Reinheitsgebot von Bayern auch 
für obergäriges und von Hausbrauern hergeſtelltes 
Bier ($ 10 Abf. 6 BierStch.) feſtgehalten. 

Es iſt dem Urt. insbeſ. auch darin voll beizuſtimmen, wenn es 
die Frage, ob die Unkenntnis der Geltung des Reinheitsgebotes auch 
für den Haustrunk ein entſchuldbarer Irrtum fei, verneint, mit der 
Begründung, das Reinheitsgebot ſei in den weiteſten Kreiſen be⸗ 
kannt. Das muß um ſo mehr gelten, als die Aufnahme des Rein⸗ 
heitsgebotes in das Geſ. von dem Braugewerbe ſelbſt gefordert wurde 
und deshalb auch die fahrläſſige Zuwiderhandlung gegen dieſe 
Beſtimmung mit Strafe belegt wurde (ſ. die Begr zu 8 50 des Entw. 
eines Bier StG. 1918). Ebenſo erſcheint mir die Feſtſtellung des 
BayObLG. bedenkenfrei, daß der 8 358 RAbgd. ſich nicht auf das 
Reinheitsgebot beziehe und deshalb das Vorliegen eines Strafaus⸗ 
ſchließungsgrundes i. S. des $ 377 Abſ. 1 Satz 3 RAbgO. zu ver⸗ 


neinen ſei. 
RA. Dr. Roderich Mayr, München. 
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Bier St.; dort iſt die Anwendung beſtimmter Vorſchriften über das 
Strafrecht und über das Strafverfahren der RAbgO. ausdrücklich vor⸗ 
geſchrieben, was nicht erforderlich wäre, wenn der Geſetzgeber einen 
Verſtoß gegen das Reinheitsgebot als Steuerzuwiderhandlung ange⸗ 
fehen hätte. 8358 RAbgd. iſt auch unter den für anwendbar erklär⸗ 
ten Beſtimmungen des Steuerſtrafrechts nicht erwähnt (vgl. Becker, 
a. a. O. § 356 Bem. 2; Zapf⸗Siegert, a. a. O. Bem. 1, 4, 6 
zu 822 Abſ. 1—3, Bem. 1 zu 8 24; Moſer, a. a. O. S. 27, 59). 
Ein Irrtum der Täter iſt daher lediglich aus 8 59 StGB. zu be⸗ 
urteilen. 
Das auf Grund des 82 Abſ. 2 des Gef. v. 24. Juni 1919 / 
9. Juni 1923 erlaſſene Verbot der bay. Bek. v. 29. Juni 1924, 
das auf reichs rechtlicher Ermächtigung beruht, ſteht in ſtrafrechtlicher 
Hinſicht den reichsrechtlichen Verboten des 8 10 Abſ. 1 und Abſ. 2 
Bier tc. gleich (Zapf⸗Siegert, a. a. O. Bem. 4 zu § 10 Abſ. 9 
am Ende, S. 108). Das Verbot bildet für Bayern hinſichtlich der 
Hausbrauer, ebenſo wie § 10 Bier StG. für das Reich hinſichtlich 
der übrigen Brauer, zuſammen mit der Strafdrohung des 8 22 
Bier StG. das einheitliche Strafgeſetz. Die Unkenntnis des Verbots 
iſt Strafrechtsirrtum und als ſolcher grundſätzlich nicht zu beachten. 
Außergewöhnliche Umſtände, die nach der Rſpr. des Bay Obs. (Samml. 
10, 388, 398 ff.; 22, 57, 59; 25, 9, 12, 77, 78; DRZ. 1926 Beil. 
— Rſpr. — Nr. 531) ausnahmsweiſe zur Durchbrechung dieſes 
Grundſatzes führen könnten, weil ſeine Anwendung eine unerträg⸗ 
liche Härte bedeuten würde, ſind dem angefochtenen Urt. nicht zu ent⸗ 
nehmen. Das Reinheitsgebot hat in Bayern von jeher, insbeſ. ſeit 
der Geltung der Malzaufſchlagc., auch für den Haustrunk beſtanden 
und iſt in den weiteſten Kreiſen bekannt geweſen; es iſt auch beim 
Inkrafttreten des Bier Stcö. 1918 in Bayern aufrecht erhalten wor⸗ 
den (Zapf, Bay. MalzauffchlagG. Art. 2 Bem. 1, Art. 51 Bem. 2; 
Zapf⸗ Siegert, a. a. O. S. 23, 24, Aum. 4 zu § 10 Abſ. 9, 
S. 107). Die Fortdauer des Verbots der Verwendung unzuläſſiger 
Stoffe bei Bereitung des Hausbieres iſt überdies i. J. 1922 zur 
Kenntnis der Gemeindebehörden in den für die Angekl. maßgebenden 
Bezirken gebracht worden. Die Angekl. haben eine Erkundigung bei 
den Zollbehörden oder ſonſtigen zuverläſſigen Auskunftsſtellen über 
das Weiterbeſtehen des Verbots unterlaſſen. Es iſt daher nicht dar⸗ 
getan, daß fie ſich nach beſten Kräften um die Kenntnis des Gel. 
bemüht haben und dabei einem unvermeidbaren Irrtum untere 
legen ſind. 
(BayObeG., StS., Urt. v. 25. Okt. 1926, RevReg. II Nr. 361/26.) 


Oberlandesgerichte. 
Berlin. a) Zivilſachen. 


1. 88 1717 Satz 2, 1529 Satz 2 BGB. Die offenbare 
Unmöglichkeit der Empfängnis aus einer innerhalb der 
Empfängniszeit geſchehenen Beiwohnung kann durch Blut» 
unterſuchung nicht bewieſen werden. f) 

Der Kl. hat den Bekl. als feinen natürlichen Vater auf Zah⸗ 
lung von Unterhaltsrente in Anſpruch genommen. Das AG. hat den 
Kl. mit ſeiner Klage abgewieſen, weil es 1. als erwieſen anſieht, 
daß die Mutter des Kl. in der Empfängniszeit noch mit einem ge⸗ 
wiſſen L. Geſchlechtsverkehr gehabt hat, und weil es 2. den vom Kl. 
angetretenen Bewels, daß er unmöglich aus dem Geſchlechtsverkehr 
mit L. empfangen fein könne, deshalb für unſchlüſſig hält, weil durch 
Blutunterſuchung nur negativ feſtgeſtellt werden könne, daß L. nicht 
der Vater des Kl. ſei. 

Der Kl. will gegen dieſes Urt. Berufung einlegen und Yat 
beim LG. um Bewilligung des Armenrechts nachgeſucht. Das LG. 
hat die Bewilligung des Armenrechts wegen Ausſichtsloſigkeit der 


Zu 1. A. Gegen die Auffaſſung des KG., daß eine 
offenbare Unmöglichkeit der Empfängnis aus einer 
innerhalb der Empfängniszeit geſchehenen Bei⸗ 
wohnung durch die Blutunterſuchung der Beteilig⸗ 
ten nicht bewieſen werden könne, ſind mediziniſch 
erhebliche Bedenken gerechtfertigt. Die Auffaſſung des 
Begriffes „offenbar unmöglich“ iſt nicht überall gleichmäßig. 
F. Straßmann vertritt in derartigen Gutachten in Alimenten⸗ 
prozeſſen den Standpunkt, daß „den Umſtänden nach offenbar un⸗ 
möglich“ gleichzuſetzen ſei: „nach allgemeiner ärztlicher Erfahrung 
und Kenntnis ausgeſchloſſen“. Es gilt dies auch für den Begriff 
„offenbar unmöglich” auf Grund des Reifezuſtandes des Kindes, 
über deſſen Bedeutung die Meinungen der ärztlichen Gutachter durch⸗ 
aus geteilte ſind. Daß ein „offenbar unmöglich“ auf Grund der 
Blutgruppenunterſuchung nicht nachgewieſen werden könne, muß 
beſtritten werden. Alle auf dieſem Gebiete erfahrenen Forſcher neben 
Schiff, Hirſchfeld, Thomſen, Poll ſind ſich über die 
forenſiſche Anwendbarkeit der Blutgruppenbeſtimmung bei Mutter, Kind 
und Vaterſchaftsverdächtigen einig, inſofern als es auf Grund dieſer 
Unterſuchung gelingen kann, eine beſtimmte Vaterſchaft auszuſchließen. 
Auch die neueſten zahlreichen Unterſuchungen von Werkgartner 


weiteren Rechtsverfolgung abgelehnt. Dagegen richtet ſich die 
ſchwerde des Kl. in der er ausführt, daß eine Blutunterſuchung 
Vaterſchaft des Bekl. ergeben werde. Die Beſchwerde iſt zuläffig, 
jedoch nicht begründet. Der Erfolg der Beſchwerde hängt davon 
ab, ob die Blutunterſuchung bei dem Kl, feiner Mut“ 
ter und dem Zeugen L. zu dem Ergebnis führen kann, 
daß die Empfängis des Kl. aus der Beiwohnung 109 
ner Mutter mit L. offenbar unmöglich iſt (81717 Satz 
BGB.). Eine „offenbare Unmöglichkeit“ i. S. dieſer Beſtimmung und 
des 8 1591 Satz 2 BGB. liegt nur dann vor, wenn nach den ge⸗ 
ſicherten Ergebniſſen der Wiſſenſchaft auch die entfernteſte Mög 
lichkeit ausgeſchloſſen iſt, daß das Kind von dem bezeichneten Bei 
ſchläfer ſeiner Mutter erzeugt ſein kann. Es gilt zwar auch hier die 
freie Beweiswürdigung des § 286 ZPO., aber das Maß des Be⸗ 
weiſes wird durch das Geſetz dahin beſtimmt, daß nicht, wie Jonk 
eine „an Sicherheit grenzende Wahrſcheinlichkeit“ genügt, ſondern 
es müſſen gegen die Abſtammung ſo zwingende Gründe ſprechen / 
daß fie bei vernünftiger Erwägung mit dem geſunden Menſchenver⸗ 
ſtande unvereinbar erſcheint (Warn. 1912, 171). Als Beiſpiele werden 
angeführt: die Zeugungsunfähigkeit des Mannes im Zeitpunkte der 
Beiwohnung oder die Schwangerſchaft der Mutter zu dieſem 3 
punkt, ferner untrügliche Raſſenabweichung (RGKomm. 8 1591 
Note 2; Staudinger, Note 5b). Ob auch der Reifegrad des Kin 
des bei der Geburt einen ſicheren Schluß auf den Zeitpunkt der 
Empfängnis innerhalb der geſetzlichen Friſt zuläßt, iſt eine Streit 
frage, die nur dann bejaht werden darf, wenn nach ärztlicher er 
fahrung jede Möglichkeit ausgeſchloſſen iſt, daß das Kind aus einer 
ſpäteren Beiwohnung empfangen ſein kann (Zangemeiſter⸗ 
Leonhard, IW. 1924, 1709). Prüft man von dieſer Rechtslage 
aus die bisherigen Ergebniſſe der ärztlichen Forſchung, ſo gelange 
man zu der Feſtſtellung, daß die Anforderungen des Geſetzes für eine 
offenbare Unmöglichkeit viel ſtrenger ſind, als die, welche die är 

liche Wiſſenſchaft für ihre Beweisführung als ausreichend erachtet, 

Zunächſt erſcheint das Vergleichsmaterial mit in 16 Jahren 
unterfuchten 4363 Kinder, darunter 2093 i. J. 1926, gegenüber der 
Geſamtzahl der in dieſen Zeiträumen geſchehenen Zeugungen ber“ 
ſchwindend gering. Wenn ſolche Zahlen „ſich neben den der Zoologie 
und Biologie bei ihren Vererbungsunterſuchungen geläufigen Zahlen 
reihen recht gut ſehen laſſen können“ (Schiff, D. Z. f. d. geſ. Me, 
dizin 9, 387), fo zeigt das nur, daß die Naturwiſſenſchaft ſich auf 
Hypotheſen aufbaut, die eine hohe Wahrſcheinlichkeit für ji) u 
Anſpruch nehmen, ohne jedoch den Anforderungen zu genügen, 
welche der Beweis einer offenbaren Unmöglichkeit i. S. des Ge⸗ 
ſetzes ſtellt. 8 

Die Vererblichkeit der Blutgruppe könnte daher aus der Über⸗ 
einftimmung des Blutes des Kindes mit dem einer feiner Elterntet 
nur dann bewieſen werden, wenn die Zahl der Angehörigen ber 
gleichen Gruppe im Verhältnis zur Geſamtbevölkerung nur gering 
wäre, was aber nicht zutrifft. 

Hinzu kommt, daß in der noch jungen Lehre von der Blur 
gruppengleichheit noch manche Fragen ungeklärt find, wie Schiſ! 
ſelbſt a. a. O. S. 376, 378 erklärt, und daß auch deshalb eine Ab. 
änderung des bisherigen Forſchungsergebniſſes immer noch mög 
lich iſt. 
Nur in zwölf Prozeſſen ſoll die Abweichung des Blutes bei 
Kindes von dem feiner angeblichen Eltern, das durch andere zwing 3 
Beweiſe ermittelte Ergebnis der Illegitimität beſtätigt haben. 45 
iſt aber nicht erſichtlich, ob hierbei das Geſetz richtig angewendet wor 
den iſt. Da ein zwingender Gegenbeweis nur ausnahmsweiſe in d = 
oben bezeichneten Fällen geſetzlich zugelaſſen wird, erſcheint gerad“ 
in den Fällen, wo die Erzeugung aus einem während der Em 
fängniszelt geſchehenen Beiſchlafes ſtreitig wird, die Zuverläfſigbel 
des Ergebniſſes der Blutunterſuchungen nicht nachprüfbar. Nicht mit 


Der 
bie 


aus dem Wiener gerichtsärztlichen Inſtitute beweiſen dies. Die vorhande 
nen ſcheinbaren Ausnahmen, die im Verhältnis zur Zahl der vorgenom 
menen Unterſuchungen keinerlei Bedeutung haben und die Vererbun 

regeln keineswegs erſchüttern können, ſind, ſoweit techniſche Fehler 
auszuſchließen find, nur durch Illegitimität oder dadurch zu erklär 

daß Blutkörpercheneigenſchaften oder Serumeigenſchaften beſonde 
ſchwach ausgeprägt find. In letzteren Fällen ift eine richtige Grunp 15 
beſtimmung nur durch Benutzung ſtark wirkſamer Sera und Blu 8 
körperchen A und B möglich. Etwaige Ausnahmen erklären fi auß 
den erwähnten Gründen und ſind forenſiſch nicht zu beachten. Es ih. 
daher die Annahme nicht richtig, als wenn es ſich nur um eine höre 
wahrſcheinliche naturwiſſenſchaftliche Hypotheſe über die Verer binn 
keit der Blutgruppen handelte. Dazu iſt die Zahl der in den u 
ſchiedenſten Ländern vorgenommenen Familienunterſuchungen, 2 
bereits zu groß, um in der Annahme einer derartigen Gererblig h 
nur eine naturwiſſenſchaftliche Hypotheſe zu ſehen. Sollte man fo 
die jetzt gültige Bernſtein ſche Vererbungsregel noch nicht für 18 
geſichert halten, wie es Referent tut, daß ſie gerichtliche An wende 
finden könnte, fo ſtimmt doch auch fie mit der früheren Dun genen 
Hirſchfeldſchen Vererbungsregel in einem Punkte vollkomee 
überein und an dieſem Punkte iſt niemals ein Zweifel geauß 
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geteilt iſt ferner, wodurch die Abſtammung der unterſuchten Kinder 
von den mit ihnen unterſuchten Elternpaaren zweifelsfrei feſt⸗ 
geſtellt iſt. Die Angaben der anweſenden Eltern köune auf Lüge 
oder Irrtum beruhen. Auch Schiff gibt zu, daß trotz ſorgfältiger 
Auswahl der zu unterſuchenden Familien eine nicht erkannte 
Illegitimität eine Rolle ſpielen kann. Daß dies gerade bei den von 
ihm zugegebenen Ausnahmen der Fall geweſen ſein müſſe, iſt eine 
unbewieſene Annahme. Sie kann ſehr wohl auch in den Fällen 
vorgelegen haben, die ſeine Regel zu beſtätigen ſchienen, während 
fie in Wahrheit fie nicht zu füßen vermögen. Daß die Ausnahmen 
nur durch Illegitimität oder durch techniſche Fehler zu erklären ſeien, 
wird von Schiff zwar vermutet, aber nicht bewieſen. Im Jahre 
1926 iſt von etwa 2000 unterſuchten Kindern nur eine Ausnahme 
feſtgeſtellt. Solange aber noch die Möglichkeit beſteht, daß auch nur 
ein einziges Kind vielleicht aus bisher noch nicht erforſchten Gründen 
der aufgeſtellten Regel nicht unterworfen iſt, kann von einer offenbaren 
Unmöglichkeit der Abſtammung von Eltern einer anderen Blutgruppe 
nicht die Rede fein. Denn 8 1591 BGB. will erſichtlich jede auch 
nur entfernte Möglichkeit der Abſtammung des Kindes von dem Ehe⸗ 
mann der Mutter, der ihr während der Empfängniszeit beigewohnt 
hat, zugunſten der Ehelichkeit des Kindes berückſichtigen und ebenſo 
§ 1717 Abf. 2 jede Möglichkeit der Abſtammung von dem Manne, 
der der Mutter während dieſer Zeit beigewohnt hat, zugunſten des 
Grundſatzes, daß das Kind nur von dem Unterhalt verlangen darf, 
der unzweifelhaft ſein Erzeuger iſt. 

Wegen der Unſicherheit der Ergebniſſe der Blutgruppenforſchung 
find denn auch gewichtige mediziniſche Stimmen aufgetreten und 
haben größte Vorſicht in der Beurteilung der Ergebniſſe der Blut⸗ 
gruppenunterſuchungen geboten. Der Vorſtand des phyſikaliſchen 
Inſtituts der Univerfität Halle, Prof. Abderhalden, hat in 
ſeinem Gutachten erklärt, „Gewähr für eine an Sicherheit grenzende 
Verwandtſchaftsfeſtſtellung auf Grund des Blutes kann zur Zeit nicht 
gegeben werden“. Prof. Nürnberger ſchließt ſeine Schrift über 
„Wahrſcheinlichkeitsrechnung und Erbanalyſe bei gerichtlichen Vater⸗ 
ſchaftsgutachten“ (Zentralbl. f. Gynäkologie 1925 Nr. 26 S. 1410 ff.) 
mit dem Satze: Freilich kommt auch die erbbiologiſche Analyſe in der 
Regel nicht über einen mehr oder minder hohen Grad von Wahr- 
ſcheinlichkeit hinaus...“ 

Der Nachweis offenbarer Unmöglichkeit der Abſtammung des 
Kl. von L. kann ſomit durch eine Blutunterſuchung des Kl., ſeiner 
Mutter und des Zeugen nicht einwandfrei geführt werden, ſo daß 
die beabſichtigte Berufung des Kl. keine Ausſicht auf Erfolg hat. 

(K., 8. 3S., Beſchl. v. 11. Okt. 1927, 8 W 4228/27.) 
Mitgeteilt von SenPräſ. Leonhard, Berlin. 
x * 

2. 858,837, 38 MSchG. Die Ablehnung des Magi⸗ 
ſtratsrats als Vorſitzender des Mieteinigungsamtes wegen 
Befangenheit iſt in Sachen, in denen die Gemeinde Partei 
iſt, insbeſondere in Wohnungsmangelſachen, nicht ohne 
weiteres, ſondern uur beim Vorliegen beſonderer Gründe 
gerechtfertigt. 

Der Senat hält ſeine ſeitherige Rechtſpr. nicht aufrecht. 

Bei der Prüfung, ob die Ablehnung des Vorſitzenden wegen 
Beſorgnis der Befangenheit begründet ift, iſt vom Standpunkt der 


worden, nämlich an der dominanten Vererblichkeit der Blutkörper⸗ 
cheneigenſchaften A und B, die bei einem der Eltern vorhanden fein 
müſſen, wenn ſie bei dem Kinde vorhanden find. Daran kann alfo 
auf jeden Fall feſtgehalten werden, daß, wenn das Kind die Eigen⸗ 
aft A oder B hat, der Mutter dieſe Eigenſchaft fehlt und auch der 
aterſchaftsverdächtige ſie nicht hat, deſſen Vaterſchaft damit aus⸗ 
geſchloſſen iſt und das Kind alſo „den Umſtänden nach offen⸗ 
dar unmöglich“ aus der Beiwohnung mit dieſem Manne ſtammen 
Rann. Vorausſetzung dafür iſt natürlich, daß die Gruppenbeſtimmung 
techniſch einwandfrei von einem geübten Unterſucher vorgenommen wird. 
„Die Ablehnung der Bewilligung des Armenrechts in dem er⸗ 
wähnten Fall kann nur inſofern vom ärztlichen Standpunkt aus als 
berechtigt angeſehen werden, als es ja auf Grund der Blutgruppenunter⸗ 
luchung von vornherein unſicher iſt, ob in dieſem Falle durch die Blut⸗ 
gruppenbeſtimmung der Nachweis der offenbaren Unmöglichkeit erbracht 
werden kann, da bekanntermaßen nur in einer beſchränkten Anzahl von 
ällen durch dieſe Unterſuchung eine Klärung der Vaterſchaftsfrage 
herbeizuführen iſt. Faßt man den Begriff „den Umſtänden nach offenbar 
unmöglich“ ſo auf, wie es F. Straßmann tut, ſo kann nach den 
letzigen ärztlichen Erfahrungen und Kenntniſſen auf Grund der Blut⸗ 
gruppenunterſuchung in einer gewiſſen Zahl von Fällen die offen⸗ 
bare Unmöglichkeit der Empfängnis aus einer beſtimmten Beiwohnung 
nachgewieſen werden, und es wäre zu bedauern, wenn auf 
Grund der m. E. mediziniſch anfechtbaren Entſch. des KG. das 
ilfsmittel der Blutgruppenbeſtimmung zur Klä⸗ 
rung der Vaterſchaftsfrage im Alimentenprozeß ge- 
wichtlich nicht mehr angewendet werden würde. 
Privatdozent Medizinalrat Dr. G. Straßmann, Breslau. 


B. Bezüglich des öſterr. Rechts ſ. Sperl: D. 1927, 1523. 


ablehnenden Partei auszugehen und von dieſem aus zu prüfen, ob 
objektive, in den Augen eines vernünftigen Menſchen geeignete Gründe 
zum Mißtrauen in die Unparteilichkeit des Vorſitzenden gegeben find, 
Nun iſt zwar eine auf das Wohn Man. gegründete Maßnahme der 
Gemeinde eine Landesangelegenheit und die Gemeinde bei ihrer Verf. 
Organ der Staatsverwaltung, die Gemeinde iſt aber doch im Ver⸗ 
fahren vor dem MEA. und der Beſchwerdeſtelle Partei und ſie, nicht 
das Land iſt für die in Wohnungsmangelmaßnahmen beruhende Enk⸗ 
eignung dem Betroffenen gegenüber zur Entſchädigung verpflichtet, 
ebenſo bei Verſchulden ihrer Beamten bei Anordnung oder Aus⸗ 
führung dieſer Maßnahmen ſchadenserſatzpflichtig. Auch iſt der 
Magiſtratsrat, mag er auch auf Lebenszeit angeſtellt ſein, Beamter 
der Gemeinde und kann, wenn ſeine Tätigkeit als Vorſitzender des 
MEAN. den Wünſchen der Gemeindebehörde nicht entſpricht, in ein 
anderes Dezernat verſetzt werden, er iſt alſo in gewiſſer Hinſicht von 
einer Partei abhängig. Dieſe Abhängigkeit beruht aber nicht gerade 
in feiner Perſon, ſondern in der Einrichtung des MEN. als 
Gemeindebehörde. Nach 88 37, 38 MSchch. iſt das MEA. von der 
Gemeinde oder Gemeindeverbänden einzurichten. Jeder Vorſitzende 
eines MEN. iſt alſo Angeſtellter der Gemeinde. Es kann daher 
nur von Bedeutung ſein, ob etwa andere von der Gemeinde beſtellte 
Vorſitzende des MEA. weniger abhängig von der Gemeinde ſind als 
ein Magiſtratsrat. Dieſe anderen Vorſitzenden, in der Regel Richter, 
Staatsanwälte, die noch im Dienſte oder ſchon im Ruheſtande ſind, 
brauchen nach 8 38 Abſ. 2 Satz 1 des MSHG. nur auf ein Jahr 
angeſtellt zu werden. Daß ſie bei der Möglichkeit der Begrenzung 
ihrer Anſtellung auf ſo kurze Zeit als Vorſitzende von der Gemeinde 
weniger abhängig ſeien als ein Magiſtratsrat, kann als begründet 
nicht anerkannt werden. Wenn daher ein Beamter oder Angeſtellter der 
Gemeinde in Wohn Mang. Vorſitzender des MEA. iſt, beruht dies 
auf der vom Gef. getroffenen Einrichtung des MEA. Es iſt nicht 
anders, als wenn z. B. Rechtsſtreitigkeiten des Juſtizfiskus von 
den Gerichten entſchieden werden. Die Beſorgnis der Befangenheit, 
die ſich nur auf die Einrichtung der entſcheidenden Stelle bezieht, 
iſt zur Begründung der Beſorgnis der Befangenheit des zur Entſch. 
Berufenen nicht ausreichend. Es begründet daher der Umſtand allein, 
daß der Vorſitzende des MEA. ein Magiſtratsrat iſt, nicht die 
Beſorgnis ſeiner Befangenheit, vielmehr müſſen Umſtände dargetan 
ſein, daß gerade der abgelehnte Magiſtratsrat bei der ablehnenden 
Partei aus Gründen, die in ſeiner Perſon liegen, das Mißtrauen 
erregt hat, er werde nicht unparteilich ſein. 
(KG., 17. 8S., Beſchl. v. 7. März 1927, 17 W 696/27.) [D.] 


Berlin. b) Strafſachen. 


3. 8 360 Ziff. 11 StGB. Ob der ruheſtörende Lärm 
durch bellenden Wachhund nachts oder bei Tage erregt 
wird, iſt unerheblich. 

Der Lärm, die beunruhigende und beläſtigende Einwirkung 
durch den Gehörſinn auf das Empfindungsleben, muß „ruheſtörend“ 
ſein, d. h. ſo beſchaffen ſein, daß er geeignet iſt, die Ruhe des 
Durchſchnittspublikums, nicht gerade einzelner übererregbarer Men⸗ 
ſchen (JW. 1927, 601), zu ſtören. Es kommt demnach nicht dar⸗ 
auf an, ob der Lärm zur Nachtzeit verübt wurde, weil die öffent⸗ 
liche Ruhe und Ordnung auch bei Tage durch Beläſtigungen geſtört 
werden kann, die durch das an ſich erlaubte Tun des einzelnen 
ſelbſt nicht ſchlechthin geboten ſind, ſondern eine das Publikum un⸗ 
nötig beläſtigende Überſchreitung einer dem einzelnen zuſtehenden 
Befugnis enthalten. Gewiß muß es der Angekl. unverwehrt blei⸗ 
ben, auf ihrem ländlichen Anweſen einen Wachhund zu halten. 
Neben dieſem Recht beſteht für ſie aber auch die Pflicht, den 
Hund ſo unterzubringen und zu beaufſichtigen, daß die Nachbarn 
nicht unnötigerweiſe in ihrer Ruhe beeinträchtigt werden. Dieſer 
Pflicht hat die Angekl. indeſſen nicht genügt; denn nach den 
Feſtſtellungen des AG. hat ihr Hund durch ſtändiges Bellen, 
hauptſächlich am Tage, ſich bei den Nachbarn unliebſam bemerk⸗ 
bar gemacht und insbeſ. den Zeugen N. bei ſeinen ſchriftlichen 
Arbeiten geſtört, hat ihr Hund nicht nur ſtändig, ſondern auch 
übermäßig laut gebellt und hat ſie trotz mehrfacher Beſchwerden 
der Anwohner keine Abhilfe geſchaffen. Auch der feſtgeſtellte 
innere Tatbeſtand bietet zu rechtl. Bedenken keinen Anlaß. Jeden⸗ 
falls hat die Angekl. danach, wie aus den Gründen zu entnehmen, 
mit dem zur Strafbarkeit ausreichenden bedingten Vorſatz die 
Ruheſtörung weiter zugelaſſen. Ein Tierhalter, der es zuläßt, daß 
ſein Hund ſtändig und übermäßig bellt, verfällt aber der Beſtra⸗ 
fung aus 8 360 Ziff. 11 StGB. 

(KG., 2. StS., Urt v. 5. Nov. 1927, 2 8 611/27) 
Mitgeteilt von KGR. Körner, Charlottenburg. 


* 

Dresden. 
4. 8 2 Notgeſetz. Wenn eine landrechtliche Vorſchrift 
über das Ende der Polizeiſtunde nicht erlaſſen worden iſt, 
ſo iſt die Polizeiſtunde dann als beendet zu erachten, wenn 
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nach den ortsüblichen Anſchauungen und Bedürfniſſen der 
neue Tagesbetrieb beginnt. 

Durch VO. des Miniſterums d. J. v. 27. Aug. 1921 it für 
Sachſen die Polizeiſtunde einheitlich auf 1 Uhr vorm. feſtgeſetzt 
worden. Durch VO. desſelben Miniſteriums v. 22. Mai 1923 iſt 
auf Grund von § 2 Abſ. 2 Notgeſ. weiter beſtimmt worden, daß die 
i. J. 1921 feſtgeſetzte Polizeiſtunde auch für Räume, die im Eigen⸗ 
tum geſchloſſener Geſellſchaften ſtehen oder von ihnen ermietet ſind, 
gilt. Hierdurch hat die oberſte Landesbehörde die Fortdauer der 
VO. v. 27. Aug. 1921 auf Grund von 8 2 Notgeſ. erneut verfügt. 
Die genannte VO. hat deshalb als eine auf Grund von 8 2 Notgeſ. 
erlaſſene Vorſchrift zu gelten. Durch ſie iſt für Sachſen die Polizei⸗ 
ſtunde einheitlich auf 1 Uhr vormittags feſtgeſetzt worden. Die An⸗ 
ordnung der Polizeiſtunde hat die Bedeutung, daß mit der für ihren 
Eintritt feſtgeſetzten Zeit der Tagesbetrieb endigen und der Verkehr 
ruhen ſoll, als ein neuer Tagesbetrieb beginnt. 


Der Umſtand, daß in Sachſen — entgegen der Beſtimmung in 
8 2 Notgeſ. — bisher eine landesbehördliche Vorſchrift, wann die 
Polizeiſtunde endet, nicht getroffen worden iſt, macht weder die VO. 
v. 27. Aug. 1921 noch die v. 22. Mai 1923 rechtsungültig. Dieſer 
Mangel bewirkt nur, daß, ſolange die vom Reichsrecht geforderte 
landesrechtliche Regelung bez. des Endes der Polizeiſtunde noch nicht 
erfolgt iſt, dieſe ihrem oben erwähnten Sinn und Zweck entſprechend 
erſt dann als beendet angeſehen werden kann, wenn nach den orts⸗ 
üblichen Anſchauungen und Bedürfniſſen der neue Tagesbetrieb be⸗ 
ginnt. Daß dies zur Zeit der nachts 3/43 Uhr durch den Angekl, er⸗ 
folgten Bewirtung von Gäſten der Fall geweſen ſei, erſcheint nahezu 
ausgeſchloſſen. Hat aber zu der hier in Frage kommenden Zeit der 
neue Tagesbetrieb nach den angegebenen Geſichtspunkten noch nicht 
begonnen, fo hat ſich der Angekl. durch die von ihm nachts 3 Uhr 
vorgenommene Aufnahme von Gäſten ſtrafbar gemacht. 


(Och. Dresden, 2. StS., Urt. v. 16. Aug. 1927, 2 OSt® 76/27.) 


* 
Stettin. 


5. 819 StGB. ſchützt einen Parteiſekretär, wenn 
er an Parteiangehörige anläßlich von Gemeindewahlen 
Außerungen macht, die zur Aufklärung über die Perſon 
eines Wahlbewerbers dienen ſollen. f) 


Der Angel. hat die den Privatkläger beleidigenden Außerungen 
zu Parteifreunden anläßlich der Wahl des Privatklägers als Ge⸗ 
meindevorſtand in Z. getan, um ſie als Wähler aufzuklären; das an⸗ 
gefochtene Urteil ergibt auch, daß der Angekl. dies in ſeiner Eigen⸗ 
ſchaft als Parteiſekretär der Partei getan hat, und zwar des Kreis⸗ 
vereins, zu deſſen Bezirk Z. gehört. 

Dem angefochtenen Urteil iſt darin beizutreten, daß der An⸗ 
gekl. damit ein berechtigtes Intereſſe wahrgenommen hat. In der 
Tat handelte es ſich nicht nur um eine Parteizugehörigkeit, die für 
ſich allein ein dem Täter ſelbſt angehendes Intereſſe i. S. des 8 193 
SGB. nicht begründen kann (RGSt. 40, 101); der Angekl. hat 
auch nicht lediglich ein allgemeines Parteiintereſſe verfochten (RGSt. 
46, 153), ſondern hat eine Tätigkeit entwickelt, die ihm als Partei⸗ 
ſekretär oblag, alſo ein eigenes, perſönliches Intereſſe wahrgenommen. 
Dieſes war hier auch berechtigt i. S. des 8 193 StGB. Das RG. 
hat bereits ausgeſprochen, daß die Tätigkeit eines Wahlausſchuſſes als 
Organiſation der Wähler bei Reichstagswahlen, wenn ſie ſich auf den 
Betrieb der Wahlangelegenheiten bezieht, unter 8 193 StGB. fällt 
(RGSt. 26, 18); bezüglich der Gemeindewahlen liegt die Sache 
ebenſo (NGSt. 39, 265). Nicht anders iſt hier die Tätigkeit des An⸗ 
gekl. zu bewerten. Als Parteiſekretär handelte er auch als Organ der 
zu ſeiner Partei gehörenden Z.er Wähler, und zwar zum Betriebe 
der damals bevorſtehenden Wahl. Außerungen, die er hierbei zu 
Parteiangehörigen zum Zwecke der Aufklärung über die Perſon des 
Wahlbewerbers machte, müſſen als ſolche den Schuß des § 193 StGB. 
genießen. 

Was die Reviſion bezüglich des 8 193 StGB. ausführt, geht 
fehl. Wenn gefagt wird, niemals könne der Schutz des § 193 SGB. 
dazu führen, unwahre Behauptungen über den Gegner aufzuſtellen, 
fo ik verkannt, daß 8 193 StGB. gerade Außerungen vorausſetzt, 
die an ſich unter 88 185, 186 StGB. (möglicherweiſe ſogar unter 


Zu 5. Das vorſtehende Urteil halte ich für durchaus zu⸗ 
treffend, ebenſo ſorgfaltig wie vorſichtig begründet. Namentlich auch 
feine Schlußbemerkung, daß die Anwendbarkeit des 8 193 StchB. 
jeweils nur von Fall zu Fall beurteilt werden kann, iſt beſonders 
beherzigenswert. 

Wenn ein Wähler ſolche „Aufklärungen“ gegeben hätte, ſo 
unterläge es wohl keinem Zweifel, daß er den Schutz des 8 193 ge⸗ 
nieße. Wenn der Angekl., der nicht ſelbſt Wähler geweſen zu fein 
ſcheint, als Vertreter eines zu Zwecken der bevorſtehenden Wahl ge⸗ 
gründeten Organiſation gehandelt hat, ſo diente er pflichtgemäß den 
Intereſſen der Wähler und handelte damit auch als Vertreter be⸗ 
rechtigter Intereſſen. 

Geh. Hofrat Prof. Dr. v. Lilienthal (5), Heidelberg 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


8 187 StGB.) fallen. Daß der Angekl. hier nicht ein allgemeines 
Parteiintereſſe wahrgenommen hat, iſt bereits dargelegt. Selbſt⸗ 
verſtändlich haben Parteiſekretäre nicht das Recht, einen politiſchen 
Gegner auf allen ſeinen Lebenswegen zu verfolgen und bei Au⸗ 
gelegenheiten, die mit der Politik überhaupt nichts zu tun haben, 
ſtraflos zu beleidigen. So liegt die Sache nach dem oben dargelegten 
Sachverhalt hier auch keineswegs. Ebenſowenig läßt 8193 StGB. 
zu, daß ein Parteiſekretär über einen Gegner unwahre Behauptungen 
verbreitet, um ihn zu ſchädigen und ſeine Exiſtenz zu untergraben. 
Er muß vielmehr ausſchließlich die Wahrnehmung des berechtigten 
Jutereſſes, das im einzelnen Falle feſtzuſtellen iſt, bezweckt haben, 
denn § 193 StGB. ſetzt Außerungen zur Wahrnehmung berechtigter 
Intereſſen voraus. Hier hat der Angekl. nur das erörterte Inter⸗ 
eſſe wahrgenommen. \ 

Zur Vermeidung von Mißverſtändniſſen fei noch ausdrücklich 
vermerkt, daß die obigen Darlegungen ſich nur auf den hier vor 
liegenden, oben bezeichneten Sachverhalt beziehen, ſich aber nicht auf 
die politiſche Betätigung eines Parteiſekretärs im allgemeinen er⸗ 
ſtrecken. Ob die Vorausſetzungen für die Anwendung des 8193 
StGB. vorliegen, kann nur nach Lage des einzelnen Falles ent⸗ 
ſchieden werden. 

(Os G. Stettin, Urt. v. 5. März 1926, V 41/25.) 
Mitgeteilt von OS GR. Dr. Faſtenau, Stettin. 


1. 88 18, 23, 24, 25 An l AblG.; 
Pfändbarkeit von Ausloſungsrechten. f) 


Nach 8 18 AnlAblG. ift einem bedürftigen, im Inlande wohnenden 
deutſchen Reichsangehörigen, dem als Anleihealtbeſitzer ein Aus” 
loſungsrecht zuſteht, auf feinen Antrag eine Vorzugsrente zu ge 
währen. Nach 8 25 Abſ. 2 iſt dieſe Rente unveräußerlich, unvererb⸗ 
lich und unpfändbar. Der Schuldner hat den ordnungsmäßigen An⸗ 
trag auf Zuerkennung der Vorzugsrente geſtellt, die aber nicht er⸗ 
folgt iſt, da die Gläubigerin die dem Antrage zugrunde liegenden 
Papiere inzwiſchen pfänden ließ. Bei dem Schuldner ſind alle übri⸗ 
gen Vorausſetzungen für die Zuerkennung der Rente gegeben; ledig⸗ 
lich die inzwischen ausgebrachte Pfändung ſteht hindernd im Wege. 
Es fragt ſich, ob der an ſich vorhandene Anſpruch eines Schuldners 
auf die Zuerkennung der Rente durch Pfändung der zugrunde 
nu f Anleiheſtücke tatſächlich zunichte gemacht werden kann 
und darf. 

Der Anſpruch auf die Vorzugsrente kann nach 8 6 der I. Durchf⸗ 
VO. zwar nicht auf dem ordentlichen Rechtswege verfolgt werden, 
er iſt vielmehr auf dem Verwaltungswege geltend zu machen. Trotz⸗ 
dem ſtellt er — wie ſchon aus der Faſſung des Gef. hervorgeht — 
einen privatrechtlichen Anſpruch dar, deſſen Erfüllung nicht dem Er 
meſſen des Staates überlaſſen iſt und in Form eines Gnadenaktes 
erfolgt, ſondern lediglich von dem Vorhandenſein der geſetzlichen 
Vorausſetzungen abhängt. Die Zuerkennung der Rente durch die 
zuſtändige Stelle trägt daher nicht etwa rechtsbegründenden Charakter, 
ſondern iſt lediglich als eine Beſcheinigung über das Vorliegen der 
geſetzlichen Vorausſetzungen aufzufaſſen. n 

Der Zweck des Geſetzes iſt bez. der Vorzugsrente klar erſicht⸗ 
lich. Sie fol für diejenigen Perſonen, die dem Staat Geld zur Ber“ 
fügung geſtellt und ſpäterhin durch die Kriegs⸗ und Nachkriegszeit 
verarmt ſind, eine Entſchädigung darſtellen und, wie etwa die 
88 19, 26 zeigen, ein Exiſtenzminimum bilden, deſſen Gewährung 
höchſtperſönlichen Charakter trägt. Infolgedeſſen ſind die Voraus- 
ſetzungen für die Vorzugsrente eben auch nicht nur an das Papier, 
ſondern in viel höherem Maße an die Perſon des Antragſtellers ge⸗ 
knüpft. Dem Sinne des Anlabl®. nach iſt alfo nicht ohne weiteres 
die in dem angefochtenen Beſchluſſe geäußerte Anſicht zu billigen, 
daß die einem Antrag auf Gewährung einer Vorzugsrente zugrunde 
liegenden Papier vor Genehmigung des Antrages ebenſo gepfändet 
werden können, wie andere Inhaberpapiere. Wenn die Voraus“ 
ſetzungen für die Gewährung der Rente vorliegen und der Eigen 
tümer der Papiere gewillt iſt, ſeinen Anſpruch auf Vorzugsrente 
geltend zu machen, ſo würde es dem Sinne des Geſetzes unbedin 
entgegenſtehen, wenn man dem Schuldner die Verwirklichung DE 
Anſpruchs auf die unpfändbare Rente durch Pfändung der zugrunde 


Zu 1. Die Entſch. geht auf eine Fortbildung des im Anl⸗ 
AG. ausgeſprochenen Grundſatzes, daß die auf Grund eines Aus 
loſungsrechts zuerkannte Vorzugsrente nicht abtretbar und nicht 
pfändbar iſt (§ 25 Abſ. 2) nach der Richtung, dem Gläubiger au 
die Anwartſchaft auf die Rente zu ſichern, indem ſie schen 
das Ausloſungsrecht ſelbſt bereits für unpfändbar erklärt. kon 
ſequent durchgeführt müßte dann jeder Altbeſitzer für die Aus 
loſungsrechte, die er für feine Markanleihen erhalten hat (und in 
den Grenzen des g 18 Abf. 1f. AnlAblch. auch fein Erbe oder Che 
gatte), die Pfändungsfreiheit bis zum Betrage von 1000 RM Aus- 
loſungsrechte gleich 5000 RAM Ausloſungswerte beanſpruchen können 
da bei jeden die beſonderen Vorausſetzungen der Vorzugsreute El 
mal praktiſch werden können. So weit will der Beſchluß ſelbſt m 


88 814, 850 BRD. 
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liegenden Papiere unmöglich machen könnte. Jedenfalls muß es aber 
berückſichtigt werden, wenn der Schuldner einen ordnungsmäßigen 
und begründeten Autrag bereits eingereicht und dadurch bekundet 
hat, daß er das ihm zustehende Recht ausüben will. Dem Schuldner 
darf ſein Recht nicht durch eine inzwiſchen aufgebrachte Pfändung 
vereitelt werden. 

(LG. Hannover, 3. Fer K., Beſchl. v. 5. Sept. 1927, 1 T 886/27.) 
Trier. * 


2. Das Londoner Amneſtieabkommen v. 16. Auguſt 
1924 ſchließt nicht die Geltendmachung von bürgerlich⸗ 
rechtlichen Anſprüchen aus. 

Der Bekl. erſchien am 23. Okt. 1923 mit mehreren Begleitern 
als Anhänger der damaligen rheiniſchen ſeparatiſtiſchen Bewegung vor 
der verſchloſſenen Behauſung des Kl. in W. Durch Drohung mit 
Revolvern verſuchten die Separatiſten, den Kl. zum Offnen ſeines 
Hauſes zu veranlaſſen. Als dieſer ſich nicht dazu bewegen ließ, 
drangen die Angreifer gewaltſam in das Anweſen ein, erbrachen den 
Kraftwagenſchuppen und entnahmen ihm den dort ſtehenden neuen 
ſechsſitzigen Opelwagen des Kl. ſowie drei Ketten, 60 Liter Benzin, 
0 Liter Petroleum und 30 Liter Ol. Sie machten ſich alsbald mit 
dem Kraftwagen und den Betriebsvorräten davon, und zwar zunächſt 
nach B. Von da gelangte der Wagen nach T., wo ihn der Kl. aus⸗ 
ſindig machte und an ſich nahm. Er war inzwiſchen ſtark mitgenommen 
worden. Nach Abzug einer vom Deutſchen Reiche für die Beſchädi⸗ 
gung des Kraftwagens erhaltenen Entſchädigung begehrt der Kl. von 
dem Bekl. die Zahlung eines reſtlichen Schadenserſatzbetrages. 

Der Bekl. erhebt die Einrede der Unzuläſſigkeit des Rechts⸗ 
weges. Er iſt der Meinung, daß die zuſammen mit anderen Sepa⸗ 
ratiſten vollzogene Wegnahme des Kraftwagens gem. Art. 7 der Lon⸗ 
doner Amneſtievereinbarungen (Londoner Abkommen) v. 16. Aug. 1924 
nicht Gegenſtand eines Zivilrechtsſtreites ſein dürfe. Selbſt wenn aber 
das Londoner Abkommen keine Anwendung finde, ſo habe er in Aus⸗ 
übung der ihm von der rheiniſchen republikaniſchen Regierung an⸗ 
vertrauten öffentlichen Gewalt gehandelt. Er könne daher, da er ſich 
innerhalb der Grenzen ſeiner amtlichen Befugniſſe als Delegierter 
gehalten habe, nicht zur Schadenserſatzleiſtung herangezogen werden. 
Im übrigen habe er ſich an der Wegnahme des Wagens nicht tätig 
beteiligt. Er ſei mit den anderen nur zuſammen zur Tatſtelle ge⸗ 
fahren und bei der Wegnahme lediglich zugegen geweſen 

Der Klageanſpruch iſt dem Grunde nach gerechtfertigt. Der 
Rechtsweg iſt zuläſſig. Der Art. 7 Ziff. 1 des Londoner Ab⸗ 


gehen: er fordert, daß der Gläubiger die Rente bereits beantragt 
haben oder doch gewillt ſein muß, ſeinen Anſpruch auf die Rente 
Seil. „alsbald“ geltend zu machen. Die Vorausſetzungen der Rente 
ſollen alſo im Augenblick der Pfändung vorliegen müſſen. Aber auch 
in dieſer Einſchränkung erſcheint mir der Beſchluß nicht richtig zu ſein. 
Aus dem AnlAblG. folgt die Unpfändbarkeit nicht, denn hier 
wird nur die bewilligte Rente geſchützt. Der Gläubiger kann 
die Anwartſchaft auf die Rente auch auf andere Weiſe ohne, ja 
gegen ſeinen Willen verlieren, nämlich durch die Ausloſung und 
Auszahlung ſeines Ausloſungsrechts. Hiergegen ſchützt ihn das Anl⸗ 
Ablcg., indem es ihm geſtattet, auf die Teilnahme an der Aus⸗ 
loſung zur Erhaltung des Anſpruchs auf Vorzugsrente zu ver⸗ 
dichten (8 24); ein entſprechender Pfändungsſchutz für das Aus⸗ 
loſungsrecht iſt nicht gegeben. Das Ausloſungsrecht ſelbſt kann 
ferner, wie auch die Reichsſchuldenverwaltung in ihrer Praxis 
annimmt, ſogur noch während des Rentenbezuges, obwohl es 
in dieſer Zeit hinterlegt bzw. geſperrt iſt (8 23 daſ.), Gegenſtand 
der Abtretung oder der Pfändung ſein, allerdings mit der Ein⸗ 
ſchränkung, daß ſeine Herausgabe und Verwertung erſt nach Be⸗ 
endigung des Rentenbezuges möglich iſt. Gegen die Auffaſſung des 
Beſchluſſes ſpricht weiterhin die Regelung der Unpfändbarkeit in der 
3PO. (88 814, 850). Nicht die wirtſchaftlichen Möglichkeiten, die 
ich an einen Gegenſtand knüpfen, entſcheiden über die Frage ſeiner 
Unpfändbarkeit, ſondern es kommt darauf an, ob der Geſetzgeber 
ihn als unpfändbar bezeichnet hat. Eine Ausdehnung der Unpfänd⸗ 
barkeitsvorſchriften auf andere als in den genannten Paragraphen 
oder in Spezialgeſetzen geregelten Fälle iſt nicht zuläſſig (Stein- 
Jonas, § 814 Anm. V). Der allgemeine ſoziale Gedanke, der den 
Pfändungsbeſchränkungen zugrunde liegt, hat nicht zu einem ähnlich 
allgemeinen Rechtsgrundſätz geführt, vielmehr iſt die Regelung ka⸗ 
ſuiſtiſch erfolgt. Geld und Wertpapiere find grundſatzlich der Pfän⸗ 
dung unterworfen; um ſo mehr hätte der Geſetzgeber die Unpfänd⸗ 
barkeit der Ausloſungsrechte ausdrücklich vorſchreiben müſſen, wenn 
er ſie gewollt hätte. Auch der anerkannte Grundſatz, daß für die 
Unpfändbarkeit der Zeitpunkt der Pfändung entſcheidet (a. a. O. 
Anm. II 4) zeigt, daß Vorſchriften, die künftige Anſprüche, hier die 
Vorzugsrente, betreffen, nicht bereits in einem früheren Zeitpunkt die 
irkung einer Einſchränkung der Pfändbarkeit des Ausloſungsrechts 


aben können. 
Staatsſekr. z. D. Dr. C. Heinrici, Berlin. 


Zu 2. Eine Entſcheidung von großer und grund⸗ 
ſätzlicher Bedeutung für das bejegte Gebiet! 
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kommens v. 16. Aug. 1924 beſtimmt: „Niemand darf unter irgendeinem 
Vorwand verfolgt, beunruhigt, beläſtigt oder einem materiellen oder 
moraliſchen Nachteile unterworfen werden, ſei es wegen einer Tat, 
die in der Zeit zwiſchen dem 11. Jan. 1923 und dem Inkrafttreten 
des gegenwärtigen Abkommens in den beſetzten Gebieten ausſchließlich 
oder überwiegend aus politiſchen Gründen begangen worden iſt, ſei 
es .. . uſw.“ Es iſt zwar richtig, daß das Abkommen nach Maßgabe 
ſeiner Beſtimmungen auch die Handlungen der Sonderbündler grund⸗ 
ſätzlich berührt. Es berührt ſie jedoch, wie der Wortlaut des Ab⸗ 
kommens und die voraufgegangenen Londoner Verhandlungen zeigen, 
nur inſoweit, als es ſich nicht um bürgerlich-rechtliche Anſprüche han⸗ 
delt. Wenn das Abkommen gleich zu Anfang das Verbot der Ver⸗ 
folgung aufſtellt, ſo iſt damit zum Ausdruck gebracht, daß das Ver⸗ 
bot der materiellen Benachteiligung nur inſoweit durchgreift, als dieſe 
von den verfolgenden deutſchen Behörden ausgehen könnte (etwa 
Diſziplinierung von Beamten, Ausſchließung von Ausſchreibungen, 
Ausweiſungen u. a. m.). Gemeint iſt demnach eine materielle Benach⸗ 
teiligung nur inſoweit, als öffentlich-rechtliche Körperſchaften Ver⸗ 
geltung üben könnten. Es wurde bei den Londoner Verhandlungen 
nichts darüber beſtimmt, daß durch die beſonders einſchneidende Maß⸗ 
nahme des Abkommens auch zivilrechtliche Anſprüche aufgehoben 
werden ſollten. Es hätte dies bei der Bedeutſamkeit der Beſtimmungen 
ausdrücklich vereinbart werden müſſen. Das iſt nicht geſchehen. Die 
Ausdehnung des Abkommens auf bürgerlich-rechtliche Anſprüche würde 
auch bei dem Wortlaut der Beſtimmungen für den Geſchadigten einen 
durch nichts zu begründenden Nachteil hervorrufen. „Es liegt kein 
Grund zu der Annahme vor, daß die Verf. der Londoner Amneſtie⸗ 
vereinbarungen den Gläubiger zugunſten des Schuldners ſchädigen 
wollten.“ (So und im übrigen ähnlich wie die Begründung: 
L. Schäfer, Die Londoner Amneſtievereinbarungen, bei Bensheimer, 
Mannheim 1925. Heft II S. 34 Ziff. 18.) 

Der Bekl. iſt nach 8 830 BGB. i. Verb. m. 8 823 Abf. 1 u. 2 
BGB. ſchadenserſatzpflichtig. Denn er hat gemeinſchaftlich mit feinen 
Genoſſen den Kraftwagen vorſätzlich und widerrechtlich aus dem 
Schuppen entnommen und beſchädigt. Die Handlung war widerrecht⸗ 
lich; denn der Bekl. kann ſich nicht darauf berufen, im Amtsvollzug 
der rheiniſch⸗republikaniſchen „Regierung“ gehandelt zu haben. Die 
Männer, die den Bekl. angeblich zu ſeinem Tun anhielten, waren 
von der deutſchen Behörde nie als Regierung anerkannt. Jede in 
ihrem Namen vollzogene, in die Rechtsordnung eingreifende Hand⸗ 
lung war ungeſetzlich und damit widerrechtlich. Keiner, auch nicht der 
Bekl., kann für ſich in Anſpruch nehmen, namens der Führer der 
Sonderbündler ein „Amt“ im Rechtsſinne verwaltet zu haben 

(LG. Trier, Urt. v. 26. April 1927, 2 0 866/26.) 
Mitgeteilt von GerAſſ. Dr. Hecking, Trier. 


Pots dam. Amtsgerichte. 

1. 8535 BGB.; Art. 118 RVerf.; § 81 Ziff. 2 RStG B.; 
8 10 II 17 ALR. Der Mieter einer Wohnung iſt berechtigt, 
die Fahne einer nicht verbotenen Partei bei beſonderen 
Gelegenheiten zu flaggen. Darin liegt auch dann kein hoch⸗ 
verräteriſches Unternehmen, wenn die Ziele der Partei 
nach Feſtſtellung des Gerichts hochverräteriſch find. 


Die Eigentümer eines Hauſes klagten gegen einen Mieter 
auf Unterlaſſung des Heraushängens von roten Fahnen mit Sowjet⸗ 
ftern oder geballter Fauſt oder anderen Zeichen, die zur gewalt⸗ 
ſamen Abänderung der Verfaſſung oder zum gewaltſamen Klaſſen⸗ 
kampf auffordern, aus den Fenſtern der vom Bekl. gemieteten 
Wohnung. 

Die Klage iſt abgewieſen: Unter das nach Art. 118 NBerf, 
jedem Deutſchen innerhalb der Schranken der allgemeinen Geſetze 
zuſtehende Recht der freien Meinungsäußerung durch Wort, Schrift, 
Druck, Bild oder in ſonſtiger Weiſe fällt auch das Heraushängen 
von Fahnen. Das Flaggen von Sowjetfahnen durchbricht die 
Schranken der allgemeinen Geſetze nicht. Die dadurch geäußerte 
Sympathie mit den Zielen der kommuniſtiſchen Partei (gewalt⸗ 
ſame Umſtoßung der RVerf. und ihre Erſetzung durch die Diktatur 
des Proletariats) ſtellt kein hochverräteriſches Unternehmen i. S. 
des § 81 Ziff. 2 RStGB. dar. 

Auch eine Störung der öffentlichen Ordnung (§ 10 II 17 
ALR.) iſt im Hiſſen einer Sowjetfahne gelegentlich eines Demon⸗ 
ſtrationszuges der kommuniſtiſchen Partei nicht zu erblicken; werden 
öffentliche Umzüge, gelegentlich deren ſolche Fahnen gehißt werden, 
polizeilich geduldet, ſo kann auch gegen das Hiſſen der Fahnen 
nicht aus Gründen der öffentlichen Ordnung polizeilich einge⸗ 
ſchritten werden. 

Zu dem dem Wohnungsmieter vom Vermieter gem. 8 535 BEL. 
einzuräumenden vertragsmäßigen Gebrauch der Wohnung gehört 
mangels anderweitiger vertragsmäßiger Regelung das Recht, bei 
beſonderen Gelegenheiten die Fahne einer nicht verbotenen Partei 
zu hiſſen, da dies nach Sitte und Verkehr üblich iſt. 

(AG. Potsdam, Urt. v. 19. Okt. 1927, 5 C 2661/27.) 


359 


2866 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenschrift 


B. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 


I. Reich. 
Reichsfmanzhof. 
Berichtet von Senatspräſ. Dr. G. Strutz, Reichsfinanzrat Dr. Boethke, 
Reichsfinanzrat Arlt u. Reichsfinanzrat Dr. Gg. Sch mauſer, München. 
[ Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt.) 


1. 8 5 RAbgd.; 8 7 umſ StG. 1922. Ein Mißbrauch 
i. S. 85 RAbg O. liegt vor, wenn, um die Steuerbefreiung 
nach 8 7 Umſ StG. zu erlangen, eine Mühle das an einen 
auswärtigen Zwiſchenhändler verkaufte und von dieſem 
bezahlte Mehl auf ihren eigenen Namen am Nieder⸗ 
laſſungsorte des Zwiſchenhändlers in einem Lagerhaus 
einlagert, gleichzeitig aber die Lagerhaus verwaltung an⸗ 
weiſt, das Mehl an den Zwiſchenhändler auf deſſen je⸗ 
weiliges Begehren zu verabfolgen. 

Der ſteuerpfl. BeſchwF. (ein Mehlhändler) hat im ſtädtiſchen 
Lagerhaus in D. ein Lager. Um ſich die Befreiung von der Umjöt. 
nach 87 UmſStcGz. zu verſchaffen, hat er die Mühlenfirma W. in 
F., von der er Mehl bezieht, veranlaßt, im ſtädtiſchen Lagerhaus in 
D. ein Lager zu unterhalten und ihm zu geſtatten, nach Bedarf von 
dieſem Lager zu beziehen, um von da das Mehl durch Spediteure 
unmittelbar an ſeine Kunden zu liefern. Der Stpfl. erhielt eine 
Zweitſchrift des Frachtbriefes. Die Mühlenfirma beauftragte das 
Lagerhaus, das Mehl einzulagern, und verſtändigte es zugleich, daß 
der Stqpfl. berechtigt ſei, nach Bedarf das Mehl abzurufen. Der 
Stpfl. ließ dann durch ſelbſtändige Fuhrunternehmer das Mehl vom 
ſtädtiſchen Lagerhaus aus ſeinen Kunden zufahren. Die Rechnungen 
für Lagergeld wurden vom Lagerhaus auf die Mühlenfirma aus⸗ 
geſtellt, aber vom Stpfl. bezahlt. 

Die Vorausſetzungen für eine Neuveranlagung nach 8 212 
Abſ. 2 RAbgoO. waren gegeben, da das Fin A. erſt durch eine ſpäter 
erfolgte Buchprüfung Einblick in das Geſchäftsgebahren des Stpfl. 
gewann. In ſachlicher Beziehung liegt ein Mißbrauch von Formen 
und Geſtaltungsmöglichkeiten des bürgerl. Rechts vor, durch den die 
Stpfl. umgangen wurde. Denn im gewöhnlichen Geſchäftsleben 
nimmt der Händler die Ware, die er von auswärts bezieht und ſich 
zuſenden läßt, in ſeinen Beſitz, bis er einen Abnehmer dafür ge⸗ 
funden hat. Es ift ein ungewöhnlicher Vorgang, daß ein Verkäufer, 
der den Preis für die Ware bereits empfangen hat, die Ware auf 
ſeinen Namen am Niederlaſſungsorte des Käufers einlagert und 
damit ſeinen Kunden den Beſitz vorenthält. Im ſtädtiſchen Lager⸗ 
hauſe zu D. wird neben dem Mehlſtapel des Stpfl. das dieſem von 
der auswärtigen Mühle gelieferte Mehl geſondert auf den Namen der 
Lieferfirma gelagert, obwohl die letztere gar kein Intereſſe mehr, 
der Stpfl. aber alles Intereſſe daran hat, das Mehl im eigenen 
Machtbereich zu haben. Die Beteiligten haben die Dinge rechtlich ſo 
geſtaltet, um die UmſSt. zu umgehen. Es ergibt ſich dies ſchon daraus, 
daß der Stpfl., ehe er die Mühle veranlaßte, die von ihm gekauften 
Mehlmengen beim ſtädtiſchen Lagerhaus in D. einzulagern, ſich beim 
Find. erkundigt hatte, ob Steuerbefreiung nach 87 UmſStG. ein⸗ 
trete, wenn er in Zukunft „ab Mühlenlager D. beziehe“. 

Nach der Art, wie verfahren wurde, iſt wirtſchaftlich für die 
Beteiligten im weſentlichen derſelbe Erfolg erzielt worden, der er⸗ 
zielt wäre, wenn der Lagervertrag vom Stpfl. abgeſchloſſen worden 
wäre. Der Lagerhalter konnte es nicht ablehnen, den Weiſungen des 
Stpfl. zu folgen, und die Mühlenfirma in F. konnte tatſaächlich über 
das verkaufte Mehl nicht mehr anderweitig verfügen. 

Die im 8 5 Abſ. 1 RAbgdo. bezeichneten Begriffsmerkmale des 
Mißbrauchs von Formen und Geſtaltungsmöglichkeiten des bürgerl. 
Rechtes ſind hiernach im vorl. Falle gegeben. 

GF H., V. Sen., Urt. v. 29. April 1927, V 124/27) 

* 

2. 81 umſStG. Eine Gemeindebehörde, die im Jahre 
1924 die in ihrem Armenarbeitshauſe hergeſtellten Gegen- 
ſtände ſowie das dort zerkleinerte Brennholz teils durch 
eine beſondere Verkaufsſtelle an Dritte, teils an die 
ſtaatliche Beſchaffungsſtelle zur Verteilung an einzelne 
Verwaltungszweige, wie Wohlfahrtsamt, Jugendamt, Wai⸗ 
ſenhaus, Kinderheim, Kinderſchulen, Alters- und Ver⸗ 
ſorgungsheime, Strafanſtalt, geliefert hat, iſt umſatzſteuer⸗ 
pflichtig. 

(RS H., Urt. v. 4. März 1927, VA 934/26.) 

* 


3. 8 3 UmſStG. Entgelte, die eine Gemeinde i. J. 
1924 von den Viehhaltern und Schweine haltern ihrer Ge⸗ 
meinde für Bereitſtellung und Benutzung eines Gemeinde⸗ 
zuchtbullens und eines Gemeindezuchtebers und dafür er⸗ 
hoben hat, daß Gemeindeangehörigen, die Schafe halten, 
eine Gemeindeweide und ein Gemeindeſchäfer zur Verfü⸗ 
gung geſtellt wurde, ſind umſatzſteuerpflichtig. 

(RF H., Urt. v. 11. Febr. 1927, VA 893/26.) 
* 


4. 88 Nr. 9 GrErwStG. Beabſichtigt eine Körper” 
ſchaft des öffentlichen Rechtes, auf einem zum Verkaufe 
geſtellten Grundſtück zunächſt keine Kleinwohnungen für 
Minderbemittelte ſchaffen zu laſſen, genehmigt fie dann 
aber vor Abſchluß des Vertrags und vor der Grundſtücks“ 
übertragung den Bauplan, der die Schaffung ſolcher 
Wohnungen vorſieht, ſo kann angenommen werden, daß 
auch auf ſeiten der Körperſchaft das Grundſtück dem ſteuer“ 
begünſtigten Zwecke zu dienen beſtimmt iſt. ) 2 

Die Stadt F. verkaufte dem Beſchwerdeführer ein Grundſtück, 
als deſſen Eigentümer dieſer eingetragen würde. Aus dieſem Anla 
zog ihn das Fin A. zur GrErwSt. heran. Er legte unter Bezug! 
nahme auf § 8 Nr. 9 Einſpruch ein, hatte aber mit dieſem Rechts? 
mittel ebenſo wie mit der alsdann eingelegten Berufung keinen Er⸗ 
folg. Die nunmehr noch erhobene Rechtsbeſchwerde iſt begründet. 

Das Finder. hat die Anwendung der BefrVorſchr. des 8 8 
Nr. 9 abgelehnt, weil die Grundſtücksübertragung nicht der Schaf⸗ 
fung geſunder Kleinwohnungen zu dienen beſtimmt geweſen ſei. 
Das Finder. legt dar, daß die Befreiungsvorſchrift nur einſchlage⸗ 
wenn die Beteiligten von vornherein die Abſicht gehabt hätten, 
das erworbene Grundſtück dem ſteuerbegünſtigten Zwecke zuzuführen; 
es müſſe auch eine Gewähr dafür beſtehen, daß dieſe Abſicht ernſtlich 
gemeint ſei und tatſächlich verwirklicht werde; endlich müſſe die Ver⸗ 
wendung zu dem bezeichneten Zwecke für die Grundſtücksüber⸗ 
tragung beſtimmend und von vornherein beſtimmt ins Auge gefaßt 
worden fein. Wenn auch dieſen Darlegungen im allgemeinen zuge” 
ſtimmt werden kann, jo iſt doch nicht klar, was das FinGer. mit 
den Worten „vorn vornherein“ meint. Dieſe Wendung ſtammt offen⸗ 
bar aus dem vom Finger. angeführten Urt. des NEO. 7, 136. 
Dort ergibt der Zuſammenhang, daß eine erſt nach dem Er⸗ 
werbe gegebene ſteuerbegünſtigte Zweckbeſtimmung des Erwerbes 
nicht genügt. Nicht aber war damit etwa gemeint, daß von Anbeginn 
der Verhandlungen wenigſtens auf ſeiten der Körperſchaft des öffent⸗ 
lichen Rechtes der ſteuerbegünſtigte Zweck hätte ins Auge gefaßt 
worden ſein müſſen. Die weiteren Ausführungen des angefochtenen 
Urt. ergeben nicht klar, ob das FinGer. die Worte „von vornherein“ 
nicht etwa in dieſem unrichtigen Sinne gemeint hat. Deshalb mußte 
das Urt. aufgehoben werden. 

Die Sache iſt ſpruchreif. Man kann davon ausgehen, daß das 
Geſamtgelande, auf dem das Haus des Beſchwerdeführers errichtet 
iſt, von der Stadt von vornherein nicht zur Schaffung geſunder 
Kleinwohnungen für Minderbemittelte beſtimmt war. Das ſchließt 
aber nicht aus, daß in Einzelfällen eine ſolche Zweckbeſtimmung im 
Laufe der Verhandlungen tatſächlich rechtzeitig auch auf 
ſeiten der Stadt ins Auge gefaßt und von ihr gewollt war. Der 
Beſchwerdeführer durfte mit dem Bau erſt beginnen, nachdem er die 
Baupläne der Stadt vorgelegt hatte. Wenn aus den Planen hervor⸗ 
ging, daß es ſich um geſunde Kleinwohnungen für Minderbemittelte 
handelte, ſo hat die Stadt mit dem Beſchwerdeführer ſpäteſtens bei 
Genehmigung der Pläne eine ſolche Bebauung gewollt und in ihre 
Abſichten aufgenommen. Es mag richtig ſein, daß der Stadt eine 
andere Art der Bebauung genehmer geweſen wäre. Aber wenn ſie 
ſich mit einer Bebauung, wie fie 88 Nr. 9 vorausſetzt, einver⸗ 
ſtanden erklärt, ſo bekundet ſie damit, daß nunmehr das Grundſtück 
auch auf ihrer Seite dem ſteuerbegünſtigten Zwecke zu dienen be⸗ 
ſtimmt iſt. Da mit dem Bau ſchon vor Abſchluß des endgültigen 
Vertrags, alſo noch vor der Übereignung, begonnen worden iſt, ſo 
kann man auch nicht feſtſtellen, daß die Beſtimmung für den ſteuer⸗ 
begünſtigten Zweck nicht ſchon „von vornherein“ vorgelegen hat. 

(R3H., II. Sen., Urt. v. 12. Juli 1927, II A 306/27.) 


Reichsverſicherungsamt. 
a) Knappſchafts ſenat. 
Berichtet von Landgerichtsdirektor Kerſting, Berlin. 


1. 88 20, 111 Rn. Vorausſetzungen des Anſpruchs 
auf Rückzahlung von Beiträgen zur Knappfchaftspenſio ns. 


kaſſe. }) 

Unbedenklich iſt zunächſt die Feſtſtellung des Kn OV A., daß der 
Anſpruch des Kl. auf Rückzahlung der für 1924 entrichteten Beitrage 

Zu 4. Der Entſch. iſt beizuſtimmen. 

Gemäß 88 Nr. 9 GrErwstG. find Grundſtücksübertragungen, 
die der Schaffung geſunder Kleinwohnungen für Minderbemittelte 
zu dienen beſtimmt ſind, (unter gewiſſen weiteren Vorausſetzungen ) 
grunderwerbſteuerfrei. Wird die Zweckbeſtimmung erſt nach dem Er 
werb des Grundſtücks, d. h. nach dem Grundbucheintrag, gegeben, ſo 
wirkt ſie nicht ſteuerbefreiend. Dagegen iſt zur Steuerbefreiung nicht 
erforderlich, daß die Zweckbeſtimmung von Anbeginn der Verhand 
lungen an vorliegt; es genügt vielmehr, wenn die veräußernde Ge 
meinde, wie im vorl. Falle, im Laufe der Verhandlungen die A 
ſtücksübertragung dem ſteuerbegünſtigten Zweck widmet, mag ſie auch 
urſprünglich eine andere Abſicht gehabt haben. 

RA. Dr. Hans Berolzheimer, München. 


Zu 1. Der Entſcheidung iſt zuzuſtimmen. Sie ift auch zu⸗ 


_ 
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zur Angeſtelltenabteilung der Penſwuskaſſe nach 8 111 Abſ. 2 Ren. 
n. Faſſ. verjährt iſt, da der Kl. feinen Anſpruch erſt länger als 
ſechs Monate nach Ablauf des Kalenderjahrs, in dem ſie entrichtet 
worden ſind, erhoben hat. Aber auch den Anſpruch des Kl. auf Rück⸗ 
erſtattung der für 1925 geleiſteten Penſionskaſſenbeiträge hat das 
Kn OVA. zu Recht verneint. Die Penſionskaſſenmitgliedſchaft nach 
$ 20 Rͤnch. iſt Zwangsmitgliedſchaft, wenn die Vorausſetzungen des 
Geſetzes und der Satzung vorliegen. Die Aufnahme des Kl. in die 
Penſionskaſſe wäre dann als rechtsunwirkſam anzuſehen, wenn er zur 
Zeit der Aufnahme den ſatzungsmäßigen Erforderniſſen über die Ge⸗ 
ſundheit nicht genügt hätte. Daß der Kl. zur Zeit ſeiner Aufnahme 
dieſen ſatzungsmäßigen Erforderniſſen nicht entſprochen hätte, hat er 
ſelbſt nicht behauptet. Da auch der gemeinſchaftliche Erl. d. Preuß. 
Min. für Handel und Gewerbe und für Volkswohlfahrt v. 31. Mai 
1926 betreffend AusfBeſt. zu § 11 Abſ. 1 AVG. auf den Kl. als 
bamals nicht planmäßigen Beamten keine Anwendung finden kann, 
iſt er rechtsgültig Mitglied der Angeſtelltenabteilung der Penſions⸗ 
kaſſe geweſen und kann eine Rückerſtattung feiner geleiſteten Beiträge 
nicht beanſpruchen. 
(NVA., Enid. v. 17. Dez. 1926, IIa Kn 489/26.) 


b) Sonſtige Senate. 


2. § 1 Abſ. 3 AVG. Ermittlung der Jahresarbeits⸗ 
berdienſtgrenze. f) 


(RA., Entf. v. 18. Febr. 1927, IIa AV 133/26.) 
Urt. abgedr. 3%. 1927, 2394. 


[v. O.] 


Reichsverſorgungsgericht. 

Berichtet von Oberregierungsrat Dr. Arendts, Berlin. 

1. Daß zwei Beſcheide — ein Berichtigungsbeſcheid 
nach $ 65 Abſ. 2 Verf. und ein Rentenänderungsbeſcheid 
nach 8 57 RVG. — in einer Urkunde verbunden werden, ift 
nicht zu bemängeln; es gibt keine geſetzliche Verfahrens⸗ 
vorſchrift, die einer ſolchen Verbindung zweier an die⸗ 
ſelbe Partei gerichteten Beſcheide entgegenſtände. 

(RVGer., Urt. v. 28. Juli 1927, M Nr. 7901/27, 1.) 
* 


2. Als wettbewerbsfähig in einem Berufe ift ein 
Beſchädigter dann anzuſehen, wenn er von feinem Arbeit⸗ 
geber nicht lediglich aus Wohlwollen oder Mitleid be- 
ſchäftigt wird, ſondern ſeine Arbeitsleiſtung für dieſen 
auch von wirtſchaftlichem Werte iſt, wenn er ferner durch 
ſein Leiden nicht gehindert iſt, bei Berluft ſeines gegen 
wärtigen Arbeitspoſtens eine andere ähnliche Beſchäfti⸗ 
gung auf dem allgemeinen Arbeits markte zu finden, wenn 
er endlich für ſeine Tätigkeit eine Vergütung bezieht, 
aus der er zuzüglich ſeiner Rente den angemeſſenen 
Lebensunterhalt beſtreiten kann. 

(RVGer., Urt. v. 25. Okt. 1927, M Nr. 32 791/26, 1.) 


II. Länder. 
1. Oberverwaltungsgerichte. 
Preußen. 
Preußiſches Oberverwaltungsgericht. 


Berichtet von OVG R. Geh. ie u. RA. Dr. Görres, 
erlin. 

8 1. Preuß Diſz G. v. 21. Juli 1852. An dem Grundſatz 

daß Beamte an den Grundrechten und Grundpflichten der 


treffend begründet. Die Verjährung ergibt ſich aus dem Ren. ſelbſt. 
weit Recht iſt in dem Urt. weiter auf die Zwangsmitgliedſchaft zur 
Penſionskaſſe hingewieſen. Wenn die Vorausſetzungen des Geſetzes 
in der Satzung (z. B. 88 44 und 48 der Satzung) vorliegen, iſt die 
Zugehörigkeit zur Penſionskaſſe ohne Rückſicht auf den etwa ent⸗ 
gegenſtehenden Willen der betreffenden Arbeitnehmer gegeben. Im 
rigen bringt die Entſcheidung keine Beſonderheiten. 
RA. Dr. Mansfeld, Eſſen. 


Zu 2. Die Entſch. ſpricht deutlich aus, daß bei ſchwankenden 
Bezügen eines Angeſtellten (wie Gewinnanteile, Speſen, Proviſionen) 
die Feſtſtellung der Verſicherungspflicht eines Angeſtell⸗ 
0 (8 1 Abſ. 3, 5 3 AV.) und die Feſtſtellung der Bei⸗ 
bagspflicht (§ 171 AVG.) nach verſchiedenen Grundſätzen zu 
erfolgen hat. Der Grund für die unterſchiedliche Berechnung iſt darin 
gu erblicken, daß es ſich im erſteren Falle um Ermittlung des 
Jabresarbeitsverdienſtes für die einzelnen Monate, im letz⸗ 
eren Falle um Ermittlung von Monatsbeiträgen handelt. 

Prof. Dr. Ludwig Laß, Neubabelsberg. 
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Art. 118, 126, 130 RVerf. nur in den ihnen durch das 
Diſzcc gezogenen Schranken teilnehmen, iſt feſtzuhalten. 

OG. 77, 512 hat den Grundſatz aufgeſtellt, daß ein Beamter an 
den Grundrechten und Grundpflichten der RVerf. Art. 118 Abf. 1, 
126 und 130 Abſ. 2 nur in den Schranken teilnimmt, die ihm durch 
das PrDiſzGG. gezogen find. Hieraus ift zu folgern, daß das Beamte 
für ſein Verhalten in und außer dem Amte diſziplinariſch verant⸗ 
wortlich bleibt. Demgem. hat der Beamte die Pflicht der Ehrerbietung 
gegenüber ſeinen Vorgeſetzten in Wort und Schrift auch dann zu 
beachten, wenn er als Gemeindevertreter und Beauftragter der Ge⸗ 
meinde handelt. 

Es war zu dem Begehren der Verteidigung nachzuprüfen, 
ob der Grundſatz (OVG. 77, 512) aufrechtzuerhalken ſei. An dieſem 
in fortdauernder, gleichmäßiger Rſpr. des OVG. und auch von den 
übrigen höchſten Diſziplinargerichten des Preuß. Staates und des 
Reichs dauernd vertretenen Grundſatze hält der Gerichtshof auch nach 
erneuter Prüfung feſt (vgl. OVG. 77, 493; 78, 445; ferner Preuß. 
Diſziplinarhof für die nichtrichterlichen Beamten: Beſchl. v. 6. April 
1925 — D 128/24 —, PrVerwBl. 47, 69 u. Beſchl. d. Preuß. 
Staatsmin. v. 24. Sept. 1925 — St. M. I. 1159/25 —, abgedr. i. d. 
amtl. Veröffentl. d. Entſch. d. gen. Diſziplinarhofs im 3. Heft Nr. 1 
S. 3; ferner groß. Diſziplinarſenat beim KG. inhaltlich mitgeteilt 
bei Häntzſchel: Arch d. öffentl. Rechts, N. F. 100 S. 228; 
Eutſch. d. Reichsdiſziplmarhofs bei Schulze⸗-Simons S. 164, 
203, 204). Danach ſteht ſelbſtverſtändlich auch einem Beamten das 
verfaſſungsmäßig gewährleiſtete Recht der freien Meinungsäußerung 
(Art. 118 RVerf.) und ſowohl das Recht zur Erhebung ſachlicher 
Gegenvorſtellungen gegen Eröffnungen der Aufſichtsbehörden, wie 
das Recht der Beſchwerde gegen Anordnungen und Entſch. der Auf⸗ 
ſichtsbehörde in den den Beamten ſelbſt betreffenden Angelegenheiten 
zu. Aber das Recht der freien Meinungsäußerung iſt kein unbe⸗ 
grenztes, ſondern findet ſeine Schranken für jeden Staatsbürger in 
den allgemeinen Geſetzen, für den Beamten noch weitergehend in den 
Pflichten, die ihm fein Amt auferlegt, vorzüglich in der Treu⸗ und 
Gehorſamspflicht, die es ihm verbietet, von dieſen Rechten einen 
gleich weitgehenden Gebrauch zu machen, wie es anderen Staats⸗ 
bürgern geſtattet iſt, die nicht unter dem Zwange der im allgemeinen, 
öffentlichen Intereſſe unerläßlichen Dienſtzucht ſtehen. Das Amt er⸗ 
faßt die geſamte Perſönlichkeit des Beamten. Er iſt niemals nur 
Privatmann in allen ſeinen Handlungen, auch außerhalb des Dienſtes 
im engſten Wortſinne, muß er ſich deſſen bewußt ſein und bleiben, 
daß das Amt ihn bindet. Auf Art. 118 RVerf. kann ſich danach ein 
Beamter nicht berufen, wenn er die durch ſeine Beamteneigenſchaft 
gebotene Verpflichtung zu achtungswürdigem Verhalten und zur 
Rückſichtnahme auf die dienſtliche Unterordnung verletzt. Wenn daher 
dem Beamten auch eine Kritik gegenüber den Anordnungen ſeiner 
Anſtellungsbehörde oder denen ſeiner Dienſtvorgeſetzten grundſätz⸗ 
lich nicht verwehrt iſt, ſo muß ſich dieſe Kritik doch durchaus 
innerhalb ſachlicher Ausführungen halten und darf die 
durch die Pflicht rückſichtsvoller Achtung gegenüber den Inhabern 
öffentlicher Amter gebotenen Grenzen nicht verletzen, die ein wichtiger 
Beſtandteil deſſen iſt, was unter dem Begriffe Beamtendiſziplin ver⸗ 
ſtanden wird, und die unentbehrliche Grundlage für das gedeihliche 
Funktionieren des geſamten behördl. Organismus bildet. Von dieſer 
Pflicht iſt der Beamte auch dann nicht entbunden, wenn er außerhalb 
ſeines eigentlichen amtlichen Aufgabenkreiſes handelt. 

(PrOVG., 1. Sen., Urt. v. 20. Mai 1927, 0 28/26.) 
* 


2. BD. über Regelung der Paßpflicht v. 10. Juni 1919. 
Die Verweigerung eines Auslandspaſſes gegenüber 
Reichsangehörigen ſtellt eine polizeil. Verf. i. S. des 8127 
Pr Verw. dar. 5) 

Die Klage richtet ſich gegen die Verfügung der Polizei, durch 
welche die Aufhebung der gegen den Kl. verhängten Paßſperre ab⸗ 


Zu 2. Eines der wichtigſten durch die RVerf. gewährleiſteten 
Rechte des deutſchen Staatsbürgers iſt die Freizügigkeit, und zwar 
ſowohl die innerhalb des Reiches, wie das Recht, Deutſchland jeder⸗ 
zeit zu verlaſſen. Dieſes Recht hat empfindliche Einſchränkungen er⸗ 
fahren durch die während des Krieges und hernach im Verordnungs⸗ 
wege erlaſſenen Vorſchriften über das Paßweſen. Um ſo wichtiger 
iſt es, daß die Handhabung dieſer Vorſchriften nicht ausſchließlich dem 
Ermeſſen der Polizeiverwaltungsbehörden überlaſſen bleibt, ſondern 
daß gegen deren Verfügungen der Rechtsweg offen ſteht. Dem Stand⸗ 
A des PrOG. wird man deshalb uneingeſchränkt beipflichten, 
müſſen. ö 

Die Verweigerung des Paſſes war in dem vorl. Fall auf 8 11 
Abſ 2 Bek. v. 4. Juni 1924 (RODBL.I, 613) geſtützt worden. Dieſe 
Vorſchrift bietet Schwierigkeiten, weil fie abſtellt auf die Abſicht 
des Paßbewerbers, ſich durch die Reiſe ins Ausland ſeinen geſetz⸗ 
lichen Unterhaltspflichten zu entziehen. Der Unterhaltsberechtigte 
pflegt in ſolchem Falle zu ſagen, wenn der Schuldner erſt im Aus⸗ 
land ſei, könne man auf keine Zahlung mehr rechnen, während der 
Unterhaltsſchuldner zu erwidern pflegt, im Inland könne er nichts 
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gelehnt iſt. Dieſe Verfügung enthält inhaltlich die Ablehnung des 
vom Kl. beantragten Auslandspaſſes. Während nach 8 1 Geſ. über 
das Paßweſen v. 12. Okt. 1867 Reichsangehörige zum Ausgang 
aus dem Reichsgebiete ſowie zur Rückkehr in dasſelbe keines Reiſe⸗ 
papiers bedurften, beſtimmt jetzt 8 1 d. VO. über Abänderung d. 
VO. v. 21. Juni 1916, betr. anderweite Regelung der Paß pflicht, 
v. 10. Juni 1919 (RGS Bl. 516): „Wer das Reichsgebiet verläßt oder 
wer aus dem Ausland in das Reichsgebiet eintritt, iſt verpflichtet, 
ſich durch einen Paß über ſeine Perſon auszuweiſen.“ Die Ver⸗ 
weigerung des Reiſepaſſes enthalt alſo die Verweigerung einer Be⸗ 
ſcheinigung, durch deren Fehlen die Grenzüberſchreitung unmöglich 
gemacht wird. Eine ſolche Verweigerung einer zur Vornahme einer 
Handlung erforderlichen Genehmigung durch die Polizei iſt in ihren 
Folgen gleichbedeutend mit einem polizeilichen Verbot und ſtellt 
deshalb, wie in ſtänd. Rſpr. des OVG. anerkannt iſt, eine polizei⸗ 
liche Verfügung dar, gegen die die in 88 127 ff. Pre Verw. ge⸗ 
gebenen Rechtsmittel ergriffen werden Können (vgl. Friedrichs, 
LVerwG. 8127 Anm. 10 u. 11). In Anwendung dieſer Grundsatze iſt 
alſo die Verweigerung eines Auslandspaſſes gegenüber einem Reichs⸗ 
angehörigen als eine mit den genannten Rechtsmitteln anfechtbare 
polizeiliche Verfügung anzuſehen (übereinſt. Verf. des PrInn M. v. 
22. Sept. 1924, betr. Neuordnung d. Paßweſens [MinBl. f. i. Verw. 
S. 933 zu 8 12). 
(Pr OG., III. Sen., Urt. v. 11. Juli 1927, IIIA 26/27.) 
* 


3. Das Verfahren betr. ben Ausſchluß von Mitgliedern 
des Schulvorſtandes i. S. des 846 Abſ. 6 Volksſchünt. 
hat diſziplinären Charakter. Vor der Ausſchließungsver⸗ 
fügung iſt deshalb der Betroffene zu hören. Die fraglichen 
Tatſachen müſſen in der Verfügung ſubſtantiiert werden. 

Zutreffend hat die beklagte Regierung hervorgehoben, daß 
das Ausſchließungsverfahren nach den 88 47 Abſ. 6 und 44 II 
Volksſchlintch. v. 28. Juli 1906 (GS. 335) von dem Diſziplinar⸗ 
verfahren zu unterſcheiden und ſeinerzeit bei Beratung des Geſetz⸗ 
entwurfes vom Geſetzgeber abſichtlich an Stelle des urſprünglich 
geplanten Diſziplinarverfahrens eingeführt worden ſei. Daraus iſt 
jedoch mit dem Bezirksausſchuſſe lediglich zu entnehmen, daß die 
Ausſchließung eines Mitgliedes aus dem Schulvorſtand Su 
kein Disziplinarverſahren in den durch das Diſzch. v. 21. Juli 1852 
(GS. 465) vorgeſchriebenen Formen erfordert. Es ergibt ſich aber 
daraus nichts gegen die weitere zutreffende Annahme des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes, daß die Ausſchließung eine Maßnahme diſziplinären 
Charakters darſtellt, auf die allgemein gewiſſe Grundſätze beamten⸗ 
und diſziplinarrechtlicher Natur Anwendung zu finden haben. Die 
89 47, 44 a. a. O. beſtimmen nichts über das bei der Ausſchließung 
zu beobachtende Verfahren, ſie ſetzen aber ſachliche Vorausſetzungen 
feft, welche faſt wörtlich mit denjenigen übereinſtimmen, die für 
die Anwendung des erwähnten Diſzch. in deſſen 8 2 gegeben find. 
Es handelt ſich hiernach bei der Ausſchließung um eine Anordnung, 
durch welche der von ihr Betroffene aus dem Schulvorſtand ent⸗ 
fernt wird, weil er die Pflichten, eines Schulvorſtandsmitglieds 
verletzt oder ſich der Achtung, des Anſehens und des Vertrauens, 
welche die Zugehörigkeit zum Schulvorſtand erfordert, unwürdig 
gezeigt hat (88 47 Abſ. 6, 44 III a. a. O.). Bei einer derartig 
weitreichenden, die Ehre eines Schulvorſtandsmitgliedes berührenden 
Verfügung darf nicht der allgemeine beamtenrechtliche Grundſatz 
außer acht gelaſſen werden, daß der Angeſchuldigte vor der Entſch. 
über ſeine Entfernung aus dem Amte zu hören iſt. Eine ſolche 
Entſch. ſtellt die Ausſchließungsverfügung v. 15. Nov. 1921 dar, 
vor deren Ergehen dem Kl. keine Gelegenheit zur Außerung über 
die verſchiedenen ihm zur Laſt gelegten Handlungen gegeben wor⸗ 
den iſt. Dieſe Unterlaſſung hat die Ungültigkeit der Altsſchließungs⸗ 
verfügung zur Folge ohne Rückſicht darauf, ob dem Kl. in dem 
darauf angeſtrengten Verwaltungsſtreitverfahren eine hinreichende 
Möglichkeit geboten war, ſeinen Standpunkt darzulegen und ſich 
zu verteidigen, denn es kann ihm als Schulvorſtandsmitglied nicht 
zugemutet werden, zunächſt ungefragt die ſeine ganze Stellung 
und ſeine Ehre ſchädigende Verfügung über ſich ergehen zu laſſen 
und dann erſt zum Worte verſtattet zu werden. 

Als zweiter Grund für die Ungültigkeit der Ausſchließungs⸗ 
verfügung kommt hinzu, daß dieſe dem Kl. nur in allgemeinen 
Wendungen „ſtreitſüchtiges Verhalten“ und „Anfeindungen von 


verdienen, er wolle gerade deshalb ins Ausland, um von dort aus 
dann ſeinen Verpflichtungen genügen zu können. Dieſe Behauptungen 
bewegen ſich in einem Kreiſe, aus dem man nur durch einen Sprung 
herauskommt. Das OVG. hat zunachſt einmal betont, daß der bloße 
Widerſpruch des Unterhaltsgläubigers und das Beſtehen von Rück⸗ 
ſtänden noch nicht ausreiche, um die Abſicht der Entziehung zu be⸗ 
gründen, und daß die Beweislaſt für das Vorhandenſein beſonderer 
Gründe der Polizei obliege. Es hat weiterhin allgemeine Erwägungen 
zugelaſſen, wie die Rückſicht auf die zur Zeit in Deutſchland herr⸗ 
ſchende Arbeitsloſigkeit. Auch darin wird man dem OVG. beipflichten 
müſſen. RA. Weck, Berlin. 
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Lehrern“ vorwirft, jedoch die Angabe beſtimmter, ihm zur Laſt ge⸗ 
legter Einzeltatſachen unterläßt. Wie OVG. bereits hinſichtlich 
diſziplinarer Strafverfügungen gegen Beamte entſchieden hat (vgl. 
Urt. v. 8. April 1910; OVG. 56, 448), muß jede derartige Ver⸗ 
fügung den beſtimmten Anlaß der Beſtrafung und die einzelnen 
zugrunde liegenden Tatſachen ſo genau und beſonders bezeichnen, 
daß der Beamte die gegen ihn erhobenen Vorwürfe mit Sicherheit 
erkennen und ſeine Verteidigung dagegen einrichten kann. Was 
hier für jede diſziplinäre Skrafanordnung im eigentlichen Sinne 
ausgeſprochen iſt, muß auch für die eingreifende Maßnahme der 
Ausſchließung aus dem Schulvorſtande gelten, die eine Maßnahme 
diſziplinaren Charakters darſtellt. Mit Recht macht der Kl. geltend, 
daß er nicht in der Lage ſei, ſich gegen die Vorwürfe des ſtreit⸗ 
ſüchtigen Verhaltens und der Anfeindungen von Lehrern zu wahren, 
05 1 5 die zugrunde liegenden Einzeltatſachen nicht eröffnet wor⸗ 
en ſeien. 

(PrO G., Urt. v. 4. Okt. 1927, VIII C 28/26.) [Gs.] 
* 


4. 8 10 GrVermStG.; 8 231 RAbgO. Unrichtige 
e ſetzt die Rechtsmittelfriſt nicht in 

auf. 

Nach 8 8 Abſ. 1 GrVermStöG. ift dem Steuerſchuldner — d. i. 
gem. 8 4 Abf. 1 Buchſt. a a. a. O. regelmäßig der Eigentümer — als 
Rechtsmittel gegen den Veranlagungsbeſcheid der Einſpruch gegeben, 
über den der Steuerausſchuß zu entſcheiden hat. Der Berufungsaus⸗ 
ſchuß entſcheidet nach Buchſt. b des 8 8 Abſ. 1 erſt über die dem 
Steuerſchuldner gegen die erſtinſtanzliche Entſch. des Steuerausſchuſſes 
zuſtehende Berufung. Abweichungen von dieſen grundlegenden Beſtim⸗ 
mungen ſind im Gef. nicht vorgeſehen. Auch im Verwaltungswege iſt 
eine Verkürzung des Inſtanzenzuges dahin, daß in gewiſſen Fällen 
gegen den Veranlagungsbeſchluß an Stelle des Einſpruchs alsbald 
die Berufung Platz greife, über die der Berufungsausſchuß entſcheide, 
nicht angeordnet, der Steuerausſchuß nicht ausgeſchaltet und der 
Rechtsmittelzug weder auf zwei Inſtanzen noch im Falle der Nach⸗ 
prüfung gem. § 21 Abſ. 2 nach Saß 6 daſelbſt hinſichtlich der Wert⸗ 
feſtſetzung auf eine Inſtanz verkürzt worden. Insbeſ. enthält auch 
der Erlaß des Preußiſchen Finanzminiſters v. 20. Okt. 1924, der 
dem Vorſitzenden des Steuer⸗ und des Berufungsausſchuſſes an⸗ 
ſcheinend als Grundlage für das von ihnen befolgte Verfahren ge 
dient hat, keine derartige Anordnung. Sie würde im übrigen au 
gegenüber der klaren und zwingenden Vorſchrift des Geſ. der Rechts⸗ 
wirkſamkeit entbehren. 

Hiernach war die dem Beſchwerdeführer in dem Veranlagungs⸗ 
beſcheid erteilte Rechtsmittelbelehrung unrichtig. Es hätte an Stelle 
der Worte „der Berufung“ ſtehen muſſen „des Einſpruchs“, wie der 
handſchriftlich abgeänderte gedruckte Text auch urſprünglich lautete. 
Daß der Beſchwerdeführer, durch falſche Rechtsmittelbelehrung ver⸗ 
leitet, ſeinen Einſpruch als „Berufung“ bezeichnet hat, iſt ohne Be⸗ 
deutung, zumal die nur falſche Bezeichnung eines Rechtsmittels 
überhaupt unſchädlich iſt. Bemerkt ſei nebenbei, daß der Einſpruch 
auf alle Fälle als friſtzeitig zu gelten hat, da infolge der unrichtigen 
Rechtsmitlelbelehrung die Rechtsmittelfriſt nicht in Lauf geſetzt wor⸗ 
den iſt (vgl. 8 10 Abſ. 1 GrVermStG. in Verbindung mit 8 231 
Abſ. 3 RAckeb O.). Der Vorſitzende des Steuerausſchuſſes hätte ſo⸗ 
mit dieſem den Einſpruch, als welcher ſich der Schriftſatz v. 24. April 
1925 zweifellos darſtellte, vorlegen und deſſen Entſch. herbeiführen 
müſſen, wie ebenſo der Vorſitzende des Berufungsausſchuſſes, dem 
der Einſpruch vorgelegt wurde, dieſen zwecks Herbeiführung einer 
Entſch. des Steuerausſchuſſes an deſſen Vorſitzenden hätte zurüch 
geben müſſen. Selbſt wenn aber der Berufungsausſchuß den Einſpruch 
wegen des Wortes „Berufung“ tatſächlich als eine ſolche anſah, o 
hätte er zum mindeſten die Berufung als unzuläſſig verwerfen niüſſen, 
weil es au einer Einſpruchsentſch. fehlte. Da es ſich jedoch im vor“ 
liegenden Falle, wie hervorgehoben, nur um einen Einſpruch handelt, 
war jedenfalls eine Entſch. des Berufungsausſchuſſes über dieſen aus⸗ 
geſchloſſen. Unerläßliche Vorausſetzung für den Erlaß einer Be⸗ 
rufungsentſch. ift nach dem 8 8 Abf. 1 Buchſt. b a. a. O. das Vor⸗ 
liegen einer Einſpruchsentſch. des Steuerausſchuſſes, und allein gegen 
eine ſolche iſt die Berufung vom Gef. gegeben. 

Hiernach war die angefochtene, unter Verletzung einer weſent⸗ 
lichen verfahrensrechtlichen Vorſchrift ergangene Entſch. des Ve⸗ 
rufungsausſchuſſes aufzuheben und die Sache zur erneuten Entſch 
an die Berufungsinſtanz zurückzuverweiſen. 

(PrOG., Entſch. v. 11. März 1927, VII D 172/25.) 
* 


5. Unter welchen Vorausſetzungen können Gemein“ 
den Gemäldeausſtellungen der Vergnügungsſteuer unter“ 
werfen ? f) 

Nach den vom DVG. in ſtänd. Nipr. aufgeſtellten Grund. 
ſätzen ſind als Vergnügungen alle Veranſtaltungen, Darbietungen u 
Vorführungen anzufehen, welche nach der Abſicht des Veranſtaltenben 


Zu 5. Ich kann der Entſch. im Ergebnis nicht beipflichten. 
Der Fall betrifft einen ſehr bekannten großen Kunſtſalon, 
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dazu beſtimmt und geeignet ſind, zu ergötzen und zu unterhalten. 
An dieſen Grundſätzen haben auch die Beſtimmungen des Reichtsrats 
b. 9. Juni 1921, RGBl. 856, und 12. Juni 1926, RGBl. J, 262 
nichts geändert, weil durch das Fin AusglG. der Reichsrat nur er⸗ 
mächtigt war, die Beſteuerung von Vergnügungen zu regeln, nicht 
aber den Begriff der Vergnügung abweichend von der bisherigen 
Geſetzgebung feſtzulegen. Gegenüber dieſer, in OVG. 78, 112 wieder⸗ 
gegebenen Entſch., an der feſtzuhalten iſt, kann dem Schlußſatze des 
91 der Reichsratsbeſt. nur die Bedeutung einer Art Beweisregel 
beigemeſſen werden. 

Die Gemeinden können zwar auch Ausſtellungen von Ge⸗ 
mälden der Vergnügungsſteuer unterwerfen. Für die Frage, ob eine 
ſolche Darbietung als ein Vergnügen veranſtaltet wird, kommt 
es jedoch nicht darauf an, welche Wirkungen die Veranſtaltung bei 
den Beſuchern der Ausſtellungen, je nach deren Individualität, 
erweckt, ſowie etwa auf die Abſichten, mit denen die Einzelbeſucher 
von der Darbietung Gebrauch machen. Entſcheidend bleibt vielmehr 
die Wirkung, welche der Veranſtalter der Darbietung bei dem Publi⸗ 
Rum, auf deſſen Beſuch er rechnet, hervorzurufen beabjichtigt. Will 
er dasſelbe ergotzen und unterhalten, jo veranſtaltet er eine Ver⸗ 
gnügung ſelbſt dann noch, wenn er gleich vorausſetzen darf, daß 
ein Teil der Beſucher durch ihr Streben nach Belehrung oder ähn⸗ 
lichem beſtimmt werden mögen. Der Unternehmer kann demnach an 
erſter Stelle ſich an die Schauluſt und das Unterhaltungsbedürfnis 
des Publikums wenden und ihm die Ausſtellung zum äſthetiſchen 
Genuſſe darbieten; dann iſt das Kriterium der Vergnügung gegeben, 
indem als unmittelbarer Zweck der Veranſtaltung dem Publikum 
gegenüber die Erzielung der äſthetiſchen Wirkung erſcheint; die Aus⸗ 
ſicht auf dieſe Wirkung, auf den geiſtigen Genuß, nicht der Wunſch 
nach Belehrung oder Kaufluſt, ſoll das Publikum zum Beſuche ver⸗ 
anlaſſen. Will der Veranſtalter jedoch bildend, unterrichtend wirken 
oder hauptſächlich Kaufliebhabern Gelegenheit zur Beſichtigung und 

ewertung der zum Verkauf ausgeſtellten Werke geben, ſo wür⸗ 
den die Merkmale der Veranſtaltung einer Vergnügung nicht gegeben 
ſein. Was von beiden im Einzelfalle zutrifft, wird häufig um ſo 
ſchwerer zu entſcheiden ſein, als verſchiedene Zwecke nebeneinander 
aufen können, und ſolches kann vielleicht namentlich bei Aus⸗ 
ſtellungen zutreffen, deren Gegenſtände nur teilweiſe verkäuflich 
ſind. Alsdann iſt der hauptſächlich verfolgte Zweck maßgebend, und 


in dem zum Anreiz des Publikums neben verkäuflichen auch unver⸗ 
käufliche Gemälde in einer regelrechten Ausſtellung zu ſehen ſind, 
in die man gegen Eintrittsgeld Zutritt erhält. Wenn man einen 
ſolchen Kunſtſalon ohne Kaufabſichten beſucht, ſo geſchieht es doch un⸗ 
gefähr in gleicher Weiſe, wie wenn man ſonſt eine Gemäldegalerie 
beſocht, und es will mir nun ſcheinen, daß man den Beſuch von 
Gemäldegalerien doch nicht eigentlich zu den Vergnügungen rechnen 
ann. Wenn man 3. B. von einem Menſchen ſagt, er gehe nur Ver⸗ 
gnügungen nach, ſo rechnet man wohl dazu die verſchiedenen Arten 
von Veranſtaltungen, welche die Vergnügungsſteuerbeſt. des Reichs⸗ 
rats — ſo iſt ja irreführenderweiſe die einſchlägige RechtsVO. be⸗ 
zeichnet worden — v. 12. Juni 1926 in 8 1 Abſ. 2 in 10 Ziffern auf⸗ 
zählt, aber doch eigentlich nicht den Beſuch von Gemäldegalerien, die 
man nun einmal mehr aus Bildungs- als aus Vergnügungsſtreben 
aufſucht. Und wenn man mit dem Gericht den bis jetzt anerkannten 
Begriff der Vergnügungen i. S. des 3 1 der erwähnten VO. im 
dorl. Fall auch für die in Frage kommende GemStd. als maß⸗ 
geblich betrachtet — auf dieſe Frage komme ich nochmals zurück —, 
1% würde man doch wohl richtiger ſolche Gemäldeausſtellungen als 
nicht unter die Vergnügungsſteuer fallend zu bezeichnen haben. 
Aber das Gericht denkt in dieſem Punkt anders, es glaubt, 
daß auch ſolch „geiſtige Genüſſe“ — wie es ſie ſelbſt bezeichnet — 
zu den Vergnügungen gehören. Dann erhob ſich die weitere Frage, 
ob für das Vorliegen des grundſäßzlich möglichen Vergnügungs⸗ 
charakters maßgeblich fein ſoll die objektive Eignung und tatſächlich 
erzielte Wirkung oder die Abſicht des Veranſtaltenden; das Gericht 
entſcheidet im letzteren Sinn, und das will mir noch weniger ein⸗ 
leuchten. Daß Steuergeſetze die Steuerpflicht von einer Abſicht, alſo 
einem pfychiſchen Vorgang abhängig machen, iſt von vornherein ein 
unglücklicher Gedanke — vgl. die frühere, wegen ihres Mißerfolges 
mit Recht preisgegebene Beſtimmung über die Erfaſſung von Wert⸗ 
papiergeſchäften, wenn der Ankauf zum Zweck der Wieder⸗ 
Außerung, alſo in Spekulationsabſicht erfolgt war, 
Eink StG. 1920 8 11 Ziff. 5). Im Zweifel würde man alſo doch 
er anzunehmen haben, daß der objektive Charakter der Ver⸗ 
anstaltung für ihre ſteuerliche Beurteilung maßgebend ſein müſſe. 
zer dazu kommt noch, daß der Wortlaut der Vergnügungsſteuer O. 
3.1 Ab. 3 (übereinſtimmend damit ſtädt. StO. 8 3) ganz deutlich darauf 
dinweiſt, daß das Geſetz in der Tat die objektive Wirkung und nicht 
e Abſicht entſcheidend fein laſſen will. Denn hier heißt es, die An⸗ 
0 me einer Vergnügung werde dadurch nicht ausgeſchloſſen, „daß 
Unternehmer nicht die Abſicht hat, eine Vergnügung zu ver⸗ 
anſtalten“ 
vorliegt, 


ou 


— wenn der objektiven Wirkung nach eine Vergnügung 
t, kann man hier doch nur ergänzen. In der Tat zeigen ja 
ch die weiteren Ausführungen des Urt., wie unſicher die Feſt⸗ 
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welcher das iſt, darüber müſſen die beſonderen Umſtände entſcheiden. 
Hierbei werden der Beruf des Veranſtalters, die ganze Art der Auf⸗ 
machung, Verhältnis und Bedeutung unverkäuflicher Stücke zu 
den verkäuflichen, die Mittel zur Heranziehung von Beſuchern, die 
Bemeſſung des Eintrittsgeldes u. a. m. von Bedeutung ſein. 
(PrOG., II. Sen., Urt. v. 10. Mai 1927, II C 199/26.) 


* 

6. 815 PrGrVermStG.; 8 24 PrKomm Abg. Wann 
iſt ein Grundſtück einer Gemeinde als zum öffentl. Ge⸗ 
brauch beſtimmt anzuſehen und deshalb von der Grund- 
vermögensſteuer befreit?) 

Gem. § 15 Abſ. 1 Gef. üb. Erhebung e. vorläuf. Steuer vom Grund⸗ 
vermögen v. 14. Febr. 1923 (GS. 29) i. Verb. m. § 24 Abſ. 1 Buchſt. e 
Komm Abg. v. 14. Juli 1893 (GS. 152) iſt die GrVermSt. nicht zu er⸗ 
heben u. a. von Grundſtücken der Gemeinden, „ſofern ſie zu einem 
öffentl. Dienſte oder Gebrauch beſtimmt ſind“. Unter der Beſtimmung 
eines Grundſtücks zum öffentl. Gebrauch i. S. des $ 24 Abſ. 1 
Buchſt. o a. a. O. iſt nach der Rſpr. des OVG. die unmittelbare Be⸗ 
ſtimmung des Grundſtücks zum Gebrauche des Publikums zu ver⸗ 
ſtehen (vgl. OVG. 48, 83; 72, 151; 74, 120). In dem Erkenntn. 
v. 6. Februar 1917 (OVG. 72, 151 ff.) iſt zu dieſem Begriff noch 
ausgeführt: „Nicht erforderlich iſt, daß der Gebrauch ein ſchranken⸗ 
loſer, unentgeltlich ftattfindender Gemeingebrauch ſei; vielmehr wird 
der öffentl. Gebrauch nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß für ihn vom 
Publikum ein Entgelt gezahlt wird. Nur darf die Verwendung des 
Grundſtücks für jenen Gebrauch nicht vorwiegend in der Abſicht 
der Gewinnerzielung erfolgen, ſondern es muß die Abſicht, dem 
Gebrauche des Publikums zu dienen, im Vordergrunde ſtehen.“ Letz⸗ 
tere Abſicht hat das OVG. nach den weiteren Ausführungen der 
Entſch. ausdrücklich bei dem Betriebe der früheren Kgl. Theater in 
Preußen als vorliegend anerkannt mit der Begründung, jene Theater 
verfolgten in erſter Linie nicht die Abſicht der Gewinnerzielung, ſon⸗ 
dern bezweckten die Hebung des Kunſtverſtändniſſes im Publikum 
durch Darbietung möglichſt vollkommener künſtleriſcher Leiſtungen; 
dies ergebe ſich auch ſchon daraus, daß die Krone von jeher erheb⸗ 
liche Zuſchüſſe zum Betriebe der Theater geleiſtet habe, um deren 
Fehlbeträge zu decken. 

(POL, VII. Sen., Entſch. v. 17. Juni 1927, VII D 279/25.) 
* 


ſtellung der Abſicht iſt und wie fie mehr oder weniger ſchließlich 
doch einer Feſtſtellung der Wirkung ihre Merkmale entnehmen 
muß. Das liegt im vorl. Fall ebenſo, wie im Falle von OVG. 78, 
112, in dem das Gericht ſchon ebenſo entſchieden und in dem es 
ſich um ein Kirchenkonzert gehandelt hatte. 

Zieht man nun noch die einſchlägigen ortsrechtlichen Beſtim⸗ 
mungen, nämlich die BerlVergnStO. von 1922/25 heran, fo ver⸗ 
mehren ſich die Bedenken gegen das Urt. nur noch weiter. 8 2 
Ziff. 9 dieier Ordnung erklärt, über den Katalog der Reichsratsbeſt. 
hinausgehend, für ſteuerpflichtige Vergnügungen „entgeltliche Aus⸗ 
ſtellungen, auch Modeſchauen, mit Ausnahme der nicht Erwerbszwecken 
dienenden Muſeen“. Bei dieſer allgemeinen Faſſung werden Kunſt⸗ 
ausſtellungen i. S. dieſer Ordnung der hier vorl. Art zweifellos 
betroffen. Nun iſt allerdings außer Zweifel, daß ſich alle dieſe 
Einzelbeſtimmungen im Rahmen des allgemeinen Begriffs der Ver⸗ 
gnügungen halten müſſen; das ſagt 8 14 Abſ. 1 Saß 3 Fin AusglöG. 
ausdrücklich, und auch in Art. III 5 2 der ReichsratsVO. iſt nur 
gejagt, von den GemStd. „können die ſteuerpflichtigen Gegenſtände 
im einzelnen noch näher bezeichnet werden“. Wenn man ſich nun 
mit dem OVG. auf den Standpunkt ſtellt, daß Gemäldeausſtellungen 
Vergnügungen ſein können, ſo fehlt es auch hier an jedem Anhalts⸗ 
punkt dafür, des näheren dabei auf die Abſicht des Veranſtalters 
abzuheben, und nicht vielmehr auf objektiven Charakter und tat⸗ 
ſächliche Wirkung der Veranſtaltung. 

Prof. Dr. Bühler, Münſter. 


Zu 6 u. 7. In den beiden obigen Entſch. hat das OVG. an 
ſeiner bereits mehrfach feſtgelegten Auslegung des Geſetzes über Erhebung 
einer vorläufigen Steuer vom Grundvermögen feſtgehalten. Hiernach 
iſt Vorausſetzung der Steuerfreiheit, daß das Grundſtück entweder 
zum öffentl. Dienſt oder zum öffentl. Gebrauch beſtimmt iſt. In 
beiden Beziehungen muß eine unmittelbare Beſtimmung vor⸗ 
liegen. In den fraglichen Wohnungen muß ſich ein Teil des öffentl. 
Dienſtes vollziehen. Es reicht nicht aus, daß die Wohnungen nur 
mittelbar zur Förderung dienſtlicher Intereſſen beſtimmt ſind. Nicht 
notwendig iſt aber, daß der Beamte in der Wohnung Dienſtverrich⸗ 
tungen ausführt; es genügt, daß er ſich vermöge feines Dienſtes 
dauernd in dieſer Wohnung aufhalten und zur Ausführung dienſt⸗ 
licher Verrichtungen bereithalten muß. — Entſprechendes gilt für den 
zweiten Fall der Steuerfreiheit, Beſtimmung zum öffentl. Ge⸗ 
brauch Hier iſt von Bedeutung, daß der öffentl. Gebrauch nicht mit 
dem Gemeingebrauch zuſammenfällt, und daß er auch bei Entgelt⸗ 
lichkeit der Benutzung vorliegen kann. Dagegen liegt öffentl. Ge⸗ 
brauch nicht vor, wenn die Benutzung des Grundſtücks zur Gewinn⸗ 
erzielung, alſo gewerblich erfolgt. Dieſe Auslegung ſtimmt zwar mit 
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7. PrGrVermStG.; PrKͤomm Abg G. Wann iſt ein 
Gebäude „zu einem öffentl. Dienſt beſtimmt“ und des⸗ 
halb ſteuerfrei? f) 

Nach ſtändiger Rechtſprechung des OVG. iſt Vorausſetzung der 
Steuerfreiheit auf Grund 824 Abſ. 1 Buchſt.s KommAbgG., daß 
das Grundſtück oder Gebäude entweder für den Gebrauch der öffentl. 
Behörden (zum öffentl. Dienſt) oder für den Gebrauch des Publikums 
(zum öffentl. Gebrauch) unmittelbar beſtimmt iſt (vgl. OVG. 48, 79; 
72, 151, ſowie 96; 73, 74; 74,119). Zu einem öffentl. Dienſte 
find ſolche Gebäude beſtimmt, in denen ſich ein Teil des öffentl, 
Dienſtes vollzieht. In der dem Beamten uſw. der betr. Verwaltung 
überwieſenen Wohnung vollzieht ſich aber ein öffentl. Dienſt nur 
dann, wenn es zur ordnungsmäßigen Wahrnehmung der dienſtlichen 
Obliegenheiten erforderlich iſt, daß der Beamte uſw., dem eine 
Wohnung zugewieſen iſt, an der betr. Stelle ſich dauernd aufhalten 
muß, und wenn die Überweiſung der Wohnung erfolgt iſt, um ſolchen 
dauernden Aufenthalt zu ermöglichen. Die Vorausſetzung, daß ſich in 
den Wohnungen ein öffentl. Dienſt vollzieht, trifft aber dann nicht zu, 
wenn deren Überweiſung aus ſonſtiger Rückſicht, z. B. aus ſozialer Für⸗ 
ſorge oder aus Gründen der Bequemlichkeit oder zur mittelbaren För⸗ 
derung dienſtlicher Intereſſen erfolgt iſt (vgl. OVG. 59, 36). Es muß fo 
liegen, daß die Beamten uſw. in den Wohnungen wohnen müſſen, 
weil ſie auch außerhalb der Dienſtſtunden in einer gewiſſen Dienſt⸗ 
bereitſchaft und bei beſonderen Vorfällen ſchnell und leicht zu erreichen 
fein müſſen, und lediglich aus dieſen Rückſichten muß die Über⸗ 
weiſung erfolgt ſein. Nur ſolche Wohnungen dienen unmittelbar 
dem Dienſte. Nach Rſpr. d. OVG. liegen die erwähnten Bedingungen 
betr. Militärperſonen vor bei der Wohnung des Kriegsmin. (OVG. 
36, 79, 82) — nicht dagegen bei den Wohnungen der kommand. Gene⸗ 
räle (OVG. 30, 81) —, insbeſ. aber bei Kaſernen⸗ u. Bürgerquar⸗ 
tieren der Soldaten und der in der Kaſerne zur Auffichtsführun 
untergebrachten Offiziere. Im Urt. v. 28. Okt. 1896 (OVG. 30, 800 
iſt weiter ausgeſprochen, daß das Naturalquartier der hierzu be⸗ 
rechtigten Mannſchaften vom Feldwebel abwärts ſtets als zum 
öffentlichen Dienſte beſtimmt anzuſehen ſei (a. a. O. 86/87). 

(PrOsG., VII. Sen., Eniſch. v. 18. Febr. 1927, VII D 5/25.) 
* 


S8. Zur Frage der Gewerbeſteuerpflicht ärztlicher 
Eigentümer von Sanatorien. f) 

Wie das OVG. in feiner Entſch. v. 26. Okt. 1926 (PrVerwBl. 
Jahrg. 48, 200) ausgeſprochen hat, iſt für die Steuerpflicht ärztlicher 
Eigentümer von Sanatorien von entſcheidender Bedeutung, ob die 
Gewährung von Unterkunft und Verpflegung nur dem Zwecke der 
Ausübung der ärztlichen Heiltätigkeit dient oder Selbſtzweck iſt, 
um aus dem für die Unterkunft und Verpflegung bezahlten Entgelt 
einen beſonderen Gewinn zu erzielen. In erſterem Falle iſt völlige 
Steuerfreiheit gegeben; wenn aber beide Zwecke gleichwertig neben⸗ 
einander verfolgt werden, ſo liegt teils Steuerfreiheit, teils Steuer⸗ 
pflicht vor (vgl. Urt. d. OVG. v. 1. Dez. 1915: PrVerw Bl. Jahrg. 


(Pr., VIII. Sen., Entſch. v. 21. Juni 1927, VIII G St 241/26.) 
* 


dem Wortlaut des Geſetzes nicht recht überein, da der Begriff der 
Offentlichkeit durch Erwerbsabſichten des Unternehmers nicht aus⸗ 
geſchloſſen wird. Auch Schankſtätten ſind bekanntlich öffentl. Lokale. 
Dennoch wird man der Auslegung beitreten müſſen, da i. S. des 
Steuergeſetzes der Grund der Steuerfreiheit in der Beſtimmung, 
die das Grundſtück erhalten hat, alſo in dem Verwendungszweck des 
Eigentümers liegt. Steuerfreiheit fol nur eintreten, wenn das 
Grundſtück öffentl. Intereſſen, nicht fiskaliſchen Erwerbszwecken 


gewidmet wird. 
RA. Dr. Ernſt Hagelberg, Berlin. 


Zu 8. Der Entſch. iſt zuzuſtimmen. Ausgenommen von der 
Gewerbeſteuer iſt nach 8 3 Ziff. 2 PrGewStG. v. 15. März 1927 
der Beruf des Arztes. Gehört nun zur Berufsausübung notwendiger⸗ 
weiſe die Unterbringung des Kranken beim Arzte, ſo iſt dieſe Unter⸗ 
bringung nichts anderes, als ein Teil der ärztlichen Heiltätigkeit, und 
darf nicht der Gewerbeſteuer unterworfen werden. Anders iſt es aller⸗ 
dings, wenn die Gewährung von Unterkunft und Verpflegung 
Selbſtzweck iſt, d. h. die Unterbringung und Verpflegung ſelbſt 
eine Quelle der Gewinnerzielung darſtellen ſoll. Das OVG. beſagt 
endlich, daß, wenn beide Zwecke gleichwertig nebeneinander ver⸗ 
folgt werden, teils Steuerfreiheit, teils Steuerpflicht gegeben ſei. Es 
wird im Einzelfalle ſehr ſchwer feſtzuſtellen ſein, ob ein ſolches gleich⸗ 
wertiges Nebeneinanderverfolgen beider Zwecke vorliegt; meiſt wird 
wohl der Heilzweck überwiegen. Aus der Höhe der Preiſe allein kann 
keinesfalls gefolgert werden, daß die Gewährung von Unterkunft 
und Verpflegung Selbſtzweck iſt, um aus dieſem Entgelt beſondere 
Gewinne zu erzielen; es wird ſich immer fragen, ob den hohen 
Preiſen auch entſprechend hohe Leiſtungen gegenüberſtehen und ob nicht 
nach der Art der Patienten und der Art der zu behandelnden Leiden 
eine mit Komfort verbundene Unterbringung geboten iſt, ſchon um 
die Kranken während der eine erfolgreiche Behandlung häufig er⸗ 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


9. Gewerbeſteuer. Die fog. vererblichen und bet’ 
äußerlichen Apothekenkonzeſſionen ſind als ſelbſtändiger 
Beſtandteil des Gewerbekapitals zu bewerten. 1) 

Die fog. vererbl. u. veräußerl. Apothekenkonzeſſionen haben 
ihre Grundlage in der KabOrder v. 5. Okt. 1846, deren Inhalt im 
MineErl. v. 21. dess. Mon. (M Bl. f. i. Verw. 210) wiedergegeben iſt . 
Die bisherige Rſpr. des OVG. hat ſich auf den Standpunkt geſtellt, 
daß ſolche Konzeſſionen keinen ſelbſtändigen Wert darſtellen, ſondern 
nur als werterhöhendes Moment des ſteuerbaren Vermögens in Be 
tracht kommen (vl. Urt. v. 8. Juni 1900 und 23. Jan. 1912: Or. 
38, 95 ff.; 62, 320, 325; Entſch. v. 27. März und v. 3. Juli 1915: 
OVG. i. StStS. 5, 369 ff.; 17, 333 ff.). Bei dieſer Beurteilung war 
der Gerichtshof von der Auffaſſung ausgegangen, daß die Apotheken 
Ronzeſſionen der hier fraglichen Art im Rechtsſinne Reine ſelb⸗ 
ſtändigen, dem privatwirtſchaftlichen Verkehr unterliegenden Ver⸗ 
mögenswerte ſeien. An der Richtigkeit dieſer Auffaſſung können 
keinerlei Bedenken beſtehen, denn die in Frage ſtehenden Apotheken 
Ronzeffionen find im Gegenſatze zu den Apothekenprivilegien 
(8 2 Rev Apotheker O. v. 11. Okt. 1801) im rechtlichen Sinne rein bei? 
ſönlich, fie find mithin rechtlich weder vererblich noch veräußerlich. 
Aber die rechtliche Seite dieſer Konzeſſionen iſt für den vorl. 
Fall nicht ausſchlaggebend. Nach § 4 RAbgD., der auf die hier anwend⸗ 
bare GewSt. v. 23. Nov. 1923 nach 8 19 daſelbſt ſinngemaß 
anzuwenden iſt, ſind bei Auslegung der Steuergeſetze ihr Zweck, ihre 
wirtſchaftliche Bedeutung und die Entwicklung der Verhältniſſe zu 
berückſichtigen. Es kommt alſo darauf an, ob die erwähnten Kon⸗ 
zeſſionen im Wirtſchaftsleben den Charakter der Selbſtändigkeit 
haben und demgegenüber ihre rechtliche Unſelbſtändigkeit ohne weſent⸗ 
liche Bedeutung iſt. Das iſt zu bejahen. ö 

Durch die Kab Order v. 5. Okt. 1846 wurde im tatſächlichen 
Sinne auf dem Verwaltungswege neben der Vererblichkeit auch die 
Veräuferlichkeit eines Rechtes auf Präſentation des Nachfolgers für 
die perſönlich konzeſſionierten Apotheken anerkannt. Daran iſt 
grundsätzlich durch den auf Grund Kab Order v. 7. Juli 1886 er 
gangenen MinErl. v. 21. Juli 1886 (M Bl. f. i. Verw. 161) nichts ge⸗ 
ändert worden. In ihm iſt lediglich eine zeitliche Einſchränkung des 
Präſentationsrechts dahin erfolgt, daß innerhalb der nächſten zehn 
Jahre nach der Errichtung einer neuen Apotheke der Inhaber ohne 
beſondere Genehmigung der Aufſichtsbehörde nicht zur Präſentation 
eines Geſchäftsnachfolgers berechtigt ſein ſoll. Durch dieſe Anord 
nung ſollte, wie der Erlaß ergibt, verhütet werden, daß Inhaber neu 
Konzeſſionierter Apotheken dieſe unmittelbar oder doch nur ganz Kurze 
Zeit nach ihrer Eröffnung veräußerten und auf dieſe Weiſe Apo⸗ 
theken zum reinen Handelsobjekt würden. Auch durch KabOrder v. 
30. Juni 1894 (MBl. f. i. Verw. 119 ff.), nach welcher neue Konzeſ⸗ 
ſionen nur noch als rein perſönliche ohne das Recht der Präſentation 
eines Geſchäftsnachfolgers verliehen werden können, iſt eine Under 
rung an den beſtehenden Apothekenkonzeſſionen nicht erfolgt. 
Von dem für dieſe Konzeſſionen in der Kab Order v. 5. Okt. 1 
gemachten Vorbehalte der Wiedereinziehung iſt, ſoweit feſtgeſtellt wer⸗ 
den konnte, bisher nie Gebrauch gemacht worden. Der wirtſchaftliche 
Verkehr ſieht die mit dem Präſentationsrechte verſehenen Apotheken 
konzeſſionen auf Grund der Verhältniſſe, wie fie fi tatſächlich ge 


forderlichen langen Zeit an das Sanatorium und den behandelnden 
Arzt zu feſſeln. Nach 8 3 Württew StVO. it für die Frage der 
Gewerbeſteuerpflicht einer von einem Arzt betriebenen Privatkrankeſ 
Irren⸗, Heil⸗ oder Kuranſtalt ausſchlaggebend, ob der Betrieb aus? 
ſchließlich oder überwiegend der Ausübung des ärztlichen Be 
rufs dient; ift dies der Fall, fo iſt der Betrieb gewerbeſteuerfrei, au 
wenn die in der Anſtalt aufgenommenen Perſonen neben der — 
lichen Behandlung, auch die volle Verpflegung erhalten. Das OVG. 
ſpricht in ſeiner Entſch. von einem gleichwertigen Nebenein 
anderverfolgen beider Zwecke. Wenn alſo der Heilzweck überwiegt 
fo ſoll wohl von einer Gewerbeſteuerpflicht abgeſehen werden. Jeden 
falls ſollten in praxi kleinliche Unterſuchungen, ob vielleicht mi 
Gewährung von Unterbringung und Verpflegung ganz nebenher auch 
noch Gewinn erzielt werden kann und ſoll, unterbleiben. 

RA. Dr. Wilhelm Kiefe, Stuttgart. 


Zu 9. Das OVG. hatte im weſentlichen zu zwei Fragen Stel 
lung zu nehmen: ü 5 1 
1. ob die im Streit befindliche Apothekenkonzeſſion ſelbſtändig 
zu bewerten iſt oder ob ſie lediglich als werterhöhender Faktor 9 
Grundſtücks bzw. des geſamten Gewerbekapitals aufzufaſſen iſt; 8 
2. ob die Apothekenkonzeſſion dem Gewerbebetrieb als ſolchen, 
gewidmet iſt oder ob ſie lediglich eine Vorausſetzung der Berecht 
gung zur Ausübung des Apothekenbetriebs darſtellt. ine 
Zu 1: Mit Recht hat das OVG. i. ©. der erſten Alternat 
entſchieden und mit der bisherigen Rſpr. gebrochen. Freilich iſt he 
zu überſehen, daß nicht nur die bisherige Rſpr. des OVG., ſond⸗ 
auch die des RNEH., allerdings zu der Frage der ſteuerlichen # 
wertung der Apothekenkonzeſſion bei der R&rCrwSt. nach wie 5 er 
dieſe lediglich als werterhöhenden Umſtand anſieht. Noch in egg 
neueren Entſch. des NFH. v. 3. Aug. 1926 (Apothekerztg. 1926 Meg 
S. 1237) hat der RF. die Auffaſſung vertreten, daß die Konzeſf 
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ſtaltet haben, als ſelbſtändige Vermögenswerte an, es wird für 
fie bei der Veräußerung der Apothekengrundſtücke in der Regel ein 
beſonderer Wert in Anja gebracht. Der Verkehrsauffaſſung von der 
wirtſchaftlichen Selbſtändigkeit ſteht 8 54 PrGGewO. v. 17. Jan. 1845 
(GS. 41) nicht entgegen. Zwar iſt dort beſtimmt: „Außer der Appro⸗ 
bation bedürfen Apotheker, welche ſich nicht im Beſitz eines Real⸗ 
privilegiums befinden, einer Konzeſſion des Oberpräſidenten, in wel⸗ 
cher der Ort und das Grundſtück, wo das Gewerbe betrieben werden 
ſoll, beſtimmt ſein muß.“ Daraus folgt aber noch nichts gegen die 
tatſächliche Selbſtändigkeit der Konzeſſion, denn die Bezeichnung des 
Grundſtücks in der Konzeſſion hat nicht die Bedeutung, daß dieſe mit 
einem beſtimmten Grundſtück untrennbar verbunden iſt und daher nach 
Trennung von dem Grundſtück erliſcht. Auf dieſem Standpunkte 
ſtehen auch die MinErl. v. 31. Dez. 1846 und 22. Nov. 1854 (vgl. 
Gneiſt, Apothekergeſ. d. Deutſchen Reichs u. Preußens, Ausg. 1925, 
323, 324). Nach ihnen bedarf es zwar zur Verlegung konzeſſionierter 
Apotheken in einen anderen Ortsteil oder in eine andere Straße der 
Genehmigung der Behörde, die die Konzeſſion erteilt hat; in ihnen 
Rommt aber zum Ausdrucke, daß eine ſolche Genehmigung nicht die 
Erteilung einer neuen Konzeſſion darſtellt; dort iſt ſchlechthin nur 
don der Genehmigung zur Verlegung die Rede. Vollends zweifelsfrei 
tt der Auffaſſung, daß die Verlegung einer konzeſſionierten Apotheke 
nicht den Verluſt der bisherigen Konzeſſion nach ſich zieht und die Er⸗ 
teilung einer neuen Konzeſſion notwendig macht, in dem MinErl. 
d. 19. März 1852 (Böttger⸗Urban, PrApothekengeſ. 5. Aufl. 
S. 285, 286) Ausdruck verliehen. Hiernach iſt anzunehmen, daß die 
log. vererbl. und veräußerl. Apothekenkonzeſſion mit einem beſtimm⸗ 
ten Grundſtücke nicht verbunden iſt; es iſt daher die ihr im Wirt⸗ 
ſchaftsverkehr beigelegte Selbſtändigkeit anzuerkennen. 

Für die Frage der Zugehörigkeit dieſer Konzeſſionen zum Ge⸗ 
werbekapital als wirtſchaftlich ſelbſtändige Beſtandteile bleibt 
daher nur noch zu prüfen, ob ſie auch dem Gewerbebetriebe gewidmet 
lind oder ſich lediglich als eine öffentlich⸗rechtliche Vorausſetzung der 
Betriebsausübung darſtellen. Das erſtere ift der Fall. Allerdings 

bedarf der Nachfolger trotz der Präſentation durch den Vorgänger einer 
neuen Konzeſſion. Dieſe bildet aber mit der Präſentation wirt⸗ 
[chaftlich eine untrennbare Einheit, denn fie wird ohne die Prä⸗ 
ſentation nicht erteilt. Rein wirtſchaftlich betrachtet, verſchafft alſo 
der bisherige Betriebsinhaber ſeinem Nachfolger die Konzeſſion. Das 
Kapital, das dieſer für ſie aufwendet, gibt ihm erſt die Möglichkeit 
der Betriebsausübung. Daher iſt eine ſolche Konzeſſion dem Ge⸗ 
werbebetriebe gewidmet. Dieſe Widmung iſt auch, was Vorausſetzung 
für die Gewerbeſteuer iſt (8 6 Gew StVO.), eine dauernde. Dabei 
hat außer Betracht zu bleiben, daß der Beſtand der in Rede ſtehenden 
Konzeſſionen geſetzlich nicht geſichert iſt. Dadurch wird der Widmung 
er Charakter der Dauer nicht genommen. Sollte auch, wie das be⸗ 
reits beabſichtigt war (vgl. Handwörterb. d. Staatswiſſenſch., 4. Aufl. 
Bd. 1 S. 362) eine Aufhebung dieſer Konzeſſionen durch Geſetz er⸗ 
folgen, jo rechnet der Verkehr doch mit einer Entſchädigung, denn 


lediglich als werterhöhender Umſtand anzuſehen iſt, und wörtlich ge⸗ 
lugt: „Bei der Frage, was als werterhöhend angeſehen werden 
muß, ſei vor allem auf die Anſchauungen des Verkehrs Rückſicht zu 
nehmen.“ Bei der GrErwSt. mußte der RFH. fo verfahren und von 
der Bejahung eines ſelbſtändigen Wertes ſchon desioegen Abſtand 
nehmen, weil die Apothekenkonzeſſion als ein perſönliches Recht im 
Gegenſatz zum Privileg nicht grundbuchfähig it, mithin ſteuerrechtlich 
nicht als grundſtücksgleich behandelt werden kann. Das OVG. hat in 

bereinſtimmung mit dem ſoeben in Bezug genommenen Urt. des NFH. 
richtig dargetan, daß Apothekenkonzeſſionen, auch die fog. verkäuflichen 
Apothekenkonzeſſionen, ebenſo wie die nicht verkäuflichen de jure 
ſich als ein perſönliches unübertragbares Recht darſtellen, die aber 
wirtſchaftlich deswegen ein Vermögenswert iſt, weil durch die Kab Order 
v. 5. Okt. 1846 dem Inhaber der ſog. Realkonzeſſion ein Recht zuſteht, 

en Nachfolger der Behörde zu präſentieren, dem, das muß hier mit 
aller Klarheit ausgeſprochen werden, die Behörde die Konzeſſion ver⸗ 
zeihen muß, ſofern er als Apotheker qualifiziert iſt. Dieſes Präſen⸗ 
tationsrecht ändert nichts an dem perſönlichen und verkäuflichen 

harakter der Konzeſſion. Es ſtellt ſich als ein Erſatzverkaufsrecht dar. 

zem OVG. wird zuzuſtimmen fein, daß bei Beurteilung dieſer Frage 
nicht der rechtlichen, ſondern der wirtſchaftlichen Seite ausſchlag⸗ 

Fuende Bedeutung beizumeſſen iſt. Hinzuzufügen wäre noch, daß die 
8 laubnis zum Betrieb des Gewerbes, als welches ſich auch die 
Apothekenkonzeſſion darſtellt, zweifellos dazu angetan iſt, wirt⸗ 
ſchaftlich ſelbſtändige Vermögenswerte zu erzeugen. Da nun das 

echt auf Präſentation der Privatrechtsſphäre, die Verleihung der 
Konzeſſion aber dem öffentlichen Recht angehört, fo folgt auch aus 
pieſem, in den Urteilsgründen nicht näher erörterten Geſichtspunkt, daß 

3 Präſentationsrecht der weſentlichſte Inhalt der Konzeſſion ſich 
ei ein ſelbſtändiger Vermögenswert darſtellt. 

Daran ändert nichts die Tatſache, daß in der Kab Order v. 5. Okt. 
1846, die übrigens von dem damals abſoluten Monarchen erlaſſen 
wurde und mithin Geſetzeskraft hat, von dem Vorbehalt der Wieder⸗ 
Anziehung die Rede iſt. Richtigerweiſe jagt das OVG., daß von der 

Biedereinziehung der Konzeſſion nie Gebrauch gemacht wurde. Es 
hätte noch hinzufügen müſſen, daß es ſinnwidrig iſt, auf der einen 
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ſonſt wäre es unverſtändlich, daß für derartig Konzeſſionierte Apo⸗ 
theken, wie das vom BeſchwFührer überreichte Privatgutachten er⸗ 
gibt, hohe Preiſe gezahlt werden. Nach allem hat bei der Veranlagung 
zur Gewerbeſteuer gem. § 4 RAbgoO. i. Verb. m. § 19 GewStVO. v. 
23. Nov. 1923 die rechtliche Natur der Apothekenkonzeſſionen mit Prä⸗ 
ſentationsrecht hinter die wirtſchaftliche zurückzutreten, ſo daß 
die letztere ausſchlaggebend iſt. Daraus folgt weiter, daß dieſe Kon⸗ 
zeſſionen für das Steuerjahr 1924 auf Grund II. Steuer Not VO. v. 
19. Dez. 1923 (RGBl. I, 1205) i. Verb. m. den DurchfBeſt. d. RF M. 
v. 8. März 1924 (RStBl. 103) ſelbſtändig zu bewerten find (vgl. 
Urt. RF H. v. 19. Dez. 1925: R Fh. 18, 120 ff.). 

(PrOBG., VIII. Sen., Eniſch. v. 26. April 1927, VIII GSt 99/26.) 


Bayern. 
Bayeriſcher Verwaltungsgerichtshof. 


Berichtet von Oberſtaatsanwalt Klee, München. 

1. 833 GewO. i. d. F. des NotGeſ. v. 24. Februar 1923. 
Wirtſchaftserlaubnispflicht geſchloſſener Geſellſchaften 
und anderer Vereine. 

Bei Wirtſchaftserlaubnisgeſuchen geſchloſſener Geſellſchaften und 
anderer Vereine, die beim Inkrafttreten des NotG. v. 24. Febr. 1923 
bereits beſtanden, aber einen erlaubnispflichtigen Betrieb nicht aus⸗ 
geübt haben, iſt die Prüfung des Bedürfniſſes geſetzlich geboten. Aus 
den Geſetzgebungsverhandlungen erhellt mit aller Deutlichkeit, daß 
der Reichstag mit aller Schärfe gegen die geſchloſſenen Geſellſchaften, 
Vereine uſw., die einen Wirtſchaftsbetrieb ausübten und durch 
Schlemmerei und Völlerei häufig Anlaß zu Argernis gaben, vorgehen 
wollte und ſie deshalb der Konzeſſionspflicht unterſtellte. Die Be⸗ 
ſtimmung des neuen 833 Abſ. 6 Satz 2 Halbſatz 1 GewO. kann nur 
ſo verſtanden werden, daß die Befreiung vom Nachweis des Bedürf⸗ 
niſſes nur für jene geſchloſſenen Geſellſchaften, Vereine uſw., die beim 
Inkrafttreten des Not. wegen eines Schankbetriebs der 
ſofortigen Konzeſſionspflicht unterworfen wurden, gelten ſoll. 

(Bay., 2. Sen., Entſch. v. 31. Dez. 1926, Nr. 62/26.) 
* 


2. 835 GewO. Die Unzuverläſſigkeit, die nach der 
allgemeinen moraliſchen Eigenſchaft des Unternehmers 
zu beurteilen iſt, kann auch in einem zu geringen Bil- 
dungsgrad und in mangelndem Rechtsgefühl gefunden 
werden. 

(Bay., 2. Sen., Entſch. v. 14. Mai 1926, Nr. 9/26.) 
* 


3. 88 6, 32 FVO. Sozialrentnerwaiſen. 

Die Empfänger von Waiſenrenten gehören erſt ſeit dem 1. Jan. 
1925 nicht mehr zu den Sozialrentnern. Bis zu dieſem Zeitpunkt 
hatte ein Sozialrentner nach den bis dahin in Geltung geweſenen, als 
materielles Recht ſich darſtellenden Reichsgrundſätzen v. 27. März 1924 
(RG Bl. I, 379) Anſpruch auf gehobene Fürſorge, neben der für 
Armenfürſorge kein Raum gegeben war. Erſt die Reichsgrundſätze 
v. 4. Dez. 1924, die am 1. Jan. 1925 in Kraft getreten ſind, haben 
darin eine Anderung eintreten laſſen. Von dieſem Zeitpunkt an iſt 


Seite durch die KabOrder dem Inhaber einer Apothekenkonzeſſion das 
Recht zu geben, den Nachfolger zu präſentieren, und auf der anderen 
Seite von einer Wiedereinziehung zu ſprechen. Hinzu kommt, daß die 
Apotheker ſelbſt in dem Apothekenkaufpreis, welcher zumeiſt in drei 
Teile zerfällt, neben dem Kaufpreis für Grundſtück, für Konzeſſion, 
für Warenlager und Inventar die Konzeſſion als ſelbſtändigen 
Kaufpreisteil einſetzen, bei welchen ſich freilich häufig im Stempel⸗ 
intereſſe die Kaufpreisteile verſchieben, ohne daß an der ge⸗ 
famten Kaufpreisſumme etwas geändert wird. Daß 8 54 Pr&emd, 
dieſer Entſch. des OVG. nicht entgegenſteht, folgt allein aus der 
Tatſache, daß realkonzeſſionierte Apotheken vielfach in Mietgrund⸗ 
ſtücken betrieben werden, daß mithin dem Konzeſſionar das Grund⸗ 
ſtück nicht gehört und ihm auch keineswegs gehören muß. 

Zu 2: Dem OVG. iſt auch zuzuſtimmen, daß die Konzeſſion 
dem Gewerbebetrieb zugehörig iſt, wenngleich ſie ſich als Voraus⸗ 
ſetzung zur Ausübung des Apothekenbetriebs darſtellt. Die Rſpr. in 
Aufwachen hat insbe]. in dem KGurt. 9 Aw III 582/26 (JW. 19286, 
2691) angenommen, daß die Konzeſſion mit den übrigen Betriebs⸗ 
vermögen alſo mit Warenlager, Inventar, und, ſoweit dem Eigen⸗ 
tümer das Grundſtück gehört, eine wirtſchaftliche untrennbare Ein⸗ 
heit bildet. Aus ähnlichen Erwägungen iſt vorliegendenfalls das KG. 
dazu gekommen, nicht nur das Grundſtück für die Reſtkaufgelder, 
ſondern auch ſtets die Konzeſſion uſw. mithaftend heranzuziehen. 

Auch aus der ſchon erörterten Tatſache, daß der bisherige 
Apothekeninhaber ſeinem Nachfolger die Konzeſſion auf einen 
Rechtstitel, nämlich den Kaufvertrag, fußend, kraft des ihm zu⸗ 
ſtehenden Präſentationsrechts verſchafft und ihm dadurch erſt die 
Fortſetzung des Apothekengewerbes ermöglicht, folgt, 
daß dieſe zwar nicht rechtlich, aber wirtſchaftlich verkäufliche und ver⸗ 
erbliche Konzeſſion ein Beſtandteil des Gewerbehapitals iſt. 

RA. Dr. Adolf Hamburger, Berlin. 
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die Sozialrentnerwaiſe hinſichtlich des Trägers und damit auch des 

Organs des Trägers der Armenfürſorge für Minderjährige 

gleichgeſtellt worden. J 
(Bay., 3. Sen., Entſch. v. 30. Dez. 1926, Nr. 49/26.) 


* 
4. 88 7 Abſ. 3, 15 70. Fortgeſetzte Hilfsbedürftigkeit. 
Nach 8 7 Abſ. 3 FVO. iſt der Fürſorgeverband des Ortes, in 
dem die Familie Wohnung und Haushalt hat, zur Fürſorge für die 
Mitglieder der Familie endgültig verpflichtet, auch wenn ſie bei Ein⸗ 
tritt der Hilfsbedürftigkeit den Aufenthalt an einem anderen Orte 
hatten. Der durch den Eintritt einer Perſon in ſeine Familie herbei⸗ 
geführte etwaige Wechſel der endgültigen Fürſorge ſtellt ſich als eine 
der in 8 15 FVO. vorgeſehenen Ausnahmen dar und findet ſogar 
Anwendung, wo die Vorausſetzung des gemeinſamen Haushaltes und 
der gemeinſamen Wohnung erſt während des Beſtehens der Hilfs⸗ 
bedürftigkeit geſchaffen wird. 
(Bay., 3. Sen., Entſch. v. 9. Mai 1927, Nr. 18/27.) 
* 


5 55 88 JV. Fürſorgepflicht des Zehnmonats ver- 
andes. 

Bei der Sonderregelung des 88 FVO., die zur Vereinfachung 
der Feſtſtellung der endgültigen Fürſorgepflicht getroffen wurde, han⸗ 
delt es ſich um eine unwiderlegliche Rechtsvermutung, die jeden Gegen⸗ 
beweis ausſchließt. Das Beweisanerbieten, daß das hilfsbedürftige 
Kind erſt empfangen ſei, nachdem die Mutter den gewöhnlichen Auf⸗ 
enthalt in dem in Betracht kommenden Orte aufgegeben hatte, iſt 
unzuläſſig und kann daher nicht berückſichtigt werden. 

(Bays Gh., 3. Sen., Entſch. v. 9. Mai 1927, Nr. 17/27.) 


* 

6. 8 14 FVO. Vorausſetzung der Übernahme hilfs⸗ 
bedürftiger Kinder. 

Eine die Übernahme rechtfertigende dauernde Hilfsbedürftigkeit 
iſt bei Kindern nicht gegeben, wenn ſie binnen kurzem (in der Regel 
mit Vollendung des 14. Lebensjahres) erwerbsfähig werden. Ein 
Knabe, der bereits das Alter von 13 Jahren 7½ Monaten erreicht 
hat, iſt in der Lage, ſich ſeinen Lebensunterhalt in Bälde ſelbſt zu 
verdienen; ſeine Hilfsbedürftigkeit iſt im maßgebenden Zeitpunkt der 
Urteilsfällung als eine vorübergehende anzuſehen; es fehlt 
daher an der Vorausſetzung zur Übernahmepflicht (BAC. 60, 165). 

(Bay., 3. Sen., Entſch. v. 18. Ott. 1926, Nr. 71/26.) 


* 

7.818 FVO. Rechtswirkſamkeit der Anmeldung des 
Koſtenerſatzes. 

Die Anmeldung des Koſtenerſatzes gem. 8 18 FVO. wird erſt 
in dem Zeitpunkt wirkſam, wo das die Anmeldung enthaltende 
Schreiben oder die der Anmeldung gleichzuerachtende Klage dem in 
Anſpruch genommenen Fürſorgeverband zugeht. 

Eine Erſatzanmeldung i. S. des 8 18 Abſ. 3 FO. darf nicht 
deshalb unterlaſſen werden, weil etwa die vorgeſezte Behörde auf 
irgendeine andere Weiſe von den Vorgängen Kenntnis erhalten hat, 
insbeſ. auch nicht deshalb, weil dieſe Behörde an den Kl. Anweiſung 
zur vorläufigen Unterſtützungsgewährung hat ergehen laſſen. 

(Bay GH., 3. Sen., Entſch. v. 18. Okt. 1926, Nr. 71/26.) 


Sachſen. 
Sächſiſches Oberverwaltungsgericht. 
Berichtet von RA. Dr. Taeſchner, Leipzig. 


1. 8 16 Fin Ausg.; 8 39 Ziff. 1 III. Steuer Not VO. 
v. 14. Febr. 1924 (RG Bl. 1 S. 74.) Gemeindliche Zuwachsſteuer⸗ 
ordnungen, die nicht entſprechend dieſer Beſtimmung ab⸗ 
geändert worden find, bleiben gültig; die Beſtimmung 
des 816 wirkt auf die Steuerordnungen ohne weiteres, 
ohne daß es einer Anderung bedarf, ergänzend und be⸗ 
richtigend ein. f) 

Eine Gemeinde hat auf Grund eines Nachtrags ihrer Zu⸗ 
wachsſteuerordnung v. 7. Juli 1921 Zuwachsſteuer erhoben unter 
Gegenüberſtellung des Grundſtückswertes am 1. Jan. 1885 und 


Zu 1. Der 8 16 FinAusgl®. i. d. Faſſ. des 8 39 der 
III. Steuer Not VO. beſtimmt, daß die Länder und Gemeinden, ſo⸗ 
fern ſie Steuern vom Wertzuwachs an Grundſtücken erheben, zur 
Feſtſtellung des ſteuerbaren Wertzuwachſes beim Erwerbs⸗ und 
Verkaufspreiſe die Kaufkraft der Mark an den beiden Zeitpunk⸗ 
ten zugrunde zu legen haben. Das OB. ſchränkt dieſe Beſtim⸗ 
mung dahin ein, daß die verſchiedene Kaufkraft der Mark an den 
beiden Zeitpunkten nur in Betracht zu ziehen ſei, wenn Erwerb 
und Veräußerung oder doch wenigſtens einer der beiden Rechts⸗ 
vorgänge in die Inflationszeit fallen. Demgemäß beſtimmt jetzt 
der $ 16 Fin Ausglch. i. d. Faſſ., die er durch Art. III 8 13 Ziff. 7 
Noel. v. 10. Aug. 1925 Anderungen des Finanzausgleichs betr. 
(RGBl. I, 254) erhalten hat, ausdrücklich, daß die Kaufkraft der 
Mark dann zu beachten iſt, wenn der Veräußerer des Grundſtücks 
dieſes in der Zeit v. 1. Jan. 1919 bis 31. Dez. 1924 erworben 
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des am 4. Okt. 1924 erfolgten Eigentumsüberganges auf den 
Erwerber. Den Wert v. 1. Jan. 1885 hat fie der Beſteuerung 
zugrunde gelegt, weil der letzte ſteuerpflichtige Vorgang vor dem 
1. Jan. 1885 lag. 1 

Allerdings iſt nach § 16 Fin AusglGö. in der ihm durch 3 39 
Ziff. 1 der III. Steuer Rot BO. v. 14. Febr. 1924 gegebenen Faſſung 
die Kaufkraft der Mark an den beiden Zeitpunkten (Erwerb und 
Veräußerung des Grundſtücks) zwecks Feſtſtellung des ſteuerbaren 
Wertzuwachſes zu berückſichtigen. Nach dem Sinne und Zwecke d 
§ 16 ift jedoch nur dann die verſchiedene Kaufkraft der Mark zu 
beachten, wenn die Veräußerung in die Inflationszeit fällt und 
wenn bei Gegenüberſtellung des Veräußerungspreiſes in entwer⸗ 
teter Mark einerſeits und des in der Vorinflationszeit gezahlten 
Erwerbspreiſes künstlich ein Wertzuwachs errechnet würde, det 
tatſächlich nicht vorhanden iſt. 

Fallen der Erwerb des Grundſtücks oder die ihm nach der 
Steuerordnung gleichgeſtellten Rechtsvorgänge in die Borkrieg?” 
zeit und der Erwerb in die Zeit der Stabilität, fo iſt es nich 
die Abficht des Geſetzes, die Geldentwertung zu berückſichtigen. Die 
Geldentwertung, die der § 16 im Auge hat, iſt auf die Fälle ber 
ſchränkt, in denen der Erwerb und die Veräußerung des Grund 
ſtücks oder wenigſtens eines von dieſen Ereigniſſen in der ſog. 
hauptſächlich von 1919 bis 1923 währenden Inflationszeit ſtatt⸗ 
gefunden haben. Dies trifft hier nicht zu. 

(Sächſo G., II. Sen., Urt. v. 29. Okt. 1925.) 


* 

2. 8 2 RennwottG. v. 8. April 1922. Die Verwal- 
tungsbehörden ſind nicht befugt, den Buchmachern eine 
beſondere beſchränkte Geſchäftszeit vorzuſchreiben. 

Nach 8 2 bedarf der Buchmacher der Erlaubnis der Landes⸗ 
zentralbehörde oder der von ihr bezeichneten Behörde, als welche 
nach 8 1 Abſ. 2 SächſAusfVO. zu dem bezeichneten RG. v. 30. Jun 
1922 (GBl. S. 243) für Sachſen die Kreishauptmannſchaft in Dr 


tracht kommt. Die Erlaubnis kann jederzeit beſchränkt oder wider⸗ 


rufen werden. Abſ. 2 des mehrerwähnten 8 2 fährt dann fort: 
„Der Buchmacher bedarf der Erlaubnis für die Ortlichkeit, wo die 
Wetten entgegengenommen oder vermittelt werden, und auch für die 
Perſonen, derer er ſich zum Abſchluß und zur Vermittlung von 
Wetten bedienen will.“ Im 8 6 AusfBeſt. zum RennwLottGG. d. 
8. April 1922 (3 Bl. S. 351) iſt weiter beſtimmt: „Den Buchmacher; 
iſt verzuſchreiben, welchen Beſchränkungen fie und ihre Gehilfen j — 
bei der Ausübung ihres Gewerbes auf dem Rennplatz wie außerhako 
des Rennplatzes hinſichtlich der Zahl, des Ortes und der Bezeichnung 
ihrer Geſchäftsräume zu unterwerfen haben. Es kann ihnen auch der 
Abſchluß beſtimmter Arten von Wetten unterſagt werden.“ Aus dieſen 
Beſtimmungen geht, wenn man ſie nebeneinander hält, einerſeits Det 
vor, auf welche Punkte ſich die erforderliche Erlaubnis zu beziehen 
hat, andererſeits aber auch, in welchen Punkten die Erlaubnis von 
vornherein oder nachträglich beſchräntkt werden darf. Hier iſt 125 
nirgends von einer Regelung der Geſchäftszeit die Rede. Hätte de 


at. Vorbehalten iſt, daß durch Landesgeſetz oder durch ortsſtatu⸗ 
Akne Vorſchrift eine andere Regelung der Wertzuwachsbeſtene 
rung getroffen wird (8 16 Abſ. 3 Fin AusglG. i. Verb. m. 8.1 un 
NGef. v. 3. Juli 1913). Im vorl. Falle hatte die Gemeinde ihre 
Steuer Not VO. dem § 16 FinAusgl®. nicht angevaßt, ſondern un 
verändert beibehalten. Gleichwohl galt, wie das OVG. zutreffen 
ausführt, die Vorſchrift des 8 16 Fin Ausglc§. ohne weiteres aue 
für die gemeindliche Steuerordnung. Es mußte ſonach die Kauf 
kraft der Mark an ſich Beachtung finden. Man wird aber = 
ORG. darin beipflichten müſſen, daß die verſchiedene Kaufkraft Fr 
Mark bei Erwerb und Veräußerung des Grundſtücks nur in b 
tracht kommt, wenn beide Rechtsvorgänge oder einer von ihnen 
die Inflationszeit fallen und aus dieſem Grunde die Nennbetr 5 
des Erwerbs⸗ und Veräußerungspreiſes nicht miteinander * 
glichen werden können. Iſt, wie hier, das Grundſtück vor 
Inflationszeit erworben und nach der Inflationszeit veräußert, 
fehlt es an einem ausreichenden Grunde bei der Berechnung — 
Zuwachſes von der Regelvorſchrift, wonach die Nennbeträge „7, 
Erwerbs- und des Veräußerungspreiſes zu vergleichen find, abo 


ehen. 925 

Der 8 16 Fin AusglG. i. d. Faſſ. des Mel. v. 10. Aug. 1 55 
hat übrigens inſofern eine weitere Anderung des bis dahin . 
ſtehenden Rechtszuſtandes gebracht, als die Länder oder nach Naß 
gabe des Landesrechts die Gemeinden eine Wertzuwachsſteuer, . 
weit es ſich um die Veräußerung von in der Inflationszeit, d. 
nach dem 31. Dez. 1918, erworbenen Grundſtücken handelt, e 
heben müſſen, während vordem ein ſolcher Zwang nicht m 
ſtand. Bemerkt fei, daß der $ 16 in feiner jetzigen Faſſung — 
10. Aug. 1925 einer gemeindlichen Beſteuerung des Wertzuwa 
ſes, auch ſoweit es ſich um Grundſtücke handelt, die vor id) 
I. Jan. 1919 erworben jind, nicht entgegenſteht. (Zu vgl. Euthe 
der Sächſ. Gemeindekammer v. 20. Aug. 1927, in Mitteug. 
Sächs. Gemeindetags Jahrg. 1927 Sp. 460.) 


. 
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Geſetzgeber auch inſoweit an eine behördliche Regelung gedacht, ſo 
würde er dies doch neben der Regelung der örtlichen Beſchränkungen 
erwähnt haben. Welche Beſchränkungen in Frage kommen, ergibt ſich 
alsdann aus der Aufzählung der Punkte, für welche die Erlaubnis 
einzuholen iſt. Daneben kommt nur noch die in 8 6 AusfBeſt. er⸗ 
wähnte Beſchränkung auf den Abſchluß beſtimmter Arten von Wetten 
in Betracht. Auch aus der Natur des Geſ., welches innerhalb des 
Rahmens von Finanz®. (vgl, NEBL. 1922 S. 335) erlaſſen worden 
iſt, kann nicht geſolgert werden, daß an eine weitergehende polizei⸗ 
liche Regelung und Kontrolle des Gewerbebetriebes der Buchmacher 
gedacht worden iſt. Die vom Miniſter angeſtellte Erwägung, daß die 
Kreishauptmannſchaft als die von der Zentralbehörde beauftragte 

erwaltungsbehörde bei der Beaufſichtigung des Buchmachergewerbes 
alle die Maßnahmen und Anordnungen zu treffen habe, die ſie im 
Jutereſſe des geordneten Buchmacherbetriebes für erforderlich halte, 
bedarf nach Anſicht des OVG. der Einſchränkung i. S. obiger Dar⸗ 
legungen. Eine derartige allgemeine, überaus tief in die Gewerbe⸗ 
freiheit eingreifende Vorſchrift, wie ſie der Annahme des Miniſters 
entſprechen würde, iſt eben in das Geſ. nicht aufgenommen worden. 

(SächſOVcg., Entſch. v. 23. Nov. 1926, Nr. 128.) 


Baden. 
Badiſcher Verwaltungsgerichtshof. 
Berichtet von Oberregierungsrat Klotz, Karlsruhe. 


2 1. Auch in Städten ift die Klage im Fall der An- 
fehtung von Gemeindewahlen gegen die Staatsaufſichts⸗ 
behörde zu richten. f) 
e Die Beſtimmungen des 8 41 Abſ. 3 Gemd. über das Wahl⸗ 
prüfungsrecht der Staatsaufſichtsbehörde weichen bez. der Städte 
einerſeits und der übrigen Gemeinden andererſeits etwas vonein⸗ 
ander ab. Der Unterſchied beſteht darin, daß in den Städten die 
Wahlakten der Staatsaufſichtsbehörde (für Landeskommiſſär mit 
Beirat) nur vorgelegt werden, wenn die Wahl angefochten worden 
iſt, oder wenn die Staatsaufſichtsbehörde ihre Vorlage anordnet, 
während in den übrigen Gemeinden die Vorlage der Wahlakten an 
bie Staatsaufſichtsbehörde zum ede der Prüfung in jedem ein⸗ 
zelnen Fall zu erfolgen hat. An der rechtlichen Beurteilung der 
Stellung der Staatsaufſichtsbehörde und ihrer Tätigkeit, wie ſie 
ſeitens des Verwaltungsgerichtshofs hinſichtlich der Anfechtung von 
Gemeindewahlen in Gemeinden, die nicht zu den Städten i. S. der 

emd. gehören, in vorausgegangenen Entſch vertreten worden iſt, 
wird hierdurch nichts geändert. Zwar beſteht gegenüber den Wahlen 
in Städten keine allgemeine Aufſichtspflicht der Staatsaufſichts⸗ 
behörde, wohl aber ein allgemeines Aufſichtsrecht derſelben. Wenn 
die Staatsaufſichtsbehörde von dieſem Recht Gebrauch macht, ſo nimmt 
ſie auch hier ein ſelbſtändiges dienſtliches Intereſſe daran wahr, daß 
die Ordnungsmäßigkeit der Wahl nachgeprüft wird; dies iſt auch dann 
er Fall, wenn ihr die Anregung zu dieſer Nachprüfung durch eine 
Gahlanfechtung gegeben wird. Es führen demnach auch bei den 

tädten die gleichen Erwägungen wie bei den übrigen Gemeinden 
zu dem Ergebnis, daß die Klagen gegen die auf Grund des 
41 Abſ. 3 GemO. ergangenen Entſch. der Staatsaufſichts⸗ 
behörden unmittelbar gegen dieſe ſelbſt zu richten ſind. 

(Bad ch., Urt. v. 15. März 1927, Nr. 738 in Z. f. Vad Verw. u. 
VerwRpfl. 1927, S. 60.) 

* 


2. Nach bad. Gemeindewahlrecht iſt der Wahlvor⸗ 
ſteher nicht verpflichtet, die Stimmzettel zu prüfen. Be⸗ 
eutung des Rechtsbegriffes „ſofort“ in § 41 Abſ. 1 
Gem Wahld. 
un Nach der VD. über die Gemeindewahlen v. 30. März 1922 
GVBl. 237), geändert durch VO. v. 26. Sept. 1922 (GVBl. 694), 
ue. Sept. 1926 (GVBl. 211) und 13. Okt. 1926 (GVBl. 266) — 
emeindewahlordnung (GWO.) —, it es nicht Sache des Wahl⸗ 
vorſtehers, jedenfalls nicht deſſen durch einen Rechtsſatz geregelte 
Pflicht, die zur Benützung gelangenden Stimmzettel — welche im 
vor. Streitfalle überdies im Auftrage der Parteien hergeſtellt wor⸗ 
bi waren — zu prüfen und auf Bejeitigung von Mängeln, welche 
die Ungültigkeit der Stimmzettel zur Folge haben müßten, hinzu⸗ 
wirken oder gar zu verhindern, daß ſolche Stimmzettel bei der Wahl 
zenützt werden; es iſt in 8 16 Abſ. 4 Satz 2 6 WO. nur beſtimmt, 
55 der Wahlvorſteher, ſoweit ihm Stimmzettel zur Verwendung 
f ergeben werden, dieſe am Eingang zum Wahlraum oder davor 
. aufzulegen hat, daß fie von den zur Stimmabgabe erſcheinenden 
> lern entnommen werden können. Eine Beſtimmung dahin, daß 
h Sache des 5 Wegen ſei, i gegen die Weiter⸗ 
endung von vor Beginn oder während des Wahlvorganges als 
x 8 8 hr hloorgang 


u 1. Gl. A. Bad VGH. Urt. v. 29. Nov. 1922 Nr. 2798. 
ib as Urt. bildet die folgerichtige Weiterentwicklung der Recht⸗ 
weichung desſelben Gerichtshofs in bezug auf Gemeindewahlen in Ge⸗ 
19 0bene die nicht unter die Städte fallen. Vgl. Urt. v. 29. Nov 
22 Nr. 2798. 
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ungültig erkannten Stimmzetteln zu ergreifen, iſt abgeſehen von 
der, hier nicht in Betracht kommenden Beſtimmung des § 18 Abſ. 4 
GWoO. nicht getroffen. 

Die Annahme, es ſei nach dem geltenden Recht zuläſſig, die 
Wahlermittlung erſt nach vier Tagen abzuſchließen, läßt ſich weder 
auf die in den Gründen der angefochtenen Entſchließung wieder⸗ 
gegebene Unterſtellung des Vezirksamts, der Ausdruck „ſofort“ in 
8 41 Abſ. 1 a. a. O. ſchließe nicht aus, „daß auch noch ein oder zwei 
Tage ſpater der Wahlausſchuß endgültig Entf. treffen könne“, 
noch auf die in der Klage vorgetragene Erwägung, es ſei im Ein⸗ 
blick auf die Erregung der Einwohnerſchaft vorteilhaft geweſen, die 
Entſch. nicht ſchon am Wahltage vorzunehmen, ſtügen. Wenn alſo 
erſt am 18. Nov. 1926 die Ermittlung des Wahlergebniſſes zu Ende 
geführt wurde, fo wurde damit gegen § 41 Abſ. 1 GWO. verſtoßen, 
wonach das Ergebnis der Wahl, wenn nur ein Wahlausſchuß 
beſtellt iſt, nach Ablauf der für die Abſtimmung feſtgeſetzten Zeit 
ſofort zu ermitteln iſt. Die Ermittlung des Wahlergebniſſes iſt, wie 
815 Abſ. 6 Satz 1 Halbſ. 1 a. a. O. erſehen läßt, ein Teil des 
„Wahlvorgangs“. In dem erörterten Verſtoß gegen 8 41 a. a. O. 
liegt die Verletzung einer Verfahrensvorſchrift bei der Wahl, und zwar, 
wie der Gerichtshof annimmt, einer weſentlichen Verfahrensvorſchrift, 
ſo daß die Verletzung die Ungültigkeitserklarung der Wahl unter 
allen Umſtänden zur Folge haben mußte (8 41 Abſ. 4 Halbſ. 1 GWO.). 

(BadVH., Urt. v. 8. Marz 1927, Nr. 668.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Hell muth Dreifuß, Karlsruhe. 
* 


3. Die Nachbringung neuer Einſprachegründe nach 
Ablauf der Einſpruchsfriſt iſt unzuläſſig. f) 

Nach Erhebung der verwaltungsgerichtlichen Klage gegen die 
Gültigkeitserklärung der Wahl der Stadträte durch die Staats- 
aufſichtsbehörde (Landeskommifjär mit Beirat) hat der Kl., welcher 
die Wahl angefochten hatte, den in feiner Einsprache nicht geltend ges 
machten Anfechtungsgrund vorgetragen, daß die angefochtene Wahl 
entgegen der Vorſchrift des 9 33 Abſ. 1 GemO. nicht von dem Bürger⸗ 
meiſter geleitet worden ſei. Nach 827 Abſ. 2 GemWahlO. kann 
die Wahl innerhalb der in Abſ. 1 a. a. O. beſtimmten Auslegungsfriſt 
von einer Woche vom Gemeinderat und jedem Wahlberechtigten wegen 
Verletzung der geſetzlichen Vorſchriften beim Bürgermeiſter oder bei 
der Staatsaufſichtsbehörde ſchriftlich oder mündlich zur Niederſchriſt 
mit ſofortiger Bezeichnung der Beweismittel angefochten werden. 
Das gleiche galt für die unter der Herrſchaft der früher geltenden 
GemO. erlaſſenen GemWahlO. Nach der Rſpr. des Verwaltungs⸗ 
gerichtshofs war nach dieſen Vorſchriften die Ergänzung einer 
während der Einſpruchsfriſt erhobenen Einſprache zuläjlig, da⸗ 
gegen wurde das Vorſchieben eines neuen Anfechtungsgrun⸗ 
des, das der Erhebung einer neuen Einſprache gleichkommk, nach 


Zu 3. Die Behandlung der Eventualmaxime im preuß. 
Verwaltungsrecht ift keineswegs einheitlich. Nach preuß. Poli⸗ 
zeirecht kann die Polizei im Laufe des Verwaltungsſtreitverfahrens 
zur Begründung der angefochtenen Verfügung neue Polizeimotive 
vorbringen: ein Vorgang, den Hatſchek-Kurtzig, Lehrbuch des 
deutſchen und preuß. Verwaltungsrechts, 5. u. 6. Aufl. S. 137, merk⸗ 
würdigerweiſe als Konverſion bezeichnet. Das PrLVerwG. kennt die 
Eventualmaxime nicht. Vgl. Brauchitſch (Drews⸗Laſſar), 
Preuß. Verwaltungsgeſetze I 23. Aufl. N. 4 zu 8 71 LVerwG. Iſt 
der Prozeß durch Urteil beendet, ſo iſt eine Erneuerung der Polizei⸗ 
verfügung aus bisher nicht angezogenen Gründen nicht mehr ſtatt⸗ 
haft, wenn ſie ſchon zur Zeit des Streitverfahrens vorgebracht wer⸗ 
den konnten. Das PrOVG. hat dieſen Rechtsgedanken in einer ſehr 
wichtigen Entſch. v. 28. Juni 1909 — III A 4308 — entwickelt. Es 
heißt dort: „Gerechtfertigt iſt das zum Ausdruck gebrachte Ver⸗ 
langen des klagenden Vereins, der ſeinem Zulaſſungsantrage aus 
87 des RG. v. 22. Mai 1901 betr. die privaten Verſicherungsunter⸗ 
nehmungen entgegenſtehenden Gründe ſobald als tunlich zuſammen⸗ 
faſſend und vollſtändig zu erfahren. Zwar fehlt es an einer Ge⸗ 
ſetzesvorſchrift, welche die Zulaſſungsbehörde ausdrücklich verpflichtet, 
alle Verſagungsgründe, welche derzeit erkennbar ſind, gleichzeitig 
anzugeben. Indeſſen muß es für ſelbſtverſtändlich gelten, daß nach 
der Abſicht des Geſetzes das dort vorgeſehene Zulaſſungsverfahren 
ohne vermeidbare Weiterungen und Koſten, ſo ſchnell als die Um⸗ 
fände es geſtatten, zum Abſchluſſe gebracht werden ſoll. Dieſes Ziel 
iſt nur bei zuſammenfaſſender Darlegung aller die Zulaſſung hin⸗ 
dernden Gründe erreichbar, während deren ungenaue und ſtückweiſe 
Angabe die Dauer des Zulaſſungsverfahrens und die Anzahl der ſich 
aus ihm entwickelnden Verwaltungsſtreitſachen unabſehbar macht.“ 

Alſo trotz des Fehlens jeder geſetzlichen Vorſchrift hat hier 
das OVG. die Aufgabe, rechtsſchöpferiſch tätig zu fein, vorrbildlich 
gelöſt. Ein echt prätoriſches Erkenntnis i. S. der Jubiläumsrede des 
Präſidenten Drews v. 20. Nov. 1925 (S. 8) und JW. 1925, 2731. 

Der im Gebiete der bad. Gemeindewahl ergangenen obigen 
Entſch. wird man beitreten müſſen, da ein öffentliches Intereſſe 
daran beſteht, die durch Wahlanfechtung eintretende Beunruhigung 
auf ein möglichſt geringes Maß herabzumindern. Jura vigilantibus. 

RA. Dr. Görres, Berlin. 
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Friſtablauf nicht mehr zugelaffen (vgl. Rſpr. 3, 299/300 Nr. 531 
u. 532). An dieſem Standpunkt iſt feſtzuhalten. Der Kl. konnte 
feine Klage auf den auf Verletzung des 8 33 Abſ. 1 GemO. gegrün⸗ 
deten Einwand daher nicht fügen; ob der Einwand ſachlich und 
rechtlich begründet iſt, bedarf einer Prüfung nicht. 

(Bad Go., Urt. v. 15. März 1927, Nr. 738 in Z. f. Bad Verw. u. 
Verwgfpfl. 1927, S. 64.) 


* 

4. SS 41, 17 Bad VerwRpflß. Erforderniſſe einer 
verwaltungsgerichtlichen Klage. 

Nach 8 41 Ziff. 1 VerwRpflcß. muß die Klage binnen einer 
Notfriſt von einem Monat vom Tage der Eröffnung der angefoch⸗ 
tenen Entſch. oder Verfügung an bei dem Verwaltungsgerichtshof oder 
bei der Verwaltungsbehörde eingereicht werden. Das innerhalb der 
Klagfriſt beim Bezirksamt eingekommene Schreiben des Gemeinde⸗ 
rats entſpricht zwar nicht in vollem Umfange den in 87 Abſ. 2 
VerwRpflcd. geſtellten Erforderniſſen einer Klage dem Wortlaut dieſer 
Vorſchrift nach, inſofern es das Gericht und den Gegner der Klage 
nicht ausdrücklich bezeichnet, auch keinen ausdrücklichen, beſtimmten 
Klagantrag enthält. Der Gemeinderat war aber vom Bezirksamt 
ausdrücklich darauf hingewieſen worden, daß ihm gegen die getroffene 
Anordnung binnen 14 Tagen die Beſchwerde an das Miniſterium 
des Innern und binnen einem Monat die Klage an den Verwaltungs⸗ 
gerichtshof zuſtehe. Wenn der Gemeinderat nach Ablauf der Friſt zur 
Erhebung der Beſchwerde an das Miniſterium des Innern erklärte, 
er erhebe „friſtgemaß Einſpruch“, fo war mit hinreichender Deutlich⸗ 
keit zum Ausdruck gekommen, daß der Gemeinderat die im Zeit⸗ 
punkt der Beſchlußfaſſung über die Anfechtung der fraglichen Ent⸗ 
schließung und der Abfaſſung und Abſendung des erwähnten Schrei⸗ 
bens allein noch zuläſſige Klage an den Verwaltungsgerichtshof er⸗ 
heben wollte. Daß das Rechtsmittel irrtümlich als Beſchwerde oder 
Einſpruch bezeichnet wurde, iſt unerheblich; da der Gemeinderat, ſich 
gegen die ihm auferlegte Verpflichtung zur Erlaſſung einer Gemeinde⸗ 
ſatzung und die Erlaſſung einer ſolchen durch den Bezirksrat in jenem 
Schreiben zur Wehr ſetzte, war aus dieſem Schreiben weiter zu er⸗ 
kennen, gegen welche Behörde ſich die Klage richtet und was ihre 
Abſicht und ihr Ziel iſt, es ergab ſich hieraus insbeſ. auch, daß der 
Gemeinderat dem Sinne nach die Aufhebung der die Gemeinde nach 
feiner Auffaſſung beſchwerenden Entſchließung begehrt (vgl. insbeſ. 
Bad Verw. 1920, 121/22). 

(Bad Gh., Urt. v. 11. Mai 1926, Nr. 1246.) 


* 

5. Wirkung des Ausſcheidens aus dem Dienſt auf 
ein im Gang befindliches Diſziplinarverfahren. 

Der Gartentechniker A. D. in der Stadt H. wurde vom 1. April 
1919 an als techniſcher Gehilfe bei der Stadtgärtnerei eingeſtellt. 
Am 18. März 1922 wurde ihm vom Stadtrat die etatmäßige Amts⸗ 
ſtelle eines techniſchen Oberſekretärs mit den Rechten nach der Dienſt⸗ 
und Gehaltsordnung für die Beamten der Stadt übertragen. Unter 
dem 3. Okt. 1923 hat der Stadtrat den D. mit der Entfernung aus 
dem ſtädtiſchen Dienſt (Dienſtentlaſſung) diſziplinariſch beſtraft, da 
der Beamte ſich Verfehlungen habe zuſchulden kommen laſſen, die 
ſeine weitere Verwendung im ſtädtiſchen Dienſt ausſchlöſſen. Die Be⸗ 
ſchwerde des D. gegen das Diſziplinarerkenntnis des Stadtrats wurde 
vom Beirat des Landeskommiſſärs verworfen. Dieſe Entſch. hat D. 
mit Klage beim Verwaltungsgerichtshof als Diſziplinarhof gem. 8 75 
Abſ. 3 der BadchemO. v. 5. Okt. 1921 (Gem.) am 17. Juli 1924 
angefochten. Mit Schreiben v. 13. Nov. 1924 hat der Stadtrat dem 
Kl. den Dienſtvertrag unter Einhaltung einer dreimonatlichen Kündi⸗ 
gungsfriſt gekündigt. Als Grund war angegeben, daß der Poſten 
des Technikers beim Gartenamt infolge der Organiſationsänderung 
entbehrlich und ſeit dem Ausſcheiden des D. aus dem Dienſt infolge 
des Diſziplinarerkenntniſſes nicht wieder beſetzt worden ſei. Der von 
D. angerufene örtliche Schlichtungsausſchuß erklärte die Kündigung 
für begründet. Dieſe Entſch. wurde von dem Landesſchlichtungsaus⸗ 
ſchuß beſtätigt. \ 

Nach der ſtädtiſchen Dienſt⸗ und Gehaltsd. kann, ſolange ein 
Beamter die Ruhegehaltsberechtigung nicht erworben hat, die Auf⸗ 
löſung des Dienſtvertrags ſeitens der Stadt unter Einhaltung einer 
dreimonatlichen Kündigungsfriſt jederzeit erfolgen. Die Dienſtent⸗ 
laſſung kann ferner ohne vorherige Kündigung jederzeit, jedoch nur 
nach vorausgegangener Diſziplinarunterſuchung, gegen einen Be⸗ 
amten wegen grober oder andauernder Vernachläſſigung ſeiner Dienſt⸗ 
pflichten oder wegen unwürdigen außerdienſtlichen Verhaltens aus⸗ 
geſprochen werden. Den Anſpruch auf Ruhegehalt erwirbt ein Be⸗ 
amter, der der Stadt auf einer der im Gehaltstarif aufgeführten 
Stellen während zehn Jahren gedient hat, mit Vollendung des 
zehnten Dienſtjahres. 

Das Verfahren wurde durch Beſchl. des VerwGer g. eingeſtellt 
und die Koſten der Staatskaſſe auferlegt. 

Mit der außerhalb des Diſziplinarverfahrens durch Kündigung 
oder Widerruf herbeigeführten Enklaſſung eines Gemeindebeamten iſt 
der Durchführung des Diſziplinarverfahrens regelmäßig der Boden 
entzogen; es iſt daher, wenn der Beamte im Laufe des Diſziplinar⸗ 
verfahrens infolge der gegen ihn ausgeſprochenen Kündigung oder 
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des Widerrufs aus dem Beamtenverhältnis ausſcheidet, regelmäßig 
die Durchführung des Diſziplinarverfahrens ausgeſchloſſen, dieſes da⸗ 
her einzuſtellen. 


Der im Diſziplinarverfahren gegen Gemeindebeamte in 8 75 
Abf. 1 Gemd. für anwendbar erklärte 8 96 BabBeamtenG. (BG.) 
ſieht die Einſtellung des Diſziplinarverfahrens nur für den Fall vor, 
daß der Angeſchuldigte um die Entlaſſung aus dem ſtaatlichen 
Dienſte nachgeſucht hat und dieſem Anſuchen entſprochen wird. 
Daß das BG. den Fall des nach Einleitung des Difziplinarverjahren? 
infolge Kündigung oder Widerrufs ſeitens der Anſtel⸗ 
lungsbehörde eintretenden Ausſcheidens des Beamten aus dem 
Dienſtverhältnis nicht ausdrücklich geregelt hat, mag daher rühren, 
daß das BG. davon ausgeht, daß gegenüber Beamten, die uo 
nicht unwiderruflich angeſtellt find, von ſeiten der An⸗ 
ſtellungsbehörde die Beendigung des Dienſtverhältniſſes grundſätzlich 
durch Ausübung des Widerrufs oder der Kündigung herbeigeführt 
werde. Jedenfalls kann hieraus nicht geſchloſſen werden, daß das 
Diſziplinarverfahren unter allen Umſtänden durchgeführt und eine 
Entſch. über die Schuld oder Nichtſchuld des Angeſchuldigten gefällt 
werden muß. Die Dienſtſtrafgewalt iſt ein Ausfluß der Dienſtgewalt, 
der der Beamte auf Grund des beamtenrechtlichen Dienſtverhältniſſe⸗ 
unterſteht. Dienſtgewalt und Dienſtſtrafgewalt erlöſchen grundſätzlich 
mit der Beendigung des Dienſtverhältniſſes (vgl. hierzu und zu fol⸗ 
gendem: Otto Mayer, Deutſches Verwaltungsrecht, 3. Aufl., Bd. 2 
S. 193/94, 202 03; Laband, Das Staatsrecht des Deutſchen 
Neiches, 3. Aufl., Bd. 1 S. 490, 8 48 III, 3). Auch das Preuß. 
Oberverwaltungsgericht hat in feinem Urt. v. 29. Juni 
1922 (Pr OVG. 77, 507) ausgeführt, es ſei zu prüfen, ob der An 
geſchuldigte zur Zeit der Einleitung des Diſziplinarverfahrens Kom⸗ 
munalbeamter war und noch jetzt iſt, und ſomit die Vorausſetzungen 
für die Einleitung und Durchführung des Diſziplinarberfahrens gegen 
ihn gegeben find. Andererſeits hat das PrOVG. nicht nur die Durch⸗ 
führung der Berufung der Staatsanwaltſchaft nach der Amtsnieder⸗ 
legung durch den Beamten für zuläffig erklärt und darauf auf Ver⸗ 
luſt des Titels und Penſionsanſpruchs erkannt (Urt. v. 24. Sept. 
1909, Entſch. 55, 467), ſondern auch anſcheinend allgemein ausgeſpro⸗ 
chen, es müſſe dem Angeſchuldigten die Möglichkeit offen bleiben, 
über die ſeine Amtsehre berührende Entſch. des Diſziplinarrichters 
erſter Inſtanz den Spruch der höheren Inſtanz ſelbſt jetzt noch zu er 
halten, nachdem ſein amtliches Verhältnis bereits ein Ende erreicht 8 
(Pr VerwBl., 12. Jahrg. — Oktober 1890 bis 1891 — S. 582, 
I. Sp.; vgl. auch v. Brauchitſch, Verwaltungsgeſetze, 22. Aufl., 
Bd. 1 S. 807 Anm. 19 Abſ. 1 a. E. zu 8 16 des DiſzG. v. 21. Juli 
1852; Friedrichs, Verwaltungsrechtspflege, Bd. 3 S. 1192 8 626 
a. E.). Wird das Verfahren nach Entlaſſung des Beamten durch 
Kündigung oder Widerruf nicht durchgeführt, jo iſt allerdings weder 
die Schuld noch die Nichtſchuld des Beamten feſtgeſtellt. Das Inter 
eſſe des Beamten an der Feſtſtellung feiner Nicht 
ſchuld vermag aber die Grundlage des Diſziplinarverfahrens nich 
zu erſetzen. Dazu kommt, daß der Zweck der Diſziplinarſtrafe in 
erſter Linie die Beſſerung des Beamten iſt und wenn dieſe 
Beſſerung nicht mehr zu erwarten iſt, die Entfernung des Be 
amten aus ſeinem Dienſt im Intereſſe der Reinhaltung der Be 
amtenſchaft (vgl. Otto Mayer a. a. O. S. 194). Der Zweck der 
Beſſerung fallt weg, wenn der Beamte ausgeſchieden iſt, der aus“ 
geſchiedene Beamte kann aber nicht noch einmal aus ſeinem Dien 
entfernt werden. Iſt damit das Ziel des Diſziplinarverfahrens ni 
mehr zu erreichen, ſo bedarf es einer Feſtſtellung der Schuld ober 
Nichtſchuld des Angeſchuldigten durch den Diſziplinarhof, der ſeiner 
Entſch. die im Zeitpunkt der Urteilsfällung vorliegenden Verhaltniſſe 
zugrunde zu legen hat, regelmäßig nicht mehr. Nur dann erſchiene 
die Durchführung geboten, wenn das ergehende Diſziplinarerkenntnis 
nicht lediglich die Bedeutung einer Feſtſtellung hätte, ſondern wenn 
es ſich um die Entſch. über Wirkungen des beendigten Dienſtverhält 
niſſes handeln würde, deren Ausſchließung nicht durch die außerha 
des Diſziplinarverfahrens erfolgte Dienſtentlaſſung ohne weiteres er 
tritt, vielmehr durch eine in dieſem Verfahren ergehende Entſch. üb 
Schuld oder Nichtſchuld des Beamten notwendig herbeigeführt werben 
muß (vgl. auch 8 82 Abſ. 1 Satz 2 BO. in der durch Art. 1 Ziff. 1 
der PerſAbbVO. v. 5. Dez. 1923 [GVBl. S. 353] bewirkten h 
fung). Dies trifft im vorliegenden Falle aber nicht zu. Das R f 
zur Weiterführung eines Titels oder einer Amtsbezeichnung kom 
nicht in Frage, ebenſowenig die Aberkennung eines Rußegeban 
anſpruchs. Einen Anſpruch auf Ruhegehalt insbeſ. hatte der Kl. 
nicht erworben. 

Endlich iſt eine Durchführung des Verfahrens nicht notwendig 
damit eine Entſch. über die Koſten des Verfahrens vor dem Si, 
plinarhof getroffen werden kann. Nach $ 114 Abſ. 3 BO. ift ber 0 
geſchuldigte nur im Falle der Verurteilung verpflichtet, die Kof 
des Verfahrens ganz oder teilweiſe zu erſtatten. Eine Verurteillhf) 
d. h. der Ausfpruch der aus der Feſtſtellung der Schuld ſich engel 5 
den Strafe, iſt nach den vorſtehenden Ausführungen aber nicht m 0 
lich. Es müſſen die Koſten des Verfahrens vor dem Diſziplinar 
daher ohne weiteres der Staatskaſſe zur Laſt bleiben. 
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Das Diſziplinarerkenntnis des Stadtrates und die Beſchwerde⸗ 
entſch. des Beirates des Landeskommiſſärs können nach der Ein⸗ 
ſtellung des Verfahrens nicht rechtskräftig werden. Hieraus folgt, daß 
der Kl. auch zum Erſatz der Koſten des Verfahrens der genannten, 
Inſtanzen, ſoweit fie ihm auferlegt werden konnten, nicht verpflichtet 
5 ff v. 9. Nov. 1925 Nr. 60: Ztſchr. f. Bad Verwgſpfl. 1926 

34 ff.). 

Dieſelbe Wirkung auf die Durchführung des Diſziplinarver⸗ 
fahrens tritt ein, wenn das Ausſcheiden aus dem Dienſt auf Grund 
einer ſeitens des Beamten ausgeſprochenen Kündi⸗ 
gung erfolgt. 

Eine Diſziplinarbeſtrafung wird erſt mit Eintritt der Rechtskraft 
des Diſziplinarerkenntniſſes wirkſam; ein vorläufiger Voll⸗ 
zug kann daher nicht in Frage kommen. 8 33 Abſ. 1 Satz 2 der 
VerfahrensO. v. 31. Aug. 1884 iſt im Diſziplinarverfahren nicht 
auwendbar. Als einſtweilige Maßnahme kann nur die vorläufige 
Amtsenthebung in Betracht kommen, ſoweit die Vorausſetzungen 
hierzu gegeben ſind. 

(Bad VGH. als Diſzhof f. Gemeindebeamte, Entſch. v. 5. Juli 1926, 
Nr. 1808 in Z. für Bad Verw. u. VerwRpfl. 1926 S. 139.) 


Heſſen. 
Heſſiſcher Verwaltungsgerichtshof 
Berichtet von RA. Horch, Mainz. 

1. Art. 90/91 HeſſStd. 

Die heſſ. Stadtverordneten dürfen weder Tagegelder, noch 
Aufwandsentſchädigung beziehen. Sie haben lediglich Anſpruch auf 
Vergütung der ihnen bei Ausführung eines beſtimmten Auftrags 
erwachſenen Barauslagen. Außerdem kann den in einem Dienſtver⸗ 
hältnis ſtehenden Stadtverordneten Erſatz des ihnen durch die Teil⸗ 
nahme an den Sitzungen nachweisbar entgangenen Arbeitsverdienſtes 
gewährt werden. Beſchl. der Stadtverordnetenverſammlung, die gegen 
dieſe Grundſätze verſtoßen, find unwirkſam. 

(Heſſ dh., Urt. v. 1. Okt. 1927, Nr. VGH 13/27.) 
* 


2. Art. 13, 132 Heſſ. Verwaltungsrechtspflegegeſetz. 

Bei einem Streit zwiſchen einer Gemeinde und einem Grund⸗ 
ſtücksbeſitzer darüber, ob Grundſtücke zu der Gemeinde gehören oder 
eine ſelbſtändige Gemarkung bilden, ift der Kreis mit Rückſicht 
darauf unmittelbar intereſſiert, daß er bei ſelbſtändigen Gemarkungen 
höhere Kreisumlagen erheben kann. Der zuſtändige Kreisausſchuß iſt 
daher in dieſem Falle an der Ausübung des Richteramtes rechtlich 
verhindert. 

(Heſſ BH., Beſchl. v. 11. Okt. 1927, Nr. VGH 11/27.) 


Thüringen. 
Thüringiſches Oberverwaltungsgericht. 
Berichtet von OVGR. Dr. Knauth, Jena. 

1. Begriff der Obdachloſigkeit. 

Die Auffaſſung, daß der Kl. nicht obdachlos ſei, weil er eine 
von der Gemeinde (des Aufenthaltsortes) ihm zur Verfügung ge⸗ 
ſtellte Wohnung in (dem 10 km entfernten) E. beziehen könne, iſt 
abwegig, weil ſie das Grundrecht der Freizügigkeit außer acht 
läßt. Der Kl. kann nach Art. 111 RVerf. feinen Aufenthaltsort ſelbſt 
beſtimmen und iſt in ſeinen freien Entſchließungen darüber nur 
beſchränkt, ſoweit ein RGeſ. ſolche Einſchränkungen vorſieht. Solche 
zommen aber hier nicht in Betracht. Es beſteht keine reichsrecht⸗ 
liche Vorſchrift (in Frage kämen nur etwa die 89 3ff. Freizügig⸗ 
keitsgeſ., die aber für den Kl. nicht zutreffen), nach denen der Kl. 
verpflichtet wäre, ſich zur Behebung feiner Obdachloſigkeit auf 
die Wohnung in E. verweiſen zu laſſen. Denn er hat nach 
Art. 111 Nerf. an ſich das Recht, ſich in W. aufzuhalten. 
Findet er alſo hier kein Unterkommen mehr, ſo iſt er obdachlos 
1. S. des Polizeirechts, ſelbſt wenn er an einem andern Orte ein 
Unterkommen hat oder finden könnte. Die Verweiſung auf dieſes 
würde für ihn den Zwang einſchließen, ſeinen Auſenthalt an einem 
von ihm nicht beliebten Orte zu nehmen. Die Gemeinde des Auf⸗ 
enthaltsortes kann ſich daher in einem ſolchen Falle der Not⸗ 
wendigkeit nicht entziehen, Obdachloſigkeit als gegeben anzuerken⸗ 
nen. Sie kann höchſtens, wenn Nachläſſigkeit oder böſer Wille vor⸗ 
liegt, den in 8 361 Nr. 8 StB. vorgeſehenen Weg einſchlagen, 
d. h. dem ſich Aufhaltenden die polizeiliche Auflage machen oder 
machen laſſen, ſich ein Unterkommen zu verſchaffen, und wenn 
das keinen Erfolg hat, ſeine Beſtrafung veranlaſſen. 

(Thür OG., Urt. v. 9. Nov. 1927, A 43/27.) 


2. Sonſtige Derwaltungsbehörden und verwaltungs⸗ 
gerichte. 


Preuß. Gerichtshof zur Entfch. der Kompetenzkonflikte. 


„ I. 87 VO. v. 1. Aug. 1879 Kompetenzkonflikte i. Verb. 
mit 55 249, 271 BRO.; 8 12. 86 B.; Art. 109 RVerf.; § 22 
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Preuß G. v. 28. Juni 1920 über die Aufhebung der Standes- 
vorrechte des Adels. En ſcheidung über einen nicht zurück⸗ 
genommenen Kompetenzkonflikt ohne Rückſicht auf eine 
nach Erhebung desſelben erfolgte Zurücknahme der Klage. 
Für den Anſpruch auf Beſeitigung von Beeinträchtigungen 
des Namensgebrauchsrechts iſt der Rechtsweg zuläſſig, und 
zwar auch dann, wenn der Anſpruch ſich gegen Beeinträch⸗ 
tigungen dieſes Rechts durch einen Beamten richtet, ſo⸗ 
fern dieſer ſich nicht hierbei innerhalb ſeiner Zuſtändig⸗ 
keit zur Ausübung öffentlich⸗rechtlicher Befugniſſe ber 
funden hat. 

Der Kl. klagt gegen den Landrat des Landkreiſes O. mit dem 
Antrage, den Bekl. zu verurteilen, ſich bei Strafe jeder Störung 
des Kl. im Beſitz und Gebrauch des zu ſeinem Namen gehörigen 
Freiherrntitels, insbeſ. durch Weglaſſung dieſes Namensbeſtandteils 
in amtlichen Schriftſtücken zu enthalten, evtl. feſtzuſtellen, daß der 
Familienname des Kl. Freiherr von T. und L. lautet. 

Er behauptet, der Bekl. und auf ſeine Veranlaſſung die ihm 
unterſtellten Beamten ließen ſtändig in den an den Kl. gerichteten 
Auſchriften und Schriftſtücken den Namensbeſtandteil „Freiherr“ fort. 
Der Bekl. habe dies auch in einer dem Kl. auf feinen Antrag aus⸗ 
geſtellten Verkehrskarte für den Grenzverkehr getan, die vom Kl. 
beantragte Vervollſtändigung abgelehnt und die Berechtigung des Kl. 
zur Führung dieſer Bezeichnung beſtritten. 

Durch Beſchl. der Regierung zu O. wird der Rechtsweg für un⸗ 
zuläſſig erachtet, weil der Bekl. durch feine Amtspflicht befugt ſei, 
den Kl. im amtlichen Verkehr nur mit dem Namen zu bezeichnen, 
der ihm nach der amtlichen Auffaſſung zukomme. 

Die erſt nach der Erhebung des Kompetenzkonflikts erfolgte Zu⸗ 
rücknahme der Klage iſt auf das Verfahren ohne Einfluß. Denn nach 
9 7 der BD. v. 1. Aug. 1879 iſt durch die Erhebung des Kompetenz⸗ 
konflikts für die Dauer des ihn betreffenden Verfahrens das Prozeß⸗ 
verfahren unterbrochen. Nach dem dazu angeführten § 226, jetzt 9 249 
3PO., find die während der Unterbrechung von einer Partei in Au⸗ 
ſehung der Hauptſache vorgenommenen Prozeßhandlungen der anderen 
Partei gegenüber ohne rechtliche Wirkung. Das gilt auch für die 
Zurücknahme der Klage, die nach 8 271 ZPO. außerhalb der münd⸗ 
lichen Verhandlung durch Zuſtellung an den Gegner geſchehen muß, 
die aber während der Unterbrechung des Verfahrens unwirkſam er⸗ 
folgt iſt. Da der Kompetenzkonflikt nicht zurückgenommen iſt (8 11 
der VO.), dauert die Unterbrechung noch fort. Es iſt über ihn ohne 
Rückſicht auf die unwirkſame Klagezurücknahme zu entſcheiden. 

Beide Klageanträge ſind auf die Behauptung geſtützt, daß der 
Bekl. das Recht des Kl. auf Gebrauch ſeines Namens beeinträchtige. 
Der Hauptantrag iſt auf Beſeitigung der Beeinträchtigung, der Hilfs⸗ 
antrag auf Feſtſtellung des Namensrechts gerichtet. Für dieſe An⸗ 
ſprüche nach $ 12 BGB., Art. 109 Verf., 8 22 Abſ. 1 Pr. Gef. 
v. 23. Juni 1920 (PrGGS. S. 367) iſt der Rechtsweg auch dann zu⸗ 
läſſig, wenn ſie ſich gegen eine Störung des Namensrechts durch 
einen Beamten im amtlichen Verkehr richten, es ſei denn, daß ſämt⸗ 
liche Fälle der Beeinträchtigung, auf die die Klage geſtützt wird, von 
dem Bekl. innerhalb feiner Zuſtändigkeit zur Ausübung öffentlich⸗ 
rechtlicher Befugniſſe vorgenommen ſind. 

Eine ſolche Befugnis liegt vor, wenn ein zur Überwachung der 
Namensführung berufener Beamter gegen eine unbefugte Namens⸗ 
führung einſchreitet (RG. 39, 302) oder eine Behörde über einen 
Namen Auskunft erteilt (JW. 1919, 309). 

(PrGerh. zur Eniſch. der Kompetenzkonflikte, Entſch. v. 23. April 
1927, Pr L 2909.) 


Dißiplinarhof für nichtrichterliche Beamte. 


1. § 2 DiſzG. v. 21. Juli 1852. Zum Begriff der 
Nebenbeſchäftigung mit fortlaufender Remuneration i. S. 
der Kabinettsorder v. 14. Juli 1839 (GS. 235.) 


Ein Beamter hatte in erheblichem Umfange ohne Genehmigung 
ſeiner vorgeſetzten Dienſtbehörde fortgeſetzt für Gemeinden oder 
Privatperſonen, die an ihn herantraten, gegen Entgelt Gutachten 
erſtattet, Satzungen entworfen, Grundbuchangelegenheiten bearbeitet 
u. dgl. Vom Diſziplinarhof wurde angenommen, daß es ſich hierbei 
um eine unerlaubte Nebenbeſchäftigung gegen „fortlaufende Remune⸗ 
ration“ i. S. der Kabinettsorder handle. Eine ſolche ſetzt nicht eine 
„einheitliche Quelle“ der bezogenen Vergütungen voraus, derart, daß 
der Beamte ſeine Tätigkeit in den Dienſt eines einzelnen Arbeit⸗ 
gebers geſtellt haben müſſe, von dem er dafür eine fortlaufende Be⸗ 
zahlung erhielte. Eine ſolche Auffaſſung würde dem Sinne der Ka⸗ 
binettsorder nicht ausreichend gerecht werden. Dieſe will, wie ihre 
Eingangsworte ergeben, „den Nachteilen vorbeugen, welche bei Staats⸗ 
beamten aus der Annahme von Nebenämtern entſtehen können“, ſie 
will alſo eine Zerſplitterung der Arbeitskraft des Beamten zum 
Schaden des Staates verhüten. Die Gefahr der Zerſplitterung liegt 
beſonders nahe, wenn die Nebentätigkeit des Beamten zu einer 
ſtändigen Einnahmequelle für ihn wird. Falls die Nebenbeſchäftigung 
wegen der damit verbundenen Einnahme unternommen wird, beſteht 
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ftet3 die Befürchtung, daß der Beamte durch dieſe Tätigkeit von den 
Aufgaben ſeines Amtes mehr abgelenkt werde, als es mit den dienſt⸗ 
lichen Belangen vereinbar iſt. Die Prüfung der Frage, ob ein 
ſolcher Nachteil für den Staat zu erwarten fei, ift der eigenen Entſch. 
des Beamten entzogen, ſoll vielmehr ausſchließlich der vorgeſetzten 
Behörde überlaſſen bleiben. Bei dieſem Sinne der Kabinettsorder iſt 
es ohne Bedeutung, ob der Beamte ſeine Nebentätigkeit zugunſten 
eines einzelnen Arbeitgebers ausübt und aus dieſer einheitlichen 
Quelle ſeine Remuneration bezieht, oder ob er ſie in den Dienſt der 
Allgemeinheit ſtellt und von Fall zu Fall ſeine Vergütung erhält, 
wie dies z. B. bei der Tätigkeit eines RA. zutrifft. Es mag ſein, 
daß bei dem Erlaſſe der Kabinettsorder vielleicht an den nächſtliegen⸗ 
den Fall der Nebenbeſchäftigung bei einem einzelnen Arbeitgeber 
gedacht worden iſt, und daß die Wortfaſſung in dieſer Beziehung 
Zweifeln Raum gibt. Ein Grundſatz, der die Auslegung von Verbots⸗ 
vorſchriften über ihren Wortſinn hinaus nach ihrem wahren Zweck 
auszudehnen unterſagte, beſteht jedoch für das Diſziplinarrecht nicht. 
Der wahre Zweck der Kabinettsorder erfordert aber die Genehmigung 
auch dann, wenn es ſich um eine Nebentätigkeit gegen Entgelt von 
Fall zu Fall im Dienſte der Allgemeinheit handelt. Vorausſetzung 
hierfür iſt nur, entweder, daß der Beamte über einen Einzelfall 
hinaus von vornherein den Vorſatz hat, in allen ſich bietenden 
Fällen ähnlicher Art eine gleichartige Tätigkeit auszuüben und dem⸗ 
gemäß verfährt, oder aber daß, wenn er zwar von vornherein eine 
ſolche Abſicht nicht gehabt hat, ſich die Einzelfälle im Verlaufe ſeiner 
Tätigkeit objektiv und ſubjektiv zu einer Nebenbeſchäftigung in dem 
dargelegten Sinne geſtalten, ſo daß dann von dieſem Zeitpunkt ab 
für ihn die Verpflichtung eintritt, die Genehmigung ſeiner vorgeſetzten 
Dienſtbehörde einzuholen. 

Es kommt auch nicht darauf an, ob ſich der Beamte zur Über⸗ 
nahme der Tätigkeit in den einzelnen Fällen rechtswirkſam 
verpflichtet hat oder nicht. Dieſes Erfordernis iſt dem Geſetze 
fremd. Entſcheidend iſt lediglich, ob tatſächlich — über den ge⸗ 
legentlichen Einzelfall hinaus — eine Nebenbeſchäftigung des Be⸗ 
amten in obigem Sinne ſtattgefunden und ob er tatſächlich dafür 
fortlaufende Vergütungen bezogen hat. 

Der Tatbeſtand der unerlaubten Nebenbeſchäftigung gegen fort⸗ 
laufende Remuneration läßt ſich hiernach, wirtſchaftlich ausgedrückt, 
dahin kennzeichnen, daß dem Beamten eine auf ſtändigen Nebenerwerb 
gerichtete Tätigkeit ohne Genehmigung unterſagt iſt. 

(Did. f. nichtrichterl. Beamte, Beſchl. v. 16. Mai 1927, Ds 9/26.) 


Ausland. 
Oſterreich. 
Eſterreichiſcher Verfaſſungsgerichtshof. 

1. 89 62,83, 111 Oſtr ABG B.; 8 68 Oſtr Allg Verw Verf. 
Zur Entſch. der Rechtsfrage, ob der Magiſtrat Wien bzw. 
der Landeshauptmann von Wien innerhalb ſeines Wir⸗ 
kungsbereiches befugt iſt, dem N. einen Dispens zur Ein⸗ 
gehung einer Ehe mit K. auf Grund der Beſtimmungen des 
ABGB. zu erteilen, iſt ausſchließlich der Landeshaupt- 
mann bzw. die ihm vorgeſetzte Verwaltungsbehörde zu⸗ 
ſtändig. Die wirklichen Gerichte ſind daher nicht zuſtändig, 
dreſe Rechtsfrage als Vorfrage ſelbſtändig zuenticheiden. 7) 

N. hat am 27. Juni 1915 eine Ehe nach röm.⸗kath. Ritus mit 
Maria Sch. geſchloſſen. Mit Beſchl. des Landesgerichtes für Zivilrechts⸗ 
ſachen v. 18. März 1921 wurde dieſe Ehe von Tiſch und Bett geſchieden. 
N. erwirkte beim Wiener Magiſtrate Abt. 50 als politiſche Landes⸗ 
behörde den Dispens vom Ehehinderniſſe des Ehebandes und heiratete 


Zu 1. Eine Entſcheidung von außerordentlicher 
praktiſcher Tragweite! Mehr denn fünfzigtauſend Dispens⸗ 
ehen wurden in Oſterreich geſchloſſen. Ihre Zuläſſigkeit oder Un⸗ 
gültigkeit bilden ſeit Jahren Gegenſtand harter Kämpfe in Schrift⸗ 
tum und bei Gerichts⸗ und Verwaltungsbehörden. 

Bekanntlich läßt das auf Konfeſſioneller Grundlage aufgebaute 
öſterr. Eherecht für öſterr. Eheleute, wenn auch nur ein Teil z. 3. der 
Eheſchließung der kathol. Religion zugetan war, die Trennung der 
Ehe (nach deutſcher Terminologie: Scheidung) nicht zu. Ihre Ehe 
Kann nur durch den Tod des einen Ehegatten gelöſt werden (88 62 
u. 111 AGB. und Hofdekrete v. 2. Aug. 1814 u. 17. Juli 1835). 
Sie können nur Scheidung von Tiſch und Bett (nach deutſcher Ter⸗ 
minologie: Trennung), separatio perpetua thori, mensae et habi- 
tationis, erwirken. Die Folgen dieſer Unlösbarkeit ſolcher Ehen, 
des Ehehinderniſſes des Katholizismus, ſind ungezählte Male dar⸗ 
gelegt worden. Sie wurden in der Kriegs- und Nachkriegszeit un⸗ 
erträglich. 

Einen Notausgang eröffnete die niederöſterreichiſche Landes⸗ 
regierung und in zweiter Inſtanz das Staatsamt des Innern. Sie 
ſchufen die Dispensehen, nach ihrem Schöpfer auch Severehen ge⸗ 
nannt. 8 83 ABGB. gibt nämlich der „Landesſtelle“ das Recht, 
aus wichtigen Gründen Nachficht von Ehehinderniſſen (Dispens) zu 
erteilen. Zwiſchen auflöslichen und unauflöslichen Ehehinderniſſen 
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darauf am 21. April 1922 vor dem Magiſtrate der Stadt Wien 
die K. Die Dispensehegattin brachte am 16. Febr. 1927 beim Landes⸗ 
gerichte Wien für Zivilrechtsſachen den Antrag zu Protokoll, ihre 
Ehe für ungültig zu erklären. Dieſem Antrage ſchloß ſich der 
Dispensgatte und die im Laufe des Verfahrens im Requiſitionswege 
vernommene Maria N. geb. Sch. (die Gattin erſter Ehe) an. 

Mit Urt. des Landesgerichtes für Zivilrechtsſachen in Wien 
v. 12. Mai 1927 (Cg IX 54/27) wurde die Dispensehe für ungültig 
erklärt mit der Begründung, daß die Landesbehörde mit dem er⸗ 
teilten Dispens ihren Wirkungskreis überſchritten und das Gericht 
daran nicht gebunden ſei. Der zum Ehebandsverteidiger beſtellte 
RA. Dr. W. brachte gegen dieſes Urt. die Berufung an das OLG. 
Wien ein und ſtellte, nachdem ein von ihm beim Gericht eingebrachter 
Unterbrechungsantrag erfolglos geblieben war, den Antrag an das 
Bundeskanzleramt, es ſolle i. S. des § 42 Drg®. beim Verf&P. den 
Antrag auf Entſcheidung des ſeiner Meinung nach zwiſchen dem Ge⸗ 
richte und der Verwaltungsbehörde, die den Dispens erteilt hat, ent⸗ 
ſtandenen poſitiven Kompetenzkonfliktes ſtellen. 

Nach § 83 Allg BGB. iſt die Landesſtelle und ſohin nunmehr 
der Landeshauptmann befugt, Dispenſationen von Ehehinderniſſen zu 
erteilen. Erteilt der Landeshauptmann eine derartige Dispenſation, 
ſo ſetzt er damit einen Verwaltungsakt, deſſen Rechtswirkungen nun⸗ 
mehr nach den Beſtimmungen des Allg VerwVerfG. (Bundesgeſetz v. 
21. Juli 1925 [BGBl. Nr. 274] über das allgemeine Verwaltungs⸗ 
verfahren), und zwar nach 8 68 dieſes Gel. zu beurteilen find. Aus 
dieſen Beſtimmungen ergibt ſich — wie der Verf. bereits mit 
ſeinem Erk. v. 6. Juli 1927, K 4/27, ausgeſprochen hat —, „daß 
ein Verwaltungsakt — abgeſehen von den nur für die Frage der 
formellen Rechtskraft relevanten Fällen, in denen der Verwaltungs⸗ 
akt infolge eines von der Partei angebrachten Rechtsmittels auf⸗ 
gehoben wird — von Amts wegen nur von der Verwaltungs⸗ 
behörde, die den Akt ſelbſt geſetzt hat oder von der ſachlich in Be⸗ 
tracht kommenden Oberbehörde aufgehoben bzw. für nichtig erklärt 
werden kann, woraus fi ergibt, daß ein Verwaltungsakt von jeder⸗ 
mann inſolange als rechtsverbindlicher Akt anzuſehen iſt, als er nicht 
von der zuſtändigen Verwaltungsbehörde aufgehoben oder für nichtig 
erklärt wurde, und daß ins beſ. auch die Gerichte die materielle 
Rechtskraft des Verwaltungsaktes zu reſpektieren haben“. 

Wird, wie im vorl. Falle, die Ungültigkeitserklärung einer 
Ehe beantragt, ſo ſind zu dem hierüber einzuleitenden Verfahren gem. 
850 lit. 2 der Jurisdiktionsnorm unzweifelhaft die Zivilgerichtshöfe 
erſter Inſtanz zuſtändig. Wenn es ſich hierbei um die Frage der 
Ungültigkeit einer Ehe handelt, die auf Grund eines vom Landes⸗ 
Hauptmann erteilten Ehedispenſes geſchloſſen wurde, ergibt ſich in 
dem Zivilprozeſſe die Vorfrage nach der Rechtswirkſamkeit des 
von dem Landeshauptmann geſetzten Verwaltungsaktes. Der Um⸗ 
ſtand, daß 868 AllgVerw Verf. die Rechtskraft dieſes Verwaltungs⸗ 
aktes auch den Gerichten gegenüber ſtatuiert, bedeutet, daß dieſe zu 
einer ſelbſtändigen Entſch. über die Frage, ob ein Ehedispens 
rechtmäßig oder nicht rechtmäßig erteilt wurde, auch wenn dieſe Frage 
nur als eine Vorfrage auftaucht, nicht mehr zuſtändig find. 

Andernfalls würden die Gerichte, indem fie eine auf Grund 
eines vom Landeshauptmann erteilten Ehedispenſes geſchloſſene Ehe 
für ungültig erklären, weil ſie dieſen Ehedispens als rechtswidrig 
erteilt erachten, mit ihrem Urteil, im offenen Widerſpruche zu den 
Beſtimmungen des § 68 AllgVerwVerfG. den vom Landeshaupt⸗ 
mann geſetzten Verwaltungsakt, wenn auch indirekt, auf? 
heben. Steht zur Beurteilung der Zivilgerichte die Gültigkeit 
einer ſog. Dispensehe, ſo ſind die Gerichte bei ihrem Urteil über 
dieſe Ehe an die Rechtsverbindlichkeit des dispenſierenden Ver⸗ 
waltungsaktes inſolange gebunden, als dieſer nicht von der zue 


wird in dieſer Geſetzesſtelle nicht unterſchieden. Die Redaktoren des 
ABGB. lehnten dies mit gutem Vorbedacht ab ). Das Geſetz ſollte 
und wollte den wechſelnden ſittlichen Anſchauungen nicht vorgreifen. 
Die genannten Behörden entſchloſſen ſich nun, zunächſt nur in kraſſen 
Fallen auch Nachſicht vom Ehehindernis des Ehebandes (8 62 zit.) au 
erteilen. Sehr vereinzelt war dies auch in der alten öſterr. Monarchie 
vorgekommen. Nunmehr aber häuften ſich die Falle. Bis ſie die 
eingangs erwähnte Zahl überſtiegen. 

Die hierdurch entitandene „Eherechtsanarchie“ hat Verf. dieſer 
Zeilen alsbald in dieſem Blatte dargelegt (JW. 1920, 597 ff.). Sie 
führte zu argen Verwicklungen. Das Bundesminiſterium für Juſtis 
erſuchte deshalb nach Zulaß des Geſ. den Oberſten Gerichtshof um 
Abgabe eines Gutachtens (JW. 1921, 1419). Es geht im weſent⸗ 
lichen dahin, daß die Dispensehe, ſolange ſie nicht für ungültig er⸗ 
Klärt wurde, keine Nichtehe ſei; daß ſie ſich aber der Ungültigkeits“ 
erklärung nicht entziehen könne, wenn das Gericht angerufen wird, 
und daß fie ebenso wie die erteilte Nachſicht auf den rechtlichen Beſtane 
der erſten Ehe rechtlichen Einfluß zu üben nicht imſtande jei. Seither 
hat der Oberſte Gerichtshof in jedem Einzelfalle, der feiner Entſch. 
unterlag. Dispensehen für ungültig erklärt. Die meiſten Richter 
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ſtändigen Verwaltungsbehörde ſelbſt aufgehoben iſt. Nehmen die 
Gerichte die Befugnis einer ſelbſtändigen Entſch. über die Frage 
der Rechtswirkſamkeit eines im Verwaltungsverfahren erteilten 
Ehedispenſes für ſich in Anſpruch, dann liegt, da dieſelbe Frage 
von der Verwaltungsbehörde, dadurch, daß ſie den Dispens erteilte, 
bereits entſchieden wurde, ein bejahender Kompetenz⸗ 
konflikt zwiſchen Gericht und Verwaltungsbehörde i. S. des 
$ 42 Verf. vor. 

Wie der Verfaſſungsgerichtshof bereits in mehreren Erkennt⸗ 
niſſen angenommen hat (vgl. Erk. v. 6. Juli 1927, K 4/27, und 
11. Okt. 1926, K 3/26), iſt ein bejahender Kompetenzkonflikt i. S. 
des § 42 Verf. nicht nur dann gegeben, wenn ein Gericht 
und eine Verwaltungsbehörde in der Hauptfrage die Entſch. 
derſelben Sache für ſich in Anſpruch nehmen, ſondern auch dann, 
wenn das Gericht über eine Vorfrage ſelbſtändig entſcheiden 
will oder entſchieden hat, über die die Verwaltungsbehörde als 
Hauptfrage die Entſch. in Anſpruch nimmt oder bereits getroffen 
hat. Zumal dann, wenn die Entſch. des Gerichtes über 
die Hauptfrage gänzlich durch die Entſch. über die 
Vorfrage beſtimmt 1 iſt, wie dies der Fall iſt, wenn es ſich 
um die gerichtliche Entſch. über die Gültigkeit einer Dispensehe 
handelt und dabei nur die Frage der Rechtmäßigkeit des 
Dispenſationsaktes in Betracht kommt. 

Dazu kommt, daß der Verfaſſungsgerichtshof ſeit der Ver⸗ 
faſſungsnovelle von 1925 ſtändig die Praxis beobachtet, bei Klagen 
gem. Art. 137 BundesVerf®. ſich auf die Prüfung und ſelbſtändige 
Entſch. der Vorfrage nicht einzulaſſen, ob ein von der Ver⸗ 
waltungsbehörde geſetzter Verwaltungsakt rechtmäßig ſei oder nicht, 
ſofern der Verfaſſungsgerichtshof nicht zur Aufhebung dieſes 
Aktes zuſtändig iſt. Und dies geſchieht ausſchließlich und allein 
unter dem Geſichtspunkte: um einen Kompetenzkonflikt zwiſchen 
Verfaſſungs⸗ und Verwaltungsgerichtshof zu vermeiden. 

In den allgemeinen Erwägungen des Verfaſſungsgerichtshofes 
ſpielte auch die Frage eine Rolle, ob im Falle der Ungültigkeits⸗ 
erklärung einer Dispensehe durch ein noch nicht rechtskräftig ge⸗ 
wordenes zivilgerichtliches Urteil ein Kompetenzkonflikt i. S. des 
§ 42 Verf GH. vielleicht darum nicht gegeben fei, weil in der Haupt⸗ 
ſache ein rechtskräftiger Spruch der Verwaltungsbehörde vorliege. 
$ 42 beſtimmt nämlich, daß ein Antrag auf Entſch. eines Kompetenz⸗ 
Ronfliktes nur fo lange geſtellt werden könne, als nicht in der 


erſter Inſtanz und die OLG. ſchloſſen ſich an. Auch der VerwGH. 
Elg. 12 783 A u. 13 122 A) billigte dieſe Rechtsauffaſſung. 

Während ſomit die beiden Höchſtgerichte die Unzuläſſigkeit der 
Dispenserteilung von dem Ehehinderniſſe des 8 62 zit. dauernd aus⸗ 
ſprachen, ließen ſich die Verwaltungsbehörden, die bisher ſolche Dis⸗ 
penſe gewährt hatten, alſo insbeſ. der Wiener Magiſtrat als „Landes⸗ 
ſtelle“ des Bundeslandes Wien, nicht beirren. Sie bewilligten unent⸗ 
wegt Nachſicht von dem Ehehindernis des Ehebandes. Allerdings 
unter gewiſſen Vorſichten und Vorausſetzungen. Aber ebenſo unent⸗ 
wegt kehrten ſich die Gerichte, wenn angerufen, nicht an dieſe ver⸗ 
waltungsbehördlichen Akte. Sie vernichteten durch ihren Spruch jede 
Dispensehe. So durfte ein aktiver hervorragender Wiener Richter?) 
das harte Wort aussprechen: „Zum Schutze der monogamen Ehe iſt 
der Oberſte Gerichtshof ins Feld gezogen; das Ergebnis iſt, daß er 
Heiratsluſtigen eine jederzeit auflösbare Ehe zur Verfügung ſtellt. 
Was er beklagte, daß die Dispensehen leichtſinnig geſchloſſen wer⸗ 
den, das wird durch nichts mehr gefördert als durch die gegenwärtige 
Rechtſprechung.“ 

„Abhilfe ward bisher vergebens angeſtrebt. Die öſterreichiſche Liga 
für Menſchenrechte veranſtaltete Ende April d. J. über die Eherechts⸗ 
reform eine großangelegte Enquste — die ſtenographiſche Aufnahme 
wird demnächſt im Druck veröffentlicht —; der öſterr. Richtertag 3) 
ſetzte den Gegenſtand auf ſeine Tagesordnung. Er wurde hier i. S. 
einer Neuregelung des Eherechts eindringlich behandelt. In kaum 
überſehbaren Artikeln der Fach⸗ und Tagesblätter wurde das Ehe⸗ 
rechtschaos erörtert. Gleichwohl blieb infolge der Zuſammenſetzung 
ber Nationalrates jedem Streben nach Geſetzesänderung der Erfolg 

erſagt. 

Der Gedanke lag nahe, ob es unter ſolchen Umſtänden nicht 
auch bei unverändertem Geſetzesbeſtand irgendeine Abhilfe gäbe. Ein 
unzwiſchen verſtorbenes Mitglied des Oberſten Gerichtshofes, SenPräſ. 
beter Paul Burkart, verſuchte die bisherige Rſpr. des Oberſten 
Gerichtshofes durch Argumente aus dem FrV. von St. Germain und 
den Staatsgrundgeſetzen aus dem Sattel zu heben. Vergebens. Der 
Oberſte Gerichtshof verwarf dieſe Beweisführung. Lehnte auch alle 
anderen Auslegungsverſuche ab. 

Ich glaubte, hervorheben zu ſollen, daß das Problem im letzten 
Grunde nicht laute: Gültigkeit oder Ungültigkeit der Dispensehen, 
ſondern nach dem ſtaatsgrundgeſetzlich verankerten Grundſatze der 
—ͤ — 


) OLGR. Dr. Guſtav Ratzenhofer in der von ihm und 
Hofrat Dr. Erwin Hellmer herausgegebenen Gerichtszeikung v. 
Jan, 1927. 

eſtſchrift der Oſterr. Richterzeitung zum öſterr. Richter⸗ 
ug 192 N lſchrif ft chterzeitung z 0 


Rechtſprechung 
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Hauptſache ein rechtskräftiger Spruch gefällt iſt. Der Verfafſungs⸗ 
gerichtshof iſt zu dem Ergebnis gekommen, daß die fragliche Be⸗ 
ſtimmung auf den vorl. Fall keine Anwendung finden könne. Denn 
abgeſehen davon, ob unter dem „rechtskräftigen Spruch“ des 8 42 
nicht nus ein gerichtliches Urteil, ſondern auch ein Verwaltungsakt 
zu verſtehen iſt — der Sprachgebrauch verſteht im allgemeinen unter 
„Spruch“ nur das gerichtliche Urteil —, kann der Sinn der Vor⸗ 
ſchrift des 8 42 — falls unter „Spruch“ auch ein Verwaltungsakt 
zu verſtehen iſt — offenbar nur der ſein, den rechtskräftigen Ver⸗ 
waltungsakt, ebenſo wie das rechtskräftige richterliche Urteil zu 
ſichern. Es ſoll, wenn es zu einem rechtskräftigen Verwaltungsakt 
gekommen iſt, bei dieſem ebenſo ſein Bewenden haben, 
wie wenn das Verfahren zu einem rechtskräftigen Urteile gediehen iſt, 
dieſes nicht mehr in einem Kompetenzkonfliktverfahren aufgehoben 
werden ſoll. Wird durch ein gerichtliches Urteil eine Dispensehe einzig 
und allein aus dem Grunde der Rechtswidrigkeit des Dis⸗ 
penſes für ungültig erklärt, ſo wird dadurch, wie früher dar⸗ 
gelegt, der Dispenſationsakt aufgehoben und ſohin die Rechts⸗ 
kraft, die dieſer Verwaltungsakt möglicherweiſe ſchon beſaß, 
wieder beſeitigt. Daß ein Verwaltungsakt, der, wenn auch un⸗ 
zuläſſigerweiſe und nur indirekt, durch ein richterliches Urteil auf⸗ 
gehoben wird, rechtskräftig ſei, kann ernſtlich nicht behauptet wer⸗ 
den. Ein Kompetenzkonfliktsverfahren mit Hinweis auf die Rechts⸗ 
kraft dieſes Verwaltungsaktes auszuſchließen, wäre um ſo wider⸗ 
ſinniger, als nur dadurch, daß das den Verwaltungsakt indirekt auf⸗ 
hebende richterliche Urteil im Kompetenzkonfliktsverfahren beſeitigt 
wird, die zu Unrecht verletzende Rechtskraft des Verwaltungsaktes erſt 
wieder hergeſtellt wird. 

Im vorl. Falle hat das Landesgericht für Zivilrechtsſachen Wien 
in den Gründen feines Erkenntniſſes v. 12. Mai 1927, Cg IX 
54/27, ausgeſprochen, daß die Landesbehörde mit dem Ehedispens, 
den ſie dem N. erteilt hat, „ihren Wirkungskreis überſchritten“ habe, 
und daß daher das Gericht nicht daran gebunden ſei. Das Landes⸗ 
gericht für Zivilrechtsſachen geht dabei von der Rechtsanſchauung aus, 
daß die Landesſtelle im Widerſpruche zu den Beſtimmungen des BGB. 
von einem unauflöslichen Ehehinderniſſe Dispens erteilt habe. Gleich⸗ 
gültig, ob dieſe Rechtsanſchauung des Zivillandesgerichtes zutrifft 
oder nicht, war es keinesfalls zuſtändig, über die Frage der Recht⸗ 
mäßigkeit des Verwaltungsaktes ſelbſtändig zu entſcheiden. Indem es 
dieſe Entſch. in Anſpruch nahm, hat es einen Kompetenzkonflikt mit 


Trennung der Gewalten: Gebundenheit der Gerichte an die verwal⸗ 
tungsbehördlichen Verfügungen oder Möglichkeit der Überprüfung 
dieſer durch die Gerichte. Ich vertrat in dieſem Konflikte den 
Standpunkt: ). Die Gerichte jind an die Dispensbewilligung der 
politiſchen Behörde gebunden. Der gleichen Rechtsüberzeugung wurde 
auch ſonſt vielſeitig Ausdruck geliehen. Sie iſt nunmehr in folgender 
Weiſe durchgedrungen. 

In einem entſpr. gelagerten Einzelfalle rollte der Verteidiger 
des Ehebandes, RA. Dr. M. L. Weiß, Wien, wieder einmal die 
regelmäßig geſtellte Frage auf, ob das Wiener LG. zuſtändig ſei, die 
Dispenserteilung durch den Wiener Magiſtrat, alſo einen Verwaltungs⸗ 
akt, zu überprüfen. Er erblickte in der Tatſache, daß die politiſche 
Behörde ſich für die Erteilung der Nachſicht von dem Ehehindernis 
des Ehebandes, das Gericht für dieſelbe Frage durch Ablehnung dieſer 
Nachſicht zuſtändig erklärte, einen bejahenden Kompetenz⸗ 
konflikt zwiſchen Verwaltungs⸗ und Gerichtsbehörde. Für die 
Entſch. in ſolchen Fällen iſt nach öſterr. BundesverfG. (8138/1) 
der Verf®H. zuſtändig >). 

Wiewohl dieſer in einem vorausgegangenen Falle die dies⸗ 
fällige Anzeige a limine abgewieſen hatte, wandte ſich der Ehebands⸗ 
verteidiger dennoch nach Zulaß des Bundesgeſ. v. 18. Dez. 1925, 
Nr. 454 (Verf.) an das Bundeskanzleramt (Inneres) als die zu⸗ 
ſtändige oberſte Verwaltungsbehörde mit dem Antrage, die Entſch. 
des Kompetenzkonflikts durch den Verf. herbeizuführen. Das 
Bundeskanzleramt ließ den Antrag unerledigt. Er wurde daher nach 
Ablauf der geſetzlich vorgeſehenen vierwöchigen Friſt von dem Ein⸗ 
ſchreiter unmittelbar beim Verf H. wiederholt. Dieſer leitete das 
Verfahren ein. Am 11. Nov. 1927 wurde das oben veröffentlichte 
Urteil verkündet. 

Gemäß $ 12 WEGB. find theoretiſch weder der Verf&H. ſelbſt 
noch die Zivilgerichte an die in dem einzelnen Falle getroffene Entſch. 
gebunden. Ihre praktiſche präjudizielle Bedeutung iſt aber ſelbſtver⸗ 
ſtändlich. So faßten es auch die Tagesblätter auf, die nunmehr die 
Dispensehen als unanfechtbar erklären. Damit iſt aber nur eine 
allerdings zu begrüßende teilweiſe Ordnung geſchaffen. Eine Fülle von 
Streitfragen, deren Erörterung Raum und Ziel dieſer Ausführungen 
weit überſchreiten müßte, bleibt unerledigt. Gründliche Abhilfe ver⸗ 
mag nur Anderung des Geſetzes zu bieten. 

RA. Geh. JR. RegR. Dr. Adolf Bachrach, Wien. 


„Recht, Geſellſchaft, Ehe“, S. 21ff. 

°) „Der Präſident, der Vizepraſident ſowie die Hälfte der Mit⸗ 
glieder und Erſatzmitglieder werden vom Nationalrat, die andere 
Hälfte der Mitglieder und Erſatzmitglieder vom Bundesrat auf Lebens⸗ 
dauer gewählt“ (Art. 147). 
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der Verwaltungsbehörde hervorgerufen, der das Zivillandesgericht 
zu Unrecht die Zuständigkeit abgeſprochen hat. 

Das Urteil, mit welchem das Landesgericht für Zivilrechtsſachen 
Wien die Ehe zwiſchen N. und M. N. geb. K. für ungültig erklärt, 
ſtützt ſich einzig und allein auf die Rechtswidrigkeit des von der 
Landesſtelle erteilten Ehedispenſes, ſohin auf die Entid. einer Vor⸗ 


(Juriſtiſche Wochenſchrift 


frage, zu deren Entſcheidung das Zivillandesgericht 
nicht zuſtändig war. Es ſteht ſomit das ganze Urteil des Zivil⸗ 
landesgerichtes dem Erkenntnis des Verfaſſungsgerichtshoſes ent⸗ 
gegen, daß zur Entſch. dieſer Vorfrage auschließlich die Verwaltungs⸗ 
behörde zuſtändig ſei. 

(Oſterr Verf H., Entſch. v. 11. Nov. 1927, K 6/27.) 


dem Reichstage und dem Landtage vorliegende Geſetzentwürfe. 


Berichtet von Präſident Dr. v. Olshauſen, Berlin. 


1. In dieſen Tagen iſt dem Reichstag der Entw. eines Gef. 
über den Reichswirtſchaftsrat und der Entw. eines Geſ. 
zur Ausführung des Geſ. über den RWR. zugegangen (über den 
Referentenentw. iſt bereits JW. 1926, 737 berichtet worden). Das 
Gef. über den RW. umfaßt nur fünf Paragraphen, indem in 
ihm als einem Rahmengeſetz lediglich die grundſätzlichen Be⸗ 
ſtimmungen über Stellung, Zuſammenſetzung und Auf⸗ 
gaben des RWK. vereinigt find, während die Fülle der Einzel⸗ 
beſtimmungen in ein beſonderes Ausführungsgeſetz von 54 Paragraphen 
verwieſen ift. Die Aufgabe des RW. iſt im weſentlichen eine zwei⸗ 
fache, nämlich die Begutachtung und die Beantragung von Geſetzes⸗ 
vorlagen. Wirtſchaftspolitiſche und ſozialpolitiſche Geſetzesentwürfe von 
grundlegender Bedeutung ſollen von der Reichsregierung vor ihrer 
Einbringung dem R WR. zur Begutachtung vorgelegt werden. Für 
die Beratung der Reichsregierung iſt es aber von beſonderem Werte, 
daß dem RN. Gelegenheit gegeben wird, die Reichsregierung 
ſchon bei den Vorarbeiten zu Geſetzesentwürfen zu 
unterſtützen. Die Reichsregierung hat ſich dieſer Möglichkeit auch 
bisher ſchon vielfach bedient. Sie wird nunmehr ausdrücklich im 
Entw. geregelt. Neu iſt ferner die Beſtimmung, daß der NER. feine 
Gutachten auf Verlangen der Reichsregierung oder der geſetzgebenden 
Körperſchaften oder ihrer Ausſchüſſe durch Beauftragte mündlich zu 
erläutern hat. Als ein Mangel des geltenden Rechts hatte es ſich er⸗ 
wieſen, daß der RWR. ſich mit ſog. Initiativgeſetzentwürfen des 
Reichstags wirtſchafts⸗ und ſozialpolitiſcher Art nicht befaſſen konnte. 
Der Entw. verpflichtet deshalb die Reichsregierung, derartige Geſetzes⸗ 
vorlagen dem RWR. fpäteftens gleichzeitig wie dem Reichsrat mit⸗ 
zuteilen (vgl. 83). Das Recht der Beantragung von Ge⸗ 
ſetzesvorlagen ſtand dem vorl. RWR. nur gegenüber der Reichs⸗ 
regierung zu. Dieſe Lücke wird jetzt dahin ausgefüllt, daß die Reichs⸗ 
regierung eine vom RWR. beantragte Geſetzesvorlage, auch wenn ſie 


ihr nicht zuſtimmt, beim Reichstag einzubringen hat (8 4). Für die 
Zuſammenſetzung des RW. waren im weſentlichen drei Ge⸗ 
ſichtspunkte maßgebend: einmal die Mitgliederzahl auf diejenige Zahl 
zu beſchränken, die für ſeine Arbeitsfähigkeit unbedingt erforderlich 
iſt; zweitens ſoll der RWR. in feiner Geſamtheit ein möglichſt ge⸗ 
treues Spiegelbild der wirtſchaftlichen Stärke der in ihm vertretenen 
Erwerbszweige ſein, und drittens ſoll ein Intereſſenausgleich zwiſchen 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern gewährleiſtet werden. Während der 
vorl. RWR. aus 326 Mitgliedern beſteht, ſoll der RWR. nach dem 
Entw. 151 ſtändige Mitglieder haben. Außerdem gibt et 
einer beſchränkten Zahl von ſtändigen Mitgliedern Gelegenheit, ſich 
durch die Zuziehung von nicht ſtändigen Mitgliedern zu ergänzen. 
Dieſe nicht ſtandigen Mitglieder werden in die Ausſchüſſe für einzelne 
Sitzungen oder für beſtimmte Verhandlungsgegenſtände vom Vorſtand 
des RICK. einberufen. Die ſtandigen Mitglieder bilden drei Ab⸗ 
teilungen. Für Abteilung III ſind in Gruppe 12 neben 2 Vertretern 
der Beamtenſchaft 3 Vertreter der freien Berufe vorgeſehen, die von 
der Reichsregierung auf Grund von Vorſchlagsliſten von 15 Ver⸗ 
bänden zu ernennen ſind. Unter dieſen Verbänden der 
freien Berufe ſei hier der Anwaltverein und der Ver⸗ 
band Deutſcher Patentanwälte hervorgehoben. Die Begr. weiſt be⸗ 
ſonders darauf hin, daß die fortlaufende Mitarbeit von hervorragen⸗ 
den Sachverftändigen aus den freien Berufen für die Beratungen des 
RWR. unbedingt erforderlich ſei; gerade der Rechtsanwalt 
ſei berufen, ſeine Erfahrungen aus der wirtſchaft⸗ 
lichen Auswirkung der Geſetzgebung zur Verfügung 
zu ſtellen. Über die Arbeitsweiſe des RER. ſei nur geſagt, daß 
die vom vorl. RWR. erprobte übung, feine Arbeiten vorzugsweiſe 
in den Ausſchüſſen und nur ausnahmsweiſe in der Vollverſammlung 
zu erledigen, geſetzlich feſtgelegt ift. 


Uberſicht der Kechtſprechung. 


(Die rechtsſtehenden Ziffern bedeuten die Seitenzahlen dieſes Heftes.) 
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Zivilrecht. 
1. Materielles Recht. 
Bürgerliches Geſetzbuch. 


88 133, 157 BGB. Konkurrenzverbot ohne ausdrückliche Aus⸗ 
bedingung aus der Natur des Geſchäftsverkaufs. RG... 28441 

88 276, 823 BOB. Haftung des Arztes für eigene Kunſtfehler bei 
einer Röntgenbeſtrahlung. Haftung des nicht am Krankenhaus an⸗ 
geſtellten aber dort zur Benußung des Röntgenapparates zugelaſſenen 
Arztes für Mängel des Apparates und Kunſtfehler des vom Kranken⸗ 
haus angeſtellten Perſonals dann, wenn das Krankenhaus Apparat 
und Perſonal dem Arzt, keine Haftung, wenn es ſie den Kranken 
oder den Krankenkaſſen zur Verfügung geſtellt hat. RG. . . 2844 

8 328 BGB. Ein Vertrag auf Waſſerverſorgung, den ein Land⸗ 
kreis abſchließt, kann zugunſten der einzelnen daran beteiligten Ge⸗ 
meinden Anſprüche erzeugen. R.. 2846 

§ 535 B66 B.; Art. 118 RVerf.; 581 Ziff. 2 KStG B.; 510 II 17 
ALR. Der Mieter einer Wohnung iſt berechtigt, die Fahne einer 
nicht verbotenen Partei bei beſonderen Gelegenheiten zu flaggen. 
Darin liegt auch dann kein hochverräteriſches Unternehmen, wenn die 
Ziele der Partei nach Feſtſtellung des Gerichts hochverräteriſch ſind. 
A Pois mnmnmnmnmnm 8 28651 

88 823, 276 BGB. Haftung des Arztes für eigene Kunſtfehler 
bei einer Röntgenbeſtrahlung. Haftung des nicht am Krankenhaus 
angeſtellten aber dort zur Benutzung des Rontgenapparates zugelaſ⸗ 
ſenen Arztes für Mängel des Apparates und Kunſtfehler des vom 
Krankenhaus angeſtellten Perſonals dann, wenn das Krankenhaus 
Apparat und Perſonal dem Arzt, keine Haftung, wenn es ſie den 
Kranken oder den Krankenkaſſen zur Verfügung geſtellt hat. RG. 28442 

8 823 BGB. Neben der Gemeinde, die auf einem Platze einen 
öffentlichen Verkehr eröffnet hat, kann auch noch eine Privatperſon 
den Verkehr eröffnen. Dann haftet ſie auch für die Sicherheit des 
Verkehrs MMV 2 28488 

8 893, 892 BGB. Die Vorſchriften des BGB. über den öffent- 
lichen Glauben des Grundbuches finden auf Vormerkungen inſoweit 


keine Anwendung, als es ſich um die unmittelbare Anwendung des 

$ 892 handelt. Da aber die Bewilligung und Eintragung der Vormer⸗ 

kung eine Verfügung über das Grundſtück i. S. $ 898 iſt, kommt dem 

ie der Schutz des guten Glaubens 9250 8182 
G c c ee ee 


88 1717 Satz 2, 1529 Satz 2 B68. Die offenbare Unmöglichkeit 
der Empfängnis aus einer innerhalb der Empfängniszeit geſchehenen 
Beiwohnung kann durch Blutunterſuchung nicht bewieſen werden, 
KG. er 

Aufwertungsgeſetz. 

8 10 AufwG. Eine Enteignungsentſchädigung, die mit dem ent⸗ 
eigneten Grundſtücke hypothekariſch geſichert worden iſt, wird wie 
eine Kaufgeldforderung nach 8 10 AufwG. aufgewertet. KG. 2898 

88 10°, 2 AufwG.; Art. 7 9 2 Pra BGB. Goldmarkbetrag der 
Kaufgeldforderungen bei Verkauf des Grundſtücks an eine juriſtiſche 
Perſon, die nach Art. 7 5 2 Pra BGB. zum Erwerbe des Grund 
ſtücks der ſtaatlichen Genehmigung bedurfte. KG. 2808 


56. Jahrg. 1927 Heft 49] 


Anleiheablöſungsgeſetz. 
88 18, 23, 24, 25 AnlAbIG.; 88 814, 850 ZPO. Pfändbarkeit 
von Ausloſungsrechten. LG. Hannover 2864¹ 


Mieterſchutzgeſetz. 

88 8, 37, 38 MSchG. Die Ablehnung des Magiſtratsrats als Vor⸗ 
ſitzender des Mieteinigungsamtes wegen Befangenheit iſt in Sachen, 
in denen die Gemeinde Partei iſt, insbeſondere in Wohnungsmangel⸗ 
ſachen, nicht ohne weiteres, ſondern nur beim Vorliegen beſonderer 
Gründe gerechtfertigt. KG. 28632 


Wohnungsmangelgeſetz. 

94 WohnMangG. Das Wohnungsamt kann die durch Täuſchung 
veranlaßte Zuweiſung einer Wohnung nach Abſchluß des Mietver⸗ 
trages nur zurücknehmen, wenn der Mieter beim Vertragsſchluß die 
eee, ee, 2859 1 

58 WohnMangG. Die Gemeindebehörde kann die Wohnung, 
die der Verfügungsberechtigte auf Grund eines von der Gemeinde⸗ 
behörde genehmigten Wohnungstauſches innehat, nicht deshalb in 
Anſpruch nehmen, weil der Verfügungsberechtigte ſeine frühere 
Wohnung im Widerſpruch mit Beſtinmmungen des Wohnungsmangel⸗ 
rechts bezogen hatte. Dies gilt auch dann, wenn die Genehmigung 
des Tauſches infolge Ablaufs der in 98 Wohn Mang. vorgeſehenen 
Friſt als erteilt gilt. K. 28602 


2. Verfahrensrecht. 
Gerichts verfaſſungsgeſetz. 


813 GV.; Art. I, II PrGeſ. v. 24. Nov. 1925. Der Rechts⸗ 
weg iſt unzuläſſig, wenn Feſtſtellung der Patronatspflicht verlangt 
RG. 


ne our e 


las. e sen 8 0 e e e 
Zivilprozeßordnung. 

88 814, 850 3PO.; 58 18, 23, 24, 25 AnlAblG. Pfändbarkeit von 
Ausloſungsrechten. LG. Hannover 28641 
B. 

Strafrecht. 
Strafgeſetzbuch. 


$ 59 StGB. Der Strafausſchließungsgrund unverſchuldeter Un⸗ 
kenntnis einer im materiellen Steuerrecht begründeten Meldepflicht 
iſt gegeben, wenn dem Täter die Vorſchrift zwar bekannt geworden, 
aber aus dem Gedächtnis entſchwunden iſt. RG. . . . 285615 


und 133 SGB. iſt möglich. R..... 285617 
9.193 StchB. ſchützt einen Parteiſekretär, wenn er an Partei⸗ 


„ 


28633 
8 850 Steh B. Tateinheitliches Zuſammentreffen zwiſchen §8 350 
und 133 StGB. iſt möglich. Rd. 285617 
C. 
Steuerrecht. 
1. Reid. 


Reichsabgabenordnung. 

3 85 RAbgd.; 57 UmjSt®. 1922. Ein Mißbrauch i. S. 8 5 RAbgd. 
liegt vor, wenn, um die Steuerbefreiung nach $7 UmjSt®. zu er⸗ 
langen, eine Mühle das an einen auswärtigen Zwiſchenhändler ver⸗ 
kaufte und von dieſem bezahlte Mehl auf ihren eigenen Namen am 
Niederlaſſungsorte des Zwiſchenhändlers in einem Lagerhaus ein⸗ 
lagert, gleichzeitig aber die Lagerhausverwaltung anweiſt, das Mehl 
R den Zwiſchenhändler auf deſſen jeweiliges Begehren zu verabfolgen. 

1 2861 

3231 Rübgd.; 510 GrVermSt®. Unrichtige Rechtsmittel⸗ 
belehrung ſetzt die Rechtsmittelfriſt nicht in Lauf. PrOV G. 2868⸗ 

38 377, 358 RAbgd.; 8 21, 3, 22, 10, 15 Bier StG. v. 9. Juli 
1923/11. Aug. 1923/13. Febr. 1924. Zu den Strafausſchließungs⸗ 
gründen des 5 377 Abſ. 1 Satz 3 RAbgO. zählt auch der unverſchul⸗ 
dete Irrtum i. S. 9 358 RAbg SO. Das gleiche gilt für andere Ordnungs⸗ 
widrigkeiten gegenüber dem BierSt®., die außer der Verletzung der 
Anmeldepflicht noch in Betracht kommen können, z. B. der Vollzug 
der Durchführungspflicht und die Pflicht zum Halten eigener Malz⸗ 
mühlen mit ſelbſttätiger Verwiegungsvorrichtung. Der Begriff Bier 
nach dem Bier StG. Das Reinheitsgebot gilt für Bayern auch für 
pbergäriges Bier und gilt auch für den Haustrunk. § 358 RAbgO. 
bezieht ſich nicht auf das Reinheitsgebot. Bay Obo... . 28613 


- 
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Umſatzſteuergeſetz. 

81 Umſsté. Eine Gemeindebehörde, die im Jahre 1924 die 
in ihrem Armenarbeitshauſe hergeſtellten Gegenſtände ſowie das dort 
zerkleinerte Brennholz teils durch eine beſondere Verkaufsſtelle an 
Dritte, reils an die ſtaatliche Beſchaffungsſtelle zur Verteilung an 
einzelne Verwaltungszweige, wie Wohlfahrtsamt, Jugendamt, Waiſen⸗ 
haus, Kinderheim, Kinderſchulen, Alters⸗ und Verſorgungsheime, 
Strafanſtalt, geliefert hat, iſt umſatzſteuerpflichtig. RF H. . 28662 

93 UmjSt&. Entgelte, die eine Gemeinde i. J. 1924 von den 
Viehhaltern und Schweinehaltern ihrer Gemeinde für Bereitſtellung 
und Benutzung eines Gemeindezuchtbullens und eines Gemeinde⸗ 
zuchtebers und dafür erhoben hat, daß Gemeindeangehörigen, die 
Schafe halten, eine Gemeindeweide und ein Gemeindeſchäfer zur Ver⸗ 
fügung geſtellt wurde, find umſatzſteuerpflichtig. RF .. . 28662 

Fin anzausgleichsgeſetz. 

516 Fin AusglGB.; 539 Ziff. 1 III. Steuer Not VO. v. 14. Febr. 
1924 (RG Bl. I S. 74). Gemeindliche Zuwachsſteuerordnungen, die 
nicht entſprechend dieſer Beſtimmung abgeändert worden ſind, 
bleiben gültig; die Beſtimmung des $ 16 wirkt auf die Steuerordnungen 
ohne weiteres, ohne daß es einer Anderung bedarf, ergänzend und be⸗ 
richtigend ein. Sächſ OVG. 28721 


Grunderwerbſteuergeſetz. 

§ 8 Nr. 9 GrErwStG. Beabſichtigt eine Körperſchaft des öffent⸗ 
lichen Rechtes, auf einem zum Verkaufe geſtellten Grundſtück zunächſt 
keine Kleinwohnungen für Minderbemittelte ſchaffen zu laſſen, ge⸗ 
nehmigt ſie dann aber vor Abſchluß des Vertrags und vor der Grund⸗ 
ſtückzübertragung den Bauplan, der die Schaffung ſolcher Wohnungen 
vorſieht, ſo kann angenommen werden, daß auch auf ſeiten der Körper⸗ 
ſchaft das Grundſtück dem ſteuerbegünſtigten Zwecke zu dienen beſtimmt 
1% Dalo 28664 


Rennwett⸗ und Lotteriegeſetz. 
82 Renntv2ottG. v. 8. April 1922. Die Verwaltungsbehörden 
ſind nicht befugt, den Buchmachern eine beſondere beſchränkte Ge. 
ſchäftszeit vorzuſchreiben. Sächſ OVG... 28722 


2. Länder. 
Preuß. Grundvermögenſteuergeſetz. 
PrörBermeib.; PraommAbgG. Wann iſt ein Gebäude „au 
einem öffentl. Dienſt beſtimmt“ und deshalb ſteuerfrei? PrOVG. 28707 
810 GrermStG.; 5 231 RAbgO. Unrichtige Rechtsmittel ⸗ 
belehrung ſetzt die Rechtsmittelfriſt nicht in Lauf. PrOVG. . 28684 
$ 15 Pr&rBerm&ib.; 5 24 PraommAbgG. Wann iſt ein Grund⸗ 
ſtück einer Gemeinde als zum öffentl. Gebrauch beſtimmt anzuſehen 
und deshalb von der Grundvermögensſteuer befreit? PrO BG. 28696 


Gewerbeſteuer. 
Die jog. vererblichen und veräußerlichen Apothekenkonzeſſionen 
pre ſelbſtändiger Beſtandteil des Ge werbekapitals zu bewerten. 
rOVG. 


e er 


N 2870 
Zur Frage der Gewerbeſteuerpflicht ärztlicher Eigentümer von 
Sanatorien. Pr OVG... 4 8 5 28708 


Vergnügungsſteuer. 

Unter welchen Vorausſetzungen können Gemeinden Gemälde⸗ 
ausſtellungen der Vergnügungsſteuer unterwerfen? PrOVG. 28685 
D. 

Sonftiges öffentliches Recht. 
1. Bei. 
Allgemeines. 

Zwei Vertreter derſelben Perſon können für dieſe kein Rechts⸗ 
geſchäft miteinander ſchließen. Das gilt beſonders für verſchiedene 
Verwaltungsſtellen des Staates. RG 28485 

Treu und Glauben im öffentl. Recht; Einengung durch die größere 
Bedeutung formaler Beſtimmungen. Hat der Beamte auf Anraten 
der Behörde zur Vermeidung des Dienſtentlaſſungsverfahrens ſelbſt 
um Entlaſſung nachgeſucht, fo iſt er durch Treu und Glauben auch dann 
nicht gehindert, dieſes Geſuch bis zu ſeiner Genehmigung zurückzuziehen, 
wenn inzwiſchen die Friſt zur Zuſtellung des amtlichen Entlaſſungs⸗ 
e eit , ER 28477 


Reichs verfaſſung. 
Art. 173, 138 RVerf. Die Lippiſchen Grund wertſteuergeſetze 
v. 29. April 1920 (GS. 108) und 22. Dez. 1923 (GS. 426) ſind mit 
den Art. 173, 138 RVerf. inſoweit nicht vereinbar, als ſie die bisherige 
auf Geſetz beruhende Freiheit der Lippiſchen evangeliſchen Landes⸗ 
kirche von Staatsſteuern beſeitigt haben. RM. 285212 
Beamtenrecht. 


Entlaſſung eines Beamten, der ſich der neuen Staatsgewalt 
nicht zur Verfügung ftellen wollte, zur Zeit der politiſchen Umwälzung. 
Im Gegenſatz zu dem ſonſt zu verlangenden ausdrücklichen Entlaſſungs⸗ 
antrag genügt für dieſe Zeit auch das tatſächliche Verhalten des Beamten, 
ſeine Erklärung, die neue Staatsgewalt nicht anerkennen zu wollen. 


„ 


2880 
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An Stelle der ſonſt üblichen Entlaſſung des einzelnen Beamten durch 
einen Ausſpruch der Behörde in einer beſonderen Urkunde erfolgte in 
jener Zeit die Zuſtimmung des Staates zur Entlaſſung ſolcher Beamten 
rechtswirkſam ganz allgemein durch die Bek. v. 12, 13., 14. Nov. 
en eee ET 28475 


Bankgeſetz. 

Banks. v. 30. Aug. 1924; Beamtenſtatut der Reichsbank v. 
27. Dez. 1924: § 155 RBG. Rechtsſtellung der Reichsbankbeamten; 
Anwendung des 9 155 RBG. auf fie. Verfahren der Überführung 
der Reichsbankbeamten in den einſtweiligen Ruheſtand. RG. 285515 


Gewerbeordnung. 

833 Gewd.; Art. 1 581, 4 Noth. v. 24. Febr. 1923. Die von 
einer geſchloſſenen Geſellſchaft auf ihre eigene Rechnung betriebene, 
auf die Mitglieder beſchränkte Abgabe von Getränken auch nieht alkoho⸗ 
liſcher Art unterliegt dem Erlaubniszwang. Bay Obs. . 28611 

8 33 Gewd. i. d. F. des NotGeſ. v. 24. Febr. 1923. Wirtſchafts⸗ 
erlaubnispflicht geſchloſſener Geſellſchaften und anderer Vereine. 
80e Re N 2871? 

835 Gewd. Die Unzuverläſſigkeit, die nach der allgemeinen 
moraliſchen Eigenſchaft des Unternehmers zu beurteilen ift, kann auch 
in einem zu geringen Bildungsgrad und in mangelndem Rechtsgefuhl 
gefunden werden. BayV Gde.. 28712 


Notgeſetz. 

8 2 Notgeſetz. Wenn eine landrechtliche Vorſchrift über das Ende 
der Polizeiſtunde nicht erlaſſen worden iſt, ſo iſt die Polizeiſtunde 
dann als beendet zu erachten, wenn nach den ortsüblichen Anſchauungen 
und Bedürfniſſen der neue Tagesbetrieb beginnt. OLG. Dresden 2863. 


Verſorgungs geſetze. 

Als wettbewerbsfähig in einem Berufe iſt ein Beſchädigter dann 
anzuſehen, wenn er von ſeinem Arbeitgeber nicht lediglich aus Wohl⸗ 
wollen oder Mitleid beſchäftigt wird, ſondern ſeine Arbeitsleiſtung für 
dieſen auch von wirtſchaftlichem Werte iſt, wenn er ferner durch ſein 
Leiden nicht gehindert iſt, bei Verluſt ſeines gegenwärtigen Arbeits⸗ 
poſtens eine andere ähnliche Beſchäftigung auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkte zu finden, wenn er endlich für ſeine Tätigkeit eine Ver⸗ 
Abe bezieht, aus der er zuzüglich ſeiner Rente den angemeſſenen 

ebensunterhalt beſtreiten kann. RVG... >. 28672 

Daß zwei Beſcheide — ein Berichtigungsbeſcheid nach 8 65 Abſ. 2 
Berf®, und ein Rentenänderungsbeſcheid nach $ 57 RVG. — in einer 
Urkunde verbunden werden, iſt nicht zu bemängeln; es gibt keine ge⸗ 
ſetzliche Verfahrensvorſchrift, die einer ſolchen Verbindung zweier an 
dieſelbe Partei gerichteten Beſcheide entgegen ſtände. RVG. 2867! 


Reichs tnappſchaſtsgeſetz. 
88 20, 111 Rernch. Vorausſetzungen des Anſpruchs auf Rück⸗ 


zahlung von Beiträgen zur Knappſchaftspenſionskaſſe. RVA. 28667 
Angeſtelltenverſicherungsgeſetz. 

51 Abſ. 3 ABG. Ermittlung der Jahresarbeitsverdienſtgrenze. 

RV A. „ „ ef: 


„ „ aite zie- oda Ze Ei Lie Ze 


Verordnung über die Fürſorgepflicht. 
88 6, 32 Fo. Sozialrentnerwaiſen. Bay GH... . . 28715 
88 7 Abſ. 3, 15 8D. Fortgeſetzte Hilfsbedürftigkeit. Bay BGH. 
28724 


8 8 Fo. Fürſorgepflicht des Zehnmonatsverbandes. Bay BGH. 
28725 


8 14 8. Vorausſetzung der Übernahme hilfsbedürftiger Kinder. 
„ a tee NE 28728 
818 8 VD. Rechtswirkſamkeit der Anmeldung des Koſtenerſatzes. 
Bay VGH a ER ee 


2. Länder. 
Preuß. Allgemeines Landrecht. 
88 74, 75 EinlAsR. Ein Kirchenſtuhlrecht kann aus kirchen, 
polizeilichen Gründen vom Biſchof gegen Entſchädigung beſchrankt 
oder aufgehoben werden. RW. 2853 


Preuß. Landes verwaltungsgeſetz. 
8127 Pre BG.; VO. über Regelung der Paßpflicht v. 10. Juni 1919. 
Die Verweigerung eines Auslandspaſſes gegenüber Reichsangehörigen 
ſtellt eine polizeil. Verf. i. S. des 9 127 PrLVerwG. dar. Pr OG. 


28672 
Preuß. Diſziplinargeſetz. 
Preuß DiſzG. v. 21. Juli 1852. An dem Grundſatz, daß Beamte 
an den Grundrechten und Grundpflichten der Art. 118, 126, 130 RVerf. 


nur in den ihnen durch das DiſzGG. gezogenen Schranken teilnehmen, 
iſt feſtzuhalten. PrOBVB GWB. 28671 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


8 2 MG. v. 21. Juli 1852. Zum Begriff der Nebenbeſchäftigung 
mit fortlaufender Remuneration 1. S. der Kabinettsorder b. 14. Juli 
1839. DiſzplG. für nichtrichterliche Beamte 28751 

88 53, 52, 49, 48 DiſzG. v. 21. Juli 1852. — 1. Nicht nur im Falle 
der Freiſprechung, ſondern in allen Fällen, in denen das Diſziplinar⸗ 
verfahren zu Ende geht, ohne daß es zu einer Verurteilung des Beamten 
kommt, muß dem Beamten der ihm infolge der Suspenjton eingehaltene 
Teil ſeines Dienſteinkommens nachgezahlt werden. 2. Die Suspen- 
ſionsberfügung bedarf zwar zu ihrer Wirkſamkeit nicht der Zuſtellung 
an den Beamten; es genügt aber auch nicht bloßes Aktenkundigmachen; 
die Suspenſion muß vielmehr durch ihre Vollziehung kundgetan 
werden. 3. Berechnung des Zeitpunktes des Wirkſamwerdens und der 
Dauer der Suspenſion. RO. 284910 

Preuß. Enteignungsgeſetz. 

88 42, 57 PrEnteignG.; VO. v. 9. Dez. 1919; 8812 BGB. Die 
Anwendbarkeit der VO. zur Bekämpfung der dringenden Wohnungs⸗ 
not iſt vom Bezirkswohnungskommiſſar zu entſcheiden. Bei Nicht⸗ 
benutzung eines enteigneten Grundſtücks gibt es kein Rückforderungs⸗ 
recht des Enteigneten. Urteile des Kompetenzkonfliktsgerichtshofs ſind 
im Rechtswege nicht nachprüfbar. MMW. 2852˙5 


Kompetenzkonflikte in Preußen. 

$7 Bo. v. 1. Aug. 1879 i. Verb. mit 99 249, 271 ZPO.; 812 
Bg.; Art. 109 RVerf.; 5 22 Preuß G. v. 23. Juni 1920 über die Auf⸗ 
hebung der Standesvorrechte des Adels. Entſcheidung über einen nicht 
zurückgenommenen Kompetenzkonflikt ohne Rückſicht auf eine nach 
Erhebung desſelben erfolgte Zurücknahme der Klage. Für den Anſpruch 
auf Beſeitigung von Beeinträchtigungen des Namensgebrauchsrechts 
iſt der Rechtsweg zuläſſig, und zwar auch dann, wenn der Anſpruch 
ſich gegen Beeinträchtigungen dieſes Rechts durch einen Beamten 
richtet, ſofern dieſer ſich nicht hierbei innerhalb ſeiner Zuſtändigkeit 
zur Ausübraig öffentlich rechtlicher Befugniſſe befunden hat. Prod. 
zur Entſch. der Sombhonfl . once er „ „ „ BO 


Preuß. Volksſchulunterhaltungsgeſetz. 

Das Verfahren betr. den Ausſchluß von Mitgliedern des Schul⸗ 
vorſtandes i. S. des $ 46 Abſ. 6 Volksſch unt. hat disziplinären Cha⸗ 
rakter. Vor der Ausſchließungsverfügung iſt deshalb der Betroffene 
zu hören. Die fraglichen Tatſachen müſſen in der Verfügung jubitan- 
tiiert werden. Pro VG... . 28685 

Preuß. Geſetz vom 24. November 1925. 

Art. I, II PrGgeſ. v. 24. Nov. 1925. Der Rechtsweg iſt un; 

zuläſſig, wenn Feſtſtellung der Patronatspflicht verlangt wird. 2 
285 
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Bab. Verwaltungsrecht. 
8 41, 17 Bad erwRpflß. Erforderniſſe einer verwaltungs⸗ 
gerichtlichen Klage. Bad VGH. 2874 


Nach bad. Gemeindewahlrecht iſt der Wahlvorſteher nicht ver. 
pflichtet, die Stimmzettel zu prüfen. Bedeutung des Rech nge 
2 


an Beide 


Auch in Städten ift die Klage im Fall der Anfechtung von Ge⸗ 
meindewahlen gegen die Staatsaufſichtsbehörde zu richten. Wade 
287 


Wirkung des Ausſcheidens aus dem Dienſt auf ein im Garz a 
2 


findliches Diſziplinarverfahren. Bad VGCbb .. 

Die Nachbringung neuer Einſprachegründe nach Ablauf der Ein⸗ 
ſpruchsfriſt iſt unzuläſſig. BadV G õ dr. 28735 
Thür. Verwaltungsrecht. 

Begriff der Obdachloſigkeit. Thür Vo. „ oa 


Heſſ. Verwaltungsrechtspflegegeſetz. 
Art. 13, 132 Heſſ. Verwaltungs rechtspflegegeſetz. Heſſe 
28 


Heſſ. Städteordnung. 

Art. 90/91 Heijstd. Heſſ Bh. 

E. 

Ausländiſches und Völkerrecht. 
Londoner Abkommen. 


Das Londoner Amneſtieabkommen v. 16. Aug. 1924 ſchließt nicht 
Geltendmachung von bürgerlich⸗rechtlichen Anſprüchen aus. 5 
Trier 


28751 
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